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Alterssicherungsbericht 2012

Kurzfassung

Das System der Alterssicherung in Deutschland betrifft
Millionen von Menschen. Es versorgt die Alteren im Ru-
hestand und ist die Basis fiir die heutigen Erwerbstatigen,
fiir ein auskdmmliches Einkommen im Alter vorzusor-
gen. Mit den Reformen der Vergangenheit wurde das Sys-
tem angesichts der demografischen Herausforderungen
nachhaltig und zukunftsfest ausgestaltet. Oberstes Ziel
der Rentenpolitik ist es, dafiir zu sorgen und dariiber zu
wachen, dass die Menschen sich auf ein gut funktionie-
rendes Alterssicherungssystem verlassen konnen.

Dabei geht es zum einen darum, die langfristige Finanzie-
rung der sozialstaatlichen Sicherungssysteme zu gewihr-
leisten und sie generationengerecht zu gestalten. Zum an-
deren ist dafiir Sorge zu tragen, dass denjenigen, die
langjéhrig vorgesorgt haben, eine Alterssicherung zur
Verfiigung steht, die nicht nur den existenzsichernden Be-
darf abdeckt. Dabei sind alle Séulen der Alterssicherung
in den Blick zu nehmen.

Der Alterssicherungsbericht der Bundesregierung wird
alle vier Jahre erstellt und berichtet {iber die verschiede-
nen Alterssicherungssysteme, die Einkommenssituation
der heutigen Rentnerinnen und Rentner, die Verbreitung
der zusatzlichen Altersvorsorge und das kiinftige Versor-
gungsniveau.

Die Alterssicherung in Deutschland ist durch eine Vielzahl
von Sicherungssystemen gekennzeichnet. Sie hat volkswirt-
schaftlich einen hohen Stellenwert: Thre im Sozialbudget er-
fassten Leistungen betrugen im Jahr 2011 rund 297 Mrd.
Euro. Dies entspricht rund 11,6 Prozent des Bruttoinlands-
produktes. Dabei ist die gesetzliche Rentenversicherung
(GRV) das Alterssicherungssystem mit der weitaus grofiten
Bedeutung. In der GRV sind gut 52 Millionen Menschen ak-
tiv und passiv versichert, 20,5 Millionen Menschen beziehen
Renten, darunter 17,2 Millionen Rentnerinnen und Rentner
im Alter von 65 Jahren und dariiber.

Die heutige Rentnergeneration ist iiberwiegend gut ver-
sorgt. Nur rund 2,5 Prozent der 65-Jihrigen und Alteren
sind auf Leistungen der Grundsicherung im Alter angewie-
sen. Die Haushaltsnettoeinkommen aller Ehepaare und Al-
leinstehenden im Alter ab 65 Jahren betragen im Durch-
schnitt 1818 Euro. Das Durchschnittseinkommen von
Ehepaaren liegt bei 2 433 Euro, das von alleinstehenden
Minnern bei 1 560 Euro. Alleinstehende Frauen haben mit
1292 Euro ein im Durchschnitt geringeres Einkommen.
Wiéhrend Ménner tiber 128 Prozent des Durchschnittsein-
kommens aller Personen verfiigen, haben Frauen lediglich
78 Prozent. Dies spiegelt sich auch bei der Verteilung der
Einkommen im Alter wider: Im untersten Einkommens-
zehntel sind deutlich mehr Frauen als Méanner vertreten.

Auch ehemals Selbststindige haben auffillig oft niedrige
Alterseinkommen. Die Einkommen sind bei ihnen aller-

dings insgesamt sehr unterschiedlich verteilt. Neben vie-
len gut situierten ehemals Selbststdndigen gibt es im
Alter auch viele Bediirftige. Der Anteil der Grundsiche-
rungsempfanger ist unter ehemals Selbststédndigen gegen-
iiber ehemals Beschéftigten in etwa doppelt so hoch
(3,7 Prozent gegeniiber 1,8 Prozent). Anders als die meis-
ten anderen Erwerbstétigen sind Selbststdndige oft nicht
in ein verpflichtendes Alterssicherungssystem einbezo-
gen und haben offenbar tiberdurchschnittlich hdufig nicht
hinreichend fiir ihr Alter vorgesorgt.

Etwa gut die Hélfte der heutigen Seniorinnen und Senio-
ren haben Einkommen aus der betrieblichen oder privaten
Vorsorge. Diese Einkommen machen mit 8 Prozent bzw.
9 Prozent einen eher kleinen Teil von deren Bruttoein-
kommen aus. Die zusétzliche Altersvorsorge weitet sich
zwar aus, sie wird aber aufgrund des sinkenden Siche-
rungsniveaus in der gesetzlichen Rentenversicherung in
der Zukunft deutlich an Gewicht gewinnen miissen.

Nach zehn Jahren der staatlichen Forderung zeigt sich, dass
bei der Verbreitung der zusétzlichen Altersvorsorge deutli-
che Fortschritte erzielt werden konnten. Mittlerweile gibt es
19,6 Millionen aktive BAV-Anwartschaften und 15,6 Millio-
nen Riester-Vertrige. Bezogen auf die Zahl der sozialversi-
cherungspflichtig Beschéftigten im Alter von 25 bis 64 Jah-
ren diirften mittlerweile deutlich mehr als 70 Prozent der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einen Anspruch auf
eine Zusatzrente aus der betrieblichen Altersversorgung
oder aus einer Riester-Rente haben.

Hinsichtlich der Entwicklung im Zeitverlauf ist festzu-
stellen, dass der Aufwuchs der Anwartschaftszahlen in
der betrieblichen Altersversorgung in den Jahren 2001 bis
2005 sehr dynamisch erfolgte, in den letzten Jahren aber
deutlich an Schwung verloren hat. Seit 2005 ging der An-
stieg in etwa mit der wachsenden Anzahl der sozialversi-
cherungspflichtig Beschéftigten einher. Auch bei der Zahl
der neu abgeschlossenen Riester-Vertrdge hat sich die
Entwicklung zuletzt abgeflacht. In den letzten Jahren lag
der Zuwachs bei den Riester-Vertrigen bei jeweils etwa
einer Million Vertrage. Im ersten Halbjahr 2012 sind da-
gegen nur etwa 0,2 Millionen neue Vertrdge hinzu ge-
kommen. Die Griinde dafiir diirften u. a. in der aktuellen
Finanzmarkt- und Staatsschuldenkrise liegen, die zu einer
zunehmenden, grundsétzlichen Skepsis gegeniiber kapi-
talgedeckten Altersvorsorgesystemen gefiihrt hat. Auch
die Negativberichterstattung iiber die Riester-Rente in
vielen Medien diirfte ebenfalls demotivierend auf viele
Biirgerinnen und Biirger gewirkt haben.

Auffillig ist, dass insbesondere Bezieher geringer Einkom-
men noch zu wenig zusétzlich fiir das Alter vorsorgen.
Rund 42 Prozent der Geringverdiener, das sind knapp
1,8 Millionen der gut 4,2 Millionen erfassten sozialversi-
cherungspflichtig Beschéftigten mit einem Bruttolohn von
weniger als 1 500 Euro pro Monat, haben weder eine be-
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triebliche Altersversorgung noch einen Riester-Vertrag.
Gut zwei Drittel davon sind Frauen (knapp 1,3 Millionen),
obwohl die Verbreitung der zusétzlichen Vorsorge unter ge-
ring verdienenden Frauen hoher ist als bei Ménnern (rd.
59 Prozent gegeniiber rd. 38 Prozent). Die mit den Zulagen
erreichten {iberdurchschnittlich hohen Foérderquoten bei
Geringverdienern spiegeln sich zwar in der Einkommens-
verteilung der Riester-Sparer wider, Geringverdiener besit-
zen demnach sogar etwas hdufiger einen Riester-Vertrag
als Besserverdiener. Insgesamt steigt die Verbreitung der
zusétzlichen Altersvorsorge aber mit dem Einkommen an,
weil die betriebliche Altersversorgung unter Geringverdie-
nern nur sehr unterdurchschnittlich verbreitet ist.

Die zusitzliche Altersvorsorge wird zukiinftig immer
wichtiger werden. Dies belegen auch Modellrechnungen
zur Entwicklung des Gesamtversorgungsniveaus: Die aus
Griinden der Generationengerechtigkeit erforderliche Ab-
senkung des Sicherungsniveaus in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung kann durch zusitzliche Vorsorge ausgegli-
chen werden. Das Netto-Gesamtversorgungsniveau, dass
auch den Einfluss des Ubergangs auf die nachgelagerte
Besteuerung abbildet, wird so langfristig aufrecht erhal-
ten bzw. sogar leicht gesteigert. Aufgrund der Verbesse-
rungen bei der Anerkennung von Kindererziehung in der
gesetzlichen Rentenversicherung und der besonderen Zu-
lagenforderung fiir Kinder im Rahmen der Riester-Rente
wird das Netto-Gesamtversorgungsniveau fiir Versi-
cherte mit Kindern kiinftig sogar sehr deutlich ansteigen.

Insgesamt ist die heutige Rentnergeneration nur zu einem
sehr geringen Anteil auf Grundsicherung im Alter ange-
wiesen. Aber es gibt Entwicklungen, die fiir kiinftige
Generationen ein auskdmmliches Alterseinkommen ge-
fahrden konnten. Niveauabsenkungen in der gesetzlichen
Rentenversicherung fithren insbesondere bei Geringver-
dienern zu einem steigenden Altersarmutsrisiko, auch fiir
Personen mit langjéhrigen Erwerbsbiografien. Geringver-
diener, die jahrzehntelang in das Rentensystem eingezahlt
haben, konnten am Ende ihres Erwerbslebens kein aus-
kommliches Einkommen aus der Rente haben. Deshalb
ist es entscheidend, dass die Menschen in Deutschland
bereits heute zusétzlich fiir das Alter vorsorgen und die
Forderangebote des Staates annehmen. Die aktuellen
Zahlen zur Verbreitung der zusdtzlichen Altersvorsorge in
der zweiten und dritten Séule zeigen, dass diesbeziiglich
in der letzten Dekade zwar deutliche Fortschritte erzielt
werden konnten. Allerdings sorgen gerade Geringverdie-
ner noch zu wenig zusétzlich vor.

Eine zukunftsfeste Altersvorsorge muss auf drei Sdulen
ruhen: Der gesetzlichen Rente, der privaten und der be-
trieblichen Vorsorge. In allen Sdulen gilt es auch weiter-
hin klug und gezielt die richtigen Weiterentwicklungen
auf den Weg zu bringen. Denn wir sehen, dass durch ver-
anderte wirtschaftliche Strukturen und den demographi-
schen Wandel in Zukunft die Gefahr besteht, dass Alters-
armut zunimmt. Das wollen wir verhindern und machen
uns dafiir stark, dass jeder, der ein Leben lang beschéftigt
war und vorgesorgt hat, ein Alterseinkommen oberhalb
der Grundsicherung erhélt.

Noch in dieser Legislaturperiode sollen konkrete Verbes-
serungen fiir eine Lebensleistungsrente geschaffen wer-
den, die nicht beitrags-, sondern steuerfinanziert werden.

Dafiir werden wir die Bewertung der Beitragszeiten fiir
Frauen, die Kinder erzogen und/oder Pflegeleistungen er-
bracht haben, fiir Erwerbsgeminderte und Menschen mit
geringen Einkommen verbessern. Die Grenze der Hoher-
bewertung befindet sich dabei knapp oberhalb der Grund-
sicherung. Die Regelungen werden so gestaltet, dass sich
zusitzliche private Vorsorge fiir gesetzlich Rentenversi-
cherte lohnt. Voraussetzung fiir die Verbesserung ist, dass
mindestens 40 Jahre in die Gesetzliche Rentenversiche-
rung eingezahlt und privat vorgesorgt worden ist.

Dariiber hinaus wird die Bundesregierung priifen, inwie-
weit es finanzielle Spielrdume gibt, Miittern mit mehreren
Kindern, die vor 1992 geboren worden sind, zusitzliche
Entgelte zu ermoglichen.

Uber die konkrete Umsetzung wird derzeit in der Bundes-
regierung beraten.

Weiterhin gilt es, die Rahmenbedingungen fiir die private
Altersvorsorge weiter zu verbessern und notwendige Kor-
rekturen vorzunehmen. Dazu hat die Bundesregierung den
Entwurf eines Altersvorsorge-Verbesserungsgesetzes be-
schlossen. Diese sieht unter anderem vor, ein verbindliches
Produktinformationsblatt zur Erhéhung der Transparenz
und Vergleichbarkeit der geforderten Vorsorgeprodukte
einzufithren. Die Kosten fiir den Wechsel von einem Al-
tersvorsorgevertrag zu einem anderen Altersvorsorgever-
trag sollen gedeckelt werden. Dariiber hinaus soll die Be-
teiligung der Versicherten an den Risikoiiberschiissen
verbessert werden. Eine konkrete Regelung wird derzeit
vom Bundesministerium der Finanzen erarbeitet. Hier-
durch werden insgesamt der Verbraucherschutz gestarkt
und weitere wirksame Anreize fiir den Ausbau einer zu-
sdtzlichen Altersvorsorge gesetzt.

Die Ergebnisse des Alterssicherungsberichts im Einzelnen:

Gesetzliche Grundlage fiir den Alterssicherungsbericht ist
§ 154 Absatz2 SGB VI. Hiermit wird nach 1997, 2001,
2005 und 2008 der fiinfte Alterssicherungsbericht vorgelegt.

Die Struktur des Alterssicherungsberichtes mit den Teilen A
bis E orientiert sich am Wortlaut des § 154 Absatz 2
SGB VI. Er umfasst demnach

— Teil A: Leistungen und Finanzierung der ganz oder
teilweise offentlich finanzierten Alterssiche-
rungssysteme,

— Teil B: Die Einkommen aus Alterssicherungssyste-
men und

— Teil C: Die Gesamteinkommen im Seniorenalter.

— Teil D: Steuerliche Férderung und Grad der Verbrei-
tung von betrieblicher und privater Altersvor-
sorge sowie

— Teil E: Gesamtversorgungsniveau fiir typische Rent-

ner einzelner Zugangsjahrginge.

Teil A: Leistungen und Finanzierung der ganz
oder teilweise offentlich finanzierten
Alterssicherungssysteme in Deutschland
im Jahr 2007

Die gesetzliche Rentenversicherung (GRV) hat im Hin-
blick auf Versicherte und Leistungsempfinger eine he-
rausragende Bedeutung im System der Alterssicherung in
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Abbildung A.1.1

Versicherte und Leistungsempfinger
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Die Angaben beziehen sich teilweise auf unterschiedliche Jahre, die Darstellung dient hier der Veranschaulichung der GroBenverhiltnisse.
(GRV: Gesetzliche Rentenversicherung; BV: Beamtenversorgung; ZOD: Zusatzversorgung im 6ffentlichen Dienst; AdL: Alterssicherung der Land-

wirte; KSV: Kiinstlersozialversicherung)

Deutschland. Rund 83 Prozent sowohl der Versicherten
als auch der Leistungsempfinger der hier betrachteten
Systeme sind GRV-Beitragszahler bzw. Rentner.

Gesetzliche Rentenversicherung (GRV): Die gesetzliche
Rentenversicherung ist das Alterssicherungssystem mit der
weitaus grofiten Bedeutung. Die allgemeine Rentenversi-
cherung deckt nach der Konzeption des ,,Drei-Saulen-Mo-
dells* ausschlielich die erste Sdule der Alterssicherung
ab, wihrend die knappschaftliche Rentenversicherung die
Doppelfunktion einer Regel- und Zusatzsicherung hat.
Die GRV hatte am 31. Dezember 2010 rund 35 Millionen
aktiv Versicherte und erbrachte am 1. Juli 2011 Leistun-
gen an rund 17,2 Millionen 65-jahrige und éltere Rentne-
rinnen und Rentner (rund 20,5 Millionen Rentnerinnen
und Rentner insgesamt). Von den Gesamtausgaben der
GRYV im Jahr 2011 in Hohe von 251 Mrd. Euro entfielen
rund 177 Mrd. Euro auf Alterssicherungsleistungen fiir
Personen im Alter von 65 Jahren und dariiber. Im Jahr
2011 hatte die GRV insgesamt Einnahmen in Héhe von
255,8 Mrd. Euro. Davon entfielen 189,9 Mrd. Euro (rund
74 Prozent) auf Beitrage, 64,6 Mrd. Euro (rund 25 Pro-
zent) auf Bundeszuschiisse und 1,3 Mrd. Euro (0,5 Pro-
zent) auf sonstige Finanzierungsmittel.

Beamtenversorgung (BV): Die Versorgung der Beamtin-
nen und Beamten, Richterinnen und Richter sowie Be-
rufssoldatinnen und Berufssoldaten, durch die in Bund
und Léandern rund 1,8 Millionen Aktive im unmittelbaren
Offentlichen Dienst abgesichert sind, gewéhrt den rund
1,1 Millionen 65-jdhrigen und é&lteren Versorgungsemp-
fangern eine amtsangemessene Versorgung. Anders als
die allgemeine Rentenversicherung hat die Beamtenver-

sorgung die Funktion einer Regel- und einer Zusatzsiche-
rung. Fiir die Versorgungsleistungen ohne Beihilfeausga-
ben wurden im Bereich des unmittelbaren offentlichen
Dienstes (Bund, Lander, Gemeinden, Bahn und Post) im
Jahr 2010 insgesamt 38,5 Mrd. Euro aufgewendet. Davon
entfielen rund 31,1 Mrd. Euro auf die Versorgungsemp-
fangerinnen und -empfinger ab 65 Jahre. Die Finanzie-
rung der Beamten- und Soldatenversorgung erfolgt
grundsitzlich aus den Haushaltsmitteln des jeweiligen
Dienstherrn.

Zusitzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung fiir
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des 6ffentlichen
Dienstes (ZOD): Die ZOD besteht insbesondere aus:

— Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander (VBL)
mit rund 1,8 Millionen Pflichtversicherten und gut
951 000 65-jahrigen und élteren Empféngerinnen und
Empfiangern von Alterssicherungsleistungen. Die
Ausgaben fiir Alterssicherungsleistungen betrugen im
Jahr 2010 rund 4,5 Mrd. Euro.

— Arbeitsgemeinschaft kommunale und kirchliche Al-
tersversorgung (AKA) mit rund 3,3 Millionen Pflicht-
versicherten und rund 897 000 65-jahrigen und élteren
Empfangerinnen und Empfingern von Alterssiche-
rungsleistungen. Bei der AKA betrugen die Ausgaben
fiir Alterssicherungsleistungen im Jahr 2010 knapp
4,5 Mrd. Euro.

— Renten-Zusatzversicherung der Deutschen Rentenver-
sicherung Knappschaft-Bahn-See (KBS) mit rund
46 000 Pflichtversicherten und insgesamt knapp
100 000 65-jéhrigen und &dlteren Empféngerinnen und
Empfingern von Alterssicherungsleistungen.
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Die Finanzierung erfolgt insbesondere durch Umlagen
der offentlichen Arbeitgeber aus deren laufenden Haus-
haltsmitteln, bei der KBS auch aus 6ffentlichen Zuschiis-
sen.

Alterssicherung der Landwirte (AdL): Die AdL ist mit
rund 252 000 Versicherten und rund 569 000 65-jahrigen
und élteren Empféangerinnen und Empféangern von Alters-
sicherungsleistungen als Teilsicherung ausgerichtet (Er-
ginzung durch Altenteilleistungen oder Pachteinnahmen
sowie durch private Vorsorge). In der AdL wurden im
Jahr 2011 insgesamt rund 2,9 Mrd. Euro verausgabt, da-
von gut 1,5 Mrd. Euro fiir Regelaltersrenten und rund
0,7 Mrd. Euro fiir Hinterbliebenenrenten. Die Finanzie-
rung erfolgt aus Beitrdgen der Versicherten und insbeson-
dere aus Bundesmitteln, die im Jahr 2011 rund 77 Prozent
der Gesamteinnahmen ausmachten.

Kiinstlersozialversicherung (KSV): Die KSV ist ein Pflicht-
versicherungssystem fiir selbststindig tatige Kiinstlerin-
nen und Kiinstler sowie Publizisten mit gut 175 000 Ver-
sicherten (die Zahl der Empfangerinnen und Empfénger
von Alterssicherungsleistungen ist in der entsprechenden
Zahl der GRV enthalten). Sie sind in den Schutz der ge-
setzlichen Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung
einbezogen. Eine gesonderte Erfassung von Leistungs-
arten, Ausgaben und durchschnittlichen Zahlbetrigen
erfolgt nicht, da die Kiinstlersozialkasse kein Leistungs-
trager ist. Die Finanzierung erfolgt aus Beitrdgen, der
Kiinstlersozialabgabe und einem Bundeszuschuss, der
2011 rund 157 Mio. Euro betrug.

Neben diesen Systemen werden folgende kleinere Alters-
sicherungssysteme betrachtet:

— Die steuerfinanzierte Altersentschidigung der Bun-
des- und Landtagsabgeordneten, fiir die der Bundestag
und die Landtage im Jahr 2011 insgesamt rund
112 Mio. Euro aufgewendet haben,

die steuerfinanzierte Altersversorgung der Regierungs-
mitglieder in Bund und Léndern, fiir die der Bund und
die Lander im Jahr 2011 knapp 33,6 Mio. Euro fiir Ru-
hegehilter an ehemalige Regierungsmitglieder und

6,3 Mio. Euro fiir Leistungen an deren Hinterbliebene
ausgaben,

die Zusatzversorgung in der Land- und Forstwirt-
schaft, eine tarifvertragliche und eine gesetzliche So-
zialeinrichtung fiir land- und forstwirtschaftliche Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie deren
Witwen und Witwer, deren gesetzliche Leistungen
vollstindig mit Bundesmitteln finanziert werden
(diese Ausgaben betrugen 2011 ohne Verwaltungskos-
ten 26 Mio. Euro, die Ausgaben fiir tarifliche Beihil-
fen rund 7,3 Mio. Euro),

die Hiittenknappschaftliche Zusatzversicherung im
Saarland (HZV), eine gesetzliche Zusatzversorgung
fiir die in der allgemeinen Rentenversicherung versi-
cherten Beschiftigten der saarldandischen Eisen- und
Stahlindustrie, deren zur Zeit noch bedeutsamerer um-
lagefinanzierter Zweig, mit Rentenausgaben fiir die
65-Jihrigen und Alteren von rund 63,6 Mio. Euro im
Jahr 2010, zu rund 90 Prozent durch Bundesmittel
finanziert wird.

Teile B und C: Einkommen aus Alterssiche-
rungssystemen und Gesamteinkommen

Verbreitung und Hohe von Alterssicherungsleistungen

Gemessen am Gesamtleistungsvolumen aller Alterssiche-
rungssysteme spielt die GRV mit einem Anteil von
75 Prozent aller Bruttoleistungen aus Alterssicherungs-
systemen die wichtigste Rolle. Den zweitgrofiten Anteil
hat die Beamtenversorgung mit 13 Prozent, gefolgt von
der betrieblichen Altersversorgung mit 6 Prozent, der Zu-
satzversorgung im Offentlichen Dienst mit 3 Prozent und
der Alterssicherung der Landwirte sowie den berufsstin-
dischen Versorgungswerken mit jeweils 1 Prozent des
Gesamtleistungsvolumens. Diese fiir Deutschland ausge-
wiesene Rangfolge basiert auf unterschiedlichen Struktu-
ren in den alten und neuen Landern: So resultieren in den
neuen Léndern mit insgesamt 98 Prozent fast sdmtliche
Alterssicherungsleistungen der 65-Jihrigen und Alteren
aus der GRV. In den alten Landern liegt der entspre-
chende Anteil bei nur 71 Prozent.

Anteil der Alterssicherungssysteme am Leistungsvolumen

Alterssicherungssysteme Deutsch- Alte Neue
land Lander Lander

Gesetzliche Rentenversicherung 75% 1% 98%
Betriebliche Altersversorgung 6% 8% 0%
Zusatzversorgung &ffentl. Dienst 3% 3% 1%
Beamtenversorgung 13% 16% 1%
Alterssicherung der Landwirte 1% 1% 0%
Berufsstandische Versorgung 1% 2% 0%
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Nicht nur ihr Anteil am Gesamtleistungsvolumen, son-
dern auch ihre Verbreitung unter den 65-Jihrigen und Al-
teren machen die GRV zu dem mit Abstand bedeutends-
ten Alterssicherungssystem: 90 Prozent aller 65-Jahrigen
und Alteren in Deutschland erhalten eine eigene Rente
aus der GRV. Dahinter steht eine Verbreitung von 88 Pro-
zent in den alten und 99 Prozent in den neuen Landern.

Die durchschnittlichen GRV-Versichertenrenten betragen
in den alten Landern 865 Euro brutto im Monat, in den
neuen Landern 979 Euro. Insgesamt ergeben sich Alters-
sicherungsleistungen auf Basis eigener und abgeleiteter
Anspriiche von durchschnittlich 1 342 Euro in den alten
und 1 167 Euro in den neuen Ladndern. Westdeutsche
Mainner stellen sich mit durchschnittlich 1 749 Euro bes-
ser als Ménner in den neuen Landern mit im Durchschnitt
1 290 Euro. Frauen beziehen demgegeniiber in den neuen
Léandern trotz fehlender Systemvielfalt mit durchschnittlich
1077 Euro hohere Gesamtalterssicherungsleistungen als
westdeutsche Seniorinnen, die im Durchschnitt 1 012 Euro
aus eigenen und abgeleiteten Anspriichen erhalten.

Typische Kumulationsformen von
Alterssicherungsleistungen

Bei der Kombination von Alterssicherungsleistungen lassen
sich typische Zusammensetzungen erkennen: 68 Prozent der
zuletzt als Arbeiter oder Angestellte in Deutschland Tatigen

beziehen eine GRV-Rente als einzige Alterssicherungs-
leistung. Rund 17 Prozent beziehen GRV-Renten und
Leistungen aus der BAV und 11 Prozent GRV-Renten und
Leistungen der ZOD. Von den zuletzt als Beamte Titigen
entfallen 57 Prozent auf die Gruppe mit einer BV als ein-
zige Alterssicherungsleistung und 35 Prozent hatten
neben ihrer BV auch Anspriiche im System der GRV er-
worben. Innerhalb der Personengruppe der zuletzt Selbst-
standigen dominieren mit 61 Prozent ebenfalls diejeni-
gen, die nur eine GRV-Rente beziehen. Dariiber hinaus
erhalten 10 Prozent der zuletzt Selbststdndigen lediglich
Leistungen aus der AdL. Rund 6 Prozent erhalten Leis-
tungen aus den berufsstdndischen Versorgungssystemen,
zum Teil in Kombination mit anderen Leistungen.

Bezogen auf alle Personen im Alter ab 65 Jahren bleiben
6 Prozent ohne eigene Leistungen aus einem Alterssiche-
rungssystem. Unter den Frauen sind es 9 Prozent und unter
den Ménnern 1 Prozent. Der Anteil der Personen ohne ei-
gene Leistungen aus einem Alterssicherungssystem ist un-
ter den Selbststéndigen mit 10 Prozent um 7 Prozentpunkte
hoher als unter den Arbeitern und Angestellten. Beriick-
sichtigt man nicht nur eigene, sondern auch die abgeleite-
ten Hinterbliebenenleistungen verfiigen 3 Prozent Perso-
nen im Alter ab 65 Jahren iiber keine Leistung aus einem
Alterssicherungssystem. Es handelt sich ganz iiberwiegend
um verheiratete Frauen aus den alten Landern.

Hiufige Kumulationsformen von eigenen und abgeleiteten
Alterssicherungsleistungen

Alterssicherungsleistung(en) | Insgesamt Méanner Frauen
Nur eigene GRV 44 % 48 % 41 %
Eigene & abgeleitete GRV 14 % 3% 22 %
Eigene GRV & eigene BAV 12 % 23 % 4 %
Eigene GRV & eigene ZOD 7 % 8 % 7 %
Keine ASL 3% 1% 5%
Nur eigene BV 3% 5% 1%
Eigene GRV & eigene BV 2% 4 % 0 %
Nur eigene AdL 1% 1% 1%
Sonstige 14 % 6 % 20 %
Gesamt 100 % 100 % 100 %
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Einkommenskomponenten und ihre Bedeutung

Erweitert man die Perspektive und beriicksichtigt auBer den
Alterssicherungsleistungen auch alle anderen Komponenten
des Einkommens im Alter (Bruttogesamteinkommen), so
ist auch hier die GRV mit 64 Prozent die dominierende Ein-
kommensquelle. Die anderen Alterssicherungssysteme
erreichen zusammen 21 Prozent am Volumen aller Brutto-
einkommen. Zusammen erreichen die Einkommenskompo-
nenten neben den Alterssicherungsleistungen 16 Prozent.
Dabei kommt in den alten Landern ein groBerer Teil des
Einkommensvolumens aus Quellen jenseits der Alterssiche-
rungssysteme als in den neuen Landern.

Auf Ebene der Gesamteinkommen ist die Betrachtung
von Ehepaaren und Alleinstehenden aussageféhiger als
bei den individuell eindeutig zuzuordnenden Altersein-
kommen. Die nachfolgende Tabelle gibt einen Uberblick
iiber die Verbreitung und die Hohe der wichtigsten Ein-
kommenskomponenten der Haushalte von Personen ab
65 Jahre in Deutschland (s. Tabelle unten).

Verteilung der Einkommen

Die Darstellung der Alterssicherung in Deutschland wire
unvollstdndig, wenn sie sich nur auf Durchschnittswerte

von Alterseinkommen stiitzen wiirde. Eine Betrachtung
der Verteilung zeigt, dass in den neuen Landern sehr nied-
rige und sehr hohe Einkommen relativ seltener, aber Ein-
kommen nahe dem Mittelwert relativ haufiger anzutref-
fen sind. Typisch fiir die alten Lander ist dagegen eine
linkssteile und rechtsschiefe Form der Einkommensver-
teilung. Die 20 Prozent der Haushalte mit dem niedrigs-
ten Einkommen lassen sich durch eine Kombination
niedriger Alterssicherungsleistungen mit geringen zusétz-
lichen Einkiinften charakterisieren. Bei hoheren Einkom-
men nehmen die Leistungen aus Alterssicherungssyste-
men deutlich zu und die zusitzlichen Einkommen
zeichnen sich durch einen hoheren Anteil von Vermogen-
seinkommen im Gegensatz zu Transfereinkommen aus.
Im obersten Einkommensbereich spielen auch hohe Er-
werbseinkommen eine Rolle. Besonders ausgeprégt ist
dies in den alten Landern.

Es zeigt sich auch, dass im untersten Einkommenszehntel
Frauen iiberreprisentiert sind. Frauen holen zwar auf, der
Einkommensunterschied ist aber nach wie vor grof.
Wiéhrend Ménner iiber 128 Prozent des Durchschnittsein-
kommens aller Personen verfiigen, haben Frauen ledig-
lich 78 Prozent. Auch ehemals Selbststindige haben auf-
féllig oft niedrige Einkommen.

Anteil der Bezieher/innen und durchschnittlicher Bruttobetrag je Bezieher/in
von Alterssicherungsleistungen und weiteren Einkommen

. Allein-

Einkommenskomponente Ehepaare stehende
Eigene ASL 99 93
darunter GRV 96 90
S Abgeleitete ASL 0 59
g £ darunter GRV 0 54
2 £ = | Einkommen aus ASL 99 99
-::-’- % £ | Erwerbseinkommen 14 4
< 'g Private Vorsorge 43 31
m Transferleistungen 4 7
Sonstige Renten 6 7
Zusitzliche Einkommen 57 45
Eigene ASL 2.215 963
darunter GRV 1.666 795
o Abgeleitete ASL 789
2 % '§ darunter GRV : 663
£ é’ Einkommen aus ASL 2.215 1.375
] -2 @ | Erwerbseinkommen 2.086 932
‘é @ £ | Private Vorsorge 675 360
m Transferleistungen 391 240
Sonstige Renten 396 348
Zusiatzliche Einkommen 1.115 436
Nettoeinkommen 2.433 1.366
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Struktur nach Dezilen des Haushaltsnettoeinkommens

Merkmal Struktur Struktur im
insgesamt untersten Dezil *)
Geschlecht Manner 43% 36%
Frauen 57% 64%
Alter 65-74 55% 48%
75 u.Aa. 45% 52%
Beruf Arb./Ang. 84% 70%
Beamter 6% 0%
Selbststandig 1% 30%
GRV-Rente ohne 8% 17%
mit 92% 83%

Bei den Personen im Alter ab 65 Jahren, die Grundsicherung
beziehen, ist der Anteil der Personen ohne abgeschlossene
Berufsausbildung mit 46 Prozent fast doppelt so hoch wie in
der Gruppe der 65-Jihrigen und Alteren ohne Grundsiche-
rungsbezug (24 Prozent). Auch Personen, die in ihrem Le-
ben niemals erwerbstitig waren, sind unter Grundsiche-
rungsempfangern im Alter mit einem Anteil von 30 Prozent
sehr viel hdufiger anzutreffen als bei Personen im Ruhe-

stand, die keine Grundsicherung beziehen. Dort betragt diese
Quote lediglich 3 Prozent. Auch unter den ehemals Selbst-
stindigen ist der Anteil der Grundsicherungsempfénger mit
rund 20 Prozent deutlich hoher als der Anteil der Selbststén-
digen in der Gruppe der 65-Jihrigen und Alteren ohne
Grundsicherungsbezug (10 Prozent). Damit sind ehemals
Selbstindige im Alter etwa doppelt so hdufig auf Grund-
sicherung angewiesen wie ehemals abhingig Beschiftigte.

Personen ab 65 Jahren nach Grundsicherungsbezug

Merkmal OHNE Grundsicherung MIT Grundsicherung

Hochster beruflicher Keine abgschl. Ausb. 24% 46%
Abschluss Lehre 38% 26%
Berufsfachsch./Handel 9% 6%

Meister 7% 4%

Ingenieur/FH 6% 5%

Hochschulabschluss 7% 7%

Beamtenausbildung 3% 0%

Sonstiges 6% 6%

Erwerbsjahre 0 Jahre 3% 30%
1 bis unter 5 Jahre 2% 5%

5 bis unter 10 Jahre 6% 6%

10 bis unter 15 Jahre 5% 7%

15 bis unter 20 Jahre 4% 8%

20 bis unter 25 Jahre 4% 7%

25 bis unter 30 Jahre 5% 3%

30 bis unter 35 Jahre 7% 6%

35 bis unter 40 Jahre 13% 7%

40 bis unter 45 Jahre 23% 12%

45 Jahre und mehr 27% 9%

Letzte berufliche Stellung  Arbeiter/Angestellter 84% 80%
Beamter 6% 0%

Selbststandiger 10% 20%
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Teil D: Steuerliche Férderung und Grad der
Verbreitung von betrieblicher und
privater Altersvorsorge

Betriebliche Altersversorgung (BAV): Die Zahl der akti-
ven Anwartschaften auf eine betriebliche Altersversor-
gung (BAV) ist seit den Reformen im Jahr 2001 deutlich
von 14,6 Millionen auf 19,6 Millionen bis Ende 2011 ge-
stiegen. Allerdings ist der Aufwuchs der Anwartschafts-
zahlen weitestgehend in den Jahren 2001 bis 2005 erfolgt
und hat in den letzten Jahren an Dynamik verloren. Seit
2005 diirfte er im Wesentlichen nur noch durch den Zu-
wachs an sozialversicherungspflichtiger Beschéftigung
gespeist worden sein. Eine Zunahme in der Verbreitung
der betrieblichen Altersvorsorge, wie sie nach Einfiihrung
der neuen Fordermdglichkeit im Zeitraum 2001 bis 2005
zu beobachten war, ist nicht mehr festzustellen. Der Anteil
der sozialversicherungspflichtig Beschéftigten mit einer
betrieblichen Altersversorgung liegt gegenwirtig schét-
zungsweise bei rd. 60 Prozent, dies entspricht ca.17 Millio-
nen Beschéftigten. Eine exakte Angabe der Verbreitung
der BAV unter den Beschéftigten ist aus methodischen
Griinden nicht moglich, weil Beschéftigte zeitgleich meh-
rere Anwartschaften auf eine BAV haben konnen und in
der oben genannten Summe der Anwartschaften Doppel-
zahlungen enthalten sind.

Dass die Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung
seit dem Jahr 2005 nicht mit der gleichen Dynamik weiter
zugenommen hat, diirfte auch darauf zuriickzufiihren
sein, dass strukturell eher gegenldufige Trends wirken. Zu
nennen ist hier z. B. der wirtschaftliche Strukturwandel
hin zu Branchen, in denen die betriebliche Altersver-
sorgung traditionell nur eine geringere Rolle spielt und
seltener tarifvertraglich geregelt ist. Nach wie vor unter-

scheidet sich die Verbreitung der betrieblichen Altersver-
sorgung erheblich je nach Branche und vor allem nach
der Betriebsgrofe. In kleinen Betriebsstitten, mit bis zu
10 Beschiftigten, ist sie mit 30 Prozent nur halb so hoch
wie im Durchschnitt aller Betriebe.

Riester-Rente: Im Bereich der privaten Altersvorsorge
wurden bis Ende Juni 2012 rund 15,6 Millionen Riester-
Vertrdge abgeschlossen. Nach dem schnellen Wachstum
im Anschluss an die Einfithrung der Riester-Rente im
Jahr 2002 und einer Stagnationsphase in den Jahren 2004
und 2005 hat sich deren Anzahl in den Jahren 2006 bis
2011 weiter stark erhoht. Nachdem der Zuwachs in den
letzten Jahren jeweils bei etwa einer Million Vertrdgen
jahrlich lag, sind jedoch im ersten Halbjahr 2012 nur etwa
0,2 Millionen Vertrage hinzugekommen. Die Griinde da-
fiir diirften u. a. in der aktuellen Finanzmarktkrise liegen,
die zu einer zunehmenden und grundsitzlichen Skepsis
gegeniiber kapitalgedeckten Altersvorsorgesystemen und
einer eher abwartenden Haltung im Hinblick auf entspre-
chende personliche Altersvorsorgeaktivititen gefiihrt hat.
Die Negativberichterstattung iiber die Riester-Rente in
vielen Medien diirfte ebenfalls demotivierend auf viele
Biirgerinnen und Biirger gewirkt haben.

Zusétzliche Altersvorsorge (insgesamt): Grundsitzlich ist
der nach zehn Jahren der staatlichen Forderung erreichte
Verbreitungsgrad — 19,6 Millionen aktive BAV-Anwart-
schaften und 15,6 Millionen Riester-Vertrige — erfreulich.
Zumal die Altersstruktur der aktuell Vorsorgenden ver-
muten ldsst, dass die Verbreitungsquote der zusétzlichen
Altersvorsorge in den nichsten Jahren schon allein aus
strukturellen Griinden weiter zunechmen wird, weil Jiin-
gere lberdurchschnittlich hdufig iiber eine zusitzliche
Altersvorsorge verfiigen und die Alteren, bei denen der

Entwicklung der Zahl der BAV-Anwartschaften nach Durchfiihrungswegen von 2001 bis 2011
(einschl. Mehrfachanwartschaften)

2001 2003 2005 2007 2009 2011
- in Mio. -

Dwektzglsagen und 386 4,05 4,72 454 4,50 4,68
Unterstitzungskassen
Direktversicherungen 4,21 4,16 4,08 4,18 4,34 4,72
Pensionsfonds 0,09 0,12 0,32 0,34 0,38
Pensionskassen 1,39 3,24 4,08 4,45 4,51 4,63
Offentliche Zusatz- 5,11 5,39 5,33 5,16 5,06 5,17
versorgungstrager
Insgesamt 14,56 16,91 18,33 18,65 18,75 19,58
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Entwicklung der Zahl der Riester-Vertrige

Stand Ende 2001 2003 2005 2007 2009 2011 Juni 2012
Anzahl der Riester-
Vertrage (in Mio.) 1,4 3,9 5,6 10,8 13,3 15,4 15,6
Anteil der Befragten mit zusétzlicher Altersvorsorge
Ohne Mit davon
zusatzliche | zusatzlicher _ Mit Darunter
AV AV Mit BAV . mit BAV
Riester .
und Riester
Gesamt 28,7% 71,3% 56,4% 35,2% 20,2%
Manner 29,4% 70,6% 57,3% 32,6% 19,3%
Frauen 27,9% 72,1% 55,3% 38,2% 21,4%

Verbreitungsgrad der Riester-Vorsorge vergleichsweise
geringer ist, in den Ruhestand eintreten werden.

Bezogen auf die Zahl der sozialversicherungspflichtig
Beschiftigten im Alter von 25 bis unter 65 Jahren diirften
mittlerweile deutlich mehr als 70 Prozent der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer einen Anspruch auf eine Zu-
satzrente aus der betrieblichen Altersversorgung oder aus
einer Riester-Rente haben. Die heutige Verbreitung der
zusdtzlichen Altersvorsorge zeigt, dass in der letzten De-
kade deutliche Fortschritte beim Auf- und Ausbau erzielt
werden konnten. Dies gilt erst recht, wenn man beriick-
sichtigt, dass diese Ergebnisse auf einer grofl angelegten
Personenbefragung zur Verbreitung der zusétzlichen Al-
tersvorsorge basieren, die allerdings von einer gewissen
Untererfassung gekennzeichnet ist. Diese diirfte nicht zu-
letzt durch erhebliche Informationsdefizite der Bevdlke-
rung im Bereich der zusitzlichen Altersvorsorge begriin-
det sein.

Gleichwohl wird deutlich, dass mit gut 70 Prozent der
Befragten, die angaben, derzeit zusétzlich iiber eine be-
triebliche Altersversorgung oder/und eine Riester-Rente
fiir das Alter vorzusorgen, eine flichendeckende Verbrei-
tung der zusétzlichen Altersvorsorge unter den sozialver-
sicherungspflichtig Beschéftigten noch nicht in vollem
Umfang erreicht ist.

Insbesondere zeigt sich, dass weniger gut gebildete Personen
und Bezieher geringer Einkommen noch zu wenig zusétzlich
fiir das Alter vorsorgen. Rund 42 Prozent der Geringverdie-
ner, das sind knapp 1,8 Millionen der gut 4,2 Millionen er-
fassten sozialversicherungspflichtig Beschéftigten mit ei-
nem Bruttolohn von weniger als 1 500 Euro pro Monat,
haben weder eine betriebliche Altersversorgung noch ei-

nen Riester-Vertrag. Gut zwei Drittel davon sind Frauen
(knapp 1,3 Millionen), obwohl die Verbreitung der zu-
sétzlichen Vorsorge unter gering verdienenden Frauen ho-
her ist als bei Mannern. Insgesamt steigt die Verbreitung
der zusitzlichen Altersvorsorge mit dem Einkommen an.
Dies ist jedoch ausschlieflich auf die betriebliche Alters-
versorgung zuriickzufiihren. Wird nur die private staatlich
geforderte Altersvorsorge betrachtet, zeigt sich, dass Ge-
ringverdiener sogar etwas haufiger einen Riester-Vertrag
besitzen als Besserverdiener.

Teil E: Entwicklung des Gesamtversorgungs-
niveaus

Der Gesetzgeber hat die Bundesregierung verpflichtet, im
Alterssicherungsbericht auch die zukiinftige Entwicklung
des Gesamtversorgungsniveaus (dem Verhéltnis von Alter-
seinkiinften zu Erwerbseinkiinften) fiir ,,typische” Rentne-
rinnen und Rentner darzustellen.

Bei der Berechnung der Alterseinkiinfte sind neben der
gesetzlichen Rente sowohl die Leistungen aus einem ge-
forderten Altersvorsorgevertrag (,,Riester-Rente®) als
auch die Rentenertrdge zu beriicksichtigen, die sich erge-
ben, wenn die Einsparungen aus der Steuerfreistellung
der Rentenversicherungsbeitrige nach dem Altersein-
kiinftegesetz fiir eine erginzende Altersvorsorge ange-
spart wiirden (,,Privat-Rente*). Dariiber hinaus sind die
Auswirkungen des Alterseinkiinftegesetzes, also die lang-
fristig zunehmende Besteuerung der Alterseinkiinfte, ab-
zubilden, die sich aufgrund der Ubergangsregelung hin
zur nachgelagerten Besteuerung ergeben.

Das Gesamtversorgungsniveau ist aufgrund der weiteren
Definition nicht mit dem im Rentenversicherungsbericht
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dokumentierten Sicherungsniveau vor Steuern vergleich-
bar. Zum einen werden beim Gesamtversorgungsniveau
neben der gesetzlichen Rente auch die Riester-Rente und
die Privat-Rente einbezogen. Zum anderen beriicksichtigt
das Netto-Gesamtversorgungsniveau — anders als das Si-
cherungsniveau vor Steuern — die auf das Erwerbsein-
kommen und die Alterseinkiinfte zu zahlenden Steuern.

Das Gesamtversorgungsniveau soll fiir ,,typische® Rent-
nerinnen und Rentner berechnet werden, um den Einfluss
verschiedener (Erwerbs-)Biografien vor dem Hintergrund
der ReformmafBnahmen auf die Einkommenssituation im
Alter aufzuzeigen. Hierfiir werden Modellfille fiir Allein-
stehende mit verschiedenen Rentenhohen, die zusitzlich
im Hinblick auf die Dauer der Erwerbstétigkeit variiert
werden, und weitere Modellfdlle mit Familienbezug
(Kinder, Ehe) analysiert. Damit wird das Spektrum kiinf-
tiger Verdnderungen fiir wesentliche biografische As-
pekte abgebildet.

Das Netto-Gesamtversorgungsniveau steigt fast in allen
Fillen langfristig an. Die Dampfung der Rentensteigerung
und der Einfluss des Ubergangs auf die nachgelagerte Be-
steuerung auf das Netto-Gesamtversorgungsniveau wird
kompensiert, wenn ein geforderter Altersvorsorgevertrag
(Riester-Rente) bedient und die Steuerersparnis aus der
Steuerfreistellung der Rentenversicherungsbeitridge fiir
eine zusétzliche private Altersvorsorge verwendet wird.

Bei den nach der Einkommenshdhe differenzierten Mo-
dellfdllen zeigt sich, dass das Netto-Gesamtversorgungs-
niveau langfristig leicht ansteigt. Dies gilt auch fiir Ge-

ringverdienende unter Beriicksichtigung des Vorschlags
der Hoherbewertung. In Folge der Beitragsdquivalenz be-
dingen Unterbrechungen der Erwerbsbiografie aufgrund
von léngerer Arbeitslosigkeit oder aufgrund sonstiger
rentenrechtlicher Liicken geringere Renten und damit
auch niedrigere Gesamtversorgungsniveaus. Im Zeitab-
lauf ergeben sich jedoch keine signifikant anderen
Entwicklungen. Aufgrund der Verbesserungen bei der
Anerkennung von Kindererziechung in der gesetzlichen
Rentenversicherung und der besonderen Zulagenforde-
rung flir Kinder im Rahmen der Riester-Rente wird das
Netto-Gesamtversorgungsniveau fiir Versicherte mit Kin-
dern kiinftig sogar sehr deutlich ansteigen.

Die hier vorgenommene Berechnung eines Netto-Ge-
samtversorgungsniveaus ist insoweit abstrakt, als zwar
— zusétzlich zur sonst géngigen Betrachtung des Siche-
rungsniveaus vor Steuern — der Ubergang zur nachgela-
gerten Besteuerung beriicksichtigt wird, die berechneten
Niveaus aber nur auf das individuelle Einkommen bezo-
gen sind und keine Aussagen iiber die tatsdchliche
Versorgungssituation erlauben, die nur unter Beriicksich-
tigung sdmtlicher Einkommen im Haushaltskontext beur-
teilt werden kann. Gleichwohl zeigen die hier analysier-
ten Modellfille aber auch, dass das Versorgungsniveau
ohne zusétzliche Altersvorsorge in den kommenden Jah-
ren deutlich zuriickgehen wird. Hier liegt insbesondere
fiir Geringverdiener ein erhebliches Risiko. Wird in die-
sem Einkommensbereich nicht zusétzlich fir das Alter
vorgesorgt, steigt das Risiko der Bediirftigkeit im Alter
stark an.

Netto-Gesamtversorgungsniveau der Modellfille im Uberblick
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Einleitung

Gemil § 154 Absatz 2 SGB VI ist dem Deutschen Bun-
destag einmal pro Legislaturperiode ein erginzender Be-
richt zum jdhrlichen Rentenversicherungsbericht (RVB)
vorzulegen (kurz: Alterssicherungsbericht). Hiermit wird
nach 1997, 2001, 2005 und 2008 der fiinfte Alterssiche-
rungsbericht vorgelegt.

Die Struktur des Alterssicherungsberichtes orientiert sich
am Wortlaut des § 154 Absatz 2 SGB VI, in dem die Be-
richtsinhalte nummeriert bestimmt werden. Der Alters-
sicherungsbericht besteht im Wesentlichen aus folgenden
fiinf Teilen:

— Teil A: Leistungen und Finanzierung der ganz oder
teilweise Offentlich finanzierten Alterssicherungssys-
teme

Gesetzliche Grundlage von Teil A ist § 154 Absatz 2
Nummer 1 SGB VI, der eine Darstellung der ,,Leis-
tungen der anderen ganz oder teilweise oOffentlich
finanzierten Alterssicherungssysteme sowie deren
Finanzierung* vorschreibt. Dem Teil A des Berichtes
kommt dabei im Wesentlichen die Aufgabe zu, mit
Blick auf die in den Teilen B und C dargestellte Ein-
kommenssituation von Seniorinnen und Senioren un-
ter Berticksichtigung von Einnahmen aus verschiede-
nen Alterssicherungssystemen und aus weiteren
Einkommensquellen, Leistungen ,der anderen* Al-
terssicherungssysteme neben der gesetzlichen Renten-
versicherung zusammenfassend darzustellen. Der
Berichtszeitraum fiir Teil A ist wegen des Zusammen-
hangs mit den Teilen B und C und deren Ankniipfung
an die ASID 2011 grundsétzlich das Jahr 2011
(Rechtsstand 31. Dezember 2011).

— Teil B: Leistungen aus Alterssicherungssystemen

Gesetzliche Grundlage von Teil B ist § 154 Absatz 2
Nummer 3 SGB VI, der eine Darstellung des ,,Zusam-
mentreffen(s) von Leistungen der Alterssicherungssys-
teme* verlangt. Basis der Berichterstattung ist die Studie
,Alterssicherung in Deutschland 2011 (ASID 2011),
die im Auftrag der Bundesregierung von TNS Infratest
Sozialforschung im Jahr 2011 zum siebten Mal durch-
gefiihrt und fiir den Alterssicherungsbericht unter den
besonderen Berichtserfordernissen und speziell fiir die
Personengruppe der 65-Jihrigen und Alteren ausge-
wertet wurde. Wiahrend in Teil A die verschiedenen,
offentlich finanzierten Alterssicherungssysteme in

vergleichbarer Form zusammenfassend dargestellt
werden, werden in Teil B die (ggf. kumulierten) Leis-
tungen sowie die ,,Gesamtausstattung mit Alters-
sicherungsleistungen fiir verschiedene Personengrup-
pen dargestellt.

Teil C: Gesamteinkommenssituation

Gesetzliche Grundlage von Teil C ist § 154 Absatz 2
Nummer 2 SGB VI, nach dem die Darstellung der
,Einkommenssituation der Leistungsbezieher der Al-
terssicherungssysteme* vorgesehen ist. In Teil C wer-
den die Einkiinfte neben den Alterssicherungsleistun-
gen, wie z. B. Erwerbs- oder Zinseinkiinfte sowie die
»(Gesamtausstattung® mit diesen Leistungen (und ggf.
kumuliert mit den in Teil B dargestellten Alterssiche-
rungsleistungen) flir verschiedene Personengruppen
dargestellt.

Aufgrund des engen inhaltlichen Zusammenhangs der
Teile B und C werden die Tabellen im Anhang zusam-
mengefasst ausgewiesen.

Teil D: Steuerliche Forderung und Grad der Verbrei-
tung von betrieblicher und privater Altersvorsorge

Nach § 154 Absatz 2 Nummer 4 SGB VI ist darzustel-
len, in welchem Umfang die steuerliche Forderung
nach § 10a oder Abschnitt XI und § 3 Nummer 63 des
Einkommensteuergesetzes in Anspruch genommen
worden ist und welchen Grad der Verbreitung die be-
triebliche und private Altersvorsorge dadurch jeweils
erreicht haben.

Teil E: Gesamtversorgungsniveau fiir typische Rent-
ner einzelner Zugangsjahrginge

Aufgrund des im Rahmen des RV-Nachhaltigkeitsge-
setzes neu eingeflihrten § 154 Absatz 2 Nummer 5
SGB VI ist die Hohe des Gesamtversorgungsniveaus
darzustellen, das fiir typische Rentner einzelner Zu-
gangsjahrginge unter Beriicksichtigung ergénzender
Altersvorsorge in Form einer Rente aus einem geforder-
ten Altersvorsorgevertrag sowie einer Rente aus der
Anlage der NettoeinkommenserhShung aus den steuer-
frei gestellten Beitrdgen zur gesetzlichen Rentenversi-
cherung und der steuerlichen Belastung ermittelt wird.
Die Darstellung eines (Netto-)Gesamtversorgungs-
niveaus in diesem Berichtsteil soll laut Gesetzesbe-
griindung fiir bestimmte Rentnergruppen einzelner
Rentenzugangsjahrgiinge zukunftsbezogen (z. B. 2020
und 2030) erfolgen.
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Teil A Leistungen und Finanzierung der ganz
oder teilweise 6ffentlich finanzierten
Alterssicherungssysteme in Deutschland
im Jahr 2011

Methodische Vorbemerkungen

Der Alterssicherungsbericht ergénzt den nach § 154
Absatz 1 SGB VI jéhrlich zu erstellenden Rentenversi-
cherungsbericht. Gesetzliche Grundlage von Teil A des
Alterssicherungsberichtes ist § 154 Absatz 2 Nummer 1
SGB VI. Danach sind die ,,Leistungen der anderen ganz
oder teilweise Offentlich finanzierten Alterssicherungs-
systeme sowie deren Finanzierung* darzustellen.

Damit kommt dem Teil A des Alterssicherungsberichtes
im Wesentlichen die Aufgabe zu, mit Blick auf die in den
Teilen B und C dargestellte Gesamteinkommenssituation
von Seniorinnen und Senioren (Beriicksichtigung von
Einnahmen aus verschiedenen Alterssicherungssystemen
und aus weiteren Einkommensquellen) die ,anderen®
Systeme der Alterssicherung neben der gesetzlichen Ren-
tenversicherung zusammenfassend darzustellen.

Der Berichtszeitraum fiir Teil A ist wegen des Zusam-
menhangs mit den Teilen B und C und deren Ankniipfung
an die Studie ,,Alterssicherung in Deutschland (ASID)
2011* grundsétzlich das Jahr 2011 (Rechtsstand 31. De-
zember 2011). Soweit abgrenzbar, wird iiber die Gruppe
der Seniorinnen und Senioren, die das 65. Lebensjahr
vollendet haben, berichtet.

Die Daten werden moglichst einheitlich fiir Méanner und
Frauen sowie nach alten und neuen Léndern differenziert
dargestellt. Soweit Durchschnittsbetrige ausgewiesen wer-
den, ist deren begrenzte Aussagekraft zu beriicksichtigen.
Durchschnittswerte lassen keine Schlussfolgerungen auf
die Verteilung der Einzelwerte zu. Beim Vergleich der ver-
schiedenen Systeme ist zu beachten, dass jedes System,
auch im Hinblick auf das jeweilige Sicherungsziel, auf
spezifischen Regelungen beruht. So gewihrleistet bei-
spielsweise die gesetzliche Rentenversicherung eine Re-
gelsicherung, wihrend die Beamtenversorgung die Funk-
tionen einer Regel- und einer Zusatzsicherung vereint.

Fiir die einzelnen Alterssicherungssysteme wird grund-
satzlich in einheitlicher Gliederung iiber ,,Versicherte und
Leistungsempfanger®, ,Leistungen und Ausgaben® sowie
»Finanzierung und Einnahmen‘ berichtet.

1 Offentlich finanzierte Alterssicherungs-
systeme in Deutschland

Die Auswahl der in Teil A dargestellten Alterssicherungs-
systeme beschriankt sich entsprechend der gesetzlichen
Vorschrift auf die ,,ganz oder teilweise 6ffentlich finan-
zierten“ Systeme.

Dargestellt werden in den folgenden Abschnitten:

— Die gesetzliche Rentenversicherung (GRV), die mit
35 Millionen aktiv Versicherten am 31. Dezember
2010 und mit 17,2 Millionen 65-jdhrigen und dlteren
Rentnerinnen und Rentnern (20,5 Millionen Rentne-
rinnen und Rentner insgesamt) am 1. Juli 2011 das mit

Abstand grofite Alterssicherungssystem in Deutsch-
land ist. Im Jahr 2011 hatte die GRV insgesamt Ein-
nahmen in Héhe von rd. 255,8 Mrd. Euro, von denen
189,9 Mrd. Euro auf Beitrdge, 64,6 Mrd. Euro auf
Bundeszuschiisse und 1,3 Mrd. Euro auf sonstige
Finanzierungsmittel entfielen. Der Finanzierungs-
anteil der Bundeszuschiisse betrug im Jahr 2011 damit
25 Prozent.

— Die Beamtenversorgung (BV), das fiir die rund
1,8 Millionen aktiven Beamtinnen und Beamten,
Richterinnen und Richter sowie Berufssoldatinnen
und Berufssoldaten im unmittelbaren o6ffentlichen
Dienst zustdndige Alterssicherungssystem, welches
den rund 1,1 Millionen 65-jdhrigen und é&lteren Ver-
sorgungsempfingerinnen und -empfingern (Stand:
Anfang 2011) eine Versorgung gewihrt. Die Beamten-
versorgung wird bis zu den jeweils vorgesehenen Zeit-
punkten, zu denen die Finanzierungsinstrumente der
Versorgungsriicklagen und der Versorgungsfonds ent-
lastend eingreifen, aus laufenden &ffentlichen Haus-
haltsmitteln finanziert.

— Die Zusatzversorgung des Offentlichen Dienstes
(ZOD), die insgesamt etwa 5,2 Millionen Pflichtversi-
cherte aufweist und an gut 1,9 Millionen Rentnerinnen
und Rentner Leistungen auszahlt. Die ZOD besteht
insbesondere aus der

— Versorgungsanstalt des Bundes und der Lénder
(VBL),

— Arbeitsgemeinschaft kommunale und kirchliche
Altersversorgung (AKA) sowie der

— Renten-Zusatzversicherung der Deutschen Ren-
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See (KBS; frii-
her Bahnversicherungsanstalt Abteilung B — BVA
Abt. B)

Die Finanzierung erfolgt insbesondere durch Umlagen
der offentlichen Arbeitgeber aus deren laufenden
Haushaltsmitteln, bei der KBS auch aus 6ffentlichen
Zuschiissen.

— Die Alterssicherung der Landwirte (AdL) mit rund
252 000 Versicherten und rund 569 000 65-jdhrigen
und dlteren Empfangerinnen und Empfangern von Al-
terssicherungsleistungen (Stand: 30. Juni 2011). Die
Finanzierung erfolgt aus Beitrdgen der Versicherten
und insbesondere aus Bundesmitteln, die im Jahr 2011
rund 77 Prozent der Gesamteinnahmen ausmachten.

— Die Kiinstlersozialversicherung (KSV) mit gut
175 000 versicherten Kiinstlerinnen und Kiinstlern so-
wie Publizisten (Stand: 31. Dezember 2011; die Zahl
der Empféangerinnen und Empfanger von Alterssiche-
rungsleistungen ist in der entsprechenden Zahl der
GRYV enthalten). Die Finanzierung erfolgt aus Beitré-
gen, der Kiinstlersozialabgabe und einem Bundeszu-
schuss, der 2011 rund 157 Mio. Euro betrug.

Die herausragende Bedeutung der gesetzlichen Renten-
versicherung im Hinblick auf Versicherte und Rentenbe-
ziehende wird in der folgenden Abbildung deutlich. Die
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Abbildung A.1.1

Versicherte und Leistungsempfinger

Versicherte

0,3 Mio. 0,2 Mio.

1,8 Mio.

Rentner
2 Mio.

0,6 Mio.

B GRV
BV
mzOD
B AdL
m KSV

Die Angaben beziehen sich teilweise auf unterschiedliche Jahre, die Darstellung dient hier der Veranschaulichung der GroBenverhéltnisse.

GRV erfasst rd. 83 Prozent sowohl der Versicherten als
auch der Rentnerinnen und Rentner der hier betrachteten
Systeme. Mit 12 Prozent (Versicherte) bzw. 9 Prozent
(Rentnerinnen und Rentner) folgt die Zusatzversorgung
des 6ffentlichen Dienstes, die eine betriebliche Altersver-
sorgung darstellt (siche dazu auch Teil D). Auch die Be-
amtenversorgung ist beziiglich der Anzahlen noch von
groferer Bedeutung.

Neben dem oben dargestellten, einen groBeren Personen-
kreis erfassenden Systemen werden folgende kleinere Al-
terssicherungssysteme vorgestellt:

— Die steuerfinanzierte Altersentschidigung der Bun-
des- und Landtagsabgeordneten,

— die steuerfinanzierte Altersversorgung der Regie-
rungsmitglieder in Bund und Léndern,

— die Zusatzversorgung in der Land- und Forstwirt-
schaft, deren gesetzliche Leistungen vollstindig mit
Bundesmitteln finanziert werden,

— die Hiittenknappschaftliche Zusatzversicherung im
Saarland (HZV), deren umlagefinanzierter Zweig zu
rund 90 Prozent durch Bundesmittel finanziert wird.

ExKkurs ,,Berufsstiindische Versorgungswerke*

Bei den berufsstindischen Versorgungswerken handelt es
sich nicht um ein 6ffentlich finanziertes System im Sinne
des Alterssicherungsberichtes. Berufsstindische Versor-
gung im engeren Sinne ist die auf einer gesetzlichen
Pflichtmitgliedschaft beruhende Altersversorgung fiir
kammerfihige freie Berufe (Arzte, Apotheker, Architek-

ten, Notare, Rechtsanwilte, Steuerberater beziehungsweise
Steuerbevollmichtigte, Tierdrzte, Wirtschaftspriifer und
vereidigte Buchpriifer, Zahnirzte sowie Psychologische
Psychotherapeuten und Ingenieure). Die Versorgungsleis-
tung wird durch auf landesrechtlicher Grundlage errichtete
berufsstindische Versorgungseinrichtungen erbracht, die
i. d. R. rechtlich selbstéindige Anstalten des offentlichen
Rechts sind. Die berufsstdndische Versorgung ist stark
durch die Selbstverwaltung der betroffenen Berufsstinde
gepréagt und bietet ihren Mitgliedern eine Alters-, Berufs-
unfahigkeits- und Hinterbliebenenversorgung.

Die berufsstindische Versorgung ist im System der Al-
tersversorgung ebenso wie die gesetzliche Rentenversi-
cherung der ,ersten Sdule” zuzurechnen. Sie stellt einen
Versorgungstyp eigener Art dar, der selbstindig neben
den sonstigen gesetzlichen Altersversorgungssystemen
steht. Kraft ihres Versorgungsauftrages beziehen sie nur
die Angehorigen der jeweiligen Berufsgruppe ein. Da-
durch entsteht eine Versichertengemeinschaft mit einheit-
licher Risikostruktur, auf deren spezielles Versorgungsbe-
diirfnis die Regelungen und die Leistungen des jeweiligen
Versorgungswerkes ausgerichtet werden konnen.

Die Leistungen der Versorgungswerke sind grundsétzlich
beitragsabhéngig. Die berufsstindischen Versorgungs-
werke finanzieren sich alleine aus den Mitgliedsbeitridgen
und Vermogensertrigen; 6ffentliche Zuschiisse aus Bun-
des- oder Landesmitteln gibt es nicht. Dabei werden das
auch in der Lebensversicherung gebriuchliche Anwart-
schaftsdeckungsverfahren und das im berufsstindischen
Versorgungswesen weit verbreitete offene Deckungsplan-
verfahren eingesetzt, bei dem auch kiinftige Beitridge und
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Versorgungsanspriiche in die versicherungsmathemati-
sche Kalkulation einbezogen werden.

Von der Finanzmarkt- und Staatsschuldenkrise sind auch
die berufsstindischen Versorgungswerke betroffen. Dank
funktionierender Aufsichtsstrukturen und bestehender
Kapitalanlagerichtlinien waren die Auswirkungen, etwa
hinsichtlich des direkten Abschreibungsbedarfs und nied-
rigerer Renditen, bisher aber iiberschaubar und be-
herrschbar. Kein berufsstdndisches Versorgungswerk ist
infolge der Finanzkrise in Schwierigkeiten geraten. Dem-
entsprechend waren bislang auch keine Auswirkungen
auf die Leistungshohe zu beobachten.

Im Jahr 2009 brachten rund 730 000 beitragsleistende
Mitglieder der in der Arbeitsgemeinschaft Berufsstandi-
scher Versorgungseinrichtungen e.V. zusammengeschlos-
senen Versorgungswerke ein Beitragsvolumen von 7 Mrd.
Euro auf. Gleichzeitig wurden 3,8 Mrd. Euro an Ren-
tenzahlungen an rund 178 000 Rentenempfiangerinnen
und -empfanger ausgezahlt.

2 Gesetzliche Rentenversicherung

2.1 Uberblick

Die gesetzliche Rentenversicherung (GRV) ist das Alters-
sicherungssystem mit der weitaus grofiten Bedeutung. Sie
gliedert sich organisatorisch in die allgemeine Rentenver-
sicherung und die knappschaftliche Rentenversicherung?.
Das individuelle Ausmall der Absicherung durch die
GRV in Form von Altersrenten, Renten wegen vermin-

D Die Organisation der GRV sowie die Zustindigkeit der einzelnen
Rentenversicherungszweige sind ausfiihrlich dargestellt in: BMAS
(Hrsg.): Ubersicht iiber das Sozialrecht, 9. Aufl. 2012 (Rechtsstand
1. Januar 2012), Bonn, S. 446 ff.; eine Ubersicht {iber den abgesi-
cherten Personenkreis (Versicherungspflicht und freiwillige Versi-
cherung) in: ebenda, S. 321 ff., S. 471 ff., S. 490 ff.

derter Erwerbsfahigkeit und Renten wegen Todes? richtet
sich insbesondere nach den im Versicherungsleben ge-
zahlten Beitrigen.

Die folgenden Ausfithrungen zur quantitativen Bedeu-
tung der GRV beschrinken sich auf das Wesentliche. De-
taillierte Daten zu Versicherten und Finanzen sind im
Rentenversicherungsbericht enthalten.

2.2 Versicherte und Leistungsempfanger

Der durch die GRV gesicherte Personenkreis umfasst die
versicherten Personen und — im Todesfall — deren Ehegat-
ten und Kinder. Bei den Versicherten in einem Berichts-
jahr werden die aktiv und die passiv Versicherten unter-
schieden. Zu den aktiv Versicherten gehéren Personen,
die zum Stichtag Beitrige zur GRV gezahlt haben oder
Anrechnungszeiten zuriickgelegt haben. Als passiv Versi-
cherter gilt jeder, der in der Vergangenheit eine Anwart-
schaft erworben hat, noch keine Rente bezieht, aber zum
Stichtag keine Beitrige geleistet oder Anrechnungszeiten
vorzuweisen hat. Auf der Basis der Versichertenstatistik
der Deutschen Rentenversicherung Bund belief sich die
Zahl der aktiv Versicherten zum Stichtag 31. Dezember
2010 auf gut 35 Millionen Personen (vgl. Tabelle A.2.1);
rund 10 Prozent dieser Versicherten hatten eine ausldndi-
sche Staatsangehorigkeit. 81,9 Prozent der aktiv Versi-
cherten kommen aus den alten Landern. Der Frauenanteil
lag mit 48,5 Prozent knapp unter der Hélfte.

Zum Stichtag 1.Juli 2011 waren von den insgesamt
20,5 Millionen Rentnerinnen und Rentnern 17,2 Millio-
nen Personen 65 Jahre und édlter. Davon entfallen knapp
81 Prozent auf die alten Lander. Der Anteil der Rentne-
rinnen betrug aufgrund der héheren Lebenserwartung von
Frauen in den alten Landern rd. 57 Prozent und in den
neuen Landern rd. 59 Prozent (vgl. Tabelle A.2.1).

2 Eine zusammenfassende Darstellung des Leistungsspektrums der gesetz-
lichen Rentenversicherung (Leistungen zur Rehabilitation sowie Renten-
arten und Bezugsvoraussetzungen) findet sich in: ebenda, S. 331 ff.

Tabelle A.2.1

Versicherte und Leistungsempfinger GRVY

D EinschlieBlich Auslandsrenten.
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23 Leistungen und Ausgaben

Versicherte haben Anspruch auf eine Rente, wenn die fiir
die jeweilige Rente erforderliche Mindestversicherungs-
zeit (Wartezeit) erfiillt ist und die jeweiligen besonderen
versicherungsrechtlichen und personlichen Voraussetzun-
gen vorliegen. Geleistet werden Renten wegen Alters,
Renten wegen verminderter Erwerbsfahigkeit und Renten
wegen Todes. Die GRV finanziert daneben insbesondere
Leistungen zur Rehabilitation und die Hilfte des allge-
meinen Beitrags zur gesetzlichen Krankenversicherung,
der auf die Rentenleistungen entfillt.

Da die Ausgaben der GRYV fiir die Rentner ab 65 Jahre in
der Rechnungslegung nicht getrennt ausgewiesen wer-
den, sind diese in der folgenden Tabelle A.2.2 ndherungs-
weise auf der Grundlage der Anzahl und der durchschnitt-
lichen Rentenzahlbetrige zum Stichtag 1. Juli 2011
ermittelt worden.

Von den Gesamtausgaben der GRV im Jahre 2011 in
Hohe von 251 Mrd. Euro entfielen rund 177 Mrd. Euro
auf Alterssicherungsleistungen fiir Personen im Alter von
65 Jahren und dlter. An Rentenempfanger mit einer aus-
landischen Staatsangehorigkeit wurden ca. 5 Prozent
dieser Ausgaben gezahlt. Neben den Alters- und Hinter-
bliebenenrenten wurden auch Leistungen fiir Kindererzie-
hung (KLG) an Miitter gezahlt, die vor 1921 bzw. bei
Aufenthalt am 18. Mai 1990 im Beitrittsgebiet vor 1927
geboren wurden (sog. Trimmerfrauen), auch wenn sie
keine Rente aus der GRV erhalten.

Tabelle A.2.2

24 Finanzierung und Einnahmen

Die GRV wird im Umlageverfahren finanziert. Das be-
deutet, dass die Ausgaben laufend aus den aktuellen Ein-
nahmen bestritten werden. Die Trager der allgemeinen
Rentenversicherung halten zum Ausgleich unterjéhriger
Schwankungen bei den Beitragseinnahmen eine Nachhal-
tigkeitsriicklage von bis zu 1,5 Monatsausgaben.

Wie die heutigen Rentner in ihrem fritheren Arbeitsleben
fiir die Renten der damals &lteren Generation aufkamen,
so werden ihre laufenden Renten von den heute Erwerbs-
tatigen finanziert. Dafiir erwirbt die heute aktive Genera-
tion der Beitragszahler den Anspruch, dass ihre eigenen
Renten im Alter von den neuen beitragszahlenden Gene-
rationen finanziert werden, die dann in das Erwerbsleben
nachgeriickt sein werden. Dieses Geflecht wechselseiti-
ger Verpflichtungen und Erwartungen spiegelt das Umla-
geverfahren wider und wird als Generationenvertrag be-
zeichnet.

Die Einnahmen der GRV setzen sich aus Beitrdgen, Zu-
schiissen, Vermdgensertrigen, Erstattungen und sonstigen
Einnahmen zusammen. Im Jahr 2011 hatte die GRV ins-
gesamt Einnahmen in Hohe von rd. 255,8 Mrd. Euro. Da-
von entfielen 189,9 Mrd. Euro (rund 74 Prozent) auf Bei-
trage, 64,6 Mrd. Euro (25 Prozent) auf Bundeszuschiisse
und 1,3 Mrd. Euro (0,5 Prozent) auf sonstige Finanzie-
rungsmittel. Die Finanzen der GRV werden im Renten-
versicherungsbericht ausfiihrlich behandelt.

Leistungsarten, Ausgaben und durchschnittliche Zahlbetrige der GRV
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3 Versorgung der Beamtinnen und
Beamten, Richterinnen und Richter
sowie Berufssoldatinnen und -soldaten

31 Einleitung

Die Beamtenversorgung beruht auf verfassungsrechtlichen
Grundlagen, insbesondere den hergebrachten Grundsétzen
des Berufsbeamtentums (Artikel 33 Absatz 5 GG)3). An-
ders als die GRV hat die Beamtenversorgung von vornhe-
rein die Funktion einer Regel- und einer Zusatzsicherung.
Systembedingt kennt die Beamtenversorgung keine be-
grenzenden Instrumente wie sie etwa in der GRV die Bei-

3 Eine detaillierte Darstellung der Beamtenversorgung und der Zusatz-
versorgung des Offentlichen Dienstes enthilt der Vierte Versorgungs-
bericht der Bundesregierung (www.bmi.bund.de).

tragsbemessungsgrenze darstellt. Vollstdndig erfasst
werden vielmehr auch Bedienstete in hoheren Besol-
dungsgruppen, die im Bestand der Versorgungsempfange-
rinnen und -empfénger mafBgeblich ins Gewicht fallen.

3.2 Aktive und Leistungsempfiangerinnen
und -empfanger

Am 30. Juni 2011 betrug die Zahl der aktiven Beamtinnen
und Beamten, Richterinnen und Richter sowie Berufssol-
datinnen und -soldaten im unmittelbaren O6ffentlichen
Dienst insgesamt rd. 1,8 Millionen. (vgl. Tabelle A.3.1).

Am 1. Januar 2011 betrug die Gesamtzahl der Versor-
gungsempfangerinnen und -empfanger (65 Jahre und il-
ter) im unmittelbaren Offentlichen Dienst nach dem
Beamten- und Soldatenversorgungsgesetz rund 1,1 Mil-
lionen (vgl. Tabelle A.3.2).

Tabelle A.3.1

Aktive Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und Richter sowie

Berufssoldatinnen und -soldaten am 30. Juni 20119
— unmittelbarer o6ffentlicher Dienst? —

Méanner Frauen insgesamt
Beamte und Richter 914.130 785.711 1.699.841
Berufssoldaten 54.971 2.301 57.272
insgesamt 969.101 788.012 1.757.113

D Gebietsstand Deutschland; einschl. Beurlaubte

2 einschlieBlich der Beamten der ehemaligen Deutschen Bundesbahn und der ehemaligen Deutschen Bundespost

D Gebietsstand Deutschland; ohne Versorgungsempfiangerinnen und -empféanger nach Kap. I G 131

Tabelle A.3.2

Anzahl der Versorgungsempfingerinnen und -empfinger (65 Jahre und ilter)
am 1. Januar 2011

— im unmittelbaren 6ffentlichen Dienst!) —

Bund
Beamte . Gemein-
und Rich- Berufs- Lander den Bahn Post
ter soldaten
Ruhegehalt 50.959 42.405 429.494 59.121 89.474 119.398
Witwen-/
20.661 17.977 125.928 28.579 66.630 51.215
Witwergeld
Insgesamt 71.620 60.382 555.422 87.700 156.104 170.613
Ins- davon:
gesamt | Manner Frauen
Ruhegehalt 790.851 632.241 158.610
Witwen-/
310.990 8.567 302.423
Witwergeld
Insgesamt 1.101.841 640.808 461.033
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3.3 Leistungen und Ausgaben

Leistungsarten

Die Beamtenversorgung umfasst sowohl laufende als
auch einmalige Leistungen. Die laufenden Leistungen
sind das Ruhegehalt, die Hinterbliebenenversorgung
(Witwen-/Witwer- und Waisengeld), die wesentlichen
Unfallfiirsorgeleistungen, der Unterhaltsbeitrag (in be-
sonderen Einzelfillen, nach Ermessen), das Ubergangs-
geld (in Sonderfillen nach Entlassung) und der Kinder-
erziehungszuschlag (in gleicher Hohe wie in der GRV).
Die einmaligen Leistungen sind das Sterbegeld (zwei
Monatsbeziige — entspricht dem Sterbevierteljahr in der
GRYV), der Ausgleich bei besonderen Altersgrenzen (Be-
rufssoldatinnen und -soldaten, Beamtinnen und Beamte
im Polizei- und Justizvollzugsdienst sowie bei der Be-
rufsfeuerwehr), die einmalige Unfallentschiddigung und
einmalige Entschddigung (bei so genanntem qualifizier-
ten Dienstunfall und Einsatzunfall) und die Witwenabfin-
dung (bei Wiederheirat).

Beamtinnen und Beamte erhalten ein Ruhegehalt nach
Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens der Regelal-
tersgrenze (parallel zum Anstieg in der GRV auf ldnger-
fristig 67 Jahre; bei Berufssoldatinnen und -soldaten
62 Jahre), wegen Erreichens einer vorgezogenen gesetzli-
chen Altersgrenze (in der Regel 62 Jahre fiir Beamtinnen
und Beamte im Polizei- und Justizvollzugsdienst sowie
bei der Berufsfeuerwehr; fiir Berufssoldatinnen und -sol-
daten mehrheitlich zwischen 54 und 59 Jahre?®), auf An-
trag bei Erreichen der Antragsaltersgrenze (63 Jahre),
schwerbehinderte Beamtinnen und Beamte: 62 Jahre)
oder wegen festgestellter dauernder Dienstunfihigkeit®.
Das Ruhegehalt wird grundsétzlich nur gewéhrt, wenn
Beamtinnen und Beamte eine Dienstzeit von mindestens
fiinf Jahren abgeleistet haben. Bei Ausscheiden aus dem
Beamtenverhiltnis, ohne dass eine Versorgung gewihrt
wird, z. B. auf eigene Veranlassung oder bei Nichterfiil-
lung der Wartezeit, erfolgt eine Nachversicherung bis ma-
ximal zur Beitragsbemessungsgrenze in der GRV.

Berechnung und Hohe der Pensionen

Das Ruhegehalt wird aus der ruhegehaltfahigen Dienst-
zeit und den ruhegehaltfahigen Dienstbeziigen berechnet.
Ruhegehaltfidhige Dienstbeziige sind in der Regel das
Grundgehalt, das zuletzt mindestens zwei Jahre lang be-
zogen wurde, gegebenenfalls zuziiglich des Familienzu-
schlags sowie bestimmter Zulagen, die im Besoldungs-
recht als ruhegehaltfiahig bezeichnet sind.

Fiir jedes Jahr ruhegehaltféhiger Dienstzeit betrdgt das Ru-
hegehalt 1,79375 Prozent der ruhegehaltfdhigen Dienstbe-
ziige. Der Hochstruhegehaltssatz, der nach 40 ruhegehaltfa-

4 Auf eine umfassende Darstellung der besonderen Altersgrenzen fiir
Berufssoldatinnen und -soldaten wird hier verzichtet (vgl. Vierter
Versorgungsbericht der Bundesregierung — Teil 11, Abschnitt 11, Un-
terabschnitt 1.)

5 Es wird darauf hingewiesen, dass die Altersgrenzen noch nicht in al-
len Landern/Gemeinden angehoben worden sind.

higen Dienstjahren erreicht wird, betrdgt 71,75 Prozent©.
Der von den heute vorhandenen Pensionédren im unmittel-
baren o6ffentlichen Dienst im Durchschnitt erreichte Ru-
hegehaltssatz liegt bei rund 69 Prozent.

Bei Inanspruchnahme der allgemeinen Antragsalters-
grenze (63. Lebensjahr) wird die Pension zum Ausgleich
langerer Versorgungslaufzeiten um 3,6 Prozent fiir jedes
Jahr des vorzeitigen Versorgungsbezuges gekiirzt (jedoch
maximal um 14,4 Prozent), das vor Erreichen der gesetz-
lichen Altersgrenze (kiinftig 67. Lebensjahr) liegt. In glei-
cher Weise ist das Ruhegehalt in den Féllen der vorzeiti-
gen Pensionierung wegen Dienstunfahigkeit, die nicht auf
einem Dienstunfall beruht, oder bei Inanspruchnahme der
fiir schwerbehinderte Beamtinnen und Beamte geltenden
besonderen Altersgrenze zu mindern (3,6 Prozent fiir je-
des Jahr des vorgezogenen Ruhestandes vor Vollendung
des 65. Lebensjahres, maximal 10,8 Prozent).

Mit dem Versorgungsidnderungsgesetz 2001 wurden die
MaBnahmen der Rentenreform 2001 wirkungsgleich auf
die Versorgung der Beamtinnen und Beamten, Richterin-
nen und Richter, Berufssoldatinnen und -soldaten sowie
die Versorgung der Regierungsmitglieder des Bundes
iibertragen. Danach wurde im Rahmen der nach dem
31. Dezember 2002 eintretenden acht Versorgungsanpas-
sungen der Zuwachs jeweils um rund 0,54 Prozentpunkte
(insgesamt 4,33 Prozent) gemindert”. Unter Beriicksich-
tigung der von 1999 bis 2002 dem Sondervermdgen ,, Ver-
sorgungsriicklage™ zugefiihrten Verminderungen der Be-
soldungs- und Versorgungsanpassungen um jeweils
0,2 (insgesamt 0,6) Prozentpunkte zum Aufbau der Ver-
sorgungsriicklage betrdgt die Niveauminderung bei den
Versorgungsbeziigen rund 5 Prozent. Fiir den Zeitraum
der nach dem 31. Dezember 2002 erfolgten acht Versor-
gungsanpassungen wird der Aufbau der Versorgungs-
riicklage ausgesetzt und im Anschluss wieder aufgenom-
men. Damit soll durch einen Einbehalt in Hoéhe von
0,2 Prozentpunkten der jeweiligen Beziigeanpassung bis
zum Jahr 2017 eine weitere Abflachung des Versorgungs-
niveaus von rund 1,4 Prozent erfolgen.

Bezogen auf alle Ruhegehaltsempfangerinnen und -emp-
fanger® des unmittelbaren offentlichen Dienstes betrug
die durchschnittliche Bruttopension® am 1. Januar 2011
bei den 65-jahrigen und élteren Ménnern 2 670 Euro und
bei den 65-jdhrigen und élteren Frauen 2 510 Euro. Die

9 Bei einer vorzeitigen Versetzung in den Ruhestand wegen Dienst-

unfihigkeit ist zu unterscheiden:

a) bei Dienstunfahigkeit infolge eines Dienstunfalls wird ein Unfall-
ruhegehalt in Hohe von mindestens 66 2/3 Prozent, hochstens
75 Prozent der ruhegehaltfahigen Dienstbeziige gezahlt.

b) bei Dienstunfahigkeit aus sonstigen Griinden vor Vollendung des
60. Lebensjahres wird fiir die Berechnung des Ruhegehalts die
Zeit bis zur Vollendung des 60. Lebensjahres zu zwei Dritteln der
ruhegehaltsfahigen Dienstzeit — fiktiv — hinzugerechnet.

Im Land Berlin ist die Ubertragung der MaBnahmen der sog. ersten

Stufe der Rentenreform 2001 noch nicht abgeschlossen.

ohne Versorgungsempféngerinnen und -empfanger nach Kap I G 131

Versorgungsbeziige sind Einkiinfte aus nichtselbstandiger Arbeit und

unterliegen deshalb bis auf den Versorgungsfreibetrag dem Lohn-

steuerabzug.

7

8
9
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Tabelle A.3.3

Durchschnittliche Bruttomonatsbeziige" der Versorgungsempfingerinnen und -empfinger
(65 Jahre und élter) am 1. Januar 2011
— unmittelbarer 6ffentlicher Dienst?, Euro mtl. —

Monatliche Bruttobeziige 65-jahriger und élterer Versorgungsempfangerinnen und -empfianger nach Anwendung von Ruhens-, Kiirzungs- und

Anrechnungsvorschriften, vor Abzug von Steuern, ohne Beriicksichtigung von Beitrdgen zur Kranken- und Pflegeversicherung, ohne Einmalzah-
lungen; in Landern und Gemeinden mit monatlicher Auszahlung der Sonderzahlung ist diese in den durchschnittlichen Bruttobeziigen enthalten.
2 Gebietsstand Deutschland; ohne Versorgungsempféngerinnen und -empfénger nach Kap I G 131.

durchschnittliche Hinterbliebenenversorgung betrug bei
den Witwen 1 430 Euro und bei den Witwern 1 330 Euro
(vgl. Tabelle A.3.3).

Zu beriicksichtigen ist, dass vom Bruttoruhegehalt noch
die Beitrdge zur privaten Kranken- und Pflegeversiche-
rung sowie Steuern abzuziehen sind. Bezogen auf die ein-
zelnen Beschiftigungsbereiche weichen die jeweiligen
Durchschnittshhen der Ruhegehélter stark voneinander
ab. Diese starken Abweichungen spiegeln die unter-
schiedliche Qualifikationsstruktur des Personals in den
einzelnen Beschéftigungsbereichen wider: Bei den Lan-
dern entfallen rund 83 Prozent der Ruhestandsbeamtin-
nen und -beamten aufgrund ihrer hohen Qualifikation auf
die Laufbahngruppen des gehobenen und hoheren Diens-
tes, beim Bund rund 53 Prozent, bei den Gemeinden rund
74 Prozent, hingegen bei der Post nur rund 16 Prozent
und bei der Bahn nur rund 14 Prozent.

SchlieBlich ist bei der Interpretation der Durchschnittsru-
hegehilter zu beachten, dass es einen relativ kleinen
Anteil von Beziehern sehr hoher Ruhegehilter gibt. So
erhalten 7 Prozent aller Ruhegehaltsempféngerinnen und
-empfanger ein Ruhegehalt in Héhe von 4 000 Euro oder
dariiber (vgl. Tabelle A.3.4). Gleichzeitig liegen 46,6 Pro-
zent der Ruhegehélter aller Ruhegehaltsempfiangerinnen
und -empfianger unter der Durchschnittshéhe von
2 500 Euro.

3.4 Finanzierung

Fiir die Versorgungsleistungen (ohne Beihilfe) wurden im
Bereich des unmittelbaren 6ffentlichen Dienstes (Bund,
Lander, Gemeinden, Bahn und Post) im Jahr 2010 rund
38,5 Mrd. Euro aufgewandt (vgl. Tabelle A.3.5). Davon
entfielen rund 31,1 Mrd. Euro auf die Versorgungsemp-
fangerinnen und -empfanger ab 65 Jahre. Die Finanzie-
rung der Beamten- und Soldatenversorgung erfolgt als
Teil der Personalkosten grundsétzlich aus laufenden
Haushaltsmitteln des jeweiligen Dienstherrn.

Eine Erginzung des Systems der Beamtenversorgung um
Elemente der Kapitaldeckung ist erstmals durch das Ver-
sorgungsreformgesetz 1998 erfolgt, mit dem die Voraus-
setzungen fiir die Bildung von Versorgungsriicklagen bei
Bund und Léandern geschaffen wurden. Diese sollen einen
Beitrag zur Finanzierung der Versorgungsaufwendungen
und zur Entlastung der 6ffentlichen Haushalte leisten. Fiir
alle ab dem 1. Januar 2007 beim Bund neu eingestellten
Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Richter so-
wie Berufssoldatinnen und -soldaten sind dariiber hinaus
von den Dienstherren regelmifige Zuweisungen an ein
neues Sondervermdgen ,,Versorgungsfonds des Bundes*
zu leisten, aus dem ab dem Jahr 2020 die Versorgungs-
ausgaben fiir den in den Versorgungsfonds einbezogenen
Personenkreis getragen werden sollen. Neben dem Bund
haben auch einzelne Linder Versorgungsfonds einge-
fiihrt.
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Tabelle A.3.4

Anzahl der Versorgungsempfingerinnen und -empfinger (65 Jahre und ilter)
nach Beschiftigungsbereichen und der Hohe des Versorgungsbezugs?
am 1. Januar 2011
— unmittelbarer 6ffentlicher Dienst? —

) Bruttobeziige nach Anwendung von Ruhens-, Kiirzungs- und Anrechnungsvorschriften, vor Abzug von Steuern, ohne Beriicksichtigung von
Kranken- und Pflegeversicherungsbeitragen; in den Léndern, in denen die Sonderzahlung monatlich ausgezahlt wird, ist diese in den Bruttobezii-
gen enthalten.

2 Gebietsstand: Deutschland; ohne Versorgungsempfinger nach Kap. I G 131.

3 Einschl. kommunale Zweckverbande.
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Tabelle A.3.5

Versorgungsausgaben? in Deutschland (ohne Altersbegrenzung) im Jahr 2010
— unmittelbarer 6ffentlicher Dienst —

Witwen-/ Beihilfe-
zusam- Ruhege- . Waisen- aus-

Witwer- 4)
men halt geld gaben

geld 5)
- Mrd. Euro -
Gebietskoérperschaften? 29,5 24.9 4,5 0,1 4.8
darunter:

Bund 4.9 4.0 0,8 0,0 0,9
Lander 21,5 18,3 3,1 0,1 3,6
Gemeinden® 3,2 2,5 0,6 0,0 0,3
Bahn 3,5 2,6 0,9 0,0 1,2
Post 54 4.7 0,7 0,0 1,4
insgesamt® 38,5 32,1 6,2 0,1 7.4

) Bruttobeziige einschlielich Einmalzahlungen.

2 EinschlieBlich Richterinnen und Richter sowie Berufssoldatinnen und Berufssoldaten. Ohne Ubergangsgebiihrnisse fiir Zeitsoldatinnen und Zeit-

soldaten.
3 EinschlieBlich kommunale Zweckverbénde.

4 Im Unterschied zu den in den Tabellen zur GRV enthaltenen Ausgaben fiir die KV/PV der Rentner, denen die Beteiligung der GRV an der Abde-
ckung des Krankheits- und Pflegefallrisikos mit Beitrdgen und Beitragszuschiissen zugrunde liegt, wird mit den Beihilfeausgaben durch den
Dienstherrn ein in Prozentsétzen festgelegter Anteil der beihilfefadhigen Krankheits- und Pflegekosten erstattet.

%) Die Zahlenangaben zu den Beihilfeausgaben der Gemeinden sind aufgrund von Abgrenzungsschwierigkeiten nur Ndherungswerte

6 Abweichungen in der Summe durch Rundungsdifferenzen.

3.5 Besonderheiten bei den Nachfolge-
unternehmen der Deutschen Bundes-
bahn und der Deutschen Bundespost

Deutsche Bahn AG

Die Besoldung und Versorgung der noch vorhandenen
Beamtinnen und Beamten sowie der Versorgungsempfén-
gerinnen und -empféanger der ehemaligen Deutschen Bun-
desbahn wird durch das Bundeseisenbahnvermdgen
(BEV) als Sondervermdgen des Bundes erbracht. Fiir die
bei der Deutschen Bahn AG beschiftigten (unmittelbaren
Bundes-) Beamtinnen und Beamten werden dem BEV
Personalkosten in Hohe des Betrages erstattet, den die
Deutsche Bahn AG fiir vergleichbare Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer aufzubringen hétte (Bruttogehalt plus
Arbeitgeberanteil am Sozialversicherungsbeitrag plus
Umlage fiir die betriebliche Altersversorgung). Auf diese
Weise beteiligt sich die Deutsche Bahn AG mittelbar an
den entstehenden Versorgungskosten der ihr zugewiese-
nen Beamtinnen und Beamten.

Post AG, Postbank AG und Telekom AG

Im Wege der Beleihung nimmt die jeweilige AG fiir die
bei ihr beschéftigten (Bundes-)Beamtinnen und Beamten

die Befugnisse der obersten Dienstbehorde wahr. Auf-
grund ihrer Zahlungs- und Kostentragungspflicht leisten
die Unternehmen Beitrdge an die Postbeamtenversor-
gungskasse in Hohe von 33 Prozent der Bruttobeziige
ihrer aktiven und der fiktiven Bruttobeziige ihrer ruhege-
haltfahig beurlaubten Beamtinnen und Beamten. Sie die-
nen der Erbringung der Versorgungs- und Beihilfeleistun-
gen an ehemalige Beamtinnen und Beamte der Deutschen
Bundespost sowie an Beamtinnen und Beamte, die vor ih-
rer Pensionierung bei den aus der Deutschen Bundespost
hervorgegangenen Unternehmen beschéftigt waren, und
an deren Hinterbliebene. Dartiber hinaus ist der Bund zur
Sicherstellung der Zahlungsfahigkeit der Postbeamten-
versorgungskasse verpflichtet.

4 Zusitzliche Alters- und Hinterbliebenen-
versorgung fir Arbeithehmerinnen und
Arbeitnehmer des offentlichen Dienstes

4.1 Uberblick

Die Zusatzversorgung der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer des 6ffentlichen Dienstes ist eine betriebliche
Altersversorgung. Sie ergénzt die Leistungen der gesetzli-
chen Rentenversicherung (GRV). Seit 1967 bis zum Jahr
2000 galt dabei ein Gesamtversorgungssystem, durch das
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fiir die Gesamtheit der Altersbeziige (d. h. die Summe der
Leistungen der GRV bzw. einer anderen Art der Grund-
versorgung und aus der Zusatzversorgung) ein an der
Hohe der Beamtenversorgung orientiertes Niveau erreicht
werden sollte. Die Zusatzversorgung hatte im Prinzip die
Funktion, die gesetzliche Rente bis zu der Hohe der Ge-
samtversorgung aufzufiillen. Nach der grundlegenden
Reform im Jahr 2001 wurde das bisherige Gesamtversor-
gungssystem mit Ablauf des 31. Dezember 2000 ge-
schlossen und durch ein Betriebsrentensystem abgeldst,
wie es in der Privatwirtschaft iiblich ist.

Die groBiten Zusatzversorgungseinrichtungen sind die
Versorgungsanstalt des Bundes und der Lidnder (VBL)
und die in der Arbeitsgemeinschaft kommunale und
kirchliche Altersversorgung (AKA) zusammengeschlos-
senen 24 Zusatzversorgungskassen. Die Bereiche Post
und Bahn nehmen infolge der Privatisierung eine Sonder-
stellung ein: Die Versorgungsleistungen der Postnachfol-
geunternehmen werden von diesen selbst getragen und
sind daher nicht Gegenstand dieses Berichts.

Zur offentlichen Zusatzversorgung zdhlen dagegen die
Pflichtversicherten und Rentenbezieher der ehemaligen
Deutschen Bundesbahn. Im Zuge der Privatisierung ist
die Zustindigkeit fiir die Personen auf das Bundeseisen-
bahnvermdgen (BEV) iibergegangen. Dabei bleiben nicht
nur Bestandsrentner, sondern alle bereits vor der Privati-
sierung bei der Deutschen Bundesbahn bzw. deren
Rechtsnachfolgern titigen Beschéftigten versichert. Inso-
fern handelt es sich fiir den vom Bundeseisenbahnvermo-
gen als Beteiligten fortgefiihrten Bereich um einen ge-
schlossenen Bestand. Zustdndiger Tréger ist die Deutsche
Rentenversicherung ~ Knappschaft-Bahn-See  (frither
Bahnversicherungsanstalt Abteilung B (BVA Abt. B)).

Weitere Sonderfélle sind die haushaltsfinanzierten Zu-
satzversorgungssysteme in den Stadtstaaten Hamburg und

Tabelle A.4.1

Bremen. Dies gilt auch in Berlin fiir einen allerdings
schon geschlossenen Rentnerbestand. Zusitzlich gibt es
Versicherungen beim Versorgungsverband bundes- und
landesgeforderter Unternehmen e.V. (VBLU). Weitere
Formen der Zusatzversorgung sind die Versorgungsan-
stalt der deutschen Biihnen, die Versorgungsanstalt der
deutschen Kulturorchester und Versorgungseinrichtungen
des Bundesverbandes der offentlichen Banken, der Er-
satzkassen fiir Angestellte und der 6ffentlich rechtlichen
Rundfunk- und Fernsehanstalten.

Neben diesen Zusatzversorgungen werden fiir Dienstord-
nungsangestellte in Teilbereichen der Sozialversiche-
rungstrager Versorgungsleistungen erbracht, bei denen
beamtenrechtliche Vorschriften angewendet werden.

4.2 Versicherte und Leistungsempfanger

In der Zusatzversorgung des offentlichen Dienstes besteht
bei der weit iberwiegenden Zahl der Zusatzversorgungs-
einrichtungen eine tarifvertraglich vereinbarte Pflicht zur
Versicherung der Beschiftigten bei der zustindigen Zu-
satzversorgungseinrichtung.

Versorgungsanstalt des Bundes und der Léinder (VBL)

Die VBL hatte am 31. Dezember 2010 insgesamt
4230 082 Versicherte; davon 1829 109 Pflichtversicherte
und 2 400 973 beitragsfrei Versicherte (vgl. Tabelle A.4.1.).
Beitragsfrei Versicherte sind ehemalige Pflichtversi-
cherte, deren Versicherungsverhéltnis nach Beendigung
des Arbeitsverhéltnisses bis zum Eintritt des Versiche-
rungsfalls weiter besteht. Fiir die Zukunft wird erwartet,
dass die Zahl der beitragsfrei Versicherten weiter steigen
und die der Pflichtversicherten sinken wird. Die Gesamt-
zahl der Empfénger von Betriebsrenten (65 Jahre und él-
ter) aus der VBL belduft sich auf 951 207 (Stand 31. De-
zember 2010).

Versicherte und Leistungsempfinger (VBL) am 31. Dezember 2010
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Arbeitsgemeinschaft kommunale und Kkirchliche
Altersversorgung (AKA)

Die AKA hatte am 31. Dezember 2010 insgesamt
6 504 621 Versicherte; davon 3 283 929 Pflichtversicherte
und 3 220 692 beitragsfrei Versicherte (vgl. Tabelle A.4.2.).
Die Gesamtzahl der Empfingerinnen und Empfanger von
Betriebsrenten belduft sich auf 1217 157; davon 65 Jahre
und dlter 896 975 (Stand 31. Dezember 2010).

4.3

Nach der Reform der Zusatzversorgung zum 1. Januar
2001 ist eine grundlegende Anderung des Leistungsrechts
der Zusatzversorgung des dffentlichen Dienstes eingetre-
ten. Die Hohe der Betriebsrente richtet sich nunmehr
nach der Versicherungszeit in einer Zusatzversorgungs-
einrichtung des 6ffentlichen Dienstes und nach dem in je-
dem Jahr gezahlten Entgelt wihrend der gesamten Versi-
cherungszeit. Mit der Reform der Zusatzversorgung ist
auch eine Verringerung des Versorgungsniveaus verbun-

Leistungen und Ausgaben

den, was sich durch Ubergangsregelungen erst langfristig
auswirken wird!0).

Versorgungsanstalt des Bundes und der Linder (VBL)

Aus der Schichtung der Betriebsrenten nach dem Zahlbe-
trag ist zu erkennen, dass 66 Prozent der Versichertenren-
ten 250 Euro tlbersteigen (vgl. Tabelle A.4.3.). Lediglich
18,7 Prozent kénnen mit weniger als 125 Euro als gering-
fiigige Renten bezeichnet werden. Hier zeigt sich die
erhebliche Bedeutung der Zusatzversorgung fiir die Al-
tersversorgung der Rentnerinnen und Rentner des 6ffent-
lichen Dienstes.

Bei der VBL betrégt die durchschnittliche Hohe der Be-
triebsrenten flir Pflichtversicherte 384 Euro monatlich
(vgl. Tabelle A.4.4.). Bei den im Vergleich zu den alten

10 Naheres zum Leistungsrecht kann dem 4. Versorgungsbericht der
Bundesregierung Teil A II 2.2 entnommen werden.

Tabelle A.4.2

Versicherte und Leistungsempfianger (AKA) am 31. Dezember 2010

Tabelle A.4.3

Schichtung der VBL-Pflichtversicherungsrenten (65 Jahre und élter) nach Zahlbetrag

am 31. Dezember 2010
Zahlbetrag
von ... bis unter ... Versichertenrenten Hinterbliebenenrenten
Euro
Anteil in % Anteil in %
0- 125 18,7 29,7
125 - 250 15,3 31,1
250 - 500 37,3 34,2
500 - 750 21,8 3,7
750 -1.000 4,9 0,8
1.000 -1.250 1,1 0,3
1.250 -1.500 0,4 0,1
1.500 und hoher 0,5 0,1
Insgesamt 100,0 100,0
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Tabelle A.4.4

Leistungsarten, Ausgaben und durchschnittliche Zahlbetrige (VBL) im Jahr 2010

1)
Leistungsarten Ausga_ben 2010
- Mio. Euro -

l. Alterssicherungsleistungen

1. Versichertenrenten 3.936,9

2. Witwen-/Witwerrenten 538,9

Alterssicherungsleistungen VBL insg. 4.475,8
ll. Sonstige Ausgaben 47,4
lll. VBL insgesamt 4.523,2
nachrichtlich: durchschnittliche Zahlbe- .. neue Ladn- Deutsch-

.. alte Lander
trage (Bruttorenten) der land
- Euro monatl. -

Renten an Pflichtversicherte 413 138 384
Renten an beitragsfrei Versicherte 173 98 168
Witwen-/Witwerrenten 232 68 228

Landern erheblich niedrigeren Betriebsrenten in den
neuen Lindern wirkt sich die kiirzere Versicherungsdauer
leistungsmindernd aus, da die Zusatzversorgung in den
neuen Bundeslidndern erst zum 1. Januar 1997 eingefiihrt
worden ist. Die geringere durchschnittliche Hohe der
VBL-Betriebsrenten aus beitragsfreier Versicherung re-
sultiert in erster Linie aus der kiirzeren Versicherungs-
dauer.

Arbeitsgemeinschaft kommunale und Kkirchliche
Altersversorgung (AKA)

Bei der AKA iibersteigen rund 46 Prozent der Versicher-
tenrenten 250 Euro (vgl. Tabelle A.4.5.). Der Anteil an
Renten bis 150 Euro ist mit iiber 38 Prozent doppelt so
hoch wie bei der VBL.

Bei der AKA betrdgt die durchschnittliche Hohe der Be-
triebsrenten fiir Pflichtversicherte 351 Euro monatlich
(vgl. Tabelle A.4.6). Die Ausgaben fiir Alterssicherungs-
leistungen betrugen im Jahr 2010 4 457 Mio. Euro.

44 Finanzierung und Einnahmen

Von 1978 bis Ende 1998 erfolgte die Finanzierung der
Zusatzversorgung ausschlieSlich durch Umlagen der Ar-
beitgeber. Seit 1999 gibt es (wieder) eine Beteiligung der
Beschiftigten durch einen Arbeitnehmeranteil an der
Umlage. Nach der Reform der Zusatzversorgung haben
einige Zusatzversorgungskassen ganz oder teilweise auf

Kapitaldeckung umgestellt, zu der ebenfalls Arbeitgeber
und Arbeitnehmer Beitrdge leisten.

Die Umlage wird als Prozentsatz des jeweiligen zusatz-
versorgungspflichtigen Arbeitsentgelts der versicherten
Beschiftigten festgelegt und dient dazu, die Versorgungs-
leistungen in einem bestimmten Zeitraum zu decken. Der
Umlagesatz wird daher von der Hohe der Versorgungs-
leistungen und von der Anzahl und dem Entgelt der aktiv
Beschiftigten bestimmt. Die Umlagesitze der verschie-
denen Zusatzversorgungskassen weisen daher grofle Un-
terschiede auf.

Neben der Umlage und den Beitragen zur Kapitaldeckung
haben die Tarifvertragsparteien zum 1. Januar 2002 die
Erhebung sog. Sanierungsgelder vereinbart, die allein von
der Arbeitgeberseite getragen werden. Diese Sanierungs-
gelder werden iiber die am Stichtag 1. November 2001 je-
weils geltende Umlage hinaus zur Deckung des zusitzli-
chen Finanzbedarfs erhoben, der infolge der SchlieBung
des Gesamtversorgungssystems und des Wechsels vom
Gesamtversorgungssystem zum Punktemodell entstanden
ist. Ab 1. Januar 2002 entspricht die Gesamthohe der Sa-
nierungsgelder bei der VBL 2 Prozent der zusatzversor-
gungspflichtigen Entgelte aller Pflichtversicherten im
Jahre 20011D.

D) Naheres kann dem 4. Versorgungsbericht der Bundesregierung Teil A
11 2.3. entnommen werden.
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Schichtung der AKA-Pflichtversicherungsrenten (65 Jahre und ilter)

nach Zahlbetrag?

Zahlbetrag
von ... bis unter ... Versichertenrenten
Euro
Anzahl Anteil in %

0 - 150 238.019 38,0
150 - 250 100.221 16,0
250 - 400 125.262 20,0
400 - 550 84.561 13,5
550 - 750 55.740 8,9
750 - 1.000 15.487 2,5
1.000 - 1.250 3.132 0,5
1.250 - 1.500 1.880 0,3
1.500und héher 2.504 0,4
Insgesamt 625.900 100,0

D Stand: 2006; neuere Daten liegen nicht vor

Leistungsarten, Ausgaben und durchschnittliche Zahlbetrige (AKA)

im Jahr 2010

Leistungsarten

Ausgaben 2010

- Mio. Euro -
Insgesamt
I. Alterssicherungsleistungen
1. Versichertenrenten 3.937,2
2. Witwen-/Witwerrenten 519,8
Alterssicherungsleistungen AKA insg. 4.457,0
Il. Sonstige Ausgaben 15,1
lll. AKA insgesamt 44721
Insgesamt
nachrichtlich: durchschnittliche Zahlbe-
trédge (Bruttorenten) - Euro monatl. -
Renten an Pflichtversicherte 351
Renten an beitragsfrei Versicherte k.A.
Witwen-/Witwerrenten 252

Tabelle A.4.5

Tabelle A.4.6
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4.5 Renten-Zusatzversicherung der
Deutschen Rentenversicherung

Knappschaft-Bahn-See

Der Pflichtversicherung in der Renten-Zusatzversicherung
der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-
See (KBS) unterliegen grundsétzlich alle Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer eines beteiligten Arbeitgebers, so-
weit aufgrund des angewendeten Tarifrechts oder des Ar-
beitsvertrages Anspruch auf eine zusétzliche Versorgung
besteht. Der Gesamtbestand an Pflichtversicherten der
Renten-Zusatzversicherung der KBS im Berichtsjahr 2011
war gegeniiber dem Jahr 2010 weiter riickléufig. Er ver-
ringerte sich um 1210 bzw. rund 2,5 Prozent auf 46 267
Versicherte. Einem Zugang von 1 660 Pflichtversicherten
stand ein Abgang von 2 921 gegeniiber. Ausschlaggebend
fiir diese Entwicklung ist in erster Linie, dass dem Bestand
des Bundeseisenbahnvermdgens grundsitzlich keine Neu-

Tabelle A.4.7

zuginge mehr zugefiihrt werden. Von den 46 267 Pflicht-
versicherten hatten am Ende des Jahres 2011 40 392 die
Wartezeit erfiillt, bei 5 875 war die Wartezeit (60 Umlage-
und/oder Beitragsmonate) noch nicht erfiillt. Endet die
Pflichtversicherung vor Eintritt eines Versicherungsfalls,
bleiben die erworbenen Anwartschaften bestehen. Es ent-
steht eine sogenannte beitragsfreie Versicherung. Am
31. Dezember 2011 waren 114 518 Minner und Frauen
beitragsfrei versichert.

Den Pflichtversicherten standen insgesamt 120 994 Emp-
fangerinnen und Empfénger von Alterssicherungsleistun-
gen gegeniiber — 99 560 davon waren 65 Jahre und alter
(vgl. Tabelle A.4.7). Fiir Alterssicherungsleistungen ver-
ausgabte die Renten-Zusatzversicherung der KBS im Jahr
2011 insgesamt knapp 559 Mio. Euro (Ausgaben insge-
samt: 571,1 Mio. Euro). Die durchschnittliche Brutto-
rente betrug 385,01 Euro monatlich (vgl. Tabelle A.4.8).

Versicherte und Leistungsempfinger (KBS) am 31. Dezember 2011

D Werte in Klammern: zusitzliche beitragsfrei Versicherte.

2 Werte in Klammern: Alterssicherungsleistungen an 65-Jahrige und Altere

Tabelle A.4.8

Leistungsarten, Ausgaben und durchschnittliche Zahlbetrige
(Renten-Zusatzversicherung der KBS) im Jahr 2011
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Die Alterssicherungsleistungen der Renten-Zusatzversi-
cherung der KBS werden insbesondere durch Umlagen
der betroffenen Unternehmen und Beitrdge der Arbeit-
nehmer einerseits sowie Offentliche Zuschiisse anderer-
seits finanziert. Durch Einfiihrung des Bundeszuschusses
wurde den finanziellen Folgen der grundsitzlichen
Schliefung des Versichertenbestandes des Bundeseisen-
bahnvermdgens Rechnung getragen. Im Jahr 2011 betru-
gen die Einnahmen aus Umlagen und Beitrdgen rd.
129,6 Mio. Euro und die Einnahmen aus 6ffentlichen Zu-
schiissen rd. 356 Mio. Euro (vgl. Tabelle A.4.9). Die
Leistungen fiir Altrenten nach Teil C der Satzung werden
fast ausschlielich durch Erstattungen des Bundeseisen-
bahnvermogens in Hohe von rd. 77,5 Mio. Euro finan-
ziert.

4.6 Versorgung aufgrund einer Dienst-

ordnung

Die Versorgung der Dienstordnungsangestellten ist zwar
keine Zusatzversorgung im oben beschriebenen Sinne,
sondern eine Vollversorgung, jedoch sind auch Dienstord-
nungsangestellte (DO-Angestellte) Arbeitnehmer des 6f-
fentlichen Dienstes. DO-Angestellte sind in Teilbereichen
der Sozialversicherungstrager tdtig und nehmen dort ho-
heitliche Aufgaben als Daueraufgabe wahr. Sie stehen in
einem privatrechtlichen Arbeitsverhiltnis. Thre Rechts-

und allgemeinen Dienstverhéltnisse sind in Dienstord-
nungen der jeweiligen Sozialversicherungstriger gere-
gelt, wodurch beamtenrechtliche Vorschriften Anwen-
dung finden'?». Die Dienstordnungen, die im
Wesentlichen auf Musterdienstordnungen beruhen, be-
diirfen der Genehmigung durch die Aufsichtsbehdrden
der Sozialversicherungstréger.

Am 30. Juni 2011 waren in der Bundesrepublik Deutsch-
land insgesamt 22 898 Dienstordnungsangestellte — da-
von 12 643 bei den Krankenkassen bzw. bei deren Ver-
banden — beschiftigt. Diese Zahl wird sich in den
néchsten Jahren zunehmend reduzieren, da seit dem 1. Ja-
nuar 1993 bei den Krankenkassen und Krankenkassen-
verbdanden entsprechende Vertridge mit Angestellten nicht
mehr abgeschlossen werden diirfen.

Am 1. Januar 2011 erhielten insgesamt 16 426 Personen
Versorgungsleistungen aufgrund einer Dienstordnung
(davon 11 336 Ruhegehaltsempfianger, 4 832 Witwen-
und Witwergeldempfinger und 258 Waisengeldempfin-
ger). Die Gesamtausgaben fiir die Versorgungsleistungen
im Jahr 2010 beliefen sich auf 0,5 Mrd. Euro.

12) Zu den Rechtsgrundlagen fiir die Beschéftigung von Dienstord-
nungsangestellten siehe Dritter Versorgungsbericht der Bundesregie-
rung (Bundestagsdrucksache 15/5821 vom 22. Juni 2005), Anhang,
Abschnitt 1.

Tabelle A.4.9

Finanzierung und Einnahmen (Renten-Zusatzversicherung der KBS)
im Jahr 2011

" ohne Einnahmen der Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Stralenbahnen (rund 10 Mio. Euro)
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5 Alterssicherung der Landwirte
5.1 Uberblick

Die Alterssicherung der Landwirte (AdL) ist ein eigen-
stindiges Sicherungssystem, das durch die am 1. Januar
2013 wirksam werdende weitere Organisationsreform der
gesamten landwirtschaftlichen Sozialversicherung zu-
kunftsfest gemacht wurde. Sie ist als Teilsicherung ausge-
richtet und geht von einer Ergdnzung insbesondere durch
Altenteilleistungen und/oder Pachteinnahmen sowie
durch private Vorsorge aus. Bei der Ausgestaltung der
Beitrdge und Leistungen werden die besonderen Lebens-
und Einkommensverhiltnisse der biuerlichen Familien
beriicksichtigt.

Die AdL soll neben sozialpolitischen auch agrarstruktur-
politische Ziele erfiillen. So setzt die Gewédhrung von
Rentenleistungen stets die Abgabe des landwirtschaftli-
chen Unternehmens voraus. Die agrarstrukturpolitische
Komponente des Sicherungssystems ist ein Grund fiir die
erhebliche Beteiligung des Bundes an der Finanzierung
der Ausgaben (Defizitdeckung).

5.2

Versicherte der AdL sind die landwirtschaftlichen Unter-
nehmer, ihre Ehegatten und die mitarbeitenden Familien-
angehorigen. Die Alterssicherung der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft er-
folgt hingegen durch die gesetzliche Rentenversicherung
(GRV) und ergénzend durch die Zusatzversorgung in der
Land- und Forstwirtschaft (vgl. Abschnitt A.7.3).

Die Zahl der Beitrag zahlenden Landwirte ist weiter zu-
riickgegangen (rund 12 Prozent gegeniiber 2007). Die Zahl
der Rentenbezieher ist ebenfalls zunehmend riicklaufig
(rund 2 Prozent gegeniiber 2007). Der Strukturwandel im
Sektor Landwirtschaft hat — fiir Alterssicherungssysteme
ungewohnlich — damit in der Alterssicherung der Land-
wirte groere Auswirkungen als die demografische Ent-
wicklung in der Bevdlkerung. Der Riickgang bei den Bei-
tragszahlern fallt dabei naturgemaB stérker aus als der bei
den Rentenbeziehern.

Versicherte und Leistungsempfanger

In der AL wurden am 30. Juni 2011 in den alten Léndern
rund 316 502 Regelaltersrenten gezahlt, in den neuen

Tabelle A.5.1

Léndern waren es 2 906. Hinzu kommt noch die Zahlung
von rund 176 000 (in den neuen Léndern 341) Renten an
Witwen und Witwer, die das 65. Lebensjahr vollendet ha-
ben (vgl. Tabelle A.5.2). Die geringen Fallzahlen in den
neuen Léndern erkliren sich dadurch, dass aufgrund der
Ubergangsregelungen bei der Einfiihrung der AdL in den
neuen Léndern ab 1. Januar 1995 ein Grofiteil der dorti-
gen chemaligen Landwirte Renten aus der GRV erhilt.

5.3

Die Rentenleistungen der AdL sind hinsichtlich des Kata-
logs der Leistungsfille und der Anspruchsvoraussetzun-
gen an die Regelungen der GRV angelehnt. Es werden
Renten an Versicherte, d. h. Altersrenten und Renten we-
gen Erwerbsminderung, sowie Hinterbliebenenrenten er-
bracht. Die Altersgrenze ist grundsétzlich das vollendete
65. Lebensjahr. Diese Altersgrenze wird stufenweise auf
das 67. Lebensjahr angehoben sowie eine neue vorzeitige
Altersrente ab 65 Jahre (mit Abschlag) eingefiihrt (RV-
Altersgrenzenanpassungsgesetz). Ebenfalls zdhlen Bei-
tragszuschiisse an Versicherte, Zuschiisse zum Kranken-
versicherungsbeitrag, Leistungen zur Teilhabe (medizini-
sche Rehabilitation), Zahlungen fiir die Betriebs- und
Haushaltshilfe sowie Uberbriickungsgeld zum Leistungs-
umfang der AdL.

Leistungen und Ausgaben

Wegen des Teilsicherungscharakters der AdL, der sich auf
der Beitrag- wie auf der Leistungsseite niederschligt, er-
gibt sich eine geringere Rentenhdhe als in der GRV. Die
durchschnittliche Hohe der Altersrente fiir Landwirte be-
trug in den alten Lédndern am 30. Juni 2011 rund 399 Euro,
in den neuen Léndern 147 Euro (vgl. Tabelle A.5.2). Die
Rentenzahlung an mitarbeitende Familienangehdrige ent-
spricht der Hélfte der Rente eines landwirtschaftlichen
Unternehmers.

Beim Zusammentreffen einer Rente wegen Todes aus der
AdL und Einkommen des Berechtigten (z. B. Rente auf-
grund eigener Anspriiche) finden die Anrechnungsrege-
lungen der GRV auf die Hinterbliebenenrente Anwen-
dung.

Da durch den zu zahlenden Einheitsbeitrag kleine und
mittlere landwirtschaftliche Unternehmen gemessen an
ihrer Ertragskraft prozentual hoher belastet wiirden als

Versicherte und Leistungsempfinger (AdL) am 30. Juni 2011
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Tabelle A.5.2

Anzahl der Renten und durchschnittliche Rentenzahlbetriige in der AdL am 30. Juni 2011
nach Gebiet und Geschlecht

) Bruttorenten (Eigenbeitrdge zur Kranken- und Pflegeversicherung sind noch nicht abgezogen)
2 65 Jahre und élter; Regelaltersrenten werden ab der Vollendung des 65. Lebensjahres gezahlt

grofBere Betriebe, werden sie durch Beitragszuschiisse ent-
lastet. Versicherungspflichtige Landwirte erhalten einen
Zuschuss, wenn das jéhrliche Einkommen bei Alleinste-
henden 15500 Euro bzw. bei Verheirateten 31 000 Euro
nicht {ibersteigt. Der maximale Zuschuss betrigt 60 Pro-
zent des Beitrags bei einem jédhrlichen Einkommen bis
8 220 Euro je Versicherten. Landwirte erhalten auch ei-
nen Zuschuss zu den Beitrdgen, die sie fiir mitarbeitende
Familienangehorige entrichten, und zwar in Hohe der
Halfte des Zuschusses, der ihnen selbst zusteht.

Die AdL erbringt als Leistungen zur Teilhabe medizini-
sche und ergédnzende Leistungen zur Rehabilitation. Fiir
die personlichen und versicherungsrechtlichen Vorausset-
zungen gelten die Regelungen der GRV entsprechend.

Bei Erbringen einer Leistung zur Rehabilitation, bei Ar-
beitsunféhigkeit und Schwangerschaft kann zur Aufrecht-
erhaltung des landwirtschaftlichen Unternechmens Be-
triebs- und Haushaltshilfe gewahrt werden. Hierzu wird
entweder von der Alterskasse eine Ersatzkraft gestellt
oder es werden unter bestimmten Voraussetzungen die
angemessenen Kosten fiir eine selbst beschaffte Ersatz-
kraft erstattet.

Im Falle des Todes eines landwirtschaftlichen Unterneh-
mers kann ebenfalls voriibergehend Betriebs- und Haus-
haltshilfe erbracht werden. Alternativ kann stattdessen
unter bestimmten Voraussetzungen Witwen/Witwern, die
das landwirtschaftliche Unternehmen eigenstéindig wei-

terfiihren, Uberbriickungsgeld gewihrt werden, und zwar
langstens fiir die Dauer der ersten drei Jahre nach dem
Tod des Landwirts.

In der AdL wurden im Jahr 2011 insgesamt rund 2,9 Mrd.
Euro verausgabt (rund 139,4 Mio. Euro weniger als
2007), darunter rund 1,5 Mrd. Euro fiir Regelaltersrenten
und rund 0,7 Mrd. Euro fiir Hinterbliebenenrenten (vgl.
Tabelle A.5.3, S. 38).

5.4 Finanzierung und Einnahmen

Die AdL wird im Wesentlichen durch Bundesmittel und
durch Beitrdge der Versicherten finanziert.

Der Beitrag ist fiir alle Landwirte gleich hoch. Der Ein-
heitsbeitrag wird entsprechend dem Beitrags-/Leistungs-
verhiltnis der GRV festgesetzt. Jedes Beitragsjahr er-
bringt den gleichen Rentenertrag. Den unterschiedlichen
Leistungsstrukturen in beiden Systemen wird durch einen
Abschlag beim Beitrag im Vergleich zur GRV Rechnung
getragen. Der Beitrag belief sich im Jahr 2011 in den al-
ten Léndern auf 219 Euro pro Monat. In den neuen Lan-
dern ist bis zur Angleichung der wirtschaftlichen Verhélt-
nisse ein niedrigerer Beitrag zu zahlen; 2011 betrug
dieser 192 Euro pro Monat. Fiir mitarbeitende Familien-
angehorige zahlt der Unternehmer einen Beitrag in Héhe
der Hilfte des Unternehmerbeitrags. Die Einnahmen aus
den Beitrdgen der Versicherten betrugen im Jahr 2011
rund 643 Mio. Euro (vgl. Tabelle A.5.4, S. 38).
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Tabelle A.5.3

Leistungsarten und Ausgaben in der AdL im Jahr 2011

1 Ohne Uberbriickungsgelder und Ubergangshilfen.
2 Abweichungen in der Summe durch Rundungsdifferenzen.

Tabelle A.5.4

Finanzierung und Einnahmen in der AdL im Jahr 2011

) Abweichungen in der Summe durch Rundungsdifferenzen.

Den Unterschiedsbetrag zwischen den Ausgaben und den
Einnahmen der AdL trigt der Bund (Defizitdeckung).
Der Bundeszuschuss zur Finanzierung der AdL betrug im
Jahr 2011 rund 2,2 Mrd. Euro. Dies entspricht einem An-
teil an den Gesamteinnahmen von rund 77 Prozent (vgl.
Tabelle A.5.4).

AuBer den Beitridgen der Versicherten und den Bundes-
mitteln flieBen der AdL noch weitere Einnahmen, wie
z. B. aus Regressforderungen oder Zuzahlung zur Be-
triebs- und Haushaltshilfe, zu.

6 Kiinstlersozialversicherung
6.1 Allgemeines

Die Kiinstlersozialversicherung (KSV) ist ein Pflichtver-
sicherungssystem fiir selbststindig tétige Kiinstler und
Publizisten. Sie wurde mit dem Kiinstlersozialversiche-
rungsgesetz (KSVG) vom 27. Juli 1981 zum 1. Januar
1983 eingefiihrt. Selbstdndige Kiinstler und Publizisten
befinden sich groBtenteils in einer wirtschaftlichen und
sozialen Situation, die der von Arbeitnehmerinnen und
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Arbeitnehmern vergleichbar ist. Sie sind auf die Mitwir-
kung von Vermarktern oder Verwertern angewiesen, da-
mit thre Werke oder Leistungen dem Endabnehmer zu-
ganglich gemacht werden konnen. Sie sind daher als
Pflichtversicherte in die gesetzliche Kranken-, Pflege-
und Rentenversicherung einbezogen. Dabei tragen die
Versicherten die Hélfte der Sozialversicherungsbeitrige
selbst. Die zweite Beitragshilfte wird iiber die Kiinstler-
sozialabgabe von den Verwertern sowie {iber einen Bun-
deszuschuss aufgebracht.

Die Kiinstersozialkasse

Die Kiinstlersozialkasse (KSK) ist die zustindige Stelle
fiir die Kiinstlersozialversicherung. Organisatorisch ist sie
eine Abteilung der Unfallkasse des Bundes.

Die KSK stellt die Versicherungspflicht bzw. Versiche-
rungsfreiheit der Kiinstler und Publizisten sowie die Ab-
gabepflicht der Verwerter kiinstlerischer Leistungen fest,
zieht die Beitragsanteile der Versicherten, die Kiinstlerso-
zialabgabe der Verwerter und den Bundeszuschuss ein
und entrichtet die Gesamtbeitrdge an den Gesundheits-
fonds und die Rentenversicherungstriager. Sie ist somit
kein eigenstindiger Versicherungstriger und erbringt
selbst keine Versicherungsleistungen.

Triger der Deutschen Rentenversicherung

Seit 2007 priifen die Trager der Deutschen Rentenversi-
cherung bei den Arbeitgebern, ob diese ihre Melde- und
Abgabepflichten nach dem KSVG erfiillen. Fiir Arbeitge-
ber sind neben der Kiinstlersozialkasse auch die Triger
der Deutschen Rentenversicherung Ansprechpartner in
Fragen der Kiinstlersozialabgabe.

6.2 Versicherte und Leistungsempfanger

Die Versichertenzahlen steigen seit Jahren kontinuierlich.
Am 31. Dezember 2011 waren 175 103 Kiinstler und Pu-
blizisten nach dem KSVG versichert (vgl. Tabelle A.6.1).

Fiir die Versicherungspflicht miissen mehrere Vorausset-
zungen erflillt sein: Zundchst muss eine selbstindige
kiinstlerische oder publizistische Tétigkeit erwerbsméBig
ausgetlibt werden. Dies ist der KSK durch Tatigkeitsnach-
weise zu belegen. Freizeit- und Hobbykiinstler werden
daher von der Versicherungspflicht nicht erfasst. Aufer-

dem werden Kiinstler oder Publizisten nicht in der Kiinst-
lersozialversicherung versichert, wenn sie mehr als einen
Arbeitnehmer beschéftigen oder bereits auf andere Weise
sozial abgesichert sind. Des Weiteren muss ein Mindest-
arbeitseinkommen von 3 900 Euro jahrlich erzielt wer-
den. Wegen moglicher Einkommensschwankungen wih-
rend eines Jahres wird nicht auf das Monats-, sondern auf
das voraussichtliche Jahreseinkommen abgestellt. Berufs-
anfanger werden auch dann nach dem KSVG versichert,
wenn sie das Mindestarbeitseinkommen voraussichtlich
nicht erreichen werden. Als Berufsanfingerzeit gelten die
ersten drei Jahre seit erstmaliger Aufnahme der selbstéin-
digen kiinstlerischen oder publizistischen Tétigkeit. Sie
verldngert sich entsprechend, wenn die selbstindige bzw.
publizistische Tatigkeit unterbrochen wird; etwa durch
Kindererziehung, Wehrdienst oder ein zwischenzeitliches
Beschiftigungsverhéltnis.

Die Kiinstlersozialkasse ist kein Leistungstrager. Im Ver-
sicherungsfall beziehen die Versicherten ihre Leistungen
direkt von dem Rentenversicherungstriager bzw. von der
Krankenkasse, bei der sie versichert sind. Es ist daher
keine Aussage mdglich, wieviele der Versicherten der
Kiinstlersozialversicherung  Alterssicherungsleistungen
erhalten. Die Zahl der Leistungsempfinger geht in der
Zahl der Leistungsempfanger der gesetzlichen Rentenver-
sicherung auf. Auch aus den von der KSK ermittelten
durchschnittlichen versicherungspflichtigen Einkommen
der Kiinstler und Publizisten lésst sich nicht auf das ge-
samte Alterseinkommen schlieBen, da andere versiche-
rungspflichtige und sonstige Einkommensquellen nicht
bekannt sind.

6.3 Leistungen und Ausgaben

Die Leistungen entsprechen denen der gesetzlichen Kran-
ken-, Pflege- und Rentenversicherung. Fiir die Alters-
sicherung sind die Vorschriften und der Leistungskatalog
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) malige-
bend. Die entrichteten Pflichtbeitrige werden zur Erfiil-
lung der maBgeblichen Voraussetzungen fiir sdmtliche
Leistungen nach dem SGB VI herangezogen.

Wird die selbstindige kiinstlerische/publizistische Tatig-
keit im Zusammenhang mit dem Rentenbezug beendet,
besteht im Regelfall Anspruch auf die Krankenversiche-
rung der Rentner oder die freiwillige Weiterversicherung.

Tabelle A.6.1

Versicherte der Kiinstlersozialversicherung am 31. Dezember 2011
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6.4 Finanzierung und Einnahmen

Nach dem KSVG versicherte selbstindige Kiinstler und
Publizisten zahlen wie abhéngig beschéftigte Arbeitneh-
mer nur einen Teil des Sozialversicherungsbeitrags. Der
»Arbeitgeberanteil wird iiber die Kiinstlersozialabgabe
von den Verwertern sowie durch einen Bundeszuschuss
aufgebracht.

Die Einnahmen im Jahr 2011 betrugen insgesamt rund
714 Mio. Euro (vgl. Tabelle A.6.2). Eine nach alten und
neuen Lindern getrennte Erfassung der Einnahmen er-
folgt nicht.

Versichertenbeitrag

Die Hohe der Beitridge zur Rentenversicherung bemisst
sich grundsitzlich nach dem jeweils fiir ein Jahr im Vo-
raus geschitzten Arbeitseinkommen aus der kiinstleri-
schen Titigkeit sowie den allgemein geltenden Beitrags-
sitzen. Das Einkommen wird nur bis zur jeweils
geltenden Beitragsbemessungsgrenze in die Beitrags-
pflicht einbezogen. Bei Berufsanfangern wird der Sozial-
versicherungsbeitrag auf der Bemessungsgrundlage von
3900 Euro berechnet, wenn das Mindesteinkommen
nicht erreicht wird.

Die KSK stellt die Hohe der monatlichen Beitrdge fest
und zieht den Versichertenanteil ein. Sie entrichtet die
Beitrdge fiir die Rentenversicherung an die Deutsche
Rentenversicherung, fiir die Kranken- und Pflegeversi-
cherung an den Gesundheitsfonds. Die eingenommenen
Versichertenbeitrage zur Kranken-, Pflege- und Renten-
versicherung im Jahr 2011 betrugen rund 313 Mio. Euro
(vgl. Tabelle A.6.2).

Kiinstlersozialabgabe

Die Kiinstlersozialabgabe erbringt den Beitragsanteil der
KSYV, der nicht durch die Beitragsanteile der Versicherten
und den Bundeszuschuss gedeckt ist. Sie wird von allen
Unternehmen erhoben, die typischerweise die Werke oder
Leistungen selbstindiger Kiinstler oder Publizisten ver-
werten (z. B. Verlage, Theater, Galerien, Rundfunkanstal-
ten usw.). Aber auch alle anderen Unternehmen kénnen
abgabepflichtig sein. Dies ist etwa der Fall, wenn sie die
Werbung fiir ihr eigenes Unternehmen betreiben oder die
kiinstlerische Leistung z. B. im Rahmen von Veranstal-
tungen nutzen und dabei nicht nur gelegentlich Auftrige
an selbstidndige Kiinstler oder Publizisten erteilen.

Der Abgabepflicht unterliegen alle an selbstindige Kiinst-
ler oder Publizisten gezahlten Honorare, unabhéngig da-
von, ob der Kiinstler selbst nach dem KSVG versiche-
rungspflichtig ist. Hierdurch werden Wettbewerbsnachteile
der versicherten Kiinstler und Publizisten vermieden. Der
Abgabesatz betrdgt seit 2010 3,9 Prozent (2013: 4,1 Pro-
zent).

Die Einnahmen aus der Kiinstlersozialabgabe betrugen
im Jahr 2011 rund 244 Mio. Euro (vgl. Tabelle A.6.2).

Bundeszuschuss

Die Mittel fiir die zweite Beitragshélfte werden nicht nur
durch die Kiinstlersozialabgabe, sondern auch durch ei-
nen Zuschuss des Bundes erbracht. Dieser Zuschuss ist
kulturpolitisch motiviert, trdgt aber auch dem Umstand
Rechnung, dass sich ein Teil der versicherten Kiinstler
und Publizisten selbst vermarktet, also seine Honorare di-
rekt von Endabnehmern erhilt, ohne Vermittlung durch
die Verwerter. Diese Endabnehmer (z. B. private Kunst-
sammler, Veranstalter von Vereinsfeiern oder privaten
Festen) sind keine ,,Verwerter* von Kunst und Publizistik
und konnen deshalb auch nicht zu einer Abgabe herange-
zogen werden. Der Bundeszuschuss betrug im Jahr 2011
rund 157 Mio. Euro (vgl. Tabelle A.6.2).

Tabelle A.6.2

Finanzierung und Einnahmen der Kiinstler-
sozialversicherung im Jahr 2011
(Jahresrechnung 2011)

1 Inkl. Uberschiisse, die in den Folgejahren zur Senkung des Abgabe-
satzes eingesetzt werden miissen.

Sonstige Alterssicherungssysteme

71 Altersentschadigung der Bundes- und
Landtagsabgeordneten

7.1.1  Uberblick

Die Altersentschidigung der Bundes- und Landtagsabge-
ordneten ist — angelehnt an andere &ffentliche Amter in
der Bundesrepublik — eine oOffentlich-rechtliche Alters-
versorgung ohne Beitragszahlung zur Alters- und Hinter-
bliebenenversorgung. Eine Ausnahme stellt die am 1. Ja-
nuar 1999 bei Beamten eingefiihrte Selbstbeteiligung
durch Einkommensverzicht zugunsten eines Pensions-
fonds dar.

Das Grundgesetz bestimmt in Artikel 48 Absatz 3, dass
die Abgeordneten einen Anspruch auf eine angemessene,
ihre Unabhéngigkeit sichernde Entschiddigung haben. Im
Hinblick auf die mit der Ubernahme eines Abgeordneten-
mandats hdufig einhergehende Unterbrechung des beruf-
lichen Werdegangs, die gebotene Gleichbehandlung aller
Abgeordneten und nicht zuletzt die Unabhingigkeit des
Mandats wurde eine eigenstindige Versorgungsform ge-
wihlt. Diese dient dazu, unabhéngig von der sonstigen
Altersabsicherung des Mandatstrégers, einerseits die ver-
sorgungsrechtlichen Nachteile auszugleichen und ande-
rerseits der Bedeutung des Mandats durch Ankniipfung
an die Leistungen aktiver Parlamentarier gerecht zu wer-
den. Abgeordnete werden wéhrend der Zeit ihrer Zugeho-
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rigkeit zu einer gesetzgebenden Korperschaft nicht durch
die gesetzliche Rentenversicherung erfasst.

Die Altersversorgung fiir die Mitglieder des Bundestages
und der Landtage sowie fiir deren Hinterbliebene wird in
den jeweiligen Abgeordnetengesetzen des Bundes und der
Léander geregelt. Ein Kurziiberblick iiber die Altersversor-
gung der Abgeordneten wird in der Anhangtabelle A.1 ge-
geben.

7.1.2 \Versicherte und Leistungsempfanger

Zum 31. Dezember 2011 waren 2 480 Parlamentarier ak-
tiv, 785 ehemalige Abgeordnete des Bundes- und der
Landtage hatten Anwartschaften erworben, erhielten aber
wegen Unterschreitens des Mindestalters keine Leistun-
gen. Von den 2491 Versorgungsempfingern bekamen
109 aufgrund von Anrechnung anderer Einkommen keine
Auszahlung. Renten an Hinterbliebene, die das 65. Le-
bensjahr vollendet haben, wurden an 938 Witwen und
Witwer gezahlt (vgl. Anhangtabelle A.2).

7.1.3 Leistungen und Ausgaben

Die Abgeordnetengesetze des Bundestages und der Land-
tage sehen unterschiedliche Leistungen an ehemalige
Mitglieder bzw. ihre Hinterbliebenen vor. Im Allgemei-
nen sind folgende Leistungen moglich:

a) Laufende Leistungen:

— Altersentschdadigung (auch wegen Gesundheits-
schiaden),

— Hinterbliebenenversorgung (Witwen- bzw. Wit-
wergeld und Waisengeld),

— Ubergangsgeld fiir einen begrenzten Zeitraum nach
Ausscheiden aus dem Parlament.

b) Einmalige, auf Antrag gewidhrte Leistungen:

— Versorgungsabfindung fiir ehemalige Abgeordnete,
die die Voraussetzungen fiir Altersentschidigung
nicht erfiillen,

— Nachentrichtung von Beitrdgen zur gesetzlichen
Rentenversicherung sowie ggf. zu einer zusitzli-
chen Alters- und Hinterbliebenenversorgung im
Rahmen einer Nachversicherung nach SGB VI (al-
ternativ zur Versorgungsabfindung, aufler Thiirin-

gen),

— Uberbriickungsgeld fiir Hinterbliebene (auBer
Brandenburg, Hessen und Sachsen),

— Abfindung im Falle einer Wiederverheiratung (au-
Ber Hessen, Sachsen).

Einige Linder haben Anderungen im Versorgungsrecht
vorgenommen, zum Beispiel indem das Versorgungsein-
trittsalter hinaufgesetzt und der Hochstversorgungssatz
reduziert wurde. Hessen hat dariiber hinaus die Rechts-
stellung von Lebenspartnerschaften umfassend geregelt.

Die am 31. Dezember 2011 geltenden gesetzlichen Rege-
lungen zur Altersentschidigung sind in tabellarischer

Kurzform in Anhangtabelle A.1 dargestellt. Der Gesetz-
geber sieht in der Regel eine Mandatsdauer von mehr als
einer Wahlperiode als Voraussetzung dafiir vor, dass die
Anspriiche aus dem bisherigen — vom jeweiligen Beruf
abhéngenden — Alterssicherungssystem durch Anspriiche
aus dem Versorgungssystem der Abgeordneten erginzt wer-
den konnen. Seit dem 1. Januar 2008 betragt fiir Abgeord-
nete des Deutschen Bundestages die Mindestmitgliedsdauer
ein Jahr. Die Leistungen der Alters- und Hinterbliebenen-
versorgung, die in vollem Umfang einkommensteuer-
pflichtig sind, werden zwolfmal jahrlich gezahlt. Treffen
Versorgungsbeziige mit anderen Beziigen aus offentli-
chen Kassen (Einkommen, Versorgungsbeziige oder Ren-
ten) zusammen, findet eine volle oder anteilige Anrech-
nung statt. Die Anrechnung kann zum vélligen Ruhen der
Versorgungsleistungen fiihren.

Zur Absicherung im Krankheitsfall haben Versorgungs-
empfanger Anspruch entweder auf Beihilfe nach beam-
tenrechtlichen Maf3stében (Brandenburg: nur analoge An-
wendung der Beihilfevorschriften) oder auf Zuschuss zu
ihren Kranken- und Pflegeversicherungsbeitriagen.

Die Anzahl der im Jahr 2011 von den einzelnen Parla-
menten geleisteten Zahlungen, kann geschichtet nach
monatlichen Zahlbetrdgen der Anhangtabelle A.3 (Ver-
sorgungsempfinger) bzw. Anhangtabelle A.4 (Hinter-
bliebene) entnommen werden. Der durchschnittliche mo-
natliche Zahlbetrag lag im Dezember 2011 bei den
Versorgungsempfangern in Bund und Léndern zwischen
3 004 Euro beim Deutschen Bundestag und 314 Euro in
Hamburg (Teilzeitparlament), und bei den Hinterbliebe-
nen zwischen 2 029 Euro beim Deutschen Bundestag und
384 Euro in Hamburg. Die Angaben beziehen sich nur
auf die Zeit der Abgeordnetentitigkeit und lassen keine
Aussagen hinsichtlich der Gesamtversorgung zu.

Insgesamt haben im Jahr 2011 der Bundestag und die
Landtage rund 112 Mio. Euro fiir alle Leistungen, die in
den jeweiligen Abgeordnetengesetzen fiir die Altersver-
sorgung der ehemaligen Abgeordneten geregelt sind, aus-
gegeben (ohne Altersbegrenzung). Der Deutsche Bundes-
tag hatte den hochsten Ausgabenanteil von 42,7 Mio. Euro,
die geringsten Aufwendungen hatte mit 234 000 Euro das
Teilzeitparlament Hamburg. Eine Aufstellung der Ausga-
ben fiir die Altersentschiddigung der einzelnen Parlamente
findet sich in Anhangtabelle A.5.

7.1.4 Finanzierung und Einnahmen

Die Finanzierung der Leistungen erfolgt im Deutschen
Bundestag und in den meisten Léndern aus Steuermitteln.

Die Freie und Hansestadt Hamburg hat seit 2002 ein Son-
dervermdgen ,,Versorgungsfonds fiir die Abgeordneten
der Biirgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg* er-
richtet. Die Riicklagen zur Finanzierung der Altersversor-
gung wird aus jdhrlichen Zufithrungen der Freien und
Hansestadt Hamburg (Summe der so genannten Ver-
zichte) und daraus resultierenden Ertrdgen gebildet. Eine
Mittelentnahme erfolgte noch nicht.

Fiir die Altersversorgung in Nordrhein-Westfalen wurde
ab dem 8. Juni 2005 ein Versorgungswerk gegriindet. An-
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stelle der bisherigen staatlichen Versorgung tritt das Prin-
zip der selbst getragenen Altersvorsorge. Der Staat stellt
den Abgeordneten eine angemessene Gesamthohe der
Beziige zur Verfiigung, aus der die Abgeordneten die ei-
gene Versorgung im Alter sicherstellen. Lediglich das Ri-
siko der Erwerbsminderung ist weiterhin staatlich abgesi-
chert.

Die Abgeordneten in Schleswig-Holstein erhalten ab
1. Januar 2007 zur Finanzierung der Altersversorgung
eine zu versteuernde zusétzliche Entschiddigung in Héhe
von monatlich 1 500 Euro. Voraussetzung fiir die Zah-
lung ist der Nachweis, dass mindestens in Hohe des je-
weils geltenden Hochstbeitrages zur gesetzlichen Renten-
versicherung eine Absicherung fiir ihre Altersversorgung
und die ihrer Hinterbliebenen abgeschlossen und ein Ka-
pitalwahlrecht ausgeschlossen wurde.

In Sachsen haben die Abgeordneten die Wahl beziiglich
ihrer Altersvorsorge. Sie konnen sich fiir einen monatli-
chen Vorsorgebeitrag zur Finanzierung einer freiwilligen
Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung
bzw. iiber ein Versorgungswerk oder eine private Versi-
cherung ohne Kapitalwahlrecht entscheiden. Der monatli-
che ausgezahlte Vorsorgebeitrag entspricht dem Hochst-
betrag in der gesetzlichen Rentenversicherung.

Abgeordnete, die neu in die Bremische Biirgerschaft ge-
wihlt wurden, erhalten ab 1. Juni 2011 zur Finanzierung
der Altersversorgung eine zu versteuernde zusitzliche
Entschiadigung in Héhe von monatlich 750 Euro. Abge-
ordnete, die nach dem 31. Oktober 2003 in den Landtag
von Baden-Wiirttemberg eingetreten sind, erhalten einen
zusétzlichen Vorsorgebeitrag in Hohe von 1 585 Euro.
Voraussetzung fiir die Zahlung ist in beiden Landern der
Nachweis, dass der Vorsorgebeitrag fiir die Altersversor-
gung und zur Unterstiitzung ihrer iiberlebenden Ehegatten
oder eingetragenen Lebenspartner oder der Waisen durch
eine Rente verwandt ist und ein Kapitalwahlrecht ausge-
schlossen ist.

7.2 Altersversorgung der Regierungs-
mitglieder in Bund und Landern
7.21 Uberblick

Den Regierungsmitgliedern ist untersagt, ein anderes be-
soldetes Amt, ein Gewerbe oder einen Beruf auszuiiben.
Dadurch soll sichergestellt werden, dass die Amtstrige-
rinnen und -trdger ihre Aufgaben mit dem Einsatz ihrer
ganzen Personlichkeit und Arbeitskraft sowie frei von Ein-
fliissen, die sich insbesondere aus materieller Abhéngigkeit
ergeben konnen, wahrnehmen. Die Regierungsmitglieder
stehen in einem besonderen oOffentlich-rechtlichen Amts-
verhéltnis, das — vergleichbar dem der Beamtinnen und
Beamten — eine Versorgung ohne Beitragsleistung vor-
siecht'®. In der Alters- und Hinterbliebenenversorgung
finden die geltenden versorgungsrechtlichen Vorschriften
des Beamtenrechts ergéinzend sinngemif3 Anwendung. Im

13) In Hamburg leisten die Mitglieder des Senats einen Versorgungsso-
lidarbeitrag in Hohe der Hailfte des Beitragssatzes nach § 158
SGB VI, bezogen auf die Beitragsbemessungsgrenze nach § 159
SGB VL

Einzelnen werden die Rechtsverhéltnisse durch die jewei-
ligen Bundes- bzw. Landesministergesetze geregelt.
Diese tragen dem Unterschied Rechnung, dass Regie-
rungsmitglieder ihr Amt nicht fiir ein ganzes Erwerbsle-
ben austiben.

Mit dem Dritten Gesetz zur Anderung des Bundesminis-
tergesetzes vom 23. Oktober 2008 wurden deutliche Ein-
schnitte in das Alterssicherungssystem der Mitglieder der
Bundesregierung vorgenommen: So wurden u. a. die Al-
tersgrenzen auf 65 Jahre (spater 67 Jahre) angehoben und
die Mindestamtszeit fiir den Bezug von Ruhegehalt auf
grundsitzlich vier Jahre heraufgesetzt.

In den Léndern wurde unter anderem die Mindestamtszeit
heraufgesetzt, die Altersgrenzen fiir den Bezug von Ru-
hegehalt angehoben und Abschlagsregelungen bei vorzei-
tiger Inanspruchnahme des Ruhegehaltes eingefiihrt. In
Baden-Wiirttemberg, Bayern, Bremen, Brandenburg,
Niedersachsen, Saarland, Sachsen-Anhalt und Sachsen
wurde weiterhin der Anspruch auf Sonderzahlungen ab-
gesenkt bzw. gestrichen. Brandenburg hat zum 1. Januar
2009 — neben der Versorgungsriicklage — fiir Mitglieder
der Landesregierung, die nach dem 31. Dezember 2008
berufen wurden und werden, zusétzlich als Sondervermo-
gen einen Versorgungsfonds eingerichtet.

7.2.2 \Versicherte und Leistungsempfanger

Einen Anspruch auf eine Altersversorgung haben Regie-
rungsmitglieder, die aus dem Amt ausgeschieden sind
und die erforderliche Mindestamtszeit erfiillen. Die
Grundziige des Versorgungsanspruchs sind an die von
Beamten (z. B. beziiglich Mindestamtszeit, Dienstunfa-
higkeit, Mindestalter) angelehnt; sie sind iibersichtsartig
in der Anhangtabelle A.6 aufgefiihrt. Ist der Bezug der
Versorgungsleistungen nach dem Ausscheiden von einem
bestimmten Mindestalter abhingig, so ruht der Versor-
gungsanspruch bis zum Erreichen des Mindestalters. Ru-
hegehaltfihige Amtsbeziige sind das Amtsgehalt und der
Ortszuschlag bis zur Stufe 2 bzw. der Familienzuschlag
bis zur Stufe 1 (verheiratet ohne beriicksichtigungsfahige
Kinder). Das Amtsgehalt ist an die Hohe des einer Beam-
tin bzw. einem Beamten der Besoldungsgruppe B 10 bis
B 11 Bundesbesoldungsordnung zustehenden Grundge-
halts — gegebenenfalls erhoht um die entsprechenden
Zuschldge — gekoppelt. Die Differenzierung zwischen
Ministerprasidentinnen oder Ministerprasidenten, Minis-
terinnen oder Ministern und Staatssekretdrinnen oder
Staatssekretdren erfolgt durch festgelegte prozentuale Zu-
schlige des Grundgehaltes!¥. Die Lénder haben die
Besoldungstabellen des Bundes durch landeseigene Be-
soldungstabellen ersetzt. Die im Bereich der Beamtenver-
sorgung erfolgten Anderungen wurden i. d. R. auf die Al-
terssicherung der Regierungsmitglieder wirkungsgleich
iibertragen.

Die Anzahl der Versorgungsempfingerinnen und -emp-
fanger sowie die Hohe der Leistungen in Bund und Lén-
dern im Jahr 2011 sind in der Anhangtabelle A.7 zusam-
mengefasst. Der hochste durchschnittliche Zahlbetrag

149 Keine Zuschldge in Bremen und Hamburg.
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wird in Nordrhein-Westfalen mit iiber 8§ 000 Euro an Ru-
hegehaltsempfanger und 5 100 Euro an Witwen und Wit-
wer ausgezahlt. Der Betrag in Brandenburg ist mit
3 192 Euro je Ruhegehaltsempfangerin und -empfénger
am niedrigsten.

Im Gegensatz zur Darstellung der Altersentschadigung der
Abgeordneten wird — aufgrund der geringen Fallzahlen —
grundsétzlich darauf verzichtet, die Versorgungszahlungen
an ehemalige Regierungsmitglieder und deren Hinterblie-
bene nach Zahlbetragen geschichtet auszuweisen.

7.2.3 Leistungen und Ausgaben

Die Versorgung der ehemaligen Regierungsmitglieder
umfasst sowohl laufende als auch einmalige Leistungen.
Auf die Unterschiede bei der Gewahrung von Leistungen
an chemalige Mitglieder der Bundesregierung und an
ehemalige Mitglieder der Landesregierungen wird an die-
ser Stelle nicht im Einzelnen eingegangen.

Zu den laufenden Leistungen zdhlen insbesondere:
— Ruhegehalt,

— Hinterbliebenenversorgung (Witwen-/Witwer- und

Waisengeld),
— Unfallfuirsorge,

— jéhrliche Sonderzahlungen wie fiir Beamtinnen und
Beamte (,,Weihnachtsgeld*)!5).

Zu den einmaligen Leistungen zéhlen insbesondere:
— Uberbriickungsgeld (Sterbegeld),

— einmalige Unfallentschiddigung,

— Witwen-/Witwerabfindung bei Wiederheirat.

Ehemalige Regierungsmitglieder mit Anspruch auf Ruhe-
gehalt erhalten im Krankheits- oder Pflegefall Beihilfe
nach den geltenden Beihilfevorschriften des Bundes und
der Lénder. Verzichtet ein ehemaliges Regierungsmit-
glied darauf, Beihilfen in Anspruch zu nehmen, wird ein
Zuschuss in Hohe der Halfte des entsprechenden GKV-
Beitrages gewdhrt!®. Auf das Ruhegehalt und die Hinter-
bliebenenversorgung werden — je nach dem entsprechen-
den Ministergesetz in unterschiedlicher Hohe — folgende
andere Einkommensarten angerechnet:

— Einkommen aus einer Verwendung im oOffentlichen
Dienst oder Beziige aus einem anderen Amtsverhéltnis,

— Einkiinfte aus selbstdndiger und nicht selbstdndiger
Tétigkeit auBerhalb des oOffentlichen Dienstes (ein-
schlieBlich Abfindungen),

— Ruhegehalt aufgrund eines Dienstverhéltnisses als Be-
amtin oder Beamter oder Richterin oder Richter bzw.

15) Weggefallen bei der Bundesregierung, Baden-Wiirttemberg, Bremen,
Niedersachsen, Saarland und Sachsen-Anhalt fiir ehemalige Minis-
terprisidenten.

16) Diese Bestimmung gilt nicht fiir die Bundesregierung sowie die Lén-
der Baden-Wiirttemberg, Bayern, Bremen, Hamburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz, Sachsen-Anhalt und Sachsen.

eine Versorgung aufgrund eines anderen Amtsverhalt-
nisses,

— Renten aus der GRV und aus der ZOD,

— Versorgung aus zwischenstaatlicher oder iiberstaatli-
cher Verwendung,

— Entschiddigung als Mitglied des Europédischen Parla-
ments und/oder des Deutschen Bundestages!?).

In Bremen wird neben der Entschddigung aus einer Mit-
gliedschaft im Europdischen Parlament oder im Deut-
schen Bundestag auch eine Entschddigung in einer ge-
setzgebenden Korperschaft eines Landes auf das
Ruhegehalt angerechnet.

Die Anpassungen der Beamtenbesoldung wirken sich
— falls keine abweichende Regelung getroffen wird — un-
mittelbar auf die Hohe des Amtsgehélter der aktiven Re-
gierungsmitglieder aus. Eine allgemeine Erhohung des
Amtsgehalts wiederum fiihrt grundsitzlich zu einer ent-
sprechenden Anpassung des Ruhegehalts der ehemaligen
Regierungsmitglieder. Fiir die Mitglieder der Bundes-
regierung sowie der Landesregierungen von Berlin,
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, NRW und
vom Saarland wurde diese Automatik teilweise mehrfach
unterbrochen, was zu einem verzdgerten Anstieg fiihrte.

Insgesamt gaben der Bund und die Lander im Jahr 2011
33,6 Mio. Euro fiir Ruhegehélter an ehemalige Regie-
rungsmitglieder und 6,3 Mio. Euro fiir Leistungen an de-
ren Hinterbliebene aus. Die Hohe der Gesamtausgaben
belief sich auf 40,7 Mio. Euro. Die Ausgaben fiir die ein-
zelnen Leistungsarten im Bund bzw. in den einzelnen
Bundesldndern sind in der Anhangtabelle A.8 aufgefiihrt.

7.2.4 Finanzierung und Einnahmen

Die Ausgaben fiir die Versorgung der ehemaligen Regie-
rungsmitglieder und deren Hinterbliebene werden aus
Steuermitteln finanziert. Zur Unterstiitzung der Deckung
kiinftiger Versorgungslasten haben der Bund und die Lan-
der Bayern, Brandenburg, Niedersachsen, NRW, Sachsen-
Anhalt und Saarland eine Versorgungsriicklage gebildet.
Bremen hat eine Anstalt zur Versorgungsvorsorge gegriin-
det. Die erwirtschafteten Kapitalertrage werden zur Gegen-
finanzierung der Versorgungslasten aller Versorgungsemp-
fanger verwendet. Der Kapitalstock wird nicht verbraucht.
Zusitzlich zur Versorgungsriicklage haben Bayern und
Brandenburg einen Versorgungsfonds eingerichtet.

7.3 Zusatzversorgung in der Land- und
Forstwirtschaft
7.3.1  Uberblick

Die land- und forstwirtschaftliche Zusatzversorgung ist
im Gegensatz zur Alterssicherung der Landwirte (d. h.
dem Alterssicherungssystem fiir die selbststindigen

1) Dies gilt nur fiir den Bund; die Anspriiche nach den Landesminister-
gesetzen werden auf die Entschédigung als Mitglied des Europdi-
schen Parlaments oder des Deutschen Bundestages angerechnet. So-
weit eine Entschddigung als Mitglied eines Landesparlaments
gewihrt wird, erfolgt eine gegenseitige Anrechnung der Anspriiche.
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Landwirte und deren Ehepartner) eine tarifvertragliche
und eine gesetzliche Sozialeinrichtung fiir land- und
forstwirtschaftliche Arbeitnehmer sowie deren Witwen
und Witwer. Sie will die Nachteile iiberwinden helfen,
die dadurch entstanden sind, dass die Renten ehemaliger
landwirtschaftlicher Arbeitnehmer regelmiflig niedri-
ger sind als die Renten anderer vergleichbarer Arbeit-
nehmer.

Rechtliche Grundlagen sind

— ein Tarifvertrag, der die Versicherung beim Zusatz-
versorgungswerk fiir Arbeitnehmer in der Land- und
Forstwirtschaft (ZLF) ab 1. Juli 1972 einfiihrte, so-
wie

— das Gesetz iiber die Errichtung einer Zusatzversor-
gungskasse fiir Arbeitnehmer in der Land- und Forst-
wirtschaft vom 31. Juli 1974 (ZVALG), mit dem er-
ginzende Leistungen fiir die Altfille geregelt wurden.
Durch das Gesetz wurde die Zusatzversorgungskasse
fiir Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft
(ZLA) eingerichtet. Die tarifliche Zusatzversorgung
wird im Rahmen der ZLA durch Bundesmittel er-
génzt, um die soziale Lage jener ehemaligen Arbeit-
nehmer in der Land- und Forstwirtschaft zu verbes-
sern, die wegen ihres Alters keine oder nur geringe
Anspriiche an das ZLF haben.

7.3.2 Versicherte und Leistungsempfanger

Der Kreis der Anspruchsberechtigten nach dem ZVALG
wurde im Jahr 2009 auf alle Arbeitnehmer in der Land-
und Forstwirtschaft erweitert, die zum Stichtag 1. Juli
2010 das 50. Lebensjahr vollendet hatten. Das Gesetz
erstreckt sich seit 1995 auch auf die neuen Bundeslén-
der.

2011 leisteten im ZLF rund 16 500 Arbeitgeber Beitréige fiir
knapp 58 500 versicherungspflichtige Arbeitnehmer. 2011
gab es insgesamt rund 42 700 Empfianger von Ausgleichs-
leistungen nach dem ZVALG und rund 44 000 Empfénger
von Beihilfen nach dem Tarifvertrag (Leistungsempfén-
ger unabhédngig vom Alter, da fiir die Zusatzversorgung
der Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft keine
nach Alter differenzierten Daten vorliegen).

7.3.3 Leistungen und Ausgaben

Das ZVALG sieht bei Erfiillung der Voraussetzungen eine
Ausgleichsleistung zu den Renten aus der GRV vor. Die
Ausgleichsleistung wird zur Altersrente, Erziehungsrente,
Rente wegen Erwerbsminderung oder zur Witwen-/Wit-
werrente gezahlt. Keinen Anspruch auf Ausgleichsleis-
tungen haben u. a. Personen, denen Versorgungsansprii-
che nach beamtenrechtlichen Vorschriften zustehen, die
Waisenrenten erhalten oder die Rentenanspriiche nach
dem Gesetz iiber die Alterssicherung der Landwirte ha-
ben. Die ZVALG-Ausgleichsleistung betrdgt seit dem
1. Juli 2009 monatlich 80 Euro in den alten Léndern und

70,96 Euro in den neuen Lindern fir den verheirateten
Berechtigten sowie jeweils 60 Prozent dieses Betrages fiir
den unverheirateten Berechtigten. Beim Zusammentref-
fen mit einer Beihilfe nach dem Tarifvertrag wird die
Ausgleichsleistung um die Hohe der Beihilfeleistung ge-
kiirzt.

Die Ausgaben fiir die Ausgleichsleistung nach dem
ZVALG ohne Verwaltungskosten betrugen 2011 rd.
26,0 Mio. Euro, die Ausgaben fiir tarifliche Beihilfen rd.
7,3 Mio. Euro (vgl. Tabelle A.7.1.).

Tabelle A.7.1

Ausgaben der Zusatzversorgungseinrichtungen fiir
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Land-
und Forstwirtschaft im Geschiftsjahr 2011
(in Mio. Euro)

1) Zusatzversorgungskasse fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in
der Land- und Forstwirtschaft (gesetzlich).

2 Zusatzversorgungswerk fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in
der Land- und Forstwirtschaft (tarifvertraglich).

3 Zufiihrungen zum Kapitalstock.

7.3.4 Finanzierung und Einnahmen

Das ZLF wird aus Beitrdgen der Arbeitgeber, die ZLA
hingegen vollstindig aus Bundesmitteln finanziert (vgl.
Tabelle A.7.2.).

Tabelle A.7.2

Einnahmen der Zusatzversorgungseinrichtungen fiir
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Land-
und Forstwirtschaft im Geschiiftsjahr 2011
(in Mio. Euro)

) Zusatzversorgungskasse fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in
der Land- und Forstwirtschaft (gesetzlich).

2 Zusatzversorgungswerk fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in
der Land- und Forstwirtschaft (tarifvertraglich).

3 Im Wesentlichen Vermogensertrige.
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7.4 Hiittenknappschaftliche Zusatz-
versicherung im Saarland
7.4.1 Grundlagen, Funktion und gesicherter

Personenkreis

Die Hiittenknappschaftliche Zusatzversicherung im Saar-
land (HZV) ist eine gesetzliche Zusatzversorgung fiir die
in der allgemeinen Rentenversicherung versicherten Be-
schéftigten der Saarldndischen Eisen- und Stahlindustrie.
Sie hat ihren Ursprung darin, dass die Arbeiter der Saar-
hiitten nach dem preuBischen Knappschaftsgesetz in der
Knappschaft versichert waren, jedoch nicht in die knapp-
schaftliche Rentenversicherung iibernommen wurden.
Die Zusatzversicherung soll einen Ausgleich fiir die ho-
here knappschaftliche Rentenleistung bilden. Grundlage
ist das Gesetz zur Neuregelung der Hiittenknappschaftli-
chen Pensionsversicherung im Saarland vom 22. Dezem-
ber 1971. Trager der HZV ist die Deutsche Rentenversi-
cherung Saarland.

Mit dem Gesetz zur Neuregelung der Hiittenknappschaft-
lichen Zusatzversicherung im Saarland (Hiittenknapp-
schaftliches Zusatzversicherungs-Gesetz — HZvG) vom
21. Juni 2002 wurde die HZV langfristig auf eine kapital-
gedeckte betriebliche Altersversorgung umgestellt. Es be-
stand gesetzlicher Handlungsbedarf, weil eine erhebliche
Verschlechterung der Relation von Beitragszahlern und
Leistungsempféngern eingetreten war; etwa 18 800 Versi-
cherten standen rund 41 000 Leistungsempféanger gegen-
iiber.

Aus Griinden des Vertrauensschutzes wird die bisherige
umlagefinanzierte HZV fiir die Rentner und die am 1. Ja-
nuar 2003 45-jdhrigen und dlteren Versicherten fortge-
fiihrt. Langfristig wird die umlagefinanzierte HZV jedoch
geschlossen. Gegen Ubertragung des Vermdgens der um-
lagefinanzierten HZV im Jahr 2002 auf den Bund hat die-
ser die Defizitdeckung beim Umlageverfahren der HZV
iibernommen.

Fiir die am 1. Januar 2003 unter 45 Jahre alten Versicher-
ten sowie fiir neu in die hiittenknappschaftlichen Betriebe
eintretenden Arbeitnehmer wird die HZV als verpflich-
tende Zusatzversicherung im Kapitaldeckungsverfahren
iiber eine Pensionskasse durchgefiihrt. Die vor 2003 im
Umlageverfahren erworbenen Anwartschaften konnten
im Jahr 2003 kapitalisiert und in die kapitalgedeckte zu-
satzliche Altersversorgung iberfilhrt werden. Mit der
Durchfiihrung der kapitalgedeckten HZV hat die Deut-
sche Rentenversicherung Saarland die ,,Hoechster Pensi-
onskasse VVaG* beauftragt.

7.4.2 \Versicherte und Leistungsempfanger

Am 31. Dezember 2010 gab es in der umlagefinanzierten
HZV insgesamt rund 4 600 aktiv Versicherte (Personen,
die zu diesem Zeitpunkt in einem Beschéftigungsverhalt-
nis standen, welches Versicherungspflicht in der HZV be-

griindete). In der kapitalgedeckten HZV gab es zu diesem
Zeitpunkt rund 14 200 aktiv Versicherte.

Am 31. Dezember 2010 wurden in der umlagefinanzierten
HZV rund 36 000 Renten gezahlt, davon etwa 23 000 an
Altersrentner und 13 000 Renten an Witwen bzw. Witwer
im Alter von 65 Jahren oder élter (vgl. Tabelle A.7.3).

Tabelle A.7.3

Anzahl der laufenden Zusatzrenten in der umlage-
finanzierten HZV am 31. Dezember 2010
(65-Jahrige und Altere)

7.4.3 Leistungen und Ausgaben
Leistungen der umlagefinanzierten HZV

Die umlagefinanzierte HZV leistet Zusatzrenten wegen
Alters, wegen verminderter Erwerbsfahigkeit und an Hin-
terbliebene zur Ergénzung der entsprechenden Renten aus
der GRV. Ferner leistet die HZV Abfindungen von Wit-
wen- und Witwerzusatzrenten bei Wiederheirat. Zusatz-
renten werden nur gewéhrt, wenn eine besondere Warte-
zeit von fiinf Jahren in der HZV erfiillt ist. Auf die
besondere Wartezeit werden Beitragszeiten, die in der
HZV zuriickgelegt sind, und Ersatzzeiten, die unmittelbar
an solche Beitragszeiten anschlieBen, unter denselben Vo-
raussetzungen wie in der GRV angerechnet.

Das Leistungsvolumen der umlagefinanzierten HZV ins-
gesamt lag im Jahr 2010 bei rd.69,7 Mio. Euro, wovon
ca. 68,4 Mio. Euro auf Zusatzrenten entfielen (vgl. Ta-
belle A.7.4).

Tabelle A.7.4

Leistungen und Ausgaben der umlagefinanzierten
HZYV im Jahr 2010

Die Rentenausgaben fiir die 65-Jihrigen und Alteren be-
liefen sich hierbei auf rd.66 Mio. Euro, wobei die nach
Vollendung des 65. Lebensjahres noch gezahlten Renten
wegen Erwerbsminderung als Altersrenten beriicksichtigt
wurden (vgl. Tabelle A.7.5).
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Tabelle A.7.5

Rentenvolumen der umlagefinanzierten HZV im Jahr 2010
(65-Jéhrige und Altere)

Renten wegen Todes Renten
Altersrenten Witwen-/ . .
. Waisenrenten | insgesamt
Witwerrenten
Bruttozahlbetrage in Tsd. Euro
Insgesamt 49.497 | 16.539 | 1 | 66.037

Der durchschnittliche Zahlbetrag der Altersrenten betrug
rund 197 Euro monatlich (vgl. Tabelle A.7.6).

Tabelle A.7.6

Durchschnittlicher Bruttozahlbetrag der laufenden
Zusatzrenten in der umlagefinanzierten HZV
am 31. Dezember 2010
(65-Jihrige u. Altere)

Renten wegen To-
des
Alters- | Witwen-
renten | Wit- Waisen-
wer- renten
renten

(in Euro / Monat)
196,83 | 104,41 | 53,21

Insg.

Leistungen der kapitalgedeckten HZV

Die kapitalgedeckte HZV (Pensionskasse) erbringt Leis-
tungen der Alters-, Invaliditéts- und Hinterbliebenenver-
sorgung nach Mafgabe ihrer Satzung und allgemeinen
Versicherungsbedingungen. Fiir Leistungen zur Alters-
vorsorge ist das Versorgungskapital auf der Grundlage
der gezahlten Beitrdge und die daraus erzielten Ertrige
zur Verfiigung zu stellen, mindestens aber die gezahlten
Beitriage, soweit sie nicht rechnungsméBig fiir einen bio-
metrischen Risikoausgleich verbraucht wurden. Fiir Leis-
tungen der kapitalgedeckten HZV konnen Wartezeiten
von bis zu finf Jahren vorgesehen werden. Die Zahlung
von Leistungen kann an die Voraussetzung gebunden
werden, dass ein Anspruch auf vergleichbare Leistungen
aus der GRV besteht.

7.4.4 Finanzierung und Einnahmen

Die Leistungen der HZV werden vor allem durch Bei-
trage finanziert. Der Beitragssatz, der grundsatzlich je zur
Halfte von den Versicherten und den Arbeitgebern zu tra-
gen ist, betrigt 4,5 Prozent. Die Beitragsbemessungs-

grenze in der HZV betrdgt 50 Prozent der Beitragsbemes-
sungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung.

Umlagefinanzierte HZV

Die Beitragseinnahmen (einschlieflich Arbeitgeberan-
teile) der umlagefinanzierten HZV betrugen im Jahr 2010
rd. 6,4 Mio. Euro. Da nur noch die dlteren Versicherten
Beitrdge ins umlagefinanzierte System der HZV zahlen,
gehen die Beitragseinnahmen hier stetig zuriick; nach
etwa 15 Jahren werden keine Beitrdge mehr in das umla-
gefinanzierte System flieBen. Die Defizitdeckung iiber-
nimmt der Bund. Im Gegenzug wurde ihm im Jahr 2002
das Vermdgen der umlagefinanzierten HZV in Héhe von
etwa 375 Mio. Euro wirtschaftlich iibertragen. Der Bun-
deszuschuss 2010 zur umlagefinanzierten HZV lag bei
63 Mio. Euro (s. Tabelle A.7.7.).

Tabelle A.7.7

Finanzierung und Einnahmen der umlagefinanzierten
HZYV im Jahr 2010

Kapitalgedeckte HZV

Seit dem 1. Januar 2003 flieBen auch Beitrége in das ka-
pitalgedeckte System der HZV. Die Beitragseinnahmen
im Jahr 2010 betrugen rd. 18,2 Mio. Euro. Die Ertrige
aus Kapitalanlagen beliefen sich im Jahr 2010 auf
7,9 Mio. Euro.

Fiir die Vermogensanlage (siche Tabelle A.7.8) hatte die
Sicherheit der Anlage oberste Prioritdt. Es wurde daher
iberwiegend in festverzinsliche Vermdgensanlagen in-
vestiert. Die Nettoverzinsung der Kapitalanlagen betrug
im Jahr 2010 4,38 Prozent.
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Tabelle A.7.8

Kapitalanlagen zum 31. Dezember 2010

8 Alterssicherungsleistungen nach dem
Sozialbudget 2011

Das Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland be-
richtet umfassend iiber alle Leistungen der sozialen Si-
cherungssysteme. Ublicherweise stehen dabei Informa-
tionen iiber Umfang, Entwicklung und Finanzierung der
Ausgaben fiir die soziale Sicherung im Mittelpunkt der
Darstellung. Dariiber hinaus bietet das Sozialbudget aber
auch die Moglichkeit, die Leistungen nach den sozialen
Funktionen — also nach ihrer Zweckbestimmung — zu
gliedern. Die Zugehorigkeit einer Leistung zu dem

Haupttatigkeitsbereich des Sicherungssystems ist dabei
nicht entscheidend. So kdnnen beispielsweise bestimmte
Leistungen der Alterssicherungssysteme den Funktionen
Hinterbliebene oder Invaliditit zugeordnet sein.

Im Sozialbudget werden folgende Funktionen unterschie-
den: Alter und Hinterbliebene, Krankheit und Invaliditét,
Kinder, Ehegatten und Mutterschaft, Arbeitslosigkeit und
Sonstiges (Wohnen und allgemeine Lebenshilfen). Die
Verteilung der Leistungen im Jahr 2011 nach ihrer Funk-
tion verdeutlicht unten stehende Grafik.

Bei der funktionalen Betrachtungsweise wird die grofe
Bedeutung der Leistungen der Funktionen Alter und Hin-
terbliebene am Sozialbudget 2011 deutlich. Diese Leis-
tungen (nach Konsolidierung der Beitrage des Staates fiir
Empfanger sozialer Leistungen) betrugen 2011 rd.
297 Mrd. Euro. Im Einzelnen hatten die Ausgaben fiir
Versichertenrenten und Pensionen mit rd. 244 Mrd. Euro
den groBten Anteil. Auf Hinterbliebenenrenten bzw. -be-
ziige entfielen rd. 53 Mrd. Euro. Dies bedeutet, dass deut-
lich mehr als ein Drittel aller Leistungen des Sozialbud-
gets (rd. 40,3 Prozent) auf diese Funktionen entfielen.
Auch im Vergleich zum Bruttoinlandsprodukt wird die
Dimension der Alterssicherungsleistungen deutlich: Die
Leistungen entsprechen rd. 11,6 Prozent des BIP von
2011.

Die Leistungen der Funktionen Alter und Hinterbliebene
setzten sich aus Einzelleistungen verschiedener Siche-
rungssysteme zusammen. Die Anteile der wichtigsten

Leistungen des Sozialbudgets nach Funktionen im Jahr 2011

Alter und Hinterbliebene
40,3 Prozent

r_

Kinder, Ehegatten und
Mutterschaft
11,1 Prozent

Arbeitslosigkeit
4,7 Prozent

Sonstiges
2,7 Prozent

Krankheit und Invaliditat
41,3 Prozent
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Systeme an der Gesamtleistung (ohne Konsolidierung der
Beitrdge des Staates fiir Empfanger sozialer Leistungen)
sind:

Rentenversicherung
Pensionen

Betriebliche Altersversorgung
Zusatzversorgung

Versorgungswerke

—48 — Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode
— Unfallversicherung 1,0 Prozent
— Alterssicherung der Landwirte 0,7 Prozent
— Sonstiges 0,8 Prozent

73,9 Prozent
12,7 Prozent
6,7 Prozent
3,0 Prozent

1,2 Prozent

Damit stammen nahezu drei Viertel der Leistungen fiir
Alter und Hinterbliebene aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung. Hinter der Kategorie ,,Sonstiges* verbergen
sich Entschiddigungsrenten der Kriegsopferfiirsorge, des
Lastenausgleichs, der Wiedergutmachung sowie Leistun-
gen der Sozialhilfe (Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung).
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Teil B Leistungen aus Alterssicherungs-
systemen

Vorbemerkungen zu den Teilen B und C

Die Einkommen élterer Menschen flieen aus unter-
schiedlichen Quellen. Im Wesentlichen sind dies die Leis-
tungen der Pflichtversicherungssysteme (1. Séule), der
betrieblichen Alterssicherung (2. Séule), der privaten
Vorsorge (3. Sdule) und der Transfersysteme, die im Be-
darfsfall hinzukommen koénnen. In Teil B des Alterssiche-
rungsberichtes werden die Leistungen aus den wichtigs-
ten Systemen der 1. und der 2. Sdule der Alterssicherung
betrachtet. In Teil C wird die Analyse erweitert und die
gesamte Einkommenssituation im Alter betrachtet. Wah-
rend in Teil B die Leistungen primér auf Personenebene
dargestellt werden, verschiebt sich die Perspektive in Teil
C im Wesentlichen auf die fiir die Einkommenssituation
bestimmende Ebene der Haushalte (Ehepaare und Allein-
stehende)!®).

Gesetzliche Grundlage von Teil B ist § 154 Absatz 2
Nummer 3 SGB VI, der eine Darstellung des ,,Zusam-
mentreffens von Leistungen der Alterssicherungssys-
teme* erfordert. Gesetzliche Grundlage von Teil C ist
§ 154 Absatz 2 Nummer 2 SGB VI, nach dem die Dar-
stellung der ,,Einkommenssituation der Leistungsbezieher
der Alterssicherungssysteme* vorgesehen ist.

In den Teilen B und C des Alterssicherungsberichtes ist
zu berichten, welches Gewicht die Leistungen der einzel-
nen Alterssicherungssysteme auf der einen Seite und die
zusétzlichen Einkommen auf der anderen Seite haben.
Unter Einbeziehung aller Einkommensquellen und unter
Berticksichtigung von Steuern und Sozialabgaben ergibt
sich so ein Gesamtbild der Einkommenssituation der heu-
tigen Seniorinnen- und Seniorengeneration. Betrachtet
werden Verbreitung und Hohe der zusdtzlichen Einkom-
men insgesamt sowie der einzelnen Einkommensquellen
und deren Bedeutung fiir die Alterssicherung. Zudem
wird die Gesamtsituation der Alterseinkommen von ein-
zelnen, hier besonders interessierenden Personengruppen
analysiert. Dargestellt wird die jeweilige Zusammenset-
zung der Alterseinkommen, differenziert nach Ge-
schlecht, Elternschaft, Wohnstatus, letzter beruflicher
Stellung u. a.m. Dariiber hinaus wird auch die Einkom-
mensverteilung analysiert.

Datengrundlage fiir die Berichterstattung ist eine Sonder-
auswertung der Erhebung ,,Alterssicherung in Deutsch-
land* (ASID), die im Auftrag der Bundesregierung von
TNS Infratest Sozialforschung im Jahr 2011 zum siebten
Mal durchgefiihrt wurde!?. Sie liefert Informationen iiber
das Einkommen im Alter sowohl auf der Personen- als
auch auf der Haushaltsebene (Ehepaare). Ergidnzend zu
den in Teil A présentierten, aus Statistiken der Tréger der
entsprechenden  Alterssicherungssysteme stammenden
Daten, liefert die ASID-Studie weitergehende Informatio-

18) Aufgrund der inhaltlichen Néhe der Teile B und C werden die An-
hangtabellen gemeinsam ausgewiesen.

19) Ausfiihrliche Informationen zur Studie finden sich unter www.alters
sicherung-in-deutschland.de.

nen zu soziodemografischen Merkmalen und ermoglicht
deshalb vertiefte Erkenntnisse iiber soziale Strukturen der
Einkommensverteilung im Alter.

Die ASID-Studie ist die umfangreichste reprisentative
Datenquelle zur Einkommenssituation der deutschen Be-
volkerung im Alter. Die Grundgesamtheit ist die Bevdl-
kerung ab 55 Jahren. Die Untersuchung beruht auf einer
bei Einwohnermeldedmtern gezogenen Adressenstich-
probe. Befragt wurden insgesamt 27 631 Personen, davon
8 490 Ehepaare, 7 719 alleinstehende Frauen und 2 932 al-
leinstehende Mainner. Fiir die Auswertung wurde die
Stichprobe auf die Gesamtbevolkerung hochgerechnet.

In den Teilen B und C des Alterssicherungsberichts wird
— anders als bei der Grundgesamtheit der ASID-Studie —
grundsétzlich die Gruppe der 65-jahrigen und élteren Per-
sonen betrachtet, da erst ab diesem Alter nahezu alle Per-
sonen zu den Beziehern von Alterssicherungsleistungen
gehoren. Nicht in die Untersuchung einbezogen sind
Heimbewohner, vor allem weil die Einkommenssituation
der Heimbewohner aufgrund des pflegebedingten An-
spruchs auf Leistungen der Pflegeversicherung und ggf.
zusitzlich auf Leistungen im Rahmen der Sozialhilfe
(Hilfe zur Pflege) mitbestimmt ist.

Bei der Interpretation der Daten ist zu berticksichtigen,
dass die Angaben auf Selbstauskiinften der befragten Per-
sonen beruhen. In diesem Zusammenhang muss auch auf
die generelle Schwierigkeit, Vermdgenseinkiinfte zu er-
fassen, hingewiesen werden. Vergleiche mit anderen sta-
tistischen Quellen legen die Vermutung nahe, dass wie
bei anderen Befragungen auch im Rahmen der ASID-Stu-
die insbesondere die Einkommen aus Vermdgen von den
befragten Personen tendenziell zu niedrig angegeben
wurden.

Ausgewiesen werden in den folgenden Kapiteln jeweils
Betrage pro Bezieher einer Einkommensart. Damit wird
jeweils der Durchschnittsbetrag betrachtet, der auf die
Gruppe entfillt, die die jeweilige Einkommensart bezieht.
Félle ohne diese Einkommensart werden in die Durch-
schnittsbildung nicht mit einbezogen. Das bedeutet, dass
die Durchschnitte verschiedener Einkommensarten nicht
einfach zu einem durchschnittlichen Gesamteinkommen
addiert werden diirfen, sondern sie miissen mit dem An-
teil der Bezieher gewichtet werden. Wiirde man dagegen
den Durchschnittsbetrag einer Einkommensart auf alle
Personen beziehen, ermoglichte dies zwar die Addition
zum durchschnittlichen Gesamteinkommen. Diese Be-
trachtung wére jedoch wenig aussagekriftig. So belduft
sich zum Beispiel die durchschnittliche monatliche Al-
tersrente in der Alterssicherung der Landwirte bezogen
auf alle Méanner ab 65 Jahren auf 15,37 Euro, die Rente
pro Bezicher aus diesem System betrdgt dagegen
463 Euro.

Abkiirzungen und Tabellenzeichen werden im Bericht
durchgehend und einheitlich verwendet. Die Erlduterun-
gen finden sich im Anhang. Werte in Klammern sind sta-
tistisch nur schwach gesichert. Rundungsbedingt kann es
zu Abweichungen zwischen Gesamtsumme und Teilsum-
men kommen.
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1 Leistungen im Uberblick

Die Darstellung in Teil B orientiert sich am Aufbau des
Gesamtsystems der Alterssicherung, d. h. sie orientiert
sich an der Abgrenzung der ersten und zweiten Sdule:

Erste Séule:

— Gesetzliche Rentenversicherung (GRV)
— Alterssicherung der Landwirte (AdL)
Zweite Saule:

— Zusatzversorgung flir Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer des 6ffentlichen Dienstes (ZOD)

— Betriebliche Altersversorgung in der Privatwirtschaft
(BAV)

Erste und zweite Séule:

— Versorgung der Beamtinnen und Beamten, Richterin-
nen und Richter sowie Berufssoldatinnen und -solda-
ten (BV)

— Berufsstindische Versorgungssysteme fiir verkam-
merte freie Berufe (BSV).

Im Gegensatz zur GRV werden die Leistungen der ande-
ren Alterssicherungssysteme von den heutigen Seniorin-

Abbildung B.1.1

nen und Senioren weitestgehend in den alten Landern be-
zogen. Da die Systeme in den neuen Léndern erst in den
90er Jahren aufgebaut wurden, werden dort in weitaus ge-
ringerem Umfang Leistungen aus diesen Systemen ge-
zahlt.

Zu Beginn des Jahres 2011 lebten in Deutschland rund
16,5 Millionen Personen im Alter von 65 und mehr Jah-
ren. Von diesen bezogen 97 Prozent bzw. rund 16,0 Mil-
lionen Personen Alterssicherungsleistungen mit einem
Gesamtvolumen von brutto rund 251 Mrd. Euro im Jahr
(Anhangtabelle BC.1)20,

Bei der Betrachtung des Gewichts der einzelnen Alterssi-
cherungssysteme am gesamten Leistungsvolumen fallt
die Vorrangstellung der gesetzlichen Rentenversicherung
(GRV) auf: Die GRV erbringt den mit Abstand grofiten
Beitrag zur Alterssicherung (vgl. Abb. B.1.1). Rund
75 Prozent aller Brutto-Alterssicherungsleistungen ent-
fallen auf Leistungen der GRV. Mit 13 Prozent am Ge-

20) Unterschiede zu entsprechenden Angaben anderer Statistiken z. B. in
Teil A dieses Alterssicherungsberichts oder dem Sozialbudget sind
im Wesentlichen darauf zuriickzufiihren, dass hier eine Stichprobe
der Leistungsbezieher im Alter ab 65 Jahren betrachtet wird, die sich
auflerdem auf die Wohnbevolkerung Deutschlands beschriankt und
Heimbewohner ausschlief3t.

Anteile der Alterssicherungssysteme am Leistungsvolumen (brutto) insgesamt
— Deutschland —

AdL 1%

BV 13%
Z6D 3%

BSV 1%

GRV 75%
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samtvolumen nimmt die Beamtenversorgung (BV) den
zweitgroBten Anteil ein. Thr folgt die betriebliche Alters-
versorgung in der Privatwirtschaft (BAV) mit 6 Prozent
und die Zusatzversorgung im dffentlichen Dienst (ZOD)
mit 3 Prozent. Die Alterssicherung der Landwirte (AdL)
und die berufsstindischen Versorgungswerke (BSV) um-
fassen nur jeweils 1 Prozent des Gesamtleistungsvolu-
mens aller hier einbezogenen Alterssicherungssysteme
(Anhangtabelle BC.1).

Hinter diesen Gesamtwerten fiir Deutschland verbergen
sich jedoch unterschiedliche Strukturen in den alten und
neuen Lindern. In den neuen Landern dominiert die ge-
setzliche Rentenversicherung die Alterssicherung weit
stirker als im alten Bundesgebiet: Nahezu alle 65-Jahri-
gen und Alteren in den neuen Lindern beziehen eine
Rente der GRV, der Anteil der GRV am gesamten Leis-
tungsvolumen insgesamt liegt dort bei 98 Prozent. In den
alten Lindern weisen die Leistungen der Alteren demge-
geniiber eine groBere Vielfalt auf; hier stammen 71 Pro-
zent des gesamten Volumens aus der GRV. Dabei liegt das
Leistungsvolumen der GRV bei Ménnern unter demjeni-
gen der Frauen: Wahrend bei Mannern die GRV-Leistun-
gen 70 Prozent der Gesamtleistungen aus Alterssiche-
rungssystemen ausmachen, betrigt der Anteil bei Frauen
83 Prozent (Tabelle B.1.1 und Anhangtabelle BC.1). Dies
ist zum einen auf den geringeren Anteil der Beamtenver-

sorgung und zum anderen auf die geringere Verbreitung
der betrieblichen Altersversorgung bei Frauen zuriickzu-
fithren.

Die Alterssicherungsleistungen unterscheiden sich grund-
sdtzlich durch die Art des Rechtsanspruchs, auf dem sie
beruhen. Zu differenzieren sind die so genannten ,,eige-
nen“ Leistungen, die auf selbst erworbenen Anspriichen
der Versicherten beruhen, und die so genannten ,,abgelei-
teten* Leistungen, die Witwen und Witwer nach dem Tod
des Partners oder der Partnerin aus deren Anspriichen ab-
geleitet erhalten. Der Anteil der Leistungen aufgrund ei-
gener Anspriiche macht zwar mit rund 211 Mrd. Euro den
groBeren Teil des Leistungsvolumens aus, aber auch der
Anteil der Leistungen an Hinterbliebene ist mit immerhin
39 Mrd. Euro bzw. 16 Prozent betrichtlich. Der Umfang
solcher abgeleiteten Leistungen macht 35 Prozent der an
Frauen gezahlten Alterssicherungsleistungen aus. Bei Mén-
nern ist es nur 1 Prozent. Insgesamt kommt den Hinterblie-
benenleistungen in den alten Léndern eine groBere Bedeu-
tung zu als in den neuen Léndern (Anhangtabelle BC.2). In
erster Linie erhalten Frauen in groerem Umfang Hinter-
bliebenenleistungen, weil ihre Lebenserwartung im
Durchschnitt héher ist als die der Ménner und weil bei
Ehepaaren die Frauen im Durchschnitt jiinger sind als
ihre Ehegatten.

Tabelle B.1.1

Anteil der Alterssicherungssysteme am Leistungsvolumen (brutto)

Deutschland Alte Lander Neue Lander
Alterssicherungssysteme Alle |Ménner| Frauen| Alle |Ménner| Frauen| Alle |Ménner| Frauen
Gesetzliche Rentenversicherung | 75% 70% 83% 71% 65% 78% 98% 96% 99%
Betriebliche Altersversorgung 6% 9% 3% 8% 11% 4% 0% 1% 0%
Zusatzversorgung 6ffentl. Dienst 3% 2% 3% 3% 3% 4% 1% 1% 1%
Beamtenversorgung 13% 16% 9% 16% 19% 1% 1% 2% 1%
Alterssicherung der Landwirte 1% 1% 1% 1% 1% 2% 0% 0% 0%
Berufsstadndische Versorgung 1% 2% 1% 2% 2% 1% 0% 0% 0%

Rundungsbedingt kann es zu Abweichungen von 100 Prozent kommen.
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2 Eigene Leistungen

Tabelle B.2.1 zeigt den Anteil der Bezieherinnen und Be-
zieher von eigenen Leistungen aus dem jeweiligen Alters-
sicherungssystem und den monatlichen Brutto- und Net-
tobetrag?), der im Durchschnitt auf die Bezicher entfillt.
Da die Seniorinnen und Senioren gleichzeitig Leistungen
aus verschiedenen Systemen erhalten konnen, enthilt
diese Darstellung Doppelzéhlungen.

Im Jahr 2011 erhielten 90 Prozent der 65-Jdhrigen und
Alteren eine Versichertenrente aus der GRV. Bezogen auf
alle Bezieherinnen und Bezieher ergibt sich in diesem Sys-
tem eine durchschnittliche Leistungshohe von 890 Euro
brutto und 803 Euro netto im Monat??. Dabei sind gro-
Bere Unterschiede zwischen Méannern und Frauen sowie
zwischen den alten und neuen Bundeslidndern festzustel-
len.

2D Die Alterssicherungsleistungen unterliegen unterschiedlichen Rege-
lungen der Besteuerung und beziiglich der Sozialabgaben.

22) Die hier ausgewiesene Hohe der Leistungen ist nicht mit der in Stan-
dardtabellen der Rentenzugangs- bzw. -bestandsstatistik der Versi-
cherungstriger vergleichbar (,,Rentenzahlbetrag®). Der Grund dafiir
liegt im Wesentlichen in der hier betrachteten Teilpopulation der
Wohnbevdlkerung ab 65 Jahren. Damit bleiben Auslandsrenten und
Renten an jiingere Personen unberiicksichtigt. Im Rahmen der Daten-
validierung werden durchschnittliche Hohe und Strukturen der GRV-
Renten aus der ASID-Erhebung mit Ergebnissen aus entsprechend
abgegrenzten Sonderauswertungen der Rentenbestandsstatistik bei
der DRV-Bund verglichen. Danach gibt es nur geringe Abweichun-
gen gegeniiber den Daten der entsprechend abgegrenzten Verwal-
tungsstatistik.

Tabelle B.2.1

Rund 5 Prozent der iiber 65-Jahrigen sind iiber die Beam-
tenversorgung abgesichert. Den hochsten Anteil erreichen
Mainner in den alten Ldndern mit 12 Prozent. Anders als
die GRV hat die Beamtenversorgung von vornherein die
Funktion einer Regel- und einer Zusatzsicherung und ist
nicht durch eine Begrenzungsregelung (Beitragsbemes-
sungsgrenze in der GRV) beschréinkt. Daher ist die durch-
schnittliche Leistung der Beamtenversorgung mit netto
rund 2 100 Euro hoher als die anderer Systeme.2)

Der Verbreitungsgrad der berufsstdndischen Versorgung
liegt bezogen auf alle 65-Jihrigen und Alteren in
Deutschland bei 0,8 Prozent. Auch dieses System ist am
haufigsten unter Ménnern in den alten Landern anzutref-
fen. Die Bezieherquote liegt allerdings auch bei ihnen nur
bei 1,4 Prozent. Die Leistung betrdgt im Durchschnitt
tiber alle Bezieherinnen und Bezieher 1.910 Euro. Etwas
weiter verbreitet ist dagegen die Alterssicherung der
Landwirte, von der immerhin rund 2 Prozent der 65-Jah-
rigen und Alteren eine Leistung erhalten, die sich im
Durchschnitt auf 351 Euro pro Monat belduft. Die beiden
Zusatzsysteme BAV und ZOD sind dagegen deutlich hiu-
figer anzutreffen. Der Verbreitungsgrad der BAV betrégt
15 Prozent, bei der ZOD sind es 10 Prozent. Die Durch-
schnittsbetrdge je Bezieher belaufen sich auf 483 Euro
(BAV) und 311 Euro (ZOD).

23) Uberdurchschnittliche Alterseinkommen von Pensioniren sind unter
anderem auch auf Mindestvoraussetzungen fiir die Aufnahme in das
Beamtenverhiltnis, die sich auf die Qualifikation beziehen, zuriick-
zufiihren.

Anteil der Personen mit eigener Alterssicherung und durchschnittlicher Betrag im Monat

je Bezieher, Minner und Frauen im Alter ab 65 Jahren

Alters- Gesamt Manner Frauen
sicherungs- | Bezieher- |Bruttobetrag|Nettobetrag| Bezieher- [Bruttobetrag|Nettobetrag| Bezieher- |Bruttobetrag|Nettobetrag
system quote in EURO in EURO quote in EURO in EURO quote in EURO in EURO
Deutschland
GRV 90 % 890 803 91 % 1.237 1.116 89 % 618 557
BV 5% 2.714 2.080 9% 2.769 2.144 2% 2.483 1.811
BSV 1% 2.140 1.910 1% (2.451) (2.185) 0% (1.442) (1.293)
AdL 2% 392 351 3% 463 415 2% 288 259
BAV 15 % 491 483 25 % 584 574 6 % 204 204
zOD 10 % 315 311 10 % 398 392 10 % 253 250
Alte Lander
GRV 88 % 865 780 89 % 1.242 1.120 86 % 563 507
BV 6 % 2.733 2.093 12 % 2.787 2.156 2% 2.507 1.825
BSV 1% (2.298) (2.047) 1% (2.578) (2.296) 0% (1.621) (1.445)
AdL 3% 395 354 4% 468 419 2% 289 260
BAV 18 % 497 489 31 % 591 580 8% 207 207
zOD 10 % 349 345 10 % 439 432 10 % 281 278
Neue Lander
GRV 99 % 979 883 99 % 1.219 1.099 99 % 805 726
BV 1% (1.939) (1.566) 1% (1.982) (1.616) 0% / /
BSV 0% (825) (771) 1% / / 0% / /
AdL 0% / / 0% / / 0% / /
BAV 2% 234 231 3% (292) (289) 1% (89) (89)
zOD 7% 120 120 7% 155 155 7% 95 95
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3 Abgeleitete Leistungen

Ein wichtiges Element der Alterssicherungssysteme ist,
dass sie auch die Versorgung hinterbliebener Ehepartne-
rinnen und -partner beriicksichtigen. Hinterbliebenenleis-
tungen beziehen weit iiberwiegend Frauen bzw. Witwen:
40 Prozent aller Frauen, aber nur 6 Prozent aller Manner
ab 65 Jahren erhalten — ggf. zusédtzlich zu ihren eigenen
Alterssicherungsleistungen — eine abgeleitete Leistung
(Anhangtabelle BC.6). Wie aus Tabelle B.3.1 hervor geht,
bezichen 89 Prozent aller Witwen ab 65 Jahren in
Deutschland eine Hinterbliebenenrente der GRV. Die
Hinterbliebenenrenten der GRV an Frauen ab 65 Jahren

belaufen sich im Durchschnitt auf netto 636 Euro und
liegt damit sogar iiber der durchschnittlichen eigenen
GRV-Rente von Frauen. In den alten Ldndern spielen
auch die Hinterbliebenenleistungen aus den anderen Sys-
temen (insbesondere der betrieblichen Altersversorgung
und Beamtenversorgung) eine Rolle.

4 Zusammentreffen verschiedener

Alterssicherungsleistungen

Eine Person kann eigene und/oder abgeleitete Leistungen
aus einem oder mehreren Systemen beziehen. Tabelle B.4.1
zeigt, dass das Zusammentreffen von eigenen und abge-

Tabelle B.3.1

Anteil der Personen mit abgeleiteter Alterssicherung und durchschnittlicher Betrag im Monat
je Bezieher, Witwen im Alter ab 65 Jahren

. . Bruttobetrag | Nettobetrag
Alterssicherungssystem Bezieherquote in EURO in EURO
Deutschland
Gesetzliche Rentenversicherung 89% 706 636
Beamtenversorgung 8% 1.425 1.147
Berufsstandische Versorgung 1% (897) (882)
Alterssicherung der Landwirte 5% 368 331
Betriebliche Altersversorgung 13% 298 294
Zusatzversorgung im 6ffentlichen Dienst 7% 248 247
Alte Lander
Gesetzliche Rentenversicherung 87% 719 647
Beamtenversorgung 10% 1.426 1.148
Berufsstandische Versorgung 1% (897) (882)
Alterssicherung der Landwirte 6% 368 331
Betriebliche Altersversorgung 16% 299 295
Zusatzversorgung im 6ffentlichen Dienst 8% 249 248
Neue Lénder
Gesetzliche Rentenversicherung 99% 660 595

Tabelle B.4.1

Bezieher von eigenen und abgeleiteten Leistungen aus Alterssicherungssystemen,
M:inner und Frauen ab 65 Jahren

Deutschland Alte Lander Neue Lander
Alterssicherungsleistung(en) Manner | Frauen Manner | Frauen Manner | Frauen
in 1000

nur aus eigenen Anwartschaften 6.668 5.165 5.422 4.014 1.246 1.151
nur aus abgeleiteten Anwartschaften 405 400 . 5
aus eigenen und abgeleiteten
Anwartschaften 402 3.353 262 2.614 140 739
aus eigenen und/oder abgeleiteten
Anwartschaften insgesamt 7.070 8.922 5.685 7.027 1.385 1.895
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leiteten Anwartschaften vor allem unter Frauen hiufig
vorkommt. Von den insgesamt 8,9 Millionen Leistungs-
bezieherinnen hatten 3,4 Millionen beide Leistungsarten.
Von den 7,1 Millionen ménnlichen Leistungsbeziehern
waren es nur 402 000.

Beriicksichtigt man sowohl eigene als auch abgeleitete
Anspriiche, erhoht sich der Verbreitungsgrad der Sys-
teme. Bezogen auf eigene Alterssicherungsleistungen be-
ziehen 90 Prozent der 65-Jihrigen und Alteren Leistun-
gen aus der gesetzlichen Rentenversicherung. Bezieht
man zusdtzlich Hinterbliebenenleistungen mit ein, so er-
hoht sich der Anteil der Bezieherinnen und Bezieher auf
92 Prozent (Tabelle B.4.2). Deutlich wird auch, dass sich
unter Beriicksichtigung der abgeleiteten Anspriiche die
Differenz der durchschnittlichen Leistungshéhe zwischen
Maénnern und Frauen erheblich reduziert.

Im Folgenden werden deshalb zundchst eigene und an-
schlieend eigene sowie abgeleitete Anspriiche in Kom-
bination dargestellt.

4.1 Zusammentreffen von eigenen

Alterssicherungsleistungen

Der groBte Anteil der 65-Jahrigen und Alteren empfingt
die eigene Alterssicherungsleistung nur aus einem Sys-
tem (67 Prozent). Fiir 63 Prozent der Seniorinnen und Se-

Tabelle B.4.2

nioren sind dies Leistungen der gesetzlichen Rentenversi-
cherung. Tabelle B.4.3 zeigt auch, dass Letzteres cher fiir
Frauen (72 Prozent) als fiir Méanner (51 Prozent) zutrifft
und besonders fiir die neuen Lénder gilt, wo 89 Prozent
der 65-Jihrigen und Alteren Leistungen nur aus diesem
System beziehen. Rund 3 Prozent empfangen nur eine
Beamtenversorgung und sonst keine weitere Alterssiche-
rungsleistung. Rund 1 Prozent beziehen nur eine Alterssi-
cherung der Landwirte.

Die héufigste Form des Zusammentreffens von Leistun-
gen aus verschiedenen Systemen ist der Bezug einer BAV
neben einer Rente aus der GRV. Bezogen auf die gesamte
Bevolkerung ab 65 Jahren traf dies fiir 14 Prozent zu, un-
ter den Ménnern in den alten Landern sogar fiir 30 Pro-
zent. Zu beachten ist hierbei, dass die gesamte Bevdlke-
rung die Basis der Anteilsberechnung darstellt, also auch
alle Personen, die iiberhaupt keine Anwartschaften in die-
sen Systemen aufbauen konnten (z. B. Beamte und Selb-
stindige ohne Versicherungszeiten in der GRV).

In 9 Prozent der Félle trifft eine GRV-Versichertenrente
mit einer Rente aus der ZOD zusammen. Zusammen mit
den Betriebsrenten der Privatwirtschaft erhalten somit
23 Prozent neben der GRV Leistungen aus einer betriebli-
chen Altersversorgung, zu der auch die ZOD zu zdhlen
ist. In 2 Prozent der Fille treffen eine eigene GRV-Rente
und eine eigene Beamtenversorgung zusammen: Bei einer

Anteil der Personen mit eigener und/oder abgeleiteter Alterssicherung und durchschnittlicher Betrag
im Monat je Bezieher, Miinner und Frauen ab 65 Jahren

Alters- Gesamt Ménner Frauen
sicherungs- | Bezieher-| Bruttobetrag [ Nettobetrag |Bezieher-| Bruttobetrag |Nettobetrag | Bezieher- | Bruttobetrag | Nettobetrag
system quote in EURO in EURO quote in EURO in EURO quote in EURO in EURO
Deutschland
GRV 92% 1.037 927 91% 1.253 1.116 93% 873 786
BV 7% 2.398 1.853 9% 2.769 2.144 5% 1.838 1.412
BSV 1% 1.902 1.715 1% (2.451) (2.185) 1% (1.223) (1.133)
AdL 3% 411 368 3% 463 415 3% 370 333
BAV 17% 466 458 25% 584 574 1% 258 256
z0D 1% 314 310 10% 398 392 12% 262 260
Alte Lander
GRV 90% 1.008 903 89% 1.254 1.120 91% 821 738
BV 8% 2.407 1.859 12% 2.787 2.156 6% 1.839 1.413
BSV 1% 2.003 1.804 1% (2.578) (2.296) 1% (1.294) (1.196)
AdL 4% 413 371 4% 468 419 4% 372 334
BAV 21% 471 463 31% 591 580 14% 261 259
ZOD 12% 343 339 10% 439 432 13% 286 283
Neue Lander
GRV 99% 1.141 1.017 99% 1.250 1.099 99% 1.062 957
BV 1% (1.912) (1.538) 1% (1.982) (1.616) 0% / /
BSV 0% (825) (771) 1% / / 0% / /
AdL 0% / / 0% / / 0% / /
BAV 2% 229 226 3% (292) (289) 1% (94) (94)
Z0D 7% 123 122 7% 155 155 7% 100 100
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Tabelle B.4.3

Hiufige Kumulationsformen von eigenen Alterssicherungsleistungen,
Minner und Frauen im Alter ab 65 Jahren

- Deutschland -

Alterssicherungsleistung(en) | Insgesamt Manner Frauen
Nur eigene GRV 63 % 51 % 72 %
Nur eigene BV 3% 5% 1%
Nur eigene AdL 1% 1% 1%
Eigene GRV/BAV 14 % 24 % 6 %
Eigene GRV/Z56D 9% 9% 9 %
Eigene GRV/BV 2% 4 % 1%
Eigene GRV/AdL 1% 2% 1%
Keine ASL 6 % 1% 9 %
Sonstige 1% 3% 1%
Gesamt 100 % 100 % 100 %
- Alte Lander -

Alterssicherungsleistung(en) | Insgesamt Ménner Frauen
Nur eigene GRV 56 % 42 % 67 %
Nur eigene BV 4 % 7% 1%
Nur eigene AdL 1% 2% 1%
Eigene GRV/BAV 17 % 30 % 7%
Eigene GRV/Z6D 9 % 9 % 10 %
Eigene GRV/BV 2% 4 % 1%
Eigene GRV/AdL 1% 2% 1%
Keine ASL 7% 2% 1 %
Sonstige 2% 3% 1%
Gesamt 100 % 100 % 100 %

- Neue Lander -

Alterssicherungsleistung(en) | Insgesamt Manner Frauen
Nur eigene GRV 89 % 88 % 91 %
Nur eigene BV 0% 0 % 0 %
Nur eigene AdL . ) .
Eigene GRV/BAV 2% 3% 1%
Eigene GRV/Z6D 7% 7% 7%
Eigene GRV/BV 0 % 1% 0 %
Eigene GRV/AdL 0 % 0 % 0 %
Keine ASL 1% 1% 1%
Sonstige 0 % 1% 0 %
Gesamt 100 % 100 % 100 %
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Vielzahl dieser Félle handelt es sich um Pensionérinnen
und Pensionére, die aufgrund der erfiillten Wartezeit in der
GRV neben der Pension eine — ggf. angerechnete — Versi-
chertenrente erhalten. Dass keinerlei Anspriiche auf eine
der betrachteten Alterssicherungsleistungen erworben
wurden, kommt insbesondere unter den Frauen in den al-
ten Landern vor (11 Prozent).

Zusammentreffen von eigenen Alterssicherungs-
leistungen nach letzter beruflicher Stellung

Fiir Arbeiterinnen und Arbeiter sowie Angestellte stellt die
gesetzliche Rentenversicherung eindeutig das wichtigste
Alterssicherungssystem dar. Von ihnen haben 68 Prozent
im Alter nur eine GRV-Rente. Daneben kommen Kumula-

Tabelle B.4.4

tionsformen mit einer Leistung aus der zweiten Séaule der
Privatwirtschaft (17 Prozent) oder des offentlichen Diens-
tes (11 Prozent) haufig vor (Tabelle B.4.4).2%

Tabelle B.4.5 ist zu entnehmen, dass die gesetzliche Ren-
tenversicherung mit 61 Prozent auch bei Selbstindigen
stark verbreitetet ist. Daneben haben die AdL allein sowie
die Kumulationsform GRV mit AdL eine hohere Bedeu-
tung als fiir die Gesamtbevolkerung. Auffallend hoch ist

24) Tabelle B.4.4 ist zu entnehmen, dass 5 Prozent der Frauen, die ange-
geben haben zuletzt Arbeiterinnen oder Angestellte gewesen zu sein,
keine eigene Alterssicherungsleistung beziehen. In vielen Féllen han-
delt es sich um Witwen, die bei der Befragung ihre gesamten Renten-
anspriiche als Witwenrente bezeichnet haben oder sich ihre Ansprii-
che im Rahmen der ,,Heiratserstattung* haben auszahlen lassen.

Hiufige Kumulationsformen von eigenen Alterssicherungsleistungen,
Miénner und Frauen im Alter ab 65 Jahren,
zuletzt Arbeiter/Angestellte

- Deutschland -

Tabelle B.4.5

Alterssicherungsleistung(en) | Insgesamt Manner Frauen
Nur eigene GRV 68 % 56 % 76 %
Nur eigene BV
Nur eigene AdL . . )
Eigene GRV/BAV 17 % 30 % 7%
Eigene GRV/Z6D 1% 1% 1%
Eigene GRV/BV 0 % 0 % 0 %
Eigene GRV/AdL 0 % 1% 0 %
Keine ASL 3% 1% 5%
Sonstige 1% 1% 0 %
Gesamt 100 % 100 % 100 %

Haufige Kumulationsformen von eigenen Alterssicherungsleistungen,
Miinner und Frauen im Alter ab 65 Jahren, zuletzt Selbstindige

Alterssicherungsleistung(en) | Insgesamt Ménner Frauen
Nur eigene GRV 61 % 61 % 60 %
Nur eigene BV 0% 0% .
Nur eigene AdL 10 % 11 % 10 %
Eigene GRV/BAV 4 % 7% 1%
Eigene GRV/Z6D 1% 1% 1%
Eigene GRV/BV . . .
Eigene GRV/AdL 8 % 8 % 8 %
Keine ASL 10 % 3% 17 %
Sonstige 6 % 9 % 4 %
Gesamt 100 % 100 % 100 %
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Hiufige Kumulationsformen von eigenen Alterssicherungsleistungen,

Minner und Frauen im Alter ab 65 Jahren, zuletzt Beamte

Alterssicherungsleistung(en) | Insgesamt Ménner Frauen
Nur eigene GRV 3% 2% 9 %
Nur eigene BV 57 % 57 % 57 %
Nur eigene AdL
Eigene GRV/BAV . .

Eigene GRV/Z6D 0 % 0 % .
Eigene GRV/BV 35 % 38 % 26 %
Eigene GRV/AdL . . .
Keine ASL 2% 1% 8 %
Sonstige 2% 3% 0 %
Gesamt 100 % 100 % 100 %

Tabelle B.4.6

mit 10 Prozent der Anteil derjenigen, die angaben, zuletzt
selbstindig titig gewesen zu sein, und liber keine An-
wartschaft in einem der hier betrachteten Alterssiche-
rungssysteme verfligen.

Mit 57 Prozent sind mehr als die Hilfte der Beamtinnen
und Beamte ausschlieBlich {iber das System der Beamten-
versorgung abgesichert (Tabelle B.4.6). In 35 Prozent der
Fille tritt neben die Pension noch eine Versichertenrente
der GRV. Bei 3 Prozent derjenigen, die angaben, zuletzt
als Beamtin oder Beamter titig gewesen zu sein, liegt
eine eigene Alterssicherungsleistung nur aus der GRV
vor. Es diirfte sich um Personen handeln, die den Beam-
tenstatus verloren haben und anschlieBend von ihrem
Dienstherrn in der GRV nachversichert wurden.

4.2 Zusammentreffen von eigenen und
abgeleiteten Alterssicherungsleistungen

Abgesehen von der Moglichkeit der Kumulation von ei-
genen Leistungen aus verschiedenen Systemen konnen
auch eigene und Hinterbliebenenleistungen aus mehreren
Systemen zusammentreffen. Allerdings spielen die Hin-
terbliebenenleistungen aus den Systemen neben der GRV
nur eine untergeordnete Rolle fiir die Alterssicherung der
65-Jihrigen und Alteren. Dementsprechend tauchen sie
unter den hdufigsten Kumulationsformen nicht auf. Ta-
belle B.4.7 stellt die quantitative Bedeutung haufiger Ku-
mulationsformen dar:

In Deutschland beziehen 44 Prozent aller 65-Jéhrigen
und Alteren als Alterssicherungsleistung ausschlief3-
lich eine eigene GRV-Rente, 14 Prozent erhalten dane-
ben noch eine Hinterbliebenenrente aus diesem Sys-
tem (Doppelrentenbezug).

Auf die Kumulationsform, die aus einer eigenen GRV-
Rente kombiniert mit einer eigenen Rente aus betrieb-
licher Altersversorgung der Privatwirtschaft besteht,
entfallen 12 Prozent.

Fiir 7 Prozent der Personen ab 65 Jahren stellt die ei-
gene GRV-Rente ergidnzt um eine Rente aus der Zu-
satzversorgung des Offentlichen Dienstes die system-
gestiitzte Alterssicherung dar.

Uber keine Leistung aus einem Alterssicherungssys-
tem verfiigen unter Beriicksichtigung der Hinterblie-
benenleistungen nur 3 Prozent. Es handelt sich ganz
iiberwiegend um verheiratete Frauen aus den alten
Léandern.

In den alten Léndern empfangen 39 Prozent der Perso-
nen ab 65 Jahren eine eigene Rente aus der GRY, in
den neuen Liandern sind es dagegen 64 Prozent.

Das Zusammentreffen einer eigenen Rente aus der
GRYV und einer Hinterbliebenenrente aus diesem Sys-
tem kommt in den alten Landern in 11 Prozent der
Félle vor, in den neuen in 25 Prozent.
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Tabelle B.4.7
Hiufige Kumulationsformen von eigenen und abgeleiteten
Alterssicherungsleistungen, Méanner und Frauen
im Alter ab 65 Jahren

- Deutschland -

Alterssicherungsleistung(en) | Insgesamt Ménner Frauen
Nur eigene GRV 44 % 48 % 41 %
Eigene & abgeleitete GRV 14 % 3% 22 %
Eigene GRV & eigene BAV 12 % 23 % 4 %
Eigene GRV & eigene ZOD 7% 8 % 7%
Keine ASL 3% 1% 5%
Nur eigene BV 3% 5% 1%
Eigene GRV & eigene BV 2% 4 % 0 %
Nur eigene AdL 1% 1% 1%
Sonstige 14 % 6 % 20 %
Gesamt 100 % 100 % 100 %
- Alte Lander -

Alterssicherungsleistung(en) | Insgesamt Manner Frauen
Nur eigene GRV 39 % 40 % 38 %
Eigene & abgeleitete GRV 11 % 2% 18 %
Eigene GRV & eigene BAV 15 % 28 % 5%
Eigene GRV & eigene ZOD 8 % 8 % 7%
Keine ASL 4 % 2% 6 %
Nur eigene BV 4 % 7% 1%
Eigene GRV & eigene BV 2% 4 % 0 %
Nur eigene AdL 1% 2% 1%
Sonstige 17 % 7% 24 %
Gesamt 100 % 100 % 100 %

- Neue Lander -

Alterssicherungsleistung(en) | Insgesamt Méanner Frauen
Nur eigene GRV 64 % 79 % 54 %
Eigene & abgeleitete GRV 25 % 9 % 37 %
Eigene GRV & eigene BAV 1% 3% 1%
Eigene GRV & eigene ZOD 6 % 6 % 6 %
Keine ASL 1% 1% 0 %
Nur eigene BV 0 % 0 % 0 %
Eigene GRV & eigene BV 0 % 1% 0 %
Nur eigene AdL 0 % 0 % 0 %
Sonstige 2% 2% 3%
Gesamt 100 % 100 % 100 %
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Teil C Gesamteinkommenssituation

1 Hoéhe und Zusammensetzung der
Einkommen im Uberblick

Wihrend im Teil B die reinen Alterssicherungsleistungen
auf der Personenebene im Mittelpunkt standen, beziehen
sich die nachfolgenden Analysen auf die Haushaltsebene
und umfassen auch folgende zusétzliche Einkommens-
arten:

— Kapitalertrage/Zinseinkiinfte
— Einkiinfte aus Vermietung und Verpachtung
— Erwerbseinkiinfte

— Renten aus privaten Renten- und Lebensversicherun-
gen

— Staatliche bedarfsabhingige Leistungen wie z.B.
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung,
Sozialhilfe und Wohngeld

— Sonstige Einkommen wie z. B. Leistungen aus der
Kriegsopferversorgung, der gesetzlichen Unfallversi-
cherung, Kindergeld, Pflegegeld, private Unterstiit-
zungen, Unterhalt

Manche dieser Leistungen werden nicht als Rente, son-
dern ganz oder teilweise in Form einmaliger Kapitalbe-
trage ausgezahlt. Fiir die private Lebensversicherung und
die betriebliche Altersversorgung wird dies im Rahmen
der ASID-Studie erfragt. Von den rund 16,5 Millionen
Personen im Alter iiber 65 Jahren haben demnach
1,3 Millionen oder rund 8 Prozent im Erhebungsjahr 2011
solche Einmalleistungen erhalten. Dabei ist der Anteil in
den neuen Landern mit rund 6 Prozent etwas geringer und
die Auszahlungsbetrdge sind in den alten Lidndern im
Durchschnitt deutlich hoher (Tabelle C.1.1). Dies ist u. a.
auf die kiirzere Ansparphase in den neuen Landern im
Kontext der Wiedervereinigung zuriickzufiihren.

Ob und in welcher Hohe diese Betrdge zu regelméBigen
Alterseinkommen fithren bzw. ob sie iiberhaupt der Al-

terssicherung dienen, ldsst sich aus den erhobenen Daten
nicht ableiten, da weder der Zeitpunkt der Auszahlungen
noch deren Verwendungszweck bekannt sind. Sofern die
Leistungen zum Befragungszeitpunkt noch als verzinsli-
cher Vermogenswert vorhanden sind, gehen sie aber iiber
die erfragten Vermogenseinkommen in die gesamten Al-
terseinkommen der Haushalte ein.

Die Bedeutung von Alterssicherungsleistungen und zu-
sdtzlichen Einkiinften ergibt sich aus ihrem Verbreitungs-
grad und den Anteilen am jeweiligen Einkommensvolu-
men. Knapp die Hélfte aller Seniorinnen und Senioren in
Deutschland verfiigt iiber zusitzliche Einkiinfte neben
den Leistungen aus Alterssicherungssystemen. Betrachtet
man zusétzlich Haushaltssituation und Wohnort, so verfii-
gen 47 Prozent der Alleinstehenden in den alten und
37 Prozent der Alleinstehenden in den neuen Ladndern
iber zusdtzliche Einkommen neben den Alterssiche-
rungsleistungen. Bei den Ehepaaren lauten die entspre-
chenden Zahlen 59 Prozent fiir die alten und 48 Prozent
fiir die neuen Lénder.

Die Leistungen aus Alterssicherungssystemen machen den
ganz {iberwiegenden Anteil der Einkommen der 65-Jahri-
gen und Alteren aus. Der Anteil der in Teil B behandelten
Alterssicherungsleistungen der 65-Jihrigen und Alteren
am Volumen aller Bruttoeinkommen betrigt fiir Deutsch-
land 85 Prozent, d. h. 15 Prozent stammen aus anderen
Quellen (Anhangtabelle BC.2).

Um in der nachstehenden Analyse eine nach Geschlecht
differenzierte Darstellung der zusitzlichen Einkommen
neben den Leistungen aus (individuell eindeutig zuzuord-
nenden) Alterssicherungssystemen auf Personenebene zu
ermdglichen, wurden in den folgenden Betrachtungen bei
Verheirateten die gemeinsam zur Verfiigung stehenden
Einkommen, z. B. Wohngeld oder Vermodgenseinkom-
men, hilftig beiden Ehepartnern zugerechnet. Allerdings
ist die Betrachtung der Haushaltsebene (gruppenspezi-
fisch von Ehepaaren und Alleinstehenden) hinsichtlich
der zusitzlichen Einkommen und der Gesamteinkommen
aussagefdhiger.

Tabelle C.1.1

Verbreitung und Hohe einmaliger Kapitalleistungen

Deutsch- Alte Neue |Deutsch- Alte Neue

Einmalleistung aus... land Lander | Lé&nder land Lénder | Lander
Bezieherquote in % Durchschn. Betrag in EURO
Privater Lebensversicherung 7 8 5 44.266 | 48.192 | 18.608
Betrieblicher Altersversorgung 1 1 1 29.877 | 32.667 | (17.167)
Zusammen 8 9 6 44.327 | 48.385| 19.195

Da neben Einmalleistungen aus einer privaten Lebensversicherung auch Leistungen aus der betrieblichen Altersversorgung bezogen werden konnen,
konnen Quoten der Bezieher fiir die Ermittlung der Gesamtquote (,,zusammen‘) nicht einfach addiert werden.
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2 Einkommenskomponenten neben den
Alterssicherungsleistungen

Nahezu sdmtliche Seniorenhaushalte (99 Prozent) verfii-
gen iiber Leistungen aus Alterssicherungssystemen. Sie
belaufen sich im Durchschnitt fiir Ehepaare auf monatlich
2 215 Euro und fiir Alleinstehende auf 1 375 Euro. In den
alten Léndern liegt das Einkommen mit 2 266 Euro bzw.
1 391 Euro um 13 Prozent bzw. 6 Prozent héher als in den
neuen Lindern (2 012 Euro bzw. 1 311 Euro). Zusétzliche
Einkommen im Alter weisen in Deutschland 57 Prozent
der Ehepaare und 45 Prozent der Alleinstehenden auf.

Im Durchschnitt verfiigen die Ehepaare mit diesen Ein-
kiinften tber zusétzlich 1 115 Euro und alleinstehende
Bezieher tiber zusitzlich 436 Euro. In den alten Lindern
sind es 59 Prozent der Ehepaare und 47 Prozent der Al-
leinstehenden mit 1 222 Euro bzw. 476 Euro Zusatzein-
kommen, in den neuen Léndern 48 Prozent der Ehepaare
und 37 Prozent der Alleinstehenden mit 584 Euro bzw.
226 Euro.

Nach Abzug von Steuern und Sozialabgaben erreichen
die Senioren-Ehepaare im Durchschnitt ein monatliches
Nettoeinkommen von 2 433 Euro, Alleinstehende von
1 366 Euro. In den alten Landern sind es durchschnittlich
2 537 Euro bzw. 1 395 Euro. In den neuen Léndern belie-
fen sich die Werte auf 2 019 Euro bzw. 1 242 Euro (An-

Abbildung C.2.1

hangtabellen BC.7 bis BC.9). Im Folgenden werden die
verschiedenen Einkommensquellen der 65-Jdhrigen und
Alteren in ihrer jeweiligen Bedeutung fiir deren Alterssi-
cherung insgesamt dargestellt. Dabei zeigt sich, dass Zin-
seinkiinfte die weiteste Verbreitung erreichen, allerdings
mit vergleichsweise geringen Durchschnittsbetrdgen. Ein-
kommen aus Vermietung und Verpachtung sowie Er-
werbseinkommen haben eine geringere Verbreitung, ma-
chen bei den jeweiligen Bezieherinnen und Beziechern
aber wesentlich hohere Durchschnittsbetrége aus.

2.1 Zinseinkiinfte

Zinseinkiinfte sind unter den zusitzlichen Einkommen
am weitesten verbreitet. Mit 34 Prozent bezieht mehr als
jedes dritte Ehepaar und mit 25 Prozent jeder Vierte der
Alleinstehenden der Seniorengeneration in Deutschland
Zinseinkiinfte (Anhangtabelle BC.7). Diese Werte gelten
in den alten und neuen Landern mit nur sehr geringen Ab-
weichungen gleichermaflen (Anhangtabellen BC.8 und
BC.9). Auch wenn die Verbreitungsquoten in den alten
und den neuen Landern somit vergleichbar sind, bestehen
doch groBe Unterschiede in Bezug auf die Hohe der Zins-
einkiinfte. Fiir Ehepaare ergeben sich monatlich 338 Euro
und fiir Alleinstehende 175 Euro in den alten Landern.
Die Vergleichswerte fiir die neuen Léander betragen
155 Euro und 98 Euro.

Durchschnittliche Hohe der Zinseinkiinfte pro Ehepaar/Alleinstehende(r) mit Bezug
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2.2 Einkommen aus Vermietung und

Verpachtung

Einkommen aus Vermietung und Verpachtung werden
von 16 Prozent der Ehepaare im Alter ab 65 Jahren bezo-
gen sowie von 9 Prozent der Alleinstehenden. Das ent-
spricht 18 Prozent bzw. 10 Prozent in den alten Léndern
und 6 Prozent bzw. 4 Prozent in den neuen Léndern. Die
erzielten Betréige pro Ehepaar bzw. alleinstehender Per-
son mit Bezug dieser Einkiinfte liegen deutlich iiber de-
nen der Zinseinkiinfte. Im gesamtdeutschen Durchschnitt
erzielten Ehepaare 1 043 Euro monatlich. Bei den alleinste-
henden Bezieherinnen und Beziehern waren es 713 Euro.
Differenziert nach alten und neuen Lindern liegen die
entsprechenden Betrdge bei 1 096 bzw. 753 Euro im Wes-
ten und 387 bzw. 293 Euro im Osten (Anhangtabellen BC.7
bis BC.9).

2.3 Renten aus privaten Lebens- oder

Rentenversicherungen

Der Anteil der Bezieher und Bezieherinnen von Renten
aus privaten Lebens- oder Rentenversicherungen ist ver-
gleichsweise niedrig. Weniger als 5 Prozent der Ehepaare
mit Ehemann im Alter ab 65 Jahren sowie 3 Prozent der
Alleinstehenden in Deutschland erhalten solche Leistun-
gen. Diese Werte entsprechen denen fiir die alten Lénder.
In den neuen Léndern liegt der Anteil bei den Ehepaaren
sowie bei den Alleinstehenden bei 2 Prozent bzw. 1 Pro-
zent. Ein Grund fiir die geringe Verbreitung dieser Art der
zusitzlichen Altersvorsorge liegt zum einen darin, dass
sie in der aktiven Phase der heute 65-Jihrigen und Alte-
ren weit weniger verbreitet war als heute. Hinzu kommt,
dass bei solchen Vertrdgen oft ein Kapitalwahlrecht be-
steht und bei Filligkeit nicht immer Verrentung, sondern
auch die Auszahlung einer einmaligen Kapitalleistung
moglich ist. Die privaten Renten betragen in den alten
Landern bei den Ehepaaren durchschnittlich 557 Euro
und bei den Alleinstehenden 371 Euro. Ehepaare errei-
chen in den neuen Léndern durchschnittlich 265 Euro und
Alleinstehende 323 Euro monatlich (Anhangtabellen
BC.7 bis BC.9).

2.4 Erwerbseinkommen

Erwerbseinkommen sind — trotz eines Anstiegs der Be-
schiftigtenzahlen unter den 65-Jihrigen und Alteren in
den letzten Jahren — bei den 65-Jihrigen und Alteren mit
14 Prozent unter den Ehepaaren und 4 Prozent unter den
Alleinstehenden insgesamt nicht sehr weit verbreitet. Der
hohere Anteil bei den Ehepaaren ist oft auf jiingere und
daher noch erwerbstitige Ehepartner im Alter unter
65 Jahren zuriickzufiihren. Alleinstehende sind in den ho-
heren Altersgruppen stirker vertreten. Dort ist die Aus-
iibung einer Erwerbstitigkeit aus Altersgriinden oftmals
nicht mehr moglich.

In rund einem_.Drittel der Félle handelt es sich bei den er-
werbstétigen Alteren um Selbststéindige, meistens in Voll-

oder Teilzeit, die aus den verschiedensten Griinden iiber
das 65. Lebensjahr hinaus noch erwerbstitig sind. Dies
erklart auch die hohen Durchschnittsbetrige. So erzielen
die Ehepaare, von denen mindestens ein Partner erwerbs-
titig ist, im Durchschnitt monatlich 2 086 Euro an Lohn,
Gehalt, Einkommen aus selbststindiger Tatigkeit oder
Einkommen aus einer Nebentitigkeit. Unter den Allein-
stehenden liegt der Betrag je Bezieher bei 932 Euro (An-
hangtabellen BC.7 bis BC.9).

2.5 Transferleistungen

Unter Transferleistungen werden hier Leistungen der
Grundsicherung, Wohngeld, Kindergeld und Sozialhilfe
zusammengefasst. Der Anteil der Bezieher solcher Leis-
tungen unter den 65-Jihrigen und Alteren liegt in
Deutschland unter den Ehepaaren bei 4 Prozent und unter
den Alleinstehenden bei 7 Prozent. Die Hohe dieser Leis-
tungen, die oft nur ergénzend geleistet werden, liegt im
Durchschnitt bei 391 Euro fiir Ehepaare bzw. 240 Euro
fiir Alleinstehende.

3 Die wichtigsten Einkommensquellen
im Alter

In Teil B, Abschnitt 2. ,,Leistungen im Uberblick* wurde
ausgefiihrt, dass die gesetzliche Rentenversicherung
75 Prozent aller Alterssicherungsleistungen ausmacht, die
an 65-Jihrige und Altere gezahlt werden. Erweitert man
die Perspektive um alle anderen Einkommenskomponen-
ten zum Bruttogesamteinkommen, so bleibt auch hier der
Anteil der GRV mit 64 Prozent die dominierende Ein-
kommensquelle. Die anderen Alterssicherungssysteme
erreichen zusammen 21 Prozent am Volumen aller Brut-
toeinkommen. Die betriebliche Vorsorge und die private
Vorsorge machen mit 8 Prozent bzw. 9 Prozent einen eher
kleinen Teil des Bruttoeinkommens aus. Zusammen errei-
chen die Komponenten jenseits der Alterssicherungssys-
teme 15 Prozent (Abbildung C.3.1, S. 62).

Dabei kommt in den alten Léndern ein groBerer Teil des
Einkommensvolumens aus Quellen jenseits der Alters-
sicherungssysteme. Bei Ehepaaren in den alten Léndern
liegt dieser Anteil mit 24 Prozent doppelt so hoch wie in
den neuen Landern mit rund 12 Prozent. Noch grofer ist
die Differenz bei alleinstehenden Frauen: In den alten
Landern resultieren 13 Prozent, in den neuen Landern nur
5 Prozent der Gesamteinkommen aus zusétzlichen
Einkommen (Tabelle C.3.1 und Anhangtabellen BC.2
bis BC.5).

Auch zwischen den Haushaltstypen gibt es grofe Unter-
schiede in der Bedeutung der Alterssicherungssysteme
hinsichtlich des gesamten Einkommens im Alter. Wih-
rend die Bruttoeinkommen von Ehepaaren in Deutsch-
land zu 78 Prozent aus Alterssicherungsleistungen beste-
hen, sind es bei alleinstehenden Méannern 84 Prozent und bei
alleinstehenden Frauen sogar 89 Prozent (Abbildung C.3.2,
S. 62).
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Abbildung C.3.1

Anteile von Komponenten am Volumen der Bruttoeinkommen der 65-Jihrigen und Alteren
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Abbildung C.3.2

Anteile der Alterssicherungsleistungen und zusétzlicher Einkiinfte am Bruttoeinkommensvolumen
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Tabelle C.3.1

Anteile von Einkommenskomponenten am Bruttoeinkommensvolumen

Deutschland Alte Lander Neue Lander
. allein- allein- allein- allein- allein- allein-
Eink k t - - _

inkommenskomponenten ir;?e stehende | stehende Ea:\?e stehende | stehende i:\ere stehende | stehende

P Méanner | Frauen P Méanner | Frauen P Méanner | Frauen

Gesetzliche Rentenversicherung 57 % 62 % 72% |51 % 58 % 67 % |85 % 86 % 94 %

Andere Alterssicherungsleistungen |21 % 22 % 17 % |25 % 25 % 20% | 3% 4% 1%

Private Vorsorge 10 % 9% 7% |11 % 9% 8% | 3% 4% 2%

Transferleistungen 1% 1% 1% | 1% 1% 1% | 0% 1% 1%

Restl. Einkommen 12 % 6 % 4% 112% 6 % 4% | 9% 6 % 2%

4 Einkommenssituation nach verschiedenen | Durchschnitt eine héhere dquivalenzgewichtete? Ein-

Merkmalen

In den vorstehenden Abschnitten wurden die verschiede-
nen Einkommensquellen in ihrer jeweiligen Bedeutung
fiir die 65-Jihrigen und Alteren dargestellt. Dabei wurde
insbesondere auf die Kumulation unterschiedlicher Ein-
kommensquellen und deren Zusammentreffen mit weite-
ren Einkommen im Ehekontext abgestellt. Im Folgenden
werden nun andere Personengruppen hinsichtlich ihrer
Einkommenssituation im Alter betrachtet.

4.1 Frauen und Manner

Die Alterseinkommen ergeben sich aus der Ausrichtung
der meisten Alterssicherungssysteme auf Erwerbsarbeit
und Beitragsiquivalenz. Hinzu kommen abgeleitete Leis-
tungen und Leistungen des sozialen Ausgleichs. Allge-
mein betrachtet sind diese zusétzlichen Leistungsele-
mente in Relation zu denen aus Erwerbstitigkeit bei den
Frauen von groferer Bedeutung als bei den Méannern.

Das Erwerbsleben der Frauen, die sich heute im Ruhe-
stand befinden, begann in den 1940er bis 1960er Jahren.
Zu dieser Zeit wurde oft ein traditionelles Partnerschafts-
modell gewéhlt, bei der Frauen mit Beginn der Ehe die
Hausfrauen- und Kindererziehungsrolle iibernahmen. Dies
fiihrt zu deutlichen Unterschieden der Einkommen im Al-
ter nach Geschlecht. Ménner verfligen mit 1 695 Euro im
Durchschnitt iiber ein deutlich hoheres Nettoeinkommen
wie Frauen, deren Nettoeinkommen bei 1 027 Euro liegt.
Besonders grole Einkommensunterschiede gibt es bei
Verheirateten. Verheiratete Frauen verfiigen mit nur
686 Euro iiber das niedrigste Einkommen, verheiratete
Minner mit 1 746 Euro iiber das hochste (Tabelle C.4.1,
S. 64).

Geringe eigene Alterssicherungsleistungen der heutigen
Rentnerinnen sind meist das Ergebnis der fritheren tradi-
tionellen geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung. Im
Haushaltskontext gesehen sind sie aber nicht Ausdruck
einer unzureichenden individuellen Einkommenssitua-
tion. Denn Verheiratete im Alter ab 65 Jahren besetzen im

kommensposition als Alleinstehende (Tabelle C.4.1a,
S. 65).

Vor dem Hintergrund der fritheren dominierenden ge-
schlechtsspezifischen Arbeitsteilung stellt der Bezug von
Hinterbliebenenrenten und -pensionen fiir Frauen eine
wichtige Einkommensquelle dar, wenn der Ehemann ver-
stirbt. 40 Prozent der Frauen beziehen eine solche Leis-
tung, die sich im Durchschnitt auf 842 Euro belduft. Bei
den 65-jdhrigen und alteren Ménnern ist der Anteil mit
6 Prozent dagegen wesentlich niedriger. Dazu trigt neben
der hoheren Lebenserwartung von Frauen und der durch-
schnittliche Altersunterschied zwischen Minnern und
Frauen bei Ehepaaren auch die Einkommensanrechnung
bei, wodurch es bei Ménnern seltener zur Auszahlung
von Hinterbliebenenrenten kommt.

Die Differenz der Alterseinkommen zwischen Frauen
und Mannern ist in der heutigen Rentnergeneration so-
mit insgesamt sehr deutlich. Bei Betrachtung der ver-
schiedenen Altersgruppen zeigt sich jedoch zunehmend
der gesellschaftliche Wandel. Deutlich zu erkennen ist,
dass jlingere Frauenjahrgdnge mehr Jahre in Erwerbsté-
tigkeit aufzuweisen haben und auch hohere eigene Leis-
tungen aus den Alterssicherungssystemen beziehen (Ta-
belle C.4.2, S.65). Dies gilt auf unterschiedlichem
Niveau sowohl fiir Frauen in West- wie in Ostdeutsch-
land. Gleichwohl liegt die durchschnittliche Anzahl der
Erwerbsjahre bei Frauen, die heute in Rente gehen, nach
wie vor deutlich niedriger als bei Mannern. Bei Min-
nern gibt es zwischen den Altersgruppen anders als bei
Frauen keine typischen Unterschiede in der Hohe der ei-
genen Alterseinkommen (Anhangtabellen BC.41 bis
BC.43).

25) Durch gemeinsames Wirtschaften in Mehrpersonenhaushalten entste-
hen Einsparungen im Vergleich zu Alleinlebenden. Um diesen Oko-
nomisierungseffekt zu beriicksichtigen, berechnet man sogenannte
Aquivalenzeinkommen, um das Einkommen von Alleinstehenden
und Ehepaaren vergleichbar zu machen. Dabei wird das Haushalts-
einkommen der Ehepaare durch 1,5 geteilt und jedem Ehepartner der
resultierende Betrag zugeordnet. Die Hohe der Einkommen der Al-
leinstehenden bleibt dagegen unverindert.
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Tabelle C.4.1

Alterssicherungsleistungen und zusiitzliche Einkommen
nach verschiedenen Merkmalen

Merkmal Alters- 1 5 satzliche | AT | Zusatzliche | Brutto- Netto-
sicherungs- | _. sicherungs- | _. . .
. Einkommen ; Einkommen | einkommen | einkommen
leistungen leistungen
Anteil der ii(-:‘ozleher/mnen Betrag je Bezieher/in in EURO
Ehepaare gesamt 99 57 2.215 1.115 2.829 2.433
w Mieter 98 48 2.013 648 2.289 2.029
% % Eigentimer/mietfrei 100 61 2.316 1.301 3.105 2.640
a % GRV-Rentner 100 56 2.189 1.057 2.778 2.407
g:i '-|'_J Alleinstehende[gesamt 99 45 1.375 436 1.557 1.366
E % Manner 99 46 1.539 621 1.805 1.560
w w Frauen 99 45 1.313 365 1.463 1.292
5 a Mieter 99 40 1.317 293 1.417 1.259
< Eigentimer/mietfrei 99 50 1.435 555 1.699 1.475
GRV-Rentner 100 44 1.346 406 1.523 1.349
Ménner gesamt 97 47 1.306 486 1.511 1.321
und Verheiratet 95 49 1.252 521 1.477 1.286
Frauen Verwitwet 99 42 1.421 432 1.594 1.403
Geschieden/Getrennt 98 53 1.232 489 1.468 1.278
Ledig 97 47 1.347 373 1.493 1.301
Ménner gesamt 99 50 1.659 642 1.957 1.695
Verheiratet 99 51 1.704 648 2.013 1.746
Verwitwet 100 44 1.708 564 1.952 1.691
Geschieden/Getrennt 99 48 1.381 789 1.742 1.499
Ledig 96 45 1.379 483 1.561 1.352
65 -u. 70 J. alt 98 55 1.606 929 2.086 1.764
70 -u. 75 J. alt 99 48 1.690 651 1.986 1.726
75-u. 80 J. alt 98 42 1.618 470 1.794 1.572
80 -u. 85 J. alt 99 51 1.749 285 1.881 1.674
85 J. u. alter 99 54 1.690 358 1.869 1.651
Frauen gesamt 95 46 1.026 357 1.164 1.027
- Verheiratet 91 47 643 349 782 686
% Verwitwet 99 42 1.351 398 1.508 1.334
o Geschieden/Getrennt 98 56 1.109 279 1.245 1.098
@ Ledig 98 48 1.324 297 1.444 1.263
H_J 65 -u. 70 J. alt 94 51 963 476 1.175 1.015
70 -u. 75 J. alt 95 44 957 342 1.080 957
75 -u. 80 J. alt 96 44 1.024 337 1.152 1.023
80 -u. 85 J. alt 97 44 1.118 273 1.217 1.084
85 J. u. alter 97 45 1.157 282 1.261 1.124
Kein Kind 96 52 1.308 367 1.467 1.283
1 Kind 96 47 1.094 336 1.226 1.084
2 Kinder 94 47 979 384 1.132 997
3 Kinder 97 43 921 364 1.062 941
4 oder mehr Kinder 96 39 895 294 983 878
Letzte Arbeiter/Angstellte 98 44 1.262 346 1.396 1.250
berufliche Beamte 98 59 2.835 395 3.026 2.433
Stellung Selbstéandige 96 69 946 1.258 1.789 1.430
GRV-Rentner |gesamt 100 46 1.252 458 1.463 1.291
Manner 100 48 1.579 610 1.872 1.643
Frauen 100 45 1.006 334 1.154 1.026
Migrations- ohne 97 51 1.359 489 1.588 1.386
hintergrund mit 91 47 1.086 419 1.203 1.067

Die einzelnen Werte der Alterssicherungsleistungen sowie der zusétzlichen Einkommen konnen nur gewichtet addiert werden.
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Tabelle C.4.1a

Personliches Nettoeinkommen und liquivalenzgewichtetes Haushaltsnettoeinkommen
von Verheirateten und Alleinstehenden nach Geschlecht

Ménnlich Weiblich Gesamt
Merkmal
Euro/mtl.

Alleinstehend persénl. Nettoeinkommen 1.560 1.292 1.366
aquivalenzgew. Haushaltsnetto 1.560 1.292 1.366

Verheiratet  personl. Nettoeinkommen 1.746 686 1.286
aquivalenzgew. Haushaltsnetto 1.622 1.585 1.606

Gesamt persénl. Nettoeinkommen 1.695 1.027 1.321
aquivalenzgew. Haushaltsnetto 1.605 1424 1.502

Tabelle C.4.2

Anteil und Betrag der eigenen Alterseinkommen von Frauen sowie berichtete Erwerbsjahre
nach verschiedenen Merkmalen

Merkmal Anteil mit eigener Betrag je Bezieher/ Durchschnittl.
Alterssicherung je Monat Erwerbsjahre

Weiblich
Altersklasse 65 b.u. 70 Jahre 92% 809 € 25

70 b.u. 75 Jahre 92% 724 € 23

75 b.u. 80 Jahre 92% 657 € 22

80 b.u. 85 Jahre 90% 642 € 21

85 Jahre und éalter 87% 611 € 20
Weiblich / West
Altersklasse 65 b.u. 70 Jahre 91% 793 € 23

70 b.u. 75 Jahre 90% 690 € 21

75 b.u. 80 Jahre 91% 612 € 20

80 b.u. 85 Jahre 87% 602 € 18

85 Jahre und alter 84% 578 € 18
Weiblich / Ost
Altersklasse 65 b.u. 70 Jahre 99% 867 € 34

70 b.u. 75 Jahre 99% 839 € 33

75 b.u. 80 Jahre 100% 814 € 33

80 b.u. 85 Jahre 99% 787 € 32

85 Jahre und alter 99% 731 € 29

4.2 Familienstand

Wie im vorangehenden Abschnitt dargestellt, greift eine
Betrachtung der individuellen Einkommen zu kurz. Un-
terschiede bei den Alterseinkommen zeigen sich insbe-
sondere auch in Bezug auf den Familienstand. Fiir die
Alterssicherung der meisten heutigen Seniorinnen ist die
Ehe relevant. Dies betrifft sowohl Ehefrauen als auch
Witwen, die abgeleitete Alterseinkommen ihrer (verstor-
benen) Eheménner erhalten. Geschiedene Frauen verfii-

gen dagegen iber unterdurchschnittliche Gesamteinkom-
men.

4.2.1 Verheiratete

Die Verheirateten stellen mit 9,4 Millionen die grofite un-
tersuchte Gruppe unter den 65-Jihrigen und Alteren dar.
Von den Minnern der betrachteten Altersgruppe sind
73 Prozent und von den Frauen 45 Prozent verheiratet.
Dieser Unterschied ist im Wesentlichen durch die hohere
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Lebenserwartung der Frauen bedingt und dadurch, dass
Mainner in der Regel alter sind als ihre Ehefrauen.

Nur 1 Prozent der verheirateten Méanner, aber 9 Prozent
der verheirateten Frauen beziehen keine eigenen Alters-
sicherungsleistungen. Wihrend sich die Brutto-Alters-
sicherungsleistungen der verheirateten Ménner auf im
Durchschnitt 1 704 Euro je Bezieher und Monat belaufen,
sind es unter den verheirateten Frauen 643 Euro. Aller-
dings ergibt sich ein vollstidndiges Bild der Alterssicherung
erst im Haushaltskontext {iber das gesamte Bruttoeinkom-
men, welches sich aus den Alterssicherungsleistungen
beider Ehepartner sowie deren zusétzlicher Einkommen
zusammensetzt. Je hoher die eigenen Alterssicherungs-
leistungen der Ehefrau, umso hoher fillt auch das Ge-
samteinkommen des Ehepaares aus. Nicht in dieses Mus-
ter passen die Ehepaare in den alten Léndern, bei denen
die Ehefrauen gar keine eigenen Leistungen beziehen. Zu
dieser Gruppe gehdren immerhin 11 Prozent der verheira-
teten Frauen in den alten Landern. Diese sind meist mit
Mainnern verheiratet, die hohe Alterssicherungsleistungen
beziehen und damit ein vergleichsweise hohes Haus-
haltseinkommen im Alter erzielen (Anhangtabellen BC.10
bis BC.18).

In den neuen Landern kommt die Konstellation der ,,Ein-
verdiener-Ehe* duflerst selten vor. Die Zahl der verheira-
teten Frauen ohne eigene Alterseinkommen ist so gering,
dass keine statistisch validen Aussagen fiir diese Gruppe
getroffen werden konnen. Verheiratete Seniorinnen in den
neuen Léndern sind vielmehr in aller Regel einer Er-
werbstitigkeit nachgegangen, was sich verglichen mit
den alten Landern in hoheren eigenen Alterssicherungs-
leistungen niederschldgt. So erhalten 99 Prozent aller
Ehefrauen in den neuen Léndern eigene Alterssicherungs-
leistungen in einer Hohe von durchschnittlich 816 Euro,
wihrend in den alten Léndern 89 Prozent der Ehefrauen
eigene Leistungen in Hohe von durchschnittlich 592 Euro
monatlich beziehen.

4.2.2 Hinterbliebene

Unter den alleinstehenden Seniorinnen und Senioren bil-
den Hinterbliebene mit 67 Prozent die grofite Gruppe.
Uberwiegend handelt es sich um Witwen, 81 Prozent der
Hinterbliebenen sind Frauen. Von den Ménnern im Alter
ab 65 Jahren sind 13 Prozent verwitwet, von den Frauen
41 Prozent. Mit 100 Prozent beziehen alle verwitweten
Mainner eigene Alterssicherungsleistungen von im Durch-
schnitt 1 581 Euro. Von den verwitweten Frauen sind es
89 Prozent mit einem Betrag von 587 Euro. Wahrend mit
97 Prozent die groe Mehrheit der Witwen auch abgelei-
tete Anspriiche hat, die sich im Durchschnitt auf 843 Euro
belaufen, sind es unter den Witwern lediglich 43 Prozent
mit 295 Euro. Abgeleitete Alterssicherungsleistungen ha-
ben somit fiir Witwen eine wesentlich hohere Bedeutung
als fiir Witwer.

Hinterbliebene Ménner und Frauen in Deutschland errei-
chen durchschnittlich ein Nettoeinkommen von 1 403 Euro
im Monat, Witwer eines von 1 691 Euro und Witwen ei-
nes von 1334 Euro. Damit haben Hinterbliebene im
Durchschnitt ein héheres Einkommen als Verheiratete,

Geschiedene oder Ledige. In den alten Landern erhalten
die Witwen mit 1 339 Euro im Durchschnitt ein etwas ho-
heres Nettoeinkommen als in den neuen Landern, wo sich
der Vergleichsbetrag auf 1 314 Euro belduft (Anhangta-
bellen BC.10 bis BC.18). Allerdings ist der Unterschied
hier zwischen den alten und neuen Lindern vergleichs-
weise gering.

4.2.3 Geschiedene

Die zweitgrofite Gruppe innerhalb der Alleinstehenden
sind die Geschiedenen und getrennt Lebenden mit mehr
als 1,3 Millionen und einem auf Deutschland bezogenen
Anteil von 19 Prozent. Etwa 31 Prozent der alleinstehen-
den 65-jdhrigen und dlteren Ménner in Deutschland sind
geschieden. Unter den Frauen sind es 14 Prozent.

Diese erreichen in den alten wie in den neuen Landern die
geringsten Gesamteinkommen in der Gruppe der allein-
stehenden Frauen. Sie verfiigen in den alten Léndern auf-
grund des Versorgungsausgleichs im Scheidungsfall im
Durchschnitt {iber die zweithochsten eigenen Alterssiche-
rungsleistungen (1 150 Euro), aber weisen die niedrigsten
zusétzlichen Einkommen unter den alleinstehenden
Frauen auf (302 Euro). Bei ihnen kommen nur geringe Al-
terssicherungsleistungen aus Anspriichen des Ehemannes
hinzu. Per saldo liegen die durchschnittlichen Nettoein-
kommen der Geschiedenen in Deutschland bei 1 278 Euro.
In den alten Léndern sind es mit 1 342 Euro aber nur rund
4 Prozent niedriger als die entsprechenden Einkommen
aller Alleinstehenden (1 395 Euro). In den neuen Landern
stellt sich die Einkommenssituation Geschiedener wie folgt
dar: Mit einem Nettoeinkommen in Hohe von 1 025 Euro
erhalten sie im Schnitt rund 17 Prozent weniger als alle
Alleinstehenden (1 242). Auch verglichen mit den Netto-
einkommen von geschiedenen Ménnern fallen die Netto-
einkommen geschiedener Frauen geringer aus (1 098 Euro
gegeniiber 1 499 Euro). (Anhangtabellen BC.10 bis BC.18).

4.2.4 Ledige

Die drittgroite Gruppe innerhalb der Alleinstehenden
sind die Ledigen mit einem auf Deutschland bezogenen
Anteil von 14 Prozent. Von den alleinstehenden 65-jahri-
gen und édlteren Ménnern sind 21 Prozent ledig, von den
entsprechenden Frauen sind es 11 Prozent.

Fiir die Gruppe der Ledigen lassen sich insbesondere fol-
gende Ergebnisse festhalten:

— Bei Frauen gilt, dass die Nettoeinkommensposition
der Ledigen im Durchschnitt oberhalb derjenigen der
Geschiedenen und unterhalb derjenigen der Verwitwe-
ten liegt. Die ledigen Ménner weisen die niedrigsten
Nettoeinkommen in der Gruppe der Alleinstehenden
auf. In Deutschland erreichen die Ménner im Durch-
schnitt 1 352 Euro, die Frauen 1 263 Euro.

— Ledige sowie auch die geschiedenen Frauen erreichen
mit 98 Prozent gegeniiber den anderen Gruppen den
hochsten Anteil an Bezieherinnen von eigenen Alters-
sicherungsleistungen.
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— Vergleicht man die relative Einkommensposition von
ledigen Frauen mit der aller alleinstehenden Frauen,
zeigen sich in den alten und neuen Landern dhnliche
Relationen: In den alten Landern erreichen die ledigen
Frauen mit 1321 Euro monatlich ein niedrigeres
Nettoeinkommen als die Witwen mit 1 339 Euro, in
den neuen Landern liegt das durchschnittliche Netto-
einkommen der ledigen Frauen mit 1013 Euro um
301 Euro unter dem der Witwen mit 1 314 Euro.

— Ein Vergleich der Nettoeinkommen von ledigen Mén-
nern in den alten Landern in Héhe von 1 395 Euro und
ledigen Frauen mit durchschnittlich 1 321 Euro ergibt,
dass letztere rund 95 Prozent der Nettoeinkommen le-
diger Minner erreichen. In den neuen Léndern liegt
der entsprechende Wert bei 97 Prozent.

4.3 Eltern und Kinderlose

Die Hohe des Einkommens im Alter hdngt von einer Viel-
zahl von Faktoren ab, wobei die Leistungen aus Alters-
sicherungssystemen wesentlich durch das Erwerbsverhal-
ten wéhrend der aktiven Phase bestimmt werden. In der
Verbreitung, Struktur und Hohe der Leistungen aus Al-
terssicherungssystemen spiegeln sich entsprechend die
Unterschiede der Erwerbsverldufe wider. Einen besonde-
ren Einfluss haben u. a. die familidren Zusammenhinge.
Geschlecht, Familienstand, spezifische Rollenzuschrei-
bungen sowie das Vorhandensein von Kindern und deren
Betreuung haben auch Auswirkungen auf die Erwerbs-
biografien. Vor diesem Hintergrund werden im Folgenden

die Zusammenhinge zwischen Kindererziehung und dem
Niveau der Alterssicherung betrachtet.

Kindererziehung beeinflusst insbesondere die Erwerbs-
verldufe der Frauen. Von den rund 9 Millionen Frauen im
Alter von 65 und dariiber haben rund 8 Millionen im Ver-
lauf ihres Lebens mindestens ein Kind erzogen. Von den
Miittern haben

— etwa 25 Prozent der Miitter ein Kind,
— 40 Prozent zwei Kinder,

— 20 Prozent drei Kinder und

— 14 Prozent vier oder mehr Kinder

erzogen. In den neuen Léndern sind mit einem Anteil von
10 Prozent weniger Frauen kinderlos geblieben als in den
alten Liandern mit 13 Prozent. Es gibt in den alten Lan-
dern unwesentlich mehr Frauen mit drei und mehr Kin-
dern (30 Prozent gegeniiber 29 Prozent in den neuen Lan-
dern).

Hinsichtlich der Beteiligung an Alterssicherungssyste-
men unterscheiden sich kinderlose Frauen von Miittern
sowie Miitter in Abhéngigkeit von der Anzahl der Kinder
kaum. Die Hohe der Einkommen aus Alterssicherungs-
leistungen variiert jedoch erheblich. Ohne Kinder errei-
chen Frauen im Durchschnitt 1 099 Euro an eigenen Al-
terssicherungsleistungen, mit vier oder mehr Kindern
sind es 516 Euro.

Abbildung C.4.1

Netto-Gesamteinkommen nach Kinderzahl bei Frauen
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Diese Unterschiede setzen sich auf Ebene der (personli-
chen) Nettoeinkommen fort, wo die der kinderlosen
Frauen im Durchschnitt bei 1 283 Euro liegen, wéihrend
die Nettoecinkommen der Miitter zwischen 1084 und
878 Euro liegen. Auch hier ist zu beriicksichtigen, dass
das Bild der Alterssicherung erst im Haushaltskontext
iiber das Einkommen beider Ehepartner komplett wird.
Die Auswirkungen der Kindererziehung auf die Alters-
einkommen der Miitter zeigen sich allerdings abge-
schwicht auch noch auf der Ehepaarebene.

Bei der Hohe der Gesamteinkommen in Abhéngigkeit
von der Kinderzahl fallen Unterschiede in den neuen und
alten Landern auf. In den alten Landern sinkt das durch-
schnittliche Nettoeinkommen statistisch betrachtet ab
dem ersten Kind mit steigender Kinderzahl. Frauen mit
4 und mehr Kindern haben ein um 479 Euro unter dem
der Kinderlosen liegendes personliches Nettoeinkommen,
das mit 852 Euro 64 Prozent des Einkommens der Kin-
derlosen ausmacht. In den neuen Landern sind die Diffe-
renzen geringer und der statistische Zusammenhang ist
weniger eindeutig. So haben Frauen mit drei Kindern so-
gar ein hoheres personliches Einkommen als solche mit
zwei Kindern. Frauen mit vier und mehr Kindern errei-
chen ein um 56 Euro unter dem der Kinderlosen liegendes
Nettoeinkommen, das mit 984 Euro im Durchschnitt im-
merhin noch 95 Prozent des Einkommens der Kinderlo-
sen erreicht (Anhangtabellen BC.19 bis BC.21; Abbil-
dung C.4.1, S. 67).

4.4 Wohnstatus

Die Bildung von Wohneigentum kann sich positiv auf die
Einkommenssituation im Alter auswirken: Menschen, die
sich im Verlauf ihres Erwerbslebens eine Eigentumswoh-
nung bzw. ein Eigenheim erworben haben, konnen im Al-
ter mietfrei wohnen und weisen gegebenenfalls einen ge-
ringeren Einkommensbedarf auf.

In der ASID-Studie wird der Mietwert des Eigenheims
nicht als einkommensentsprechender Betrag beriicksich-
tigt, sofern die eigene Immobilie nicht vermietet oder ver-
pachtet wurde. Da selbst genutztes Wohneigentum fiir die
Versorgungslage gleichwohl bedeutend ist, wird nachfol-
gend die spezifische Einkommenszusammensetzung von
Haushalten mit selbst genutztem Wohneigentum im Ver-
gleich zu Mieter-Haushalten beschrieben:

— Rund zwei Dirittel aller Ehepaare und rund die Halfte
der Alleinstehenden ab 65 Jahren in Deutschland woh-
nen in Wohneigentum. Wiahrend in den alten Léndern
mit 71 Prozent die liberwiegende Mehrheit der Ehe-
paare Haus- oder Wohnungsbesitzer sind, iberwiegt in
den neuen Landern mit 52 Prozent der Anteil der Mie-
ter.

— Bei den alleinstehenden Seniorinnen und Senioren in
den alten Léndern liegt der Anteil derjenigen, die
Wohneigentum selbst nutzen, bei 53 Prozent und damit
deutlich niedriger als bei Ehepaaren. In den neuen Lén-
dern verfiigt gut ein Drittel der Alleinstehenden iiber
Wohneigentum (Anhangtabellen BC.22 bis BC.24).

Insgesamt bestétigt sich ein Zusammenhang von Einkom-
men und Wohnstatus: Personen mit Wohneigentum wei-
sen ein deutlich hoheres verfiigbares Einkommen auf als
Mieter und Mieterinnen. Ein eindeutiger Zusammenhang
zwischen dem Wohnstatus und der Beteiligung an den
einzelnen Alterssicherungssystemen ergibt sich aus den
vorliegenden Daten allerdings nicht.

4.5 Letzte berufliche Stellung

Im folgenden Abschnitt wird die Einkommenssituation
von Seniorinnen und Senioren, die vor ihrem Ruhestand
zuletzt als Arbeiter oder Angestellte beschiftigt oder zu-
letzt als Selbststindige oder Beamte tétig waren verglei-
chend dargestellt. Dabei wird der Blick besonders auf die
spezifische Zusammensetzung der Gesamteinkommen
—bestehend aus Leistungen der Pflichtsysteme der Al-
terssicherung, der betrieblichen Alterssicherung und aus
zusitzlichen Einkommensquellen — gerichtet.

4.5.1 Arbeiter und Angestellte

Mit rund 13,4 Millionen Personen dominiert die Gruppe
der Arbeiter und Angestellten. Sie machen von den rund
16,0 Millionen Personen im Alter ab 65 Jahren, die hoch-
gerechnet auf die Bevolkerung Angaben zum letzten be-
ruflichen Status gemacht haben, 84 Prozent aus. Die Ver-
hiltnisse unterscheiden sich zwischen den alten und
neuen Léndern erheblich. In den alten Landern sind es
81 Prozent, in den neuen Landern 94 Prozent, die zuletzt
als Arbeiter oder Angestellte titig waren.

Die iiberwiegende Absicherung der ehemaligen Arbeiter
und Angestellten besteht in einer Versichertenrente der
GRV. Das trifft fiir 97 Prozent von ihnen zu. Die verblei-
benden 3 Prozent sind im Wesentlichen Frauen aus den
alten Bundesldndern, die vermutlich zuletzt zwar entspre-
chend titig waren, die Tatigkeit aber aufgegeben haben,
ohne die gesetzliche Wartezeit zu erfiillen oder aber auch
nicht sozialversicherungspflichtig waren. Dariiber hinaus
bestand vor 1977 die Moglichkeit, sich bei Ausscheiden
aus der Beschéftigung Rentenanspriiche auszahlen zu las-
sen (sog. ,,Heiratserstattung®).

Die durchschnittliche eigene GRV-Rente betrdgt in dieser
Gruppe 940 Euro. Zusitzliche Alterssicherungsleistungen
aus Anspriichen einer betrieblichen Altersversorgung in
der Privatwirtschaft (BAV) erhalten 29 Prozent, davon
17 Prozent aus einer BAV in der Privatwirtschaft und
12 Prozent aus einer Titigkeit im oOffentlichen Dienst
stammende Leistungen der zweiten Saule (ZOD). Die je-
weiligen Durchschnittsbetrdge je Bezieher belaufen sich
auf 469 Euro und 317 Euro pro Monat. Zusétzliche Ein-
kommen in Hohe von durchschnittlich 346 Euro neben
Leistungen aus Alterssicherungssystemen beziehen 44 Pro-
zent der ehemaligen Arbeiter und Angestellten (Anhang-
tabelle BC.25).

Beziiglich Hohe und Zusammensetzung der einzelnen
Einkommen bestehen grofle Unterschiede zwischen Man-
nern und Frauen sowie zwischen den alten und den neuen
Léndern:



Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode

— 69—

Drucksache 17/11741

— So liegt der Anteil der Bezieher einer eigenen GRV-
Rente unter den Frauen in den alten Lédndern bei
94 Prozent, bei den Ménnern in den alten Landern bei
99 Prozent. Im Durchschnitt belduft sich die Rente
dort auf 592 Euro unter den Bezieherinnen und auf
1 376 Euro unter den Beziehern.

— In den neuen Léndern dagegen beziehen so gut wie
alle, die sich dieser beruflichen Stellung zuordnen las-
sen, eine Versichertenrente der GRV. Die Hohe der ei-
genen GRV-Rente differiert dort zudem weniger. Mit
durchschnittlich 810 Euro erreichen Frauen rund zwei
Drittel des Betrages der Manner.

— Von den Minnern in den alten Léndern sind 53 Pro-
zent zusitzlich liber eine BAV abgesichert (40 Prozent
iiber ein BAV in der Privatwirtschaft und 13 Prozent
iiber eine ZOD). Die entsprechenden Durchschnittsbe-
trage je Bezieher sind 566 Euro und 445 Euro. Bezie-
herquoten und Durchschnittsbetrdge der Frauen in den
alten Léndern sind mit 21 Prozent (9 Prozent BAV Pri-
vatwirtschaft und 12 Prozent ZOD) bzw. 206 Euro und
284 Euro wesentlich geringer.

— In den neuen Léndern spielt die Absicherung iiber die
zweite Sdule noch eine untergeordnete Rolle, hat sich
zumindest im O0ffentlichen Dienst aber weiter angena-
hert. Dort beziehen 8 Prozent im Ruhestand eine ZOD
von durchschnittlich 120 Euro.

— Weniger die Verbreitung als vielmehr die Hohe der zu-
sdtzlichen Einkommen differiert in den beiden Teilen
Deutschlands erheblich. Zusitzliche Einkommen ne-
ben den Alterssicherungsleistungen erhalten jeweils
46 Prozent der Ménner und Frauen in den alten sowie
40 Prozent der Méanner und 37 Prozent der Frauen in
den neuen Lindern. Die Durchschnittsbetrige je Be-
zieher sind mit 440 Euro und 353 Euro in den alten
Landern mehr als doppelt so hoch wie in den neuen
Léandern mit 213 Euro und 137 Euro.

— Ein Vergleich der personlichen Gesamteinkommen
zeigt, dass Ménner in den alten Léndern im Durch-
schnitt mit 1 682 Euro den hochsten und Frauen in den
neuen Lindern mit 1 012 Euro den niedrigsten Durch-
schnittsbetrag erreichen. Dazwischen liegen die Mén-
ner in den neuen Ldndern mit 1 226 Euro sowie die
Frauen in den alten Landern mit 1 018 Euro.

4.5.2 Beamte

Den Beamtenstatus als letzte berufliche Stellung haben
5 Prozent der Befragten angegeben. In dieser Kategorie
sind auch Richter und Soldaten enthalten. Aufgrund der
Regelungen im Einigungsvertrag beziehen ehemalige Be-
schéftigte des 6ffentlichen Dienstes in der DDR Leistun-
gen aus der GRV. Eine Darstellung der Einkommenssitua-
tion der Beamten kann dementsprechend nicht getrennt
nach alten und neuen Léndern erfolgen. Rund 97 Prozent
der Ménner in Deutschland, die angaben, zuletzt als Be-
amter titig gewesen zu sein, verfiigen {iber eine Pension
der Beamtenversorgung. Bei den Frauen sind es 83 Pro-
zent. Dementsprechend erhalten 17 Prozent keine Pen-
sion. Der Grund dafiir diirfte sein, dass diese Frauen ihren

beruflichen Status aufgegeben haben und in der GRV
nachversichert wurden.

41 Prozent der Befragten mit letzter beruflicher Stellung
als Beamte beziehen — ggf. angerechnet auf ihre Beam-
tenversorgung — eine Versichertenrente der GRV. Diese
Personen diirften vor ihrer Ernennung zu Beamten ent-
sprechende Erwerbszeiten in einer sozialversicherungs-
pflichtigen Beschiftigung durchlaufen haben. Ménner er-
halten im Durchschnitt eine monatlich Pension von
2 767 Euro und Frauen von 2 477 Euro. Dabei spielt auch
die Bifunktionalitidt der Beamtenversorgung eine Rolle,
die eine zusétzliche betriebliche Altersversorgung mitein-
schliet. Zusitzliche Einkommen neben Alterssiche-
rungsleistungen sind mit 57 Prozent unter den Ménnern
und 66 Prozent unter den Frauen weit verbreitet. Sie lie-
gen im Durchschnitt bei 370 Euro und 473 Euro. Insge-
samt ergibt sich ein Nettoeinkommen auf Personenebene
von 2 500 Euro fiir Ménner und 2 185 Euro fiir Frauen
(Anhangtabelle BC.26).

4.5.3 Selbstandige

In Deutschland gab es in der ASID-Studie 2011 hochge-
rechnet 1,7 Millionen 65-Jihrige und Altere, die angaben,
zuletzt selbststindig titig gewesen zu sein. Das sind
10 Prozent aller 65-J4hrigen und Alteren. Davon entfielen
auf die alten Lander 9 Prozent und auf die neuen Lander
1 Prozent. Bei der Betrachtung der Alterseinkommens-
situation von Selbststidndigen ist zu beachten, dass Selbst-
stindige eine sehr heterogene Gruppe mit unterschiedli-
chen Vorsorgearrangements darstellen. Angehdrige der
verkammerten Freien Berufe (z. B. Zahnérzte, Apotheker
und Architekten), Gewerbetreibende und Landwirte un-
terscheiden sich in ihrer Altersversorgung erheblich.

Gut drei Viertel aller ehemals Selbststindigen beziehen in
Deutschland Alterssicherungsleistungen aus der GRV
(77 Prozent). Die meisten (61 Prozent) haben neben der
GRV-Rente keine weiteren eigenen Leistungen aus ge-
setzlichen Alterssicherungssystemen. Leistungen aus der
Alterssicherung der Landwirte beziehen 18 Prozent und
eine Gruppe von knapp 6 Prozent erhélt Alterssicherungs-
leistungen aus der berufsstindischen Versorgung. Diese
Vielfalt ist allerdings auf die alten Lander beschrinkt. In
den neuen Liandern ist lediglich die Gruppe der Selbst-
stindigen mit Alterssicherungsleistungen aus der GRV
statistisch darstellbar. Neben den systemgestiitzten Alter-
seinkommen spielen Einkommen aus Kapital, Vermie-
tung/Verpachtung sowie aus einer privaten Lebens- oder
Rentenversicherung eine groflere Rolle als bei den Arbei-
tern und Angestellten oder Beamten. Knapp liber die
Halfte (53 Prozent) der ehemaligen Selbststédndigen erzie-
len Einkiinfte aus diesen Formen der privaten Vorsorge.
Die Bezieher erzielen damit im Durchschnitt ein Alters-
einkommen von 725 Euro. Vermogensbestinde, die unter
den Selbststindigen auch eine wesentlich groflere Bedeu-
tung fiir die Vorsorge haben als in anderen Bevolkerungs-
gruppen, werden im Rahmen der ASID-Erhebung mit der
Ausnahme von Wohneigentum (vgl. Abschnitt 4.3) nicht
erfasst. Mit 13 Prozent gegeniiber 3 Prozent (Arbeiter/
Angestellte) bzw. 3 Prozent (Beamte) sind Selbststdndige
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relativ hdufig auch nach Erreichen der Altersgrenze er-
werbstétig. Sie erzielen in diesem Fall im Durchschnitt
ein Bruttoerwerbseinkommen von 3 028 Euro.

Die zuletzt als Selbststindige titigen Leistungsbezieher
realisieren Gesamteinkommen in sehr unterschiedlicher
Hohe (Abbildung C.4.2): Die Gruppe derjenigen, die Al-
terssicherungsleistungen ausschlielich aus der GRV be-
ziehen, erreicht durchschnittlich ein Nettoeinkommen
von 1 412 Euro. Bei den zuletzt Selbststindigen kommen
in diesem Fall niedrige Alterssicherungsleistungen mit re-
lativ hohen anderen Einkiinften zusammen. Im Gegensatz
dazu erginzen bei den zuletzt abhédngig Beschéftigten
vergleichsweise niedrige zusétzliche Einkommen die re-
lativ hohen Alterssicherungsleistungen.

Die mit Abstand niedrigsten Gesamteinkommen unter
den ehemals Selbststindigen in Deutschland beziehen
diejenigen, die Leistungen aus der Alterssicherung der
Landwirte erhalten. Dabei ist zu beachten, dass die Al-
terssicherung der Landwirte als Teilsicherungssystem
ausgestaltet ist und dass bei den hier betrachteten Ein-
kommen wichtige Bestandteile wie Wohnrecht oder
Sach- und Dienstleistungen, die im Bereich der Landwirt-
schaft eine besondere Rolle spielen, nicht beriicksichtigt
sind. Die kleinste Gruppe unter den zuletzt Selbststindi-

Abbildung C.4.2

gen, die Bezieher von Leistungen aus der berufsstandi-
schen Versorgung, rangiert dagegen mit einem personli-
chen Nettoeinkommen in Hohe von durchschnittlich
3 927 Euro monatlich mit Abstand an der Spitze des Ein-
kommensspektrums. In dieser Gruppe befinden sich die
Freiberufler aus den verkammerten Berufen. Bei ihnen
treffen hohe Leistungen aus den Alterssicherungssyste-
men auf ebenfalls hohe zusitzliche Einkommen, unter an-
derem auch weil dieser Personenkreis iliberproportional
hiufig iiber das 65. Lebensjahr hinaus erwerbstitig ist.
Dies fiihrt insgesamt zu deutlich iiberdurchschnittlichen
Einkommen im Alter.

Alle Selbststindigen zusammen erreichen ein Durch-
schnittseinkommen von 1430 Euro, das iiber dem der
ehemaligen Arbeiter und Angestellten mit 1250 Euro
liegt. Pensionire erreichen im Durchschnitt ein personli-
ches Nettoeinkommen von 2 433 Euro. Die Einkommens-
komponenten der nach der letzten beruflichen Stellung
unterschiedenen Gruppen haben erwartungsgeméil ein
unterschiedliches Gewicht. Wihrend z. B. 44 Prozent der
Arbeiter oder Angestellte und 59 Prozent der Beamten
zusétzliche Einkommen neben Alterssicherungsleistun-
gen haben, sind es unter den Selbststindigen 69 Prozent
(Anhangtabellen BC25, BC.26 und BC.27).
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4.6 Erwerbsjahre

Zur Hohe der eigenen Alterssicherungsleistungen tragt
vor allem die Dauer der Erwerbstitigkeit bei, denn An-
spriiche auf eigene Alterssicherungsleistungen werden im
deutschen Alterssicherungssystem vorrangig durch Er-
werbsarbeit erworben. Die Hohe der Leistungen korre-
liert z. B. im System der GRV stark mit der Dauer der so-
zialversicherungspflichtigen Erwerbstétigkeit und der
Hohe des dabei verdienten Entgelts. Beziiglich der Dauer
zeigt sich:

2 Millionen Minner und Frauen weisen weniger als
15 Erwerbsjahre auf. Das entspricht einem Anteil von
14 Prozent. Von diesen 2 Millionen Personen sind
1,8 Millionen Frauen aus den alten Landern.

— Im Bereich zwischen 15 und 30 Erwerbsjahren liegen
2 Millionen Personen (14 Prozent). Davon sind
1,7 Millionen Personen Frauen.

— Mehr als 30 und weniger als 45 Jahre weisen 6,2 Mil-
lionen der 65-Jdhrigen und é&lteren auf. Das sind
44 Prozent. Von diesen 6,2 Millionen Personen sind
3,1 Millionen Frauen.

— Uber 45 Erwerbsjahre haben 3,8 Millionen Personen,
was einem Anteil von 27 Prozent entspricht. 2,9 Mil-
lionen davon sind Manner.

Fiir hochgerechnet 2,6 Millionen Personen lagen aus der
ASID-Erhebung keine Informationen zur Anzahl der Er-
werbsjahre vor. Im Durchschnitt ergab sich fiir diejeni-

gen, die Angaben gemacht haben, ein Wert von rund
34 Jahren, wobei deutliche Unterschiede insbesondere
zwischen den Frauen in den alten und neuen Landern be-
stehen.

Der Zusammenhang zwischen der Anzahl der Erwerbs-
jahre und dem Alterseinkommen ist deutlich zu erkennen:

— Von den Personen, die nur 1 bis unter 5 Jahre erwerbs-
tdtig waren erhalten 74 Prozent ein eigenes Altersein-
kommen, das sich im Durchschnitt auf 268 Euro be-
lauft.

— Von den Personen, die 45 Jahre und mehr an Erwerbs-
tatigkeit aufweisen, erhalten 99 Prozent ein eigenes
Alterseinkommen, das im Durchschnitt 1 467 Euro be-
tragt.

— Der Einfluss der Dauer der Erwerbstitigkeit zeigt sich
insbesondere auch im Vergleich von Ménnern und
Frauen. In den alten Léndern liegt die durchschnittli-
che eigene Alterssicherungsleistung von Frauen mit
670 Euro aufgrund der geringeren Erwerbsbeteiligung
deutlich unter dem Wert von Ménnern (1 736 Euro). In
den neuen Léandern ist dieser Unterschied aufgrund der
dort hoheren Erwerbsbeteiligung der Frauen deutlich
geringer (819 Euro zu 1 260 Euro).

Bei ndherer Betrachtung kann die unterschiedliche Er-
werbsbeteiligung die Differenzen bei den eigenen Alters-
sicherungsleistungen allerdings nicht vollstindig erkla-
ren. So erreichen Frauen in den alten Lidndern mit

Abbildung C.4.3

Durchschnittliche Erwerbsjahre nach Geschlecht und Gebiet
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noch Abbildung C.4.3
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25 Jahren zwar mehr als die Héilfte der Erwerbsjahre von
Minnern, sie erhalten dafiir im Durchschnitt aber nur
rund zwei Fiinftel ihrer Alterssicherungsleistungen. D. h.,
in den alten Léndern treffen bei Frauen offensichtlich
vielfach geringe Erwerbszeiten mit niedrigen Erwerbsein-
kommen, Teilzeitarbeit oder sozialversicherungsfreier
Arbeit zusammen. In den neuen Léindern gilt Ahnliches:
Minner kommen im Durchschnitt auf 43, Frauen auf
37 Erwerbsjahre. Frauen haben damit im Durchschnitt
mehr als vier Fiinftel der Erwerbsjahre von Ménnern.
Dennoch erreichen sie nur 65 Prozent der eigenen Brutto-
Alterssicherungsleistungen von Ménnern. Daraus ldsst
sich schlieBen, dass auch hier Unterschiede in den friihe-
ren Erwerbseinkommen eine bedeutsame Rolle spielen
(Anhangtabellen BC.6 und BC.28 bis BC.36).

4.7 Rentnerinnen und Rentner in der

gesetzlichen Rentenversicherung

Angesichts der zentralen Bedeutung der GRV fiir die Al-
terssicherung wird im Folgenden die Einkommenssitua-
tion der GRV-Rentnerinnen und -Rentner genauer unter-
sucht. In Deutschland bezogen 2011 rund 15,2 Millionen
65-Jihrige und Altere — davon 6,5 Millionen Minner und
8,7 Millionen Frauen — eigene oder abgeleitete Leistun-
gen aus der GRV. Das sind rund 92 Prozent aller Seniorin-
nen und Senioren. In den neuen Lindern sind es sogar
99 Prozent. Von den GRV-Rentnern beziehen alle Ménner
und alle Frauen dort eine Rente aus eigenem Anspruch. In
den alten Landern betrdgt der Anteil unter den Frauen
95 Prozent. Die eigenen Brutto-Renten der Ménner sind
im Durchschnitt mit rund 1 200 Euro monatlich in den al-

ten und den neuen Léndern ungefdhr gleich hoch. Die
Frauen in den neuen Léndern beziehen dagegen mit
805 Euro deutlich héhere Renten als die Frauen in den al-
ten Landern (563 Euro). Hier spiegeln sich die wesentlich
kiirzeren Erwerbsbiografien der Frauen in den alten Lén-
dern in den Rentenanspriichen deutlich wider.

Eine abgeleitete GRV-Rente beziehen 40 Prozent der
Frauen, aber nur rund 6 Prozent der Méanner. Hier sind die
durchschnittlichen Anspriiche der Frauen in den alten
Landern mit 718 Euro hoher als in den neuen Léndern
(660 Euro). In den alten Léndern haben 34 Prozent der
Minner und 9 Prozent der Frauen neben der GRV-Rente
eine eigene betriebliche Altersversorgung aus der Privat-
wirtschaft und jeweils 11 Prozent beziehen Leistungen
aus der Zusatzversorgung des Offentlichen Dienstes. In
den neuen Landern kommen solche Anspriiche noch sel-
tener vor, immerhin 7 Prozent erhalten aber Leistungen
aus der ZOD (Anhangtabellen BC.37 bis BC.40).

Die Hohe der GRV-Renten streut von Kleinst-Renten bis
hin zu sehr hohen Rentenbetrdgen. Die Kleinst-Renten er-
geben sich insbesondere aufgrund sehr kurzer Beitrags-
zeiten in der GRV. Hintergrund dafiir sind entweder sehr
kurze Erwerbsbiografien, wie sie in den alten Landern be-
sonders bei Frauen erkennbar sind, oder Wechsel des Ver-
sichertenstatus von der GRV in die Beamtenversorgung
oder in andere Alterssicherungssysteme. Eine niedrige
GRV-Rente sagt dementsprechend wenig tiber das Ge-
samteinkommen im Alter aus. Dieses wird im Folgenden
fiir die einzelnen Rentengrofenklassen, differenziert nach
Geschlecht und Familienstand fiir Deutschland insgesamt
dargestellt (Tabelle C.4.3).
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Anteil der GRV-Rente am Bruttoeinkommen nach Rentengrofienklassen

Tabelle C.4.3

Haushalte Renten- Anteil an den | Durchschn. Durchschn. Anteil der
von gréRen- jeweiligen Bruttorente Haushalts- Rente am

klassen *) Rentenbe- brutto- Gesamt-
ziehern einkommen einkommen

Euro % Euro Euro %

unter 250 3 154 3.560 4

S 250 bis unter 500 4 386 3.590 11

§ 500 bis unter 750 4 622 2.994 21

§ 750 bis unter 1.000 5 875 3.155 28

T} ab 1.000 83 1.885 2.678 70
Gesamt 100 1.666 2.778 60

unter 250 4 154 1.844 8

. & c 250 bis unter 500 5 373 2.025 18
S5 2 | 500bis unter 750 8 641 1.177 54
T :E, g 750 bis unter 1.000 12 880 1.211 73
Z ab 1.000 70 1.464 1.868 78
Gesamt 100 1.216 1.737 70

unter 250 3 158 1.256 13

.8 < 250 bis unter 500 5 383 1.222 31
< g % 500 bis unter 750 12 641 1.125 57
T oL 750 bis unter 1.000 20 884 1.125 79
» ab 1.000 59 1.390 1.650 84
Gesamt 100 1.101 1.445 76

" Eigene und/oder abgeleitete Bruttorente der GRV

Die Verbreitung von kleinen Renten in Deutschland und
ihre Bedeutung fiir das Gesamteinkommen ist je nach
Haushaltstyp unterschiedlich:

— Sowohl bei Ehepaaren als auch bei alleinstehenden
Personen beziehen jeweils nur 3 bis 4 Prozent der
Haushalte Renten unter 250 Euro monatlich.

— Bei Ehepaaren machen diese Kleinst-Renten aber z. B.
nur 4 Prozent des gesamten Haushaltsbruttoeinkom-
mens aus. Weitere Einkiinfte neben der GRV-Rente
filhren hier dazu, dass diese Gruppe sogar iiber ein
iiberdurchschnittlich hohes Bruttoeinkommen verfiigt.
Dies gilt auch fiir die alleinstehenden Ménner mit
Renten unter 250 Euro. Der Anteil dieser Renten am
Gesamteinkommen betrégt bei ihnen bereits 8 Pro-
zent, ihr Bruttoeinkommen ist aber ebenfalls {iber-
durchschnittlich hoch.

— Lediglich bei alleinstehenden Frauen mit Kleinst-Ren-
ten liegt das Bruttoeinkommen unter dem Durch-
schnitt. Bei ihnen ist auch die Bedeutung der GRV-
Rente mit einem Anteil von 13 Prozent am Gesamt-
einkommen hoher.

Fiir alle Haushaltstypen zeigt sich, wenn auch auf unter-
schiedlichem Niveau, dass mit steigendem Rentenbetrag

das Gesamteinkommen zunéchst eher sinkt und erst bei
hoheren Renten wieder steigt. Geringe Rentenbetrige
werden also in der Regel durch zusitzliche Einkiinfte
oder das Einkommen des Ehepartners ausgeglichen und
sind kein hinreichendes Indiz fiir niedrige Gesamtein-
kommen. Dies spiegelt vor allem die Situation in den al-
ten Landern wider, da in den neuen Landern kleine Ren-
ten bei Ehepaaren gar nicht und bei Alleinstehenden nur
sehr selten vorkommen.

4.8 Alterskohorten

Bislang wurde die gesamte Gruppe der 65-jéhrigen und l-
teren Seniorinnen und Senioren in Deutschland betrachtet.
Im Folgenden werden die Gesamtalterseinkommen der Se-
niorinnen und Senioren nach Alterskohorten differenziert
untersucht. Durch den Vergleich von Altersgruppen kon-
nen Besonderheiten und Entwicklungen bei verschiedenen
Geburtsjahrgéngen sichtbar gemacht werden. Dies koénnen
Strukturverdnderungen in der Erwerbstétigkeit, aber auch
in Familien- und Geschlechterrollen sein, die im Laufe der
Zeit die Erwerbsbiografien der Menschen auf unterschied-
liche Weise geprigt und beeinflusst haben.

Rund 29 Prozent der 65-jahrigen und élteren Méanner sind
zwischen 65 und unter 70 Jahren alt, bei den Frauen be-
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tragt der Anteil der jliingsten Kohorte 24 Prozent. Die lén-
gere Lebenserwartung von Frauen sorgt in den é&ltesten
Kohorten fiir ein umgekehrtes Bild. Etwa 30 Prozent der
Frauen sind 80 Jahre und ilter, aber nur rund 20 Prozent
der Minner (Anhangtabellen BC.41 bis BC.43).

Uber die Kohorten hinweg betrachtet nimmt bei Minnern
mit zunechmendem Alter die Verbreitung der zusitzlichen
Einkommensquellen zunichst ab und dann wieder zu. Bei
Frauen ist dieser Effekt nicht ganz so ausgeprégt. Ursa-
chen sind vor allem die stirkere Verbreitung von Einkom-
men aus Erwerbstitigkeit in den jiingeren Kohorten und
die erwartungsgemifl enge Korrelation von Alter mit ei-
ner hoheren Quote von Beziehern sonstiger Einkommen,
wie z.B. Kriegsopferrenten oder Kranken-/Pflegegeld
(Abbildung C.4.4).

Abbildung C.4.4

Betrachtet man die Hohe der Leistungen, zeigen sich in
den Gruppen hoheren Alters tendenziell niedrigere zu-
sitzlichen Einkommen, insbesondere bei Miénnern.
Hauptgrund sind die mit zunehmendem Alter geringer
werdenden und schlieBlich ganz wegfallenden Einkom-
men aus Erwerbstitigkeit (Abbildung C.4.5).

Zusammen mit den iiber die Kohorten weitgehend gleich
hohen Alterssicherungsleistungen fiihrt dies bei Méannern
zu einem leicht niedrigeren Nettoalterseinkommen in ho-
heren Altern. Bei den Frauen zeigt sich ein anderes Bild.
Ihre Alterssicherungsleistungen nehmen vor allem auf-
grund stdrker verbreiteter Hinterbliebenenanspriiche mit
dem Alter im Durchschnitt zu, sodass auch fiir die gesam-
ten Nettoeinkommen {iber die Kohorten ein ansteigender
Trend zu beobachten ist (Abbildung C.4.6).
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Hohe der zusitzlichen Einkommen nach Kohorten

Abbildung C.4.5
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4.9 Migrationshintergrund

Die ASID-Studie beruht auf einer Bevolkerungsstich-
probe, in die grundsitzlich alle Personen ab 55 Jahren
—also auch Ausldnder und Personen, die im Ausland ge-
boren wurden — einbezogen sind. Allerdings machten in
der ASID 2011 iiber 32 Prozent der Befragten keine An-
gaben zur Staatsangehdrigkeit oder iiber den Geburtsort.
Als Personen mit Migrationshintergrund werden jene Be-
fragte eingeordnet, die zum Befragungszeitpunkt nicht
die deutsche Staatsangehorigkeit besessen haben oder im
Ausland geboren wurden und erst spéter zugezogen sind.

Da sehr komplexe Sachverhalte erfragt werden, ist zudem
davon auszugehen, dass sich nur Personen an der Umfrage
beteiligt haben, die iiber gute deutsche Sprachkenntnisse
verfligen, sodass kaum reprisentative Riickschliisse auf die
Alterseinkommen von Personen mit Migrationshinter-
grund gezogen werden konnen. Analysen der Einkom-
menssituation élterer Personen mit Migrationshintergrund
auf Basis der ASID sind daher sehr vorsichtig zu interpre-
tieren.

Tabelle C.4.4

Trotz dieser Einschrankung lassen sich aber dennoch Er-
kenntnisse aus anderen Datenquellen bestitigen. So be-
ziehen die in der ASID-Studie erfassten Migrantinnen
und Migranten im Alter ab 65 Jahren in der Regel deut-
lich niedrigere Nettoalterseinkommen als in Deutschland
geborene deutsche Seniorinnen und Senioren. Im Durch-
schnitt stehen ihnen monatlich 1 067 Euro zu Verfiigung
und damit rund 77 Prozent des durchschnittlichen Netto-
einkommens von 65-jdhrigen und dlteren Deutschen ohne
Migrationshintergrund (Tabelle C.4.4).

Dies liegt zum einen an niedrigeren GRV-Renten, aber
vor allem an fehlenden zusdtzlichen Einkommen. Nur
25 Prozent der Migranten verfiigen im Alter iiber Ein-
kommen aus Vermogen oder privaten Lebensversicherun-
gen, gegeniiber 42 Prozent bei den deutschen Senioren.
Der Anteil der gesetzlichen Renten am gesamten Brutto-
einkommensvolumen ist daher mit 72 Prozent unter Per-
sonen mit Migrationshintergrund im Alter ab 65 Jahren
auch deutlich hoher als unter den anderen Personen dieser
Altersgruppe (62 Prozent).

Einkommenskomponenten nach Migrationshintergrund

Einkommenskomponenten Migrationshintergrund -
ohne | mit
Bezieherquote in %
Eigene GRV 91 88
Abgeleitete GRV 21 21
Private Vorsorge 42 25
Transferleistungen 3 16
Durchschn. Betrag in Euro
Eigene GRV 917 827
Abgeleitete GRV 668 589
Private Vorsorge 346 329
Transferleistungen 202 273
Bruttoeinkommen 1.588 1.203
Nettoeinkommen 1.386 1.067
Anteil am Bruttoeinkommensvolumen in %
Eigene GRV 53 61
Abgeleitete GRV 9 11
Private Vorsorge 9
Transferleistungen 0 4
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5 Verteilung der Einkommen

5.1 Die Gesamtverteilung der Einkommen im

Alter

Die Darstellung der Alterssicherung in Deutschland wire
unvollstindig, wenn sie sich nur auf Durchschnittswerte
von Alterseinkommen stiitzen wiirde. Die Verteilung der
Alterseinkommen innerhalb der Gruppe der 65-Jahrigen
und Alteren liefert weitergehende Informationen. Gene-
rell ist festzustellen, dass sich die Schichtung in beiden
Teilen Deutschlands erheblich voneinander unterscheidet
(Tabelle C.5.1 und Anhangtabellen BC.53 bis BC.56):

— In den alten Landern kommen bei Ehepaaren Netto-
einkommen in der Hohe von 1 750 Euro bis unter
4 000 Euro am haufigsten vor (58 Prozent). Bei alleinste-
henden Ménnern befinden sich 48 Prozent der Einkom-
men im Bereich von 1 000 Euro bis unter 1 750 Euro.
Von den alleinstehenden Frauen haben 56 Prozent ein
Einkommen, das unter 1 250 Euro bleibt. Am dichtes-
ten ist die Verteilung bei ihnen zwischen 750 Euro und
1 250 Euro.

— Die Einkommensverteilung in den neuen Lindern
konzentriert sich bei den Ehepaaren auf den Bereich
von 1 500 Euro bis unter 3 000 Euro (76 Prozent) und
bei den Alleinstehenden auf den Bereich von 750 Euro
bis unter 1 500 Euro. Dort befinden sich 72 Prozent
der alleinstehenden Frauen und 63 Prozent der allein-
stehenden Ménner.

— Nettoeinkommen iiber 3 000 Euro sind in den neuen
Léandern bei etwa 6 Prozent der Ehepaare zu verzeich-
nen. Unter den alleinstehenden Miénnern kommen
Einkommen in dieser Hohe nur bei 1 Prozent vor. Fiir
Frauen kann dieses Nettoeinkommen kaum noch
nachgewiesen werden. In den alten Landern bestehen
dagegen bei 23 Prozent der Ehepaare, 7 Prozent der al-
leinstehenden Méanner und 2 Prozent der alleinstehen-
den Frauen Einkommen in dieser Gréf3enordnung.

— Niedrige Einkommen sind eher in den alten Léndern
als in den neuen, eher bei Alleinstehenden als bei Ehe-
paaren und eher bei alleinstehenden Frauen als bei al-
leinstehenden Minnern nachweisbar. Von den allein-
stehenden Minnern in den alten Lindern miissen
10 Prozent mit weniger als 750 Euro auskommen, bei
alleinstehenden Frauen sind es 15 Prozent. In den
neuen Léindern sind es 9 Prozent der alleinstehenden
Frauen und 10 Prozent der alleinstehenden Ménner.
Rund 11 Prozent (alte Lander) bzw. 6 Prozent (neue
Léander) der Ehepaare (mit Mann ab 65 Jahren) haben
ein Nettoeinkommen unter 1 250 Euro.

Insgesamt zeigt sich somit unter Beriicksichtigung der
Einkommensunterschiede, dass die Einkommensvertei-
lung in den alten Léndern etwas breiter als in den neuen
Léndern gestreut ist.

Durch gemeinsames Wirtschaften in Mehrpersonenhaus-
halten entstehen Einsparungen im Vergleich zu den Le-

Tabelle C.5.1

Schichtung der Nettoeinkommen der 65-Jihrigen und ilteren

Netto- Alte Lander Neue Lander
einkommens- Allein- Allein- Allein- Allein-
klassen stehende stehende stehende stehende
Ehepaare Manner Frauen Ehepaare Manner Frauen
unter 750 Euro 2% 10 % 15 % 0% 10 % 9%
750 - u. 1.000 euro 3% 13 % 21 % 1% 18 % 19 %
1.000 - u. 1.250 Euro 6 % 16 % 20 % 4% 23 % 26 %
1.250 - u. 1.500 Euro 9% 18 % 15 % 12 % 22 % 27 %
1.500 - u. 1.750 euro 1% 14 % 10 % 19 % 14 % 12 %
1.750 - u. 2.000 Euro 13 % 9% 7% 20 % 7% 4 %
2.000 - u. 3.000 Euro 33 % 13 % 10 % 37 % 4% 2%
3.000 - u. 4.000 Euro 13 % 4 % 1% 4% 1% 0%
mehr als 4.000 Euro 10 % 3% 1% 2% 1% -
Gesamt 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 100 %

0 = weniger als 0,5, jedoch mehr als 0
- = nichts vorhanden
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benshaltungskosten von Einpersonenhaushalten. Um den
gleichen Lebensstandard wie ein Einpersonenhaushalt zu
erreichen, reicht fiir ein Ehepaar bereits ein geringeres als
das doppelte Einkommen. Berechnet man sogenannte
Aquivalenzeinkommen, um diesen Okonomisierungs-
effekt zu beriicksichtigen und das Einkommen von Al-
leinstehenden und Ehepaaren vergleichbar zu machen?©),
ergibt sich das in der nachfolgenden Abbildung C.5.1 dar-
gestellte Bild. Es ist zu erkennen, dass die Verteilung der
dquivalenzgewichteten Alterseinkommen in den neuen
Landern immer noch eine geringere Streuung aufweist als
in den alten Lidndern. Das heil3t, in den neuen Lindern
sind im Vergleich zu den alten Léndern sehr niedrige und
sehr hohe Einkommen relativ seltener, Einkommen nahe
dem Mittelwert sind relativ hiufiger anzutreffen.

Um zusitzliche Erkenntnisse zur Verteilung der Alters-
einkommen zu gewinnen, wird die Haushaltsgesamtheit
nach dem Nettoeinkommen sortiert und in fiinf gleich
groBBe Gruppen, sogenannte Quintile, gegliedert (vgl. Ab-

26) Dabei wird das Haushaltseinkommen der Ehepaare durch 1,5 geteilt
und jedem Ehepartner der resultierende Betrag zugeordnet. Die Hohe
der Einkommen der Alleinstehenden bleibt dagegen unveréndert.

Abbildung C.5.1

bildung C.5.2, S. 80). Auf jedes Quintil entfallen somit
jeweils 20 Prozent der Haushalte. Typisch fiir das erste
Quintil, d. h. fiir die 20 Prozent der Haushalte mit dem
niedrigsten Einkommen, ist die Kombination niedriger
Leistungen aus Alterssicherungssystemen mit geringen
zusitzlichen Einkiinften. Im zweiten, dritten und vierten
Quintil nehmen die Alterssicherungsleistungen deutlich
zu. Die zusitzlichen Einkommen sind im Unterschied
zum ersten Quintil nicht vor allem durch die staatlichen
Transferleistungen, sondern durch einen héheren Anteil
von Vermogenseinkommen geprigt. Der grofite Abstand
zeigt sich zwischen dem durchschnittlichen Gesamtein-
kommen des vierten und des fiinften Quintils, wobei hier
auch zum Teil noch sehr hohe Erwerbseinkommen eine
Rolle spielen. Besonders ausgeprégt ist dieser Effekt in
den alten Landern. Diese Unterschiede zeigen sich auf
niedrigerem Niveau aber auch in den neuen Léndern.

Bei den Ehepaaren in Deutschland erreichen zum Beispiel
die Haushalte des untersten Quintils im Durchschnitt Al-
terssicherungsleistungen in Hohe von 1 238 Euro gegen-
iiber 2 073 Euro im mittleren und 3 511 Euro im obersten
Quintil. Der Anteil der Bezieher von zusétzlichen Ein-
kommen sinkt wegen der groBeren Bedeutung der staatli-

Verteilung der dquivalenzgewichteten Alterseinkommen
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noch Abbildung C.5.1
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chen Transferleistungen von 41 Prozent im untersten auf
40 Prozent im zweiten Quintil und steigt dann iiber
50 Prozent im mittleren auf 86 Prozent im obersten Quin-
til an. Auf Ebene der Nettoeinkommen wird der Einkom-
mensvorteil des obersten Quintils dadurch noch gréBer
(Anhangtabellen BC.44 bis BC.52).

Im Ost-West-Vergleich fillt auf, dass die durchschnittli-
chen Netto-Gesamteinkommen des einkommensérmsten
Quintils in den neuen Landern im Gegensatz zu den ande-
ren Quintilen etwas hoher sind als in den alten Landern.
Dahinter steht die oben beschriebene Tatsache, dass es
kaum sehr niedrige Einkommen in den neuen Léndern
gibt.
5.2 Aspekte von Altersarmut: Niedrige
Einkommen und Grundsicherung

Der Armutsbegriff ist abstrakt und wird je nach Perspek-
tive unterschiedlich definiert und wahrgenommen. Ar-
mutsrisiken, z. B. im Hinblick auf Einkommen, Bildung,
Erwerbschancen oder Gesundheit, bedingen sich hiufig
gegenseitig oder konnen sich verstarken. Personen im
Ruhestandsalter haben weniger Chancen als Jiingere, ihre
Einkommenslage z. B. durch Bildung und Qualifikation
oder die Ausweitung der Erwerbsarbeit zu verbessern.
Damit hat materielle Sicherheit fiir sie eine hohere Be-
deutung.

Im Folgenden werden daher zwei Aspekte beschrieben,
die einen Bezug zu der Diskussion iiber Altersarmut in

Deutschland aufweisen. Zum einen geht es um die Frage,
welche Personen hdufiger als andere nur {iber ein niedri-
ges Einkommen im Alter verfiigen. Zum anderen werden
die wichtigsten Ergebnisse der Statistik iiber die Empfan-
ger von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung beschrieben und um Ergebnisse der ASID-Studie er-
ganzt.

Ein niedriges Einkommen kann je nach Auspragung an-
derer Lebenslagen mehr oder weniger stark als Armut
empfunden werden und ist nicht unbedingt Ausdruck von
Bediirftigkeit. Der Lebensunterhalt im Alter kann auch
iber Vermogensverzehr, zuflieBende Sachleistungen
(zum Beispiel im Rahmen eines Altenteils im landwirt-
schaftlichen Bereich) oder andere in der Befragung nicht
erfasste Moglichkeiten bestritten werden. Auch die indi-
viduell verschiedenen Kosten der Unterkunft sind in die-
sem Kontext zu bedenken.

Um Wohlfahrtspositionen zu messen, muss das (dquiva-
lenzgewichtete) Haushaltseinkommen betrachtet werden.
Als niedrige Einkommen werden an dieser Stelle die un-
tersten 10 Prozent der Verteilung der oben dargestellten
Aquivalenzeinkommen der Haushalte betrachtet. Es zeigt
sich, dass in dieser Gruppe der niedrigen Haushaltsein-
kommen Frauen und Altere iiberproportional enthalten
sind. Ehemals Selbststindige befinden sich ebenfalls hiu-
fig in diesem untersten Einkommensdezil. Bezieher einer
GRV-Rente befinden sich dagegen relativ selten am unte-
ren Rand der Verteilung (Tabelle C.5.2, S. 81).
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Abbildung C.5.2

Zusammensetzung der durchschnittlichen Bruttoalterseinkommen der Quintile
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Tabelle C.5.2

Struktur nach Dezilen des Haushaltsnettoeinkommens

Struktur Struktur im
Merkmal . .
insgesamt untersten Dezil *)
Geschlecht
Manner 43% 36%
Frauen 57% 64%
Alter
65-74 55% 48%
75 u.a. 45% 52%
Beruf Arb./Ang. 84% 70%
Beamter 6% 0%
Selbststandig 11% 30%
GRV-Rente
ohne 8% 17%
mit 92% 83%

In Deutschland existiert ein ausgebautes System zur Absi-
cherung des sozio-kulturellen Existenzminimums. Wich-
tige Bausteine sind die im SGB XII geregelte Grundsiche-
rung im Alter und bei dauerhafter Erwerbsminderung
sowie das Wohngeld, mit denen Altersarmut verhindert
wird.2?) Die Daten der amtlichen Statistik zur Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsminderung zeigen, dass
Ende 2011 in Deutschland nur 2,5 Prozent der Bevolke-
rung im Alter ab 65 Jahren Grundsicherungsleistungen be-
zogen. Personen in den alten Léndern beziehen dabei héiu-
figer Grundsicherung als Personen in den neuen Landern
und Frauen haufiger als Ménner. Der durchschnittliche mo-
natliche Bruttobedarf der Leistungsempfanger (auerhalb
von Einrichtungen, z. B. Altersheimen oder Pflegeein-
richtungen) lag Ende 2011 bei 707 Euro. Der durch-
schnittliche monatliche Auszahlungsbetrag nach Einkom-
mensanrechnung lag bei 397 Euro (sog. Nettobedarf). Die
Empfénger konnten also im Durchschnitt knapp 44 Pro-
zent ihres Bruttobedarfs durch eigene anrechenbare Ein-
kommen decken. Die bedeutendste Einkommensquelle
neben dem Grundsicherungsbezug sind Renten aus der
gesetzlichen Rentenversicherung. Rund 71 Prozent der
Empfanger erhalten eine Altersrente und 13 Prozent eine
Hinterbliebenenrente. In 5 Prozent der Félle werden Ein-
kommen von Lebenspartnern angerechnet, 2 Prozent be-
ziehen eine Rente aus betrieblicher Altersversorgung und

27) Laut Wohngeldstatistik erhielten am Jahresende 2010 3,6 Prozent al-
ler Rentnerhaushalte Wohngeld. Haushalte in den neuen Landern be-
ziehen dabei hiufiger Wohngeld als Haushalte in den alten Léndern
und Frauen hdufiger als Méanner. Das durchschnittliche wohngeld-
rechtliche Einkommen betrug 667 Euro und der Wohngeldanspruch
91 Euro.

2 Prozent erzielen Erwerbseinkommen. Rund 19 Prozent
der Grundsicherungsempfinger im Alter 65 oder ilter
verfiigen iiber keinerlei eigene anrechenbare Einkiinfte.

Um Griinde fiir diese Bediirftigkeit zu identifizieren, sind
weitere Informationen iiber die Ausbildungs- und Er-
werbsbiografien der Grundsicherungsbezieher erforder-
lich. Die Grundsicherungsstatistik liefert aber keine Da-
ten hinsichtlich der Qualifikation oder einer friitheren
Tétigkeit. Diese Zusatzinformationen konnen auf Basis
der ASID-Studie abgeschétzt werden.

Hier zeigt sich, dass bei den Personen im Alter ab 65 Jah-
ren, die Grundsicherung beziehen, der Anteil der Perso-
nen ohne abgeschlossene Berufsausbildung mit 46 Pro-
zent fast doppelt so hoch ist wie in der Gruppe der
Senioren ohne Grundsicherungsbezug (24 Prozent). Auch
Personen, die in ihrem Leben niemals erwerbstétig waren,
sind unter Grundsicherungsempfingern mit einem Anteil
von 30 Prozent sehr viel hdufiger anzutreffen als bei Se-
nioren die keine Grundsicherung beziehen. Dort betrigt
diese Quote lediglich 3 Prozent (Tabelle C.5.3, S. 82).
Auch unter den ehemals Selbststindigen ist der Anteil der
Grundsicherungsempfanger mit rund 20 Prozent deutlich
hoher als der Anteil der Selbststédndigen an den Senioren
ohne Grundsicherungsbezug (10 Prozent). Damit sind
Selbststindige in etwa doppelt so hiufig betroffen wie
ehemals abhingig Beschiftigte (3,7 Prozent gegeniiber
1,8 Prozent; vgl. Tab. C.5.4, S. 82). Dies zeigt noch ein-
mal, dass die Alterseinkommen von Selbststindigen sehr
unterschiedlich sind und sich neben vielen hohen Ein-
kommen auch viele Personen mit niedrigen Einkommen
finden (vgl. auch Abschnitt 4.4.3).
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Tabelle C.5.3

Grundsicherungsbezug nach beruflichem Abschluss, beruflicher Stellung und Anzahl Erwerbsjahre

Merkmal OHNE Grundsicherung | MIT Grundsicherung

Hochster beruflicher Ab-  Keine abgschl. Ausb. 24%, 46%
schluss Lehre 38% 26%
Berufsfachsch./Handel 9% 6%

Meister 7% 4%

Ingenieur/FH 6% 5%

Hochschulabschluss 7% 7%

Beamtenausbildung 3% 0%

Sonstiges 6% 6%

Summe 100% 100%

Erwerbsjahre 0 Jahre 3% 30%
1 bis unter 5 Jahre 2% 5%

5 bis unter 10 Jahre 6% 6%

10 bis unter 15 Jahre 5% 7%

15 bis unter 20 Jahre 4% 8%

20 bis unter 25 Jahre 4%, 7%

25 bis unter 30 Jahre 5% 3%

30 bis unter 35 Jahre 7% 6%

35 bis unter 40 Jahre 13% 7%

40 bis unter 45 Jahre 23% 12%

45 Jahre und mehr 27% 9%

Summe 100% 100%

Letzte berufliche Stellung  Arbeiter/Angestellter 84% 80%
Beamter 6% 0%

Selbststandiger 10% 20%

Summe 100% 100%

Tabelle C.5.4

Ehemals Selbststindige ab 65 Jahren und Bediirftigkeit

Anzahl .
Merkmal in 1.000 Anteil
Letzte berufliche Stellung insgesamt
Selbststandiger 1.700 10,6%
Abhangig Beschaftigter 14.262 89,4%
Gesamt 15.962 100,0%
daruntermit Grundsicherungsbezug
Selbststandiger 63 19,7%
Abhangig Beschaftigter 259 80,3%
Gesamt 322 100,0%
Grundsicherungsquote
Selbststandiger - 3,7%
Abhangig Beschaftigter - 1,8%
Gesamt - 2,0%
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Teil D Steuerliche Férderung und Grad
der Verbreitung von betrieblicher
und privater Altersvorsorge

Im Alterssicherungsbericht ist darzustellen, in welchem
Umfang die steuerliche Férderung der betrieblichen Alters-
versorgung (gemdB § 3 Nummer 63 Einkommensteuerge-
setz — EStG) und der Riester-Rente (gemaB § 10a in Ver-
bindung mit Abschnitt XI EStG) in Anspruch genommen
worden ist und welchen Grad der Verbreitung die zusétz-
liche Altersvorsorge dadurch erreicht hat. Die Bundes-
regierung soll den gesetzgebenden Korperschaften geeig-
nete MalBlnahmen vorschlagen, wenn sich zeigt, dass
durch die Forderung eine ausreichende Verbreitung nicht
erreicht werden kann (§ 154 Absatz 2 Nummer 4 und Ab-
satz 3 Satz 2 SGB VI).

Dem Berichtsauftrag folgend wird zunéchst die Verbrei-
tung der betrieblichen Altersversorgung in Deutschland
basierend auf Erhebungen bei den Trigern der betriebli-
chen Altersversorgung und den Arbeitgebern dargestellt.
Die Entwicklung der Riester-Rente wird anschlieBend im
Wesentlichen auf der Basis der statistischen Daten der
Zentralen Zulagenstelle fiir Altersvermdgen analysiert.
Einen tibergreifenden Blick zur Verbreitung der gesamten
zusitzlichen Altersvorsorge liefert der darauf folgende
Abschnitt, der die Ergebnisse einer grof3 angelegten Per-
sonenbefragung darstellt.

1 Verbreitung der betrieblichen Alters-
vorsorge

Eine betriebliche Altersversorgung (BAV) liegt vor, wenn
der Arbeitgeber seinen Beschiftigten Leistungen der Al-
ters-, Invaliditéts- oder Hinterbliebenenversorgung zusagt.
Die Versorgungszusage begriindet einen Rechtsanspruch
gegeniiber dem Arbeitgeber, dem zur Erfiillung der Zu-
sage fiinf verschiedene Durchfiihrungswege der betriebli-
chen Altersversorgung zur Auswahl stehen. Bei jedem
Durchfiihrungsweg — dies sind Direktzusagen, Unterstiit-
zungskassen, Direktversicherungen, Pensionskassen und
Pensionsfonds — kann die Finanzierung der betrieblichen
Altersversorgung allein durch den Arbeitgeber, allein
durch den Arbeitnehmer oder durch beide gemeinsam er-
folgen.

1.1 Statistische Erfassung der betrieblichen
Altersversorgung

Informationen iiber den Stand der Verbreitung der be-
trieblichen Altersversorgung konnen iiber Erhebungen
bei den jeweiligen Versorgungstridgern der betrieblichen
Altersversorgung (im Folgenden ,,Tragerbefragung®) und
direkt bei den Arbeitgebern erhoben werden. Fiir die Al-
terssicherungsberichte der Bundesregierung hat TNS In-
fratest Sozialforschung seit 2003 mehrfach entsprechende
Erhebungen durchgefiihrt. Die Daten zum Stand und zur
Entwicklung der BAV reichen bis zum Monat Dezember
des Jahres 2001 zuriick. Die aktuellste und letzte Befra-
gung stammt aus dem Jahr 2012 und umfasst Daten bis
zum Dezember 2011.

Im Rahmen der Tragerbefragung ist es allerdings nur mog-
lich, die Anzahl der Anwartschaften, d. h. der einzelnen
Versorgungszusagen oder Vertrige, bzw. die Anzahl der
bei einer Pensionskasse oder einem Pensionsfonds abgesi-
cherten ,,Anwérter* (mit ggf. mehreren Anwartschaften bei
diesem Tréger) zu erheben. Da einzelne Beschiftigte zeit-
gleich mehrere Anwartschaften bei verschiedenen Trégern
(z. B. eine Direktzusage und eine Direktversicherung) ha-
ben koénnen, sind in der Summe dieser Anwartschaften
Doppelzéhlungen (Mehrfachanwartschaften) enthalten.
Die Anzahl der Beschiftigten mit einer BAV kann auf
diesem Wege somit nur indirekt ermittelt werden. Wie
viele Anwartschaften die einzelnen Beschéftigten (im
Durchschnitt) erwerben, kann iiber Arbeitgeberbefragun-
gen oder auch Personenbefragungen (siche Abschnitt 3)
ermittelt werden, wobei die Ergebnisse solcher Befragun-
gen mit erheblichen Unsicherheiten behaftet sind.

Dies hat sich zuletzt auch bei der Arbeitskostenerhebung
(AKE) 2008 des Statistischen Bundesamtes gezeigt, bei
der auch Angaben zu BAV-Anwartschaften bei den Ar-
beitgebern erfragt wurden. Im Ergebnis wies die AKE
2008 eine erheblich geringere Verbreitung der betriebli-
chen Altersvorsorge unter den sozialversicherungspflich-
tig Beschiftigten aus, als sie zuletzt von TNS Infratest
Sozialforschung ermittelt worden war. Die Differenzen
zwischen den Erhebungen konnten nicht vollstindig ge-
klart werden. Das Statistische Bundesamt hat allerdings
erklért, dass diese erstmalig im Rahmen der AKE erhobe-
nen Ergebnisse zur betrieblichen Altersversorgung nicht
voll belastbar seien, weil z. B. die Anzahl der Anwart-
schaften (insbesondere bei den Pensionskassen) deutlich
untererfasst wurde. Im Rahmen der AKE 2012 soll durch
Verbesserungen der Erhebungsinstrumente erneut ver-
sucht werden, valide Daten zur Verbreitung der betriebli-
chen Altersversorgung zu erfassen.

Die AKE 2008 des Statistischen Bundesamtes hat aber
auch Hinweise geliefert, dass in den fritheren Untersu-
chungen von TNS Infratest Sozialforschung das Vorlie-
gen von Mehrfachanwartschaften tendenziell unterschétzt
wurde. Deshalb wurde im Rahmen der fiir diesen Alters-
sicherungsbericht von TNS Infratest Sozialforschung
durchgefiihrten Erhebungen auf die Bestimmung der
Mehrfachanwartschaften besondere Aufmerksamkeit ge-
richtet und hierfiir auch die Ergebnisse der Personenbe-
fragung herangezogen. Gleichwohl bleiben diesbeziigli-
che Unsicherheiten bestehen, so dass Vergleiche der
Verbreitung der betrieblichen Altersvorsorge bezogen auf
die Zahl der Beschiftigten im Zeitablauf mit den fritheren
Daten von TNS Infratest Sozialforschung aus methodi-
schen Griinden nicht aussageféhig sind. Die Darstellung
der Entwicklung im Zeitverlauf bezieht sich deshalb im
Folgenden auf die Anzahl der Anwartschaften, die auch
in der Zeitreihe methodisch konsistent ist.

1.2 Entwicklung der Anwartschaften in der

betrieblichen Altersvorsorge

Die von TNS Infratest Sozialforschung durchgefiihrten
Tragerbefragungen zeigen, dass sich seit dem Jahr 2001
die Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung posi-



Drucksache 17/11741

_ 84—

Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode

tiv entwickelt hat. Die Zahl der aktiven Anwartschaften?®)
ist von 14,6 Millionen im Jahr 2001 auf 19,6 Millionen
im Jahr 2011 deutlich gestiegen (vgl. Tabelle D.1.1). Dies
entspricht einem Zuwachs von rd. 34 Prozent. Der ver-
gleichsweise verhaltene Verlauf zwischen den Jahren
2007 und 2009 ist im Kontext des gesamtwirtschaftlichen
Umfelds, insbesondere der Finanz- und Wirtschaftskrise
zu sehen. Seit 2009 ist wieder eine dynamischere Ent-
wicklung zu beobachten, die allerdings in erster Linie auf
den Anstieg der sozialversicherungspflichtig Beschéftig-
ten von 27,5 Millionen (2009) auf 28,8 Millionen (2011)
zurlickzufiihren sein diirfte. Insgesamt ist der Aufwuchs
der Anwirterzahlen weitestgehend in den Jahren 2001 bis
2005 erfolgt und hat in den letzten Jahren deutlich an Dy-
namik verloren. Der prozentuale Anteil der Beschiftigten
mit BAV-Anwartschaften diirfte sich seit Mitte des letzten
Jahrzehnts kaum mehr erhoht haben. Hierbei ist aller-
dings zu beachten, dass der Beschéftigungsaufbau zu ei-
nem guten Teil in Bereichen erfolgte, die typischerweise
eher selten Betriebsrenten anbieten und dass Beschéftigte
héufig erst nach einer gewissen Zeit der Betriebszugeho-

28) Unter aktiven BAV-Anwartschaften werden hier die Anwartschaften
verstanden, fiir die im jeweiligen Jahr Beitrdge entrichtet bzw. zu-
sdtzliche Anwartschaften bzw. Anspriiche erworben wurden. Die
ausgewiesenen Anwartschaftszahlen sind um Mehrfachanwartschaf-
ten innerhalb des Durchfiihrungsweges (Direktzusagen/Unterstiit-
zungskassen, Direktversicherungen) bzw. innerhalb eines Trigers
(Pensionskassen, Pensionsfonds) bereinigt, beinhalten aber Mehrfa-
chanwartschaften bei verschiedenen Tragern.

Tabelle D.1.1

rigkeit eine BAV-Anwartschaft erhalten bzw. eine Ent-
geltumwandlung vereinbaren.

Der Anstieg der Anwartschaftszahlen hat sich in den ver-
gangenen Jahren in besonderem Maf3e bei den Pensions-
kassen vollzogen. Im Jahr 2001 hatten rund 1,4 Millionen
aktive Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer Anwart-
schaften bei einer Pensionskasse der Privatwirtschaft er-
worben. Diese Zahl ist bis Dezember 2011 um rund
233 Prozent auf gut 4,6 Millionen angestiegen. Mit Aus-
nahme der Zusatzversorgungskassen im Offentlichen
Dienst ist in den {ibrigen Durchfiihrungswegen ebenfalls
ein Anstieg zu beobachten. Dynamisch hat sich auch der
erst 2002 neu geschaffene Durchfithrungsweg Pensions-
fonds entwickelt. Mit derzeit rd. 0,4 Millionen Anwértern
ist dessen Bedeutung aber immer noch deutlich geringer
als die der etablierten Durchfithrungswege der betriebli-
chen Altersversorgung. Die Anzahl der Beschéftigten mit
Anwartschaften aus Direktzusagen und Unterstiitzungs-
kassen lag Ende des Jahres 2011 bei rd. 4,7 Millionen Ge-
geniiber Dezember 2001 entspricht dies einer Steigerung
um 21,1 Prozent. Bei den Direktversicherungen betrug die
Anwirterzahl am Jahresende 2011 ebenfalls rd. 4,7 Millio-
nen. In diesem Durchfithrungsweg ist gegeniiber Dezem-
ber 2001 ein Zuwachs um rund 0,5 Millionen bzw. um
12,3 Prozent zu verzeichnen.

In Tabelle D.1.2 ist die derzeitige Inanspruchnahme der
Entgeltumwandlung und der steuerlichen Foérderung in
den Durchfithrungswegen Direktversicherungen, Pen-

Entwicklung der Zahl der aktiven BAV-Anwartschaften nach Durchfiihrungswegen
von 2001 bis 2011 (einschl. Mehrfachanwartschaften)?

2001 2003 2005 2007 2009 2011
- in Mio. -

Direktzusagen und 3,86 4,05 472 4,54 4,50 468
Unterstitzungskassen
Direktversicherungen 4,21 4,16 4,08 4,18 4,34 4,72
Pensionsfonds 0,09 0,12 0,32 0,34 0,38
Pensionskassen 1,39 3,24 4,08 4,45 4,51 4,63
Offentliche Zusatz- 5,11 5,39 5,33 5,16 5,06 517
versorgungstrager
Insgesamt 14,56 16,91 18,33 18,65 18,75 19,58

D Aufgrund neuer Erkenntnisse (zur Anzahl der ruhenden Anwartschaften und der Mehrfachanwartschaften innerhalb eines Durchfithrungsweges)
im Rahmen der aktuellen Befragungen wurden die Zeitreihen zu den Direktzusagen/Unterstiitzungskassen und Direktversicherungen teilweise re-

vidiert.
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Tabelle D.1.2

Steuerliche Forderung der BAV-Anwartschaften im Jahr 2011 nach Durchfiihrungswegen

Direktver-
sicherungen

Pensionsfonds Pensionskassen

§ 3 Nr. 63 EStG

Anwarter/Aktiv
Versicherte (in Mio.) 47 0,4 4,6
darunter mit
Entgeltumwandlung 2.7 0,2 2,4
hierunter mit
Férderung nach 45% 81% 49%

sionsfonds und Pensionskassen dargestellt. Die Forder-
grundlage ist die im Jahr 2002 eingefiihrte Regelung nach
§ 3 Nummer 63 EStG, die fiir Neuzuginge an die Stelle
der fritheren Forderung nach § 40b EStG getreten ist. Im
Bereich der Direktversicherungen wurde von 58 Prozent
der rund 4,7 Millionen aktiv Versicherten die Moglichkeit
der Entgeltumwandlung genutzt. Von diesen Versicherten
haben 45 Prozent eine Forderung nach § 3 Nummer 63
EStG in Anspruch genommen. Zudem haben im Jahr
2011 29 Prozent von der Pauschalbesteuerung nach § 40b
EStG alte Fassung (EStG a. F.) Gebrauch gemacht. Im
Jahr 2001 lag dieser Anteil der Pauschalbesteuerung noch
bei fast 100 Prozent. Im Durchfiihrungsweg Pensions-
fonds belief sich der Anwérteranteil mit Entgeltumwand-
lung auf gut die Hélfte. Hiervon wurden 81 Prozent steu-
erlich im Rahmen der Regelung nach § 3 Nummer 63
EStG gefordert. Des Weiteren hat von den gut 4,6 Millio-
nen aktiven Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die
im Dezember 2011 Anwartschaften bei einer Pensions-
kasse der Privatwirtschaft erworben haben, ebenfalls die
Halfte von der Mdglichkeit einer Entgeltumwandlung
Gebrauch gemacht. Im Jahr 2001 betrug der Anteil der
Entgeltumwandlungen in diesem Durchfiihrungsweg nur
rd. 10 Prozent.

Insgesamt ist die Inanspruchnahme der Entgeltumwand-
lung, auf welche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
seit 2001 einen Anspruch haben, ab diesem Jahr deutlich
gestiegen. Sie ist im Wesentlichen auch die treibende
Kraft des Ausbaus der betrieblichen Altersvorsorge in
den vergangenen 10 Jahren. Dies ist sicherlich auf die
Fordermdglichkeit des § 3 Nummer 63 EStG zuriickzu-
fithren, die mittlerweile mehr als die Hélfte der Entgelt-
umwandlungen ausmacht. Die frilhere Forderung nach
§ 40b EStG a. F. verliert zunehmend an Bedeutung.

Kaum genutzt wird im Rahmen der betrieblichen Alters-
versorgung die Moglichkeit der sog. Riester-Forderung
nach den § 10a/Abschnitt XI EStG. Thre Inanspruch-
nahme ist mit ein bis zwei Prozent sehr gering. Eine Aus-

nahme stellt dabei lediglich die Zusatzversorgung des 6f-
fentlichen Dienstes dar. Dort nehmen rund 7,5 Prozent
der aktiv Versicherten diese Fordermoglichkeit in An-
spruch.

1.3 Verbreitung der betrieblichen Alters-
versorgung nach ausgewahlten
Strukturmerkmalen

Die Ergebnisse der Arbeitgeberbefragung im Bereich der
Privatwirtschaft zeigen, dass die Anwdérterinnen und
Anwirter auf eine betriebliche Altersversorgung in der
Privatwirtschaft im Durchschnitt in knapp 1,2 Durchfiih-
rungswegen abgesichert sind. Ende des Jahres 2011
erwarben somit rd. 12 Millionen Beschéftigte in der Pri-
vatwirtschaft?® Anwartschaften auf eine betriebliche Al-
tersversorgung. Hinzu kommen rd. 5,2 Millionen Be-
schiftigte, die in den Zusatzversorgungssystemen des
offentlichen Dienstes versichert sind, so dass ausgehend
von Arbeitgeberbefragung und Tragerbefragung von TNS
Infratest Sozialforschung insgesamt gut 17 Millionen Be-
schéftigte in der zweiten Sdule abgesichert sind. Dies ent-
spricht rd. 60 Prozent der sozialversicherungspflichtig
Beschiftigten insgesamt. Wegen der erheblichen Unsi-
cherheiten beziiglich der Mehrfachanwartschaften kann
diese Zahl aber nur einen Orientierungswert darstellen.

Die Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung in der
Privatwirtschaft unterscheidet sich zwischen den Bran-
chen nach wie vor erheblich (vgl. Abbildung D.1.1,
S. 86). Der Anteil der Beschéftigten mit einer betriebli-
chen Altersversorgung ist im Wirtschaftszweig ,,Kredit-
und Versicherungsgewerbe* am hochsten. Ende 2011 be-
lief er sich auf 84 Prozent. Mit einem gewissen Abstand

29) Neben dem o6ffentlichen Dienst sind hier auch die Betriebsstitten
nicht erfasst, die zwar privatwirtschaftlich organisiert sind, deren Be-
schiftigte aber in den Zusatzversorgungssystemen des 6ffentlichen
Dienstes abgesichert sind.
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Abbildung D.1.1

Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschiiftigten mit betrieblicher Altersversorgung
in der Privatwirtschaft nach Wirtschaftszweigen

Kredit- u. Versicherungsgewerbe
Verarbeitendes Gewerbe

Bergbau, Steine, Erde, Energie
Information u. Kommunikation
Gesundheits-, Veterindr-, Sozialwesen
Kunst, Unterhaltug, Erholung

Handel, Handelsvermittlung
Freiberufli., wissenschaftl., techn. Dienstl.
Verkehr u. Lagerei

Baugewerbe

Land-/Forstwirtschaft, Fischerei
Grundstiicks- u. Wohnungswesen
Sonstige Dienstleistungen
Gastgewerbe

Erziehung und Unterricht

Sonst. wirtschaftl. Dienstleistungen

I
0%

folgen mit Anteilen von 63 Prozent bzw. 61 Prozent die
Wirtschaftszweige ,,Verarbeitendes Gewerbe® und ,,Berg-
bau, Steine, Erde und Energie®, in denen zusammen rd.
ein Viertel der Beschéftigten insgesamt tétig sind. Auch
in den Wirtschaftszweigen ,,Information und Kommuni-
kation*“ sowie ,,Gesundheits-, Veterindr- und Sozialwe-
sen” sind mit 56 Prozent und 51 Prozent {iber die Hélfte
der sozialversicherungspflichtig Beschéftigten in ein be-
triebliches Altersversorgungssystem einbezogen. In allen
anderen groBeren Wirtschaftszweigen hatten im Dezem-
ber 2011 weniger als die Hilfte der sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer BAV-
Anwartschaften erworben.

In der Privatwirtschaft zeigt sich eine positive Korrelation
zwischen der Betriebsgrofe und der Verbreitung der be-
trieblichen Altersversorgung (vgl. Abbildung D.1.2).
Wiéhrend der Anteil der Beschiftigten, die BAV-Anwart-
schaften erwerben, in Betriebsstitten mit weniger als
10 Arbeitnehmern nur bei 30 Prozent liegt, erwerben in
Betrieben mit 50 und mehr Beschéftigten bereits iiber die

60% 90%

Halfte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer eine
BAV-Anwartschaft. Fiir Betriebe mit mehr als 1 000 Be-
schéftigten liegt dieser Anteil sogar bei 84 Prozent.

Wie eingangs erwéhnt, werden betriebliche Altersver-
sorgungsleistungen in unterschiedlicher Weise finan-
ziert. Die Bandbreite reicht von der Finanzierung
ausschlieBlich durch den Arbeitgeber bis zu einer Finan-
zierung ausschlieBlich durch die Arbeitnehmer. Zwi-
schen diesen Eckpunkten gibt es ein Spektrum unter-
schiedlichster Konstellationen. Die in der Abbildung D.1.3
ausgewiesenen Zahlen zeigen, dass im Dezember 2011
in 28 Prozent der Betriebsstétten die Finanzierung aus-
schlieBlich durch die Arbeitnehmer erfolgte (gegeniiber
26 Prozent im Dezember 2001). Der Anteil der Be-
triebsstdtten mit ausschlieBlich arbeitgeberfinanzierten
Anwartschaften ist seit Inkrafttreten des Altersvermo-
gensgesetzes von 54 Prozent auf 27 Prozent gesunken.
Zugleich hat sich der Anteil der von Arbeitgebern und
Arbeitnehmern gemeinsam finanzierten Anwartschaf-
ten deutlich erhoht.
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Abbildung D.1.2

Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschiiftigten mit betrieblicher Altersversorgung
in der Privatwirtschaft nach Betriebsgrofie

1000 u. mehr 849

500 bis 999

72%

250bis s [ -
sobis 249 | s
10bis49 N -

tois I v

0% 30% 60% 90%

BetriebsgroRe (Anzahl der Beschiftigten)

Abbildung D.1.3

Anteil der Betriebsstiitten in der Privatwirtschaft nach Finanzierungsform
der betrieblichen Altersversorgung im Jahr 2011
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Dariiber hinaus hat die Arbeitgeberbefragung fiir die Pri-
vatwirtschaft ergeben, dass im Jahr 2011 51,5 Prozent der
Beschéftigten mit BAV-Anwartschaft die Moglichkeit der
Entgeltumwandlung genutzt haben.

Weiterfiihrende Informationen zur Entgeltumwandlung
konnen der aktuellen Verdienststrukturerhebung des Sta-
tistischen Bundesamtes fiir das Jahr 2010 entnommen
werden, die in Betrieben mit zehn und mehr Beschiftig-
ten des Produzierenden Gewerbes und des Dienstleis-
tungssektors3® durchgefiihrt wurde. In diesen Betrieben
belief sich der Anteil der Beschiftigten mit einer Entgelt-
umwandlung fiir eine betriebliche Altersversorgung an allen
sozialversicherungspflichtig Beschéftigten’!) auf 22,2 Pro-
zent.

Die Ergebnisse der Verdienststrukturerhebung zur Ver-
breitung der Entgeltumwandlung nach Branchen dhneln
den o. g. Ergebnissen der Arbeitgeberbefragung und un-
terstreichen die unterschiedliche Verbreitung der betrieb-
lichen Altersversorgung in den einzelnen Branchen. Al-
lerdings ist die Korrelation zwischen der Betriebsgrofie
und der Verbreitung der Entgeltumwandlung nicht so
stark ausgeprigt wie bei der betrieblichen Altersversor-
gung insgesamt. Der Anteil der sozialversicherungs-
pflichtig Beschiftigten mit Entgeltumwandlung variiert
zwischen 18,8 Prozent bei Betrieben mit 10 bis 49 Be-
schéftigten und 26,6 Prozent bei Betrieben mit 1 000 und
mehr Beschéftigten. Dieser relativ robuste Anteil der
sozialversicherungspflichtig Beschiftigten mit Entgelt-
umwandlung deutet darauf hin, dass die betriebliche Al-
tersversorgung in kleinen und mittleren Unternehmen
(KMU) in einem stirkeren Mafl von den Beschéftigten
selbst finanziert wird. Die hohere Verbreitung der betrieb-
lichen Altersversorgung in groferen Betrieben geht dem-
nach mit einer stirkeren Beteiligung der Arbeitgeber an
der Finanzierung einher.

Dariiber hinaus zeigt die Verdienststrukturerhebung, dass
die Wahrscheinlichkeit, dass Arbeitnehmer Entgelt zu-
gunsten einer BAV umwandeln, mit einer zunehmenden
Dauer der Unternehmenszugehorigkeit deutlich ansteigt.
Der Anteil der Entgeltumwandlung liegt im Jahr 2010 bei
den Beschiftigten, die weniger als 5 Jahre in einem Un-
ternehmen waren, bei 13,5 Prozent. Fiir die Beschiftigten
mit 5 bis unter 10 Jahren Unternehmenszugehorigkeit be-
lauft er sich bereits auf 25,3 Prozent. Nach 10 und mehr
Jahren in einem Unternehmen steigt der Anteil der sozial-
versicherungspflichtig Beschéftigten mit Entgeltumwand-
lung schlieflich auf 30,9 Prozent an. Zudem kann der
Verdienststrukturerhebung entnommen werden, dass der
Anteil der Beschiftigten mit einer Entgeltumwandlung
bei Arbeitnehmern mit befristeten Arbeitsvertragen und
bei Arbeitgebern ohne Tarifbindung niedriger ausfillt.
Konkret belduft er sich bei tarifgebundenen Betrieben auf
26,2 Prozent und bei nicht tarifgebundenen auf 18,6 Pro-
zent.

30) Ohne die Wirtschaftszweige O (Offentliche Verwaltung, Verteidi-
gung; Sozialversicherung) und P (Erziehung und Unterricht).

3D Beschiftigte im Alter 15 bis 64 ohne Auszubildende, Altersteilzeit
und geringfligig Beschiftigte.

2 Verbreitung der privaten Altersvorsorge
(Riester-Renten)

Die steuerlich geforderte, kapitalgedeckte Riester-Rente
wurde im Jahr 2002 — neben den Maflnahmen zur Forde-
rung der betrieblichen Altersversorgung — eingefiihrt. Sie
stellt eine Moglichkeit dar, die vor dem Hintergrund der
demografischen Entwicklung unvermeidlich gewordene
Absenkung des Leistungsniveaus in der umlagefinanzier-
ten gesetzlichen Rentenversicherung auszugleichen. Sie ist
als freiwillige zusétzliche Altersvorsorge konzipiert und
damit ein Angebot des Staates an die forderberechtigten
Biirgerinnen und Biirger, im Rahmen von zertifizierten Al-
tersvorsorgevertragen3? — oder unter bestimmten Voraus-
setzungen einer kapitalgedeckten betrieblichen Altersver-
sorgung — eine kapitalgedeckte Zusatzrente aufzubauen.

Informationen zur Verbreitung der Riester-Vertrage und
der staatlichen Forderung liegen von verschiedenen Insti-
tutionen vor, welche die verfiigbaren Prozessdaten statis-
tisch auswerten. Dies sind einerseits die Anbieter von
Riester-Vertragen, welche Informationen zu deren Anzahl
bereitstellen. Andererseits nehmen die Zentrale Zulagen-
stelle fiir Altersvermdgen (ZfA) und das Statistische Bun-
desamt einmal jéhrlich Auswertungen zur Zulagenforde-
rung und zum Sonderausgabenabzug im Rahmen der
Riester-Rente vor.

2.1 Riester-Vertrage

Nach den Angaben der Anbieter von Riester-Vertrigen3?)
belduft sich deren Vertragsbestand Ende Juni 2012 auf
knapp 15,6 Millionen. Nachdem der Zuwachs der Anzahl
der im Rahmen dieser Statistik erfassten Riester-Vertrage
in den letzten Jahren jeweils bei etwa einer Million lag,
sind im ersten Halbjahr 2012 nur etwa 0,2 Millionen Ver-
trige hinzugekommen. Die Griinde dafiir diirften u. a. in
der aktuellen Finanzmarktkrise liegen, die zu einer
zunehmenden, grundsétzlichen Skepsis gegeniiber kapi-
talgedeckten Altersvorsorgesystemen und einer eher ab-
wartenden Haltung im Hinblick auf entsprechende per-
sonliche Altersvorsorgeaktivititen gefiihrt haben diirfte.
Damit unmittelbar zusammen héngt die Negativberichter-
stattung iiber die Riester-Rente in vielen Medien, die
ebenfalls demotivierend auf viele Biirgerinnen und Biir-
ger gewirkt haben diirfte.

Mit 10,9 Millionen Vertrdgen (rund 70 Prozent) ist die
private Rentenversicherung die iiberwiegend gewdhlte
Anlageform, gefolgt von Fondssparplidnen (knapp 3 Mil-
lionen Vertrage — rund 19 Prozent), Wohn-Riester-Vertra-
gen (rund 900 000 — knapp 6 Prozent) und Banksparpla-
nen (770 000 Vertrdge — knapp 5 Prozent).

32 Z.B. in Form von Rentenversicherungen, Bank-/Fondssparpldnen,
Bausparvertrdgen oder von Vertrdgen zum Erwerb von zusétzlichen
Geschiftsanteilen an Wohnungsbaugenossenschaften.

33) Die steuerliche Forderung kann auch zum Aufbau einer kapitalge-
deckten betrieblichen Altersversorgung iiber Pensionskassen und
Pensionsfonds genutzt werden (zu den Voraussetzungen vgl. § 82
Absatz 2 EStG). Derartige Versorgungsvereinbarungen sind grund-
sdtzlich nicht in den o. g. Vertragsabschlusszahlen enthalten. Anga-
ben zu diesen Vertragsbestinden liegen nicht vor.
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Tabelle D.2.1
Entwicklung der Zahl der Riester-Vertrige
(in 1 000)
Stand Ende | V¥ TUU09% | Nerivige | fondevertrage | Eigenheimrente | 5™t
2001 1.400 k.A. k.A. 1.400
2002 3.047 150 174 3.371
2003 3.486 197 241 3.924
2004 3.661 213 316 4.190
2005 4.797 260 574 5.630
2006 6.468 351 1.231 8.050
2007 8.355 480 1.922 10.757
2008 9.185 554 2.386 22 12.147
2009 9.794 633 2.629 197 13.253
2010 10.380 703 2.815 491 14.389
2011 10.882 750 2.953 775 15.360
112012 10.914 757 2.964 840 15.475
11/2012 10.916 770 2.966 907 15.559

Bei der Entwicklung der Riester-Vertrdge sind die Ver-
tragsabgdnge (wie seit Anfang 2009 iiblich) bereits be-
riicksichtigt; die Zahlen stellen also den Nettozuwachs
dar. Dennoch lassen die Vertragszahlen der Anbieter
keine unmittelbaren Riickschliisse auf die Anzahl der Per-
sonen zu, die laufend einen Riester-Vertrag ,.besparen™
und eine staatliche Forderung erhalten. Dies ist einerseits
darauf zuriickzufiihren, dass von den Anbietern auch die
Vertrdge erfasst werden, auf die im jeweiligen Kalender-
jahr keine Beitrdge eingezahlt wurden. Anhand von An-
gaben der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsauf-
sicht (BaFin) fiir die Geschéftsjahre 2009 und 2010 wird
der Anteil dieser ruhend gestellten Riester-Vertrage der-
zeit auf rund 18,5 Prozent geschétzt. Andererseits ist zu
berticksichtigen, dass eine Person mehrere Riester-Ver-
trage abschlieBen und die staatliche Férderung auf diese
Vertrdge aufteilen kann (sog. Mehrfachvertrige). Zudem
konnen Riester-Vertridge auch dauerhaft ungefordert blei-

ben, sofern die Forderung nicht beantragt wird bzw. der
Vertrag von einer Person abgeschlossen wird, die nicht
zum forderberechtigten Personenkreis zéhlt.

2.2 Geforderte Personen

Statistische Angaben zur Inanspruchnahme der Riester-
Forderung auf der Personenebene werden von der ZfA er-
fasst. Da jedoch Antrige auf Gewéhrung einer Zulage bis
zu zwei Jahre riickwirkend gestellt werden konnen, also
bis Ende des Jahres 2012 noch fiir das Beitragsjahr 2010,
liegen gegenwirtig erst fiir das Beitragsjahr 2009 endgiil-
tige Ergebnisse vor. Tabelle D.2.2 zeigt, dass sich die An-
zahl der Personen mit einer Zulagenforderung seit Beginn
der Riester-Forderung im Jahr 2002 stetig erhoht hat und
dass im Beitragsjahr 2009 rund 9,6 Millionen Personen
eine Zulage erhalten haben. Davon waren rund 56 Pro-
zent Frauen und rund 44 Prozent Ménner.

Tabelle D.2.2

Zulagenempfinger fiir die Beitragsjahre 2002 bis 2009

2002 | 2003

2004

2005 | 2006 | 2007 | 2008 | 2009

Anzahl der Zulagen-

empfanger (in Mio.)" 2,0

24 2,8

3,9 5,8 7,6 8,7 9,6

) Abweichungen gegeniiber den Zahlen im ASB 2008 und 2005 resultier

en aus Riickforderungen im Rahmen des Uberpriifungsverfahrens.
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In den vorliegenden Daten der ZfA sind jedoch nicht alle
Personen mit einem Riester-Vertrag erfasst, weil Vorsor-
gende zum Teil die steuerliche Forderung nicht in An-
spruch genommen haben (oder nehmen wollen). Nicht
enthalten sind in der Tabelle auch diejenigen, die nur den
Sonderausgabenabzug nach § 10a EStG geltend gemacht
haben, jedoch keinen Zulagenantrag stellen. Das Statisti-
sche Bundesamt wertet die steuerliche Forderung der
Riester-Rente (Sonderausgabenabzug nach § 10a EStG)
auf Basis der Einkommensteuerstatistik aus. Um Aussa-
gen zu den insgesamt geforderten Personen und der Ge-
samtforderung zu ermoéglichen, werden die Daten der
Steuerstatistik vom Statistischen Bundesamt zusétzlich
mit den ZfA-Daten verkniipft. Die neuesten Zahlen bezie-
hen sich hierbei aufgrund des groBeren Zeitverzugs bei
der Steuerstatistik auf das Veranlagungsjahr 200834. Die
Gesamtzahl der durch Zulagen und im Rahmen des Son-
derausgabenabzugs geforderten Personen kann jedoch bei
der Zusammenfithrung der Steuerdaten mit den Daten der
ZfA nicht exakt beziffert werden und wird fiir das Bei-
tragsjahr 2008 mit 9,4 bis 9,7 Millionen angegeben3).

Kinderzulagen und Altersstruktur

Obwohl die Daten der ZfA die geforderten Personen, die
nur eine Steuerermdfigung erhalten, nicht vollstindig er-
fassen, lassen sich auf dieser Basis relevante strukturelle
Aspekte aufzeigen. Fiir das Beitragsjahr 2009 wurde rund

34) Die Daten werden erst verkniipft, wenn sie vollstindig beim Statisti-
schen Bundesamt vorliegen. Aufgrund der Fristen fiir die Veranla-
gungen zur Einkommenssteuer ist dies erst drei Jahre nach Ende des
betrachteten Kalenderjahres der Fall.

35) Das Statistische Bundesamtes gibt nur eine Spanne fiir die Gesamt-
zahl der Riester-Sparer an, da es nicht fiir simtliche Personen mit
Vertragsdaten in der Einkommensteuerstatistik moglich ist, sie ein-
deutig mit den Daten der ZfA zusammenzufithren. Die verbleibende
Differenz zwischen den Vertragszahlen und der Anzahl der geforder-
ten Personen resultiert zudem aus den o. g. Mehrfachvertragen und
aus der Tatsache, dass Personen, die in dem entsprechenden Beitrags-
jahr keine Beitridge entrichtet oder noch nie eine Forderung beantragt
haben, weder vom Statistischen Bundesamtes noch von der ZfA er-
fasst werden.

Tabelle D.2.3

3,7 Millionen Zulagenempfingern neben der Grundzu-
lage auch eine Kinderzulage fiir mindestens ein Kind ge-
zahlt. Dies sind knapp 40 Prozent aller Zulagenempfan-
ger, gut 60 Prozent erhalten keine Kinderzulage (vgl.
Tabelle D.2.3). Bei der Interpretation dieser Zahl ist zu
beachten, dass die Kinderzulage nur so lange, wie eine
Berechtigung zum Bezug von Kindergeld vorliegt, ge-
wihrt wird und nur ein Elternteil sie erhilt. Rund 82 Pro-
zent der Empféanger von Kinderzulagen sind Frauen.

Vor dem Hintergrund, dass die Riester-Rente erst 2002
eingefiihrt wurde, iiberrascht es nicht, dass sie unter den
Alteren (Geburtsjahrgéinge bis 1955) weniger stark ver-
breitet ist. Am haufigsten finden sich Riester-Vertrdge in
den mittleren Altersgruppen (Jahrginge 1961 bis 1970,
dies entspricht den 39- bis 48-J4hrigen im Jahr 2009).
Seit dem Jahr 2007 ist ein starker Anstieg der Riester-
Vertrdge bei den Jiingeren (ab Jahrgang 1971) zu be-
obachten (vgl. Abb. D.2.1). Hélt diese Entwicklung an,
wird die Anzahl der Riester-Versicherten im Zeitablauf
schon aus strukturellen Griinden weiter ansteigen, weil
die Alteren mit unterdurchschnittlicher Verbreitung der
Riester-Vertrage nach und nach aus dem Bestand heraus-
wachsen werden.

Anleger- und Einkommensstruktur
der Zulagenempfinger

Rund 88 Prozent aller Zulagenempfanger fiir das Beitrags-
jahr 2009 waren in der gesetzlichen Rentenversicherung
pflichtversichert, weitere 5 Prozent waren Beamte und
rund 6 Prozent waren mittelbar berechtigte Zulagenemp-
fanger. Der Zulageberechnung lag dabei fiir ungefdhr zwei
Drittel der unmittelbar forderberechtigten Personen ein
Jahreseinkommen von unter 30 000 Euro zugrunde. Fast
die Hilfte der Zulagenempfénger hatte danach ein Einkom-
men von weniger als 20 000 Euro (siche Tabelle D.2.4).

Fiir die Ermittlung des fiir die Gewdhrung der ungekiirz-
ten Altersvorsorgezulage erforderlichen Mindesteigen-
beitrags wird auf die mafigeblichen Einnahmen des Vor-
jahres abgestellt.3®) Hierbei handelt es sich z. B. fiir die in

Zulagenempfinger nach Anzahl der Kinder im Beitragsjahr 2009

Manner Frauen Insgesamt
Anzahl der Kinderzulagen

Anzahl Anteil Anzahl Anteil Anzahl Anteil

(in Tsd.) (in Tsd.) (in Tsd.)
ohne 3.505 83,7% 2.379 43,9% 5.884 61,3%
mit einer 273 6,5% 1.250 23,1% 1.522 15,9%
mit zwei 289 6,9% 1.336 24, 7% 1.625 16,9%
mit drei 90 2,2% 355 6,6% 445 4,6%
mit vier u.m. 31 0,7% 95 1,7% 126 1,3%
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Abbildung D.2.1

Altersstruktur der Zulagenempfinger fiir die Beitragsjahre 2007 bis 2009
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Tabelle D.2.4

Einkommensstruktur der Zulagenempfinger fiir das Beitragsjahr 2009

zugrundc.e liegendes Anzahl .
Jahreseinkommen . Anteil
. (in Tsd.)
(in Euro)

bis 10.000 2.428 27,0%
Uber 10.000 bis 20.000 1.830 20,3%
Uber 20.000 bis 30.000 1.735 19,3%
Uber 30.000 bis 40.000 1.393 15,5%
Uber 40.000 bis 50.000 726 8,1%
Uber 50.000 884 9,8%

der gesetzlichen Rentenversicherung Pflichtversicherten
um die beitragspflichtigen Einnahmen. Nur auf Basis die-
ser Daten konnen die Zulageempfinger entsprechenden
Einkommensgruppen zugeordnet werden. Nicht fiir die
Zulageberechtigung mafigebliche Einnahmen, wie z. B.
Einkiinfte aus einer nicht rentenversicherungspflichtigen
selbstdndigen Tatigkeit, Einkiinfte aus Vermietung und

36) Zu den genau erfassten Einnahmen vgl. § 86 Absatz 1 EStG

Verpachtung usw., bleiben in den Auswertungsdaten un-
beriicksichtigt.

Zulagenempfinger nach Bundeslindern

Wird die Aufteilung der Personen mit einer Zulagenfor-
derung auf die einzelnen Bundeslénder betrachtet, zeigt
sich, dass fast die Hélfte der Zulagenempfinger auf die
drei groBen Fliachenldnder Nordrhein-Westfalen, Bayern
und Baden-Wiirttemberg entféllt (vgl. Tabelle D.2.5).
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Tabelle D.2.5

Zulagenempfinger nach Bundeslindern und Geschlecht (2009)

Bundesland Manner Frauen Gesamt
-in Tsd. -
Schleswig-Holstein 122 173 295
Hamburg 65 88 152
Niedersachsen 377 492 869
Bremen 20 27 48
Nordrhein-Westfalen 808 992 1.800
Hessen 291 359 651
Rheinland-Pfalz 203 249 452
Baden-W Urttemberg 551 714 1.265
Bayern 772 933 1.705
Saarland 47 54 101
Berlin 127 178 305
Brandenburg 187 270 457
Mecklenburg-Vorpommern 50 78 128
Sachsen 276 385 661
Sachsen-Anhalt 141 212 353
Thiringen 151 211 362
Alle Bundeslander 4,188 5.414 9.602

Hingegen haben Bremen und das Saarland, entsprechend
ihrer Einwohnerzahl, die niedrigste Anzahl an Zulagen-
empfangern aufzuweisen. Fiir alle Bundeslander bestétigt
sich die eingangs getroffene Feststellung, dass mehr
Frauen als Ménner die Zulagenforderung in Anspruch
nehmen. Nach Gebietsstinden betrachtet zeigt sich, dass
— gemessen an den Bevolkerungsanteilen im relevanten
Alter — die Verbreitung in den neuen Landern3”) mit ei-
nem Anteil von rund 24 Prozent der Zulagenempfanger
hdoher ist als in den alten Landern mit 76 Prozent.

2.3 Beitrage und staatliche Forderung

Das gesamte Beitragsvolumen (Eigenbeitrdge plus Zula-
gen) der geforderten Altersvorsorgevertrdge betrug im
Beitragsjahr 2009 laut Angaben der ZfA rund 8,1 Mrd.
Euro. Dies entspricht durchschnittlich gut 843 Euro pro
Zulagenempfinger. Die staatliche Forderung nach § 10a/
Abschnitt XI EStG besteht aus einem zusétzlichen Son-
derausgabenabzug in Verbindung mit einer progres-
sionsunabhingigen Zulage. Die Zulage setzt sich aus ei-
ner Grund- und Kinderzulage zusammen. Fiir junge

37 Neue Liandern einschlieBlich Berlin.

Vorsorgende wird einmalig eine erh6hte Grundzulage ge-
wihrt (sog. Berufseinsteiger-Bonus). Die Zulage fungiert
grundsitzlich als Vorauszahlung auf die sich aus dem
Sonderausgabenabzug ergebende SteuererméfBigung. So-
mit besteht die staatliche Forderung aus der Zulage und
einer sich aus dem Sonderausgabenabzug nach § 10a
EStG ggf. noch dariiber hinaus ergebenden SteuerermafBi-
gung. Ubersteigt der Zulagenanspruch die Wirkung des
entsprechenden Sonderausgabenabzugs, verbleibt es
gleichwohl bei einer Forderung in Hohe der Zulage. Die
Entwicklung des Fordervolumens seit dem Jahr 2002
wird in Tabelle D.2.6 auf Basis der Daten der ZfA und
des Statistischen Bundesamtes ausgewiesen.

Das Volumen der Forderung durch Zulagen fiir das Bei-
tragsjahr 2009 betrug insgesamt rund 2 399 Mio. Euro.
Davon entfielen 1885 Mio. Euro auf die alten und
514 Mio. Euro auf die neuen Lénder. Insgesamt wurden
rund 1 195 Mio. Euro als Grundzulagen, 62 Mio. Euro als
Erhohungsbetrag (sog. Berufseinsteiger-Bonus) zur
Grundzulage und 1 142 Mio. Euro als Kinderzulagen ge-
zahlt.

Die Forderberechtigten erhielten fiir das Jahr 2008 einen
iber die Zulage hinausgehenden Steuervorteil von
652 Mio. Euro. Davon entfielen 539 Mio. Euro auf die al-
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Tabelle D.2.6

Volumen der staatlichen Forderung

Jahr Gesamtzulage” Steuerliche Férderung Gesamt"
- in Mio. Euro -
2002 142 39 181
2003 171 54 225
2004 370 108 478
2005 493 141 634
2006 1.057 293 1.350
2007 1.377 425 1.802
2008 2.327 652 2.979
2009 2.399

) Abweichungen gegeniiber den Zahlen im ASB 2008 und 2005 resultieren aus Riickforderungen von Zulagen im Rahmen des Uberpriifungsver-

fahrens.

ten und 113 Mio. Euro auf die neuen Léander. Die gesamte
staatliche Forderung fiir das Jahr 2008 belief sich dem-
nach auf rund 2979 Mio. Euro (vgl. erneut Tabelle
D.2.6), davon entfielen 78 Prozent auf die Zulagenforde-
rung und 22 Prozent auf die {iber die Zulage hinausge-
hende SteuerermifBigung des Sonderausgabenabzugs. Auf
die neuen Lénder (einschlieBlich Berlin) entfdllt ein gutes
Fiinftel der Gesamtférderung, wobei die Zulagenforde-
rung hier ein groBBeres Gewicht hat als in den alten Lén-
dern (82 Prozent der Gesamtforderung gegeniiber 77 Pro-
zent der Gesamtforderung). Das Volumen der iiber die
Zulage hinausgehenden Steuererméfigung (§ 10a EStG)
stieg im Vergleich zum Vorjahr 2007 um rund 54 Prozent,
die Zulagenférderung um 69 Prozent.

Hohe der Forderung

Die durchschnittliche Hohe der Zulagen je Zulagenemp-
fanger betrug im Beitragsjahr 2009 316 Euro (alte Lander
329 Euro, neue Lander 275 Euro). Sie liegt bei Frauen um
rund 93 Euro héher als bei Mannern (vgl. Tabelle D.2.7).
Dies ldsst sich insbesondere auf den wesentlich hdheren
Anteil von Frauen mit Kinderzulagen zuriickfithren. Als
Grundzulage wurden im Durchschnitt gut 124 Euro und
als Kinderzulage 307 Euro gezahlt. Der seit dem Bei-
tragsjahr 2008 gewdhrte Grundzulageerhdhungsbetrag

(,,Berufseinsteiger-Bonus®) belief sich bei den berechtig-
ten Zulagenempfangern auf rund 172 Euro.

Im Jahr 2008 erhielten etwa 2,5 Millionen Steuerpflich-
tige3® eine iiber die Zulagen hinausgehende Steuerermai-
Bigung durch den Sonderausgabenabzug nach § 10a EStG
(vgl. Tabelle D.2.8, S. 94). Diese lag pro Steuerpflichti-
gem in den alten Ladndern mit 280 Euro deutlich hoéher als
in den neuen Landern mit 186 Euro.

Forderquoten

Die Zulagenquote der ZfA gibt den Anteil der Zulagen an
dem gesamten eingezahlten Beitrag (Eigenbeitrag plus Zu-
lagen) an. Knapp 30 Prozent der auf den Riester-Vertragen
eingegangenen Gesamtbetrige waren Zulagen (vgl. Ta-
belle D.2.9, S. 94). Zulagenempfanger in den neuen Lén-
dern erreichten eine etwas hohere Zulagenquote als die Zu-
lagenempfanger in den alten Landern. Frauen wurden mit
einer Zulagenquote von 40,5 Prozent stirker gefordert als
Maénner mit einer Zulagenquote von gut 18 Prozent. Hier
kommen insbesondere die bei Frauen iiberdurchschnittlich
hiufig gewidhrten Kinderzulagen zum Tragen.

3%) Zusammen veranlagte Ehegatten werden als ein Steuerpflichtiger ge-
zahlt.

Tabelle D.2.7

Durchschnittliche Zulagenhéhe fiir das Beitragsjahr 2009

Méznner | Frauen | Insgesamt
- in Euro -
Grundzulage 118 129 124
Grundzulageerhéhungsbetrag’ 172 173 172
Kinderzulage' 295 310 307
Gesamtzulagen 264 357 316

) bezogen auf die Zulagenempfianger mit Grundzulageerhdhungsbetrag bzw. Kinderzulagen
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Tabelle D.2.8

Zusitzliche steuerliche Forderung durch Sonderausgabenabzug

im Jahr 2008
e pes Durchschnittlicher
Region Steugrpfl_|cht|ge Abzugsbetrag
in Mio. .
(in Euro)
Deutschland 2,53 258
alte Lander 1,92 280
neue Lander 0,61 186

Tabelle D.2.9

Zulagenquoten! im Beitragsjahr 2009

Manner Frauen Insgesamt
Deutschland 18,3 % 40,5 % 29,6 %
alte Lander 17,7 % 41,3 % 29,3 %
neue Lander 21,4 % 37,7 % 30,8 %

D Anteil der Zulagen an dem gesamten flir ein Beitragsjahr auf ein Vorsorgekonto eingezahlten Betrag

Das Verhiltnis der gesamten staatlichen Férderung3® zum
Sparbeitrag wird als Foérderquote bezeichnet. Die Forder-
quote zur Riester-Rente fiir das Jahr 2008 betrug laut Sta-
tistischem Bundesamt fiir das Veranlagungsjahr 2008 im
Durchschnitt 44 Prozent*®. Wird nur die steuerliche For-
derung nach § 10a EStG betrachtet, betrdgt die Forder-
quote fiir 2008 16 Prozent (vgl. Tabelle D.2.10).

Werden die Forderquoten getrennt fiir Alleinstehende und
Verheiratete, jeweils ohne und mit Kindern betrachtet,
zeigt sich, dass Steuerpflichtige mit Kindern in beiden
Féllen eine deutlich hohere durchschnittliche Férderquote

39) Zulage und der dariiber hinausgehende Steuervorteil (§ 10a EStG).

40) Zu beachten ist hierbei, dass Bezieher geringer Einkommen in der
Einkommensteuerstatistik untererfasst sind und die Forderquoten
deshalb tendenziell zu niedrig ausgewiesen werden.

Tabelle D.2.10

aufweisen. Erkennbar ist auch, dass Steuerpflichtige mit
Kindern insbesondere von der Zulagenférderung profitie-
ren, die Kinderlosen eher von der iiber die Zulage hinaus-
gehenden steuerlichen Forderung (vgl. Tabelle D.2.10).

ExKkurs: ,,Basis-Rente*

Die rein steuerlich geforderte Basisrente (teilweise auch
,»Rirup-Rente* genannt) wurde mit dem Alterseinkiinfte-
gesetz zum 1. Januar 2005 eingefiihrt. Die Basisrente
steht grundsitzlich allen Steuerpflichtigen offen, soll je-
doch in erster Linie Selbststindigen den Aufbau einer
ausreichenden Alterssicherung erleichtern. Die Kriterien
sind weitgehend der gesetzlichen Rentenversicherung
nachgebildet. Bei der Basisrente handelt es sich somit um
private Vorsorgevertrdge, bei denen die Auszahlung als

Steuer- und Forderquote zur Riester-Rente im Jahr 2008

Grundtabellenfille Splittingfalle
Insgesamt (Alleinstehende) (Verheiratete)
ohne Kind mit Kinder ohne Kind mit Kinder
Steuerquote 15,6 % 18,6 % 14,1 % 16,8 % 10,3 %
Forderquote 43,6 % 36,7 % 46,2 % 31,3 % 50,4 %
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Tabelle D.2.11

Entwicklung der Zahl der Basisrenten-Vertrige (in Tsd.)

2005 2006 2007 2008

2009 2010 2011 112012 | 11/2012

Anzahl der

Vertrdge 153

327 602 855

1.092 | 1.228 | 1.488 | 1.530 | 1.552

lebenslange Rente erfolgen muss (ohne Kapitalwahl-
recht). AuBBerdem diirfen die erworbenen Anwartschaften
nicht beleihbar, nicht vererblich, nicht iibertragbar, nicht
verduBerbar und nicht kapitalisierbar sein.

Ende Juni 2012 belief sich die Zahl der abgeschlossenen
Basisrenten auf insgesamt rund 1,6 Millionen. Nach ei-
nem sehr dynamischen Anstieg direkt nach der Einfiih-
rung im Jahr 2005 zeigt sich auch bei der Basisrente am
aktuellen Rand, dass die Zuwéchse der Vertragszahl im
ersten Halbjahr 2012 geringer ausgefallen sind. Dies be-
statigt die Vermutung, dass die zeitgleich ebenso verhal-
tene Entwicklung bei den Riester-Renten wesentlich auch
auf iibergeordnete Einfliisse, insbesondere die Unsicher-
heiten im Kontext der schwierigen Situation an den
Finanzmaérkten zuriickzufiihren ist.

3 Verbreitung der zusatzlichen Alters-
vorsorge insgesamt

In den voranstehenden Abschnitten wurde die Verbrei-
tung der betrieblichen Altersversorgung und der Riester-
Forderung jeweils getrennt analysiert. In wieweit diese
beiden Formen der zusdtzlichen Altersvorsorge bei Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern kumuliert auftre-
ten, kann mit den verwendeten Datenquellen nicht ermit-
telt werden, sondern muss direkt bei den Personen erfragt
bzw. erhoben werden. Dementsprechend hat das Bundes-
ministerium fiir Arbeit und Soziales eine umfangreiche
Personenbefragung zur Verbreitung der Altersvorsorge in
Deutschland durchfiihren lassen, bei der sozialversiche-
rungspflichtig Beschiftigte im Alter zwischen 25 und un-
ter 65 Jahren befragt wurden*).

3.1 Statistische Erfassung der zusatzlichen
Altersvorsorge iiber Personen-

befragungen

Eine Personenbefragung zum Thema Altersvorsorge stellt
eine groBe Herausforderung dar, weil die befragten Perso-
nen hdufig nur bedingt iiber die entsprechenden Informa-
tionen und Kenntnisse zu ihrer eigenen Alterssicherung
verfiigen. Dies gilt insbesondere fiir die betriebliche Al-
tersversorgung, wie eine im Auftrag des Bundesministe-

4D Die Befragung wurde im Jahr 2011 durchgefiihrt und basiert auf ei-
ner Nettostichprobe von ca. 10 800 Personen.

riums fiir Arbeit und Soziales durchgefiihrte ,,Machbar-
keitsstudie fiir eine Personenbefragung zur betrieblichen
Altersversorgung® belegt*?). Eine Ursache hierfiir ist die
vergleichsweise hohe Komplexitit der betrieblichen Al-
tersversorgung mit u. a. fiinf Durchfiihrungswegen und
drei Finanzierungsformen in diversen Ausgestaltungsva-
rianten. Ergebnisse von Personenbefragungen zu diesem
Thema sind deshalb zwangsldufig nur bedingt belastbar,
da sie tendenziell eine Untererfassung beziiglich der Ver-
breitung liefern, weil viele Beschéftigte nicht wissen,
dass sie liberhaupt Anspriiche auf eine betriebliche Al-
tersversorgung haben bzw. sich in vielen Féllen nicht ak-
tiv mit diesem Thema beschéftigen (miissen). Demgegen-
iiber ist davon auszugehen, dass Personen eher nicht
angeben wiirden, eine betriebliche Altersversorgung zu
haben, wenn dies tatsdchlich nicht der Fall ist.

Auch die Ergebnisse der neuen Personenbefragung von
TNS Infratest Sozialforschung zeigen, dass die Anzahl
der Beschiftigten mit einer betrieblichen Altersversor-
gung untererfasst wurde. Insbesondere bei Direktzusagen
und Unterstiitzungskassen, bei denen die konkrete Ausge-
staltung stark durch kollektive Vereinbarungen geprigt
ist, wurde mit insgesamt 2,1 Millionen eine sehr geringe
Anzahl an Anwartschaften ermittelt. Die diesbeziiglich
als valide einzuschdtzende Trigerbefragung (siehe Ab-
schnitt D.1.2/Tabelle D.1.1) kommt demgegeniiber zu
rund 4,7 Millionen Beschiftigten mit Direktzusagen oder
Unterstiitzungskassen. Zwar konnten viele Personen
keine Angabe iiber die Art des Durchfiihrungswegs ihrer
betrieblichen Altersversorgung machen. Aber auch insge-
samt lieferte die Personenbefragung mit lediglich
12,1 Millionen Anwartschaften der betrieblichen Alters-
versorgung in der Privatwirtschaft (ohne Zusatzversor-
gung im &ffentlichen Dienst — ZOD), verglichen mit der
Tragerbefragung, ein deutlich zu niedriges Ergebnis.

Eine Ursache fiir die Tatsache, dass viele Beschéftigte
nicht wissen, ob bzw. dass sie in ihrem aktuellen Beschif-
tigungsverhiltnis Anspriiche auf eine betriebliche Alters-
versorgung erwerben, diirfte damit zusammenhéngen,
dass sie entweder keine Informationen dariiber erhalten
oder sie nicht ausreichend wahrnehmen, denn zumindest
bei Pensionskassen, Pensionsfonds sowie Direktversiche-
rungen ist — wie auch bei der gesetzlichen und der staat-

42) Vgl.: Statistisches Bundesamt: Wirtschaft und Statistik, Personenbe-
fragung zur betrieblichen Altersversorgung, August 2011, S. 786ff.
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Abbildung D.3.1

Anteil der Personen mit Kenntnis der Informationsschreiben nach Vorsorgeform

Grv |

Riester

z0D

BAV (ohne ZOD)
davon:
Direktversicherung
Pensionskasse/-fonds
Unterstiitzungskasse
Direktzusage

0

2

] 20%

lich geforderten privaten Altersvorsorge — eine jahrliche
Informationspflicht gesetzlich vorgeschrieben.

Nur die Hélfte der befragten Personen mit Anspriichen an
eine betriebliche Altersvorsorge in der Privatwirtschaft
gab an, ein jdhrliches Informationsschreiben erhalten zu
haben (vgl. Abbildung D.3.1). Hier ist die Wahrnehmung
der Informationsschreiben deutlich geringer als bei den
anderen abgefragten Vorsorgeformen. Den Versicherten
der Zusatzversorgung im Offentlichen Dienst lag nach ei-
genen Angaben zu 71 Prozent eine Jahresinformation vor.
Ebenso hoch war der Anteil der Riester-Sparer, die nach
eigenen Angaben eine Jahresmitteilung bzw. eine Be-
scheinigung nach § 92 EStG erhalten hatten. Demgegen-
iiber gaben immerhin 91 Prozent der Beschiftigten an,
dass ihnen eine Renteninformation der gesetzlichen Ren-
tenversicherung (GRV) iibersandt wurde.

Des Weiteren hat die Personenbefragung gezeigt, dass
mehr als die Hélfte der Befragten, denen ein Informa-
tionsschreiben zur betrieblichen Altersversorgung vorlag,
nicht in der Lage war, aus diesen Schreiben (korrekte)
Angaben zu den Gesamtbeitrigen oder zur Hohe der An-
wartschaften in den Fragebogen zu iibertragen. Demge-
geniiber konnten die Befragten zu fast 90 Prozent die
erworbenen Anwartschaften in der gesetzlichen Renten-
versicherung aus den standardisierten Renteninformatio-
nen angeben. Diese Ergebnisse sind zum einen auf die
Komplexitit der Betriebsrentenzusagen zuriickzufiihren,
die z. B. nicht immer zwangsldufig in einem Eurobetrag
erfolgen muss, sondern auch als Prozentsatz des kiinfti-
gen Endgehalts erfolgen kann. Die Ergebnisse legen aber

40%

80% 100%

auch den Befund nahe, dass ein relativ groler Anteil der
vorsorgenden Personen die Informationsschreiben der
Trager bzw. Anbieter der betrieblichen Altersversorgung
nicht versteht und der Kenntnisstand der Bevdlkerung im
Bereich der zusitzlichen Altersvorsorge insgesamt gering
ist.

Trotz der Untererfassung liefert die Personenbefragung
dennoch wichtige Hinweise auf die Verbreitung der zu-
sitzlichen Altersvorsorge vor allem in Bezug auf rele-
vante strukturelle Informationen zu den soziodemogra-
phischen Merkmalen der vorsorgenden Personen.

3.2 Befragungsergebnisse zur Verbreitung

der zusiatzlichen Altersvorsorge

Rund 71 Prozent der befragten Personen gab an, neben
der gesetzlichen Rentenversicherung eine zusétzliche Al-
tersvorsorge zu betreiben (vgl. Tabelle D.3.1). Auf die
rund 25,1 Millionen sozialversicherungspflichtig be-
schéftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im
Alter von 25 bis unter 65 Jahren bezogen, bedeutet dies,
dass nach eigenen Angaben somit fast 18 Millionen im
Rahmen einer betrieblichen Altersversorgung (BAV) und/
oder einer Riester-Rente fiir das Alter vorsorgen.

Der Tabelle D.3.1 ist dariiber hinaus zu entnehmen, dass
nach eigenen Angaben 56,4 Prozent der Befragten eine
Anwartschaft in der betrieblichen Altersversorgung er-
werben. Zudem haben 35,2 Prozent laufende Beitrdge in
einen Riester-Vertrag eingezahlt. Rund 20,2 Prozent der
Befragten gaben an, sowohl einen Riester-Vertrag als
auch eine betriebliche Altersversorgung zu haben. Wie
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Tabelle D.3.1

Kumulation von betrieblicher und zusiitzlicher Vorsorge

davon
i Mit BAV
Insgesamt Mit Mit Darunter
zus. AV BAV mit BAV
o Riester .
Gesamt | Davon ZOD ohne ZOD und Riester
Anzahl Beschaftigte 25,1 17,9 14,1 4.4 97 8,8 5,1
(in Mio.)
Anteil (in %) 100,0% 71,3% 56,4% 17,5% 38,8% 35,2% 20,2%

oben dargelegt, diirften die Ergebnisse der Personenbefra-
gung durch eine erhebliche Untererfassung gekennzeich-
net sein. Sie zeichnen daher nur ein unvollstindiges Bild
der Verbreitung der zusdtzlichen Altersvorsorge in
Deutschland.

Die Strukturinformationen aus der Personenbefragung
sind gleichwohl informativ und als belastbar einzustufen,
insbesondere was die grundsétzlichen Trends angeht. So
liegt der Anteil der Frauen mit einer zusitzlichen Alters-
vorsorge danach mit gut 72 Prozent leicht hoher als der
Anteil der Ménner mit 70,6 Prozent (vgl. Tabelle D.3.2).
Dies ist insbesondere auf eine hohere Verbreitung von
Riester-Vertrdgen unter den Frauen zuriickzuftihren (Frauen
38,2 Prozent, Mianner 32,6 Prozent). Im Bereich der be-
trieblichen Altersversorgung (ohne ZOD) sind Frauen
nach eigenen Angaben mit einer Verbreitungsquote von
rund 31 Prozent im Vergleich zu den Minnern mit
45,6 Prozent dagegen deutlich unterreprisentiert. Bei ei-
ner Gesamtbetrachtung der betrieblichen Altersversor-
gung gleicht sich dies durch den hohen Verbreitungsgrad
der ZOD bei Frauen (fast 25 Prozent) nahezu wieder aus.

Nach Angaben der Befragten ist die zusétzliche Alters-
versorgung mit rund 73 Prozent in den alten Landern*»
stirker verbreitet als in den neuen Lé&ndern mit rund
65 Prozent. Auch dieses Ergebnis ist insbesondere auf
den Verbreitungsgrad der betrieblichen Altersversorgung
(ohne ZOD) zuriickzufiihren, welcher in den neuen Lin-
dern bei 27,9 Prozent und in den alten Landern bei
41,5 Prozent liegt. Andererseits liegt der Anteil der Be-
fragten sowohl mit einem Riester-Vertrag als auch mit ei-
ner zusdtzlichen Altersversorgung im &ffentlichen Dienst
in den neuen Léndern iiber dem entsprechenden Anteil in
den alten Landern (vgl. Tabelle D.3.2).

Im Rahmen der Personenbefragung wurden die Befragten
u. a. nach ihrer Staatsangehorigkeit und dem Vorliegen
eines Migrationshintergrundes befragt. Den Angaben
zufolge sorgen 63,3 Prozent der Befragten mit nichtdeut-
scher Staatsangehorigkeit und rund 71 Prozent der Be-
fragten mit Migrationshintergrund zusitzlich fiir das Al-
ter vor. Allerdings sind diese Daten nur bedingt belastbar,

43) Ohne Berlin.

Tabelle D.3.2

Anteil der Befragten mit zusitzlicher Altersvorsorge nach Geschlecht und Region

davon
Mit Mit BAV Mit Darunter
zus. AV ) BAV Riester mit BAV
Gesamt |DavonZOD| . 70D lester | .nd Riester

Gesamt 71,3% 56,4% 17,5% 38,8% 35,2% 20,2%
Manner 70,6% 57,3% 11,7% 45,6% 32,6% 19,3%
Frauen 72,1% 55,3% 24,4% 30,9% 38,2% 21,4%
Alte Lander 72,8% 59,0% 17,4% 41,5% 34,9% 21,0%
Neue Lander 64,9% 45,8% 17,9% 27,9% 36,3% 17,2%
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da die Teilnahmebereitschaft dieser Personengruppen an
der Befragung vergleichsweise gering war und die Repré-
sentativitit dieser Ergebnisse deshalb statistisch nicht ge-
sichert ist.

Unter den Befragten im Alter von 35 bis unter 45 Jahren
ist die zusétzliche Altersvorsorge mit 74 Prozent am wei-
testen verbreitet (vgl. Tabelle D.3.3). Dies ist insbeson-
dere auf die relativ hohe Verbreitung der betrieblichen
Altersversorgung (ohne ZOD) von rund 42 Prozent zu-
riickzufithren. Der hochste Anteil an Riester-Versicherten
ist hingegen mit ebenfalls rund 42 Prozent in der Alters-
gruppe mit 25 bis unter 35 Jahren zu finden. Vor diesem
Hintergrund ist davon auszugehen, dass die Verbreitungs-
quote der zusitzlichen Altersvorsorge in den néchsten
Jahren schon allein aus strukturellen Griinden weiter zu-
nehmen wird, wenn die élteren Beschéftigten im Alter
von 55 bis unter 65 Jahren im Zeitablauf zunehmend in
den Ruhestand eintreten. Diese Personengruppe weist
nach eigenen Angaben mit rund 66 Prozent derzeit den
niedrigsten Anteil der Befragten mit einer zusitzlichen Al-
tersvorsorge auf. Dies ist vor allem auf den erwartungsge-
mal relativ niedrigen Verbreitungsgrad der Riester-Vor-
sorge bei den Alteren zuriickzufiihren.

Beschiftigte mit Kindern unter 18 Jahren betreiben nach
eigenen Angaben deutlich hiufiger eine zusitzliche Alters-
vorsorge als Beschéftigte ohne Kinder (vgl. Tabelle D.3.4).
Die Verbreitungsquote der zusétzlichen Altersvorsorge
liegt bei den Personen mit Kindern unter 18 Jahren mit
knapp 77 Prozent um fast 8 Prozentpunkte iiber der ent-
sprechenden Quote bei den Befragten ohne Kinder unter
18 Jahren (69 Prozent). Insbesondere der Anteil der Be-
fragten mit einem Riester-Vertrag steigt mit jedem Kind
stark an. Er ist bei Personen mit 3 und mehr Kindern mit
rund 57 Prozent beinahe doppelt so hoch, wie bei Perso-

Tabelle D.3.3

nen ohne Kinder (rund 30 Prozent). Dies diirfte insbeson-
dere auf die starken Anreize der Kinderzulagen zuriickzu-
fihren sein, die im Rahmen der Riester-Forderung
gewihrt werden.

Bezogen auf die berufliche Bildung zeigt die Personenbe-
fragung einen starken Zusammenhang zwischen dem Bil-
dungsstand und dem Vorliegen einer zusétzlichen Alters-
vorsorge (vgl. Tabelle D.3.5). Wihrend sich der Anteil
der Befragten ohne einen beruflichen Ausbildungsab-
schluss mit einer zusitzlichen Altersvorsorge auf rund
55 Prozent belduft, liegt er bei Beschéftigten mit einem
Hochschulabschluss bei rund 79 Prozent. Insbesondere
die Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung steigt
mit dem beruflichen Bildungsniveau an. In der Tendenz
ist dies auch bei der Verbreitung der Riester-Vorsorge zu
beobachten.

Hinsichtlich des Umfangs der Erwerbstatigkeit zeigt die
Personenbefragung nur geringe Unterschiede zwischen
dem Anteil der Vollzeitbeschiftigten und der Teilzeitbe-
schiftigten mit einer zusidtzlichen Altersvorsorge (vgl.
Tabelle D.3.6, S. 100). Demnach belduft sich der Anteil
der Befragten, die 30 und mehr Stunden pro Woche er-
werbstdtig sind, genau wie der Anteil derer, die weniger
als 30 Stunden pro Woche erwerbstitig sind, auf gut
71 Prozent. Dieser Befund &ndert sich jedoch, wenn nur
die betriebliche Altersversorgung betrachtet wird. Hier
liegt der Anteil der Befragten mit einer Vollzeittatigkeit
bei 57,5 Prozent und bei Personen mit Teilzeittétigkeit bei
rd. 51 Prozent. Bei der Verbreitung der Riester-Vorsorge
verhilt es sich umgekehrt: Von den Befragten mit 30 und
mehr Arbeitsstunden pro Woche haben lediglich knapp
34 Prozent einen Riester-Vertrag, wohingegen gut 43 Pro-
zent der Befragten mit weniger als 30 Arbeitsstunden pro
Woche eine Riester-Vorsorge betreiben.

Anteil der Befragten mit zusiitzlicher Altersvorsorge nach Alter

davon
Mit Mit BAV Mit Darunter
zus. AV ) BAV Riester | MitBAV
Gesamt |Davon ZOD ohne ZOD leste und Riester

Gesamt 71,3% 56,4% 17,5% 38,8% 35,2% 20,2%
25 bis unter 35 Jahre | 70,0% 50,0% 13,9% 36,2% 42,1% 22,1%
35 bis unter 45 Jahre | 74.0% 57,3% 15,4% 41,9% 40,7% 24,0%
55 bis unter 65 Jahre 65,9% 58,7% 23,0% 35,7% 16,8% 9,6%
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Tabelle D.3.4

Anteil der Befragten mit zusitzlicher Altersvorsorge nach Anzahl der Kinder
(unter 18 Jahren)

davon
Mit Mit BAV Mit Darunter
zus. AV ] BAV Rioster | Mt BAV
Gesamt |Davon ZOD ohne ZOD und Riester

Gesamt 71,3% 56,4% 17.5% 38,8% 35,2% 20,2%
Sﬁigh}?ﬁg‘: 69,0% 56,1% 17,6% 38,5% 30,2% 17.3%
iﬁs}im‘:ﬂe 76,9% 57,2% 17,2% 40,0% 47,2% 27.5%
mit 1 Kind 74,6% 56,1% 18,3% 37,8% 43,9% 25,3%
mit 2 Kindern 80,3% 59,2% 15,6% 43,7% 50,8% 29,8%
mit 3 u. mehr Kindern 79,5% 56,2% 16,5% 39,7% 56,8% 33,5%

Tabelle D.3.5

Anteil der Befragten mit zusiitzlicher Altersvorsorge nach beruflicher Bildung

davon
Mit Mit BAV Mit Darunter
zus. AV . BAV Ri It mit BAV
Gesamt Davon ZOD ohne ZOD lester und Riester
Gesamt 71,3% 56,4% 17,5% 38,8% 35,2% 20,2%
ohne beruflichen 55,2% 39,3% 13,4% 25,9% 26,7% 10,8%

Ausbildungsabschluss

mit Lehre/Gesellen-
prifung oder 69,2% 53,3% 16,8% 36,5% 35,2% 19,3%
Berufsfachschule

mit Meister- oder

. N 74,8% 62,4% 13,6% 48,8% 31,2% 18,8%
Technikerprifung

mit Fachhochschul-/

0, 0, 0, 0, 0, 0,
Hochschulabschluss 79,0% 66,2% 20,8% 45,4% 38,2% 25,4%

sonstiger Abschluss 73,5% 62,0% 26,7% 35,3% 35,1% 23,4%
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Tabelle D.3.6

Anteil der Befragten mit zusatzlicher Altervorsorge nach Anzahl der Arbeitsstunden

davon
Mit Mit BAV Mit Darunter
zus. AV o BAV Rieslter mit BAV
Gesamt Davon ZOD ohne ZOD und Riester
Gesamt 71,3% 56.4% 17,5% 38,9% 35.2% 20,3%
xt)g’gsi'tu?zz; Woehe | 71:3% 57,5% 16,1% 41,4% 33,6% 19,7%
mit unter 30 o o o o o o
AbaitsatondonWoche | 7112% 50,8% 25.2% 25.7% 43,3% 22.9%

Wie bei dem Merkmal ,,Bildungsniveau* zeigt sich auch
beim Einkommen, dass Beschéftigte mit einem hdheren
Bruttolohn/-gehalt nach eigenen Angaben héufiger iiber
eine zusitzliche Altersvorsorge verfligen als Beschéftigte
mit einem niedrigeren Bruttolohn (vgl. Abb. D.3.2). Per-
sonen mit einem Bruttolohn von unter 1 500 Euro haben
in 58 Prozent der Fille eine zusétzliche Altersvorsorge,
wohingegen dies auf 86 Prozent der Personen mit einem
Bruttolohn von iiber 4 500 Euro zutrifft (vgl. Tabel-

Abbildung D.3.2

le D.3.7). Allerdings resultiert dieser positive Zusammen-
hang zwischen Verbreitung und FEinkommen aus-
schlieBlich aus der Verbreitung der betrieblichen Alters-
versorgung, welche nahezu linear mit dem Bruttolohn
ansteigt. Im Gegensatz dazu geht der Anteil der Beschif-
tigten mit einem Riester-Vertrag bei steigendem Brutto-
lohn tendenziell sogar leicht zuriick. Hier zeigt sich die
gerade fiir Geringverdiener besonders lohnende Riester-
Forderung.
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Tabelle D.3.7

Anteil der Befragten mit zusiitzlicher Altersvorsorge nach der Hohe des Bruttolohns

davon
mtl. Bruttolohn Ohne Mit _ Darunter
(in Euro) zus. AV zus. AV Mit BAV .Mlt mit BAV

Riester .

und Riester

unter 1.500 42,0% 58,0% 30,7% 41,6% 14,4%
1.500 bis unter 2.500 36,0% 63,9% 45,9% 36,0% 17,9%
2.500 bis unter 3.500 25,3% 74,7% 64,5% 31,6% 21,4%
3.500 bis unter 4.500 16,9% 83,1% 74,3% 32,8% 24,0%
4.500 und mehr 13,8% 86,2% 78,0% 35,4% 27,2%
Gesamt 28,7% 71,3% 56,4% 35,2% 20,2%

Insgesamt wird deutlich, dass gerade die Bezieher geringer
Einkommen noch zu wenig zusitzlich fiir das Alter vorsor-
gen. Rund 42 Prozent der Geringverdiener, das sind knapp
1,8 Millionen der gut 4,2 Millionen erfassten sozialversi-
cherungspflichtig Beschéftigten mit einem Bruttolohn
von weniger als 1 500 Euro pro Monat, haben weder eine
betriebliche Altersversorgung noch einen Riester-Ver-
trag*¥. Gut zwei Drittel davon sind Frauen (knapp 1,3 Mil-
lionen), obwohl die Verbreitung der zusitzlichen Vor-
sorge unter gering verdienenden Frauen mit rd. 59 Pro-
zent hoher ist als bei Ménnern mit rd. 38 Prozent.

3.3 Hohe der Eigenbeitrage zur zuséatzlichen
Altersvorsorge

Bei der Frage nach der Verbreitung der zusétzlichen Al-
tersvorsorge ist fiir eine Gesamtbewertung auch der Um-
fang der Altersvorsorge in den Blick zu nehmen. Fiir die
zukiinftige Hohe der Alterssicherungsleistungen sind die
Gesamtbeitrdge zur zusitzlichen Altersvorsorge relevant.
Im Fall der betrieblichen Altersversorgung sind dies die
Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeitrige, bei der Riester-
Rente die Summe aus Eigenbeitrdgen und Zulagen. Ins-
besondere beziiglich der betrieblichen Altersversorgung
muss jedoch konstatiert werden, dass aufgrund der kom-
plexen Natur der Betriebsrentenzusagen keine validen
Daten zu den Gesamtbeitridgen erhoben werden konnten.
Den Befragten liegen die dafiir notwendigen jahrlichen
Informationsschreiben nicht in hinreichender Zahl vor

44 Zum Vergleich: tiber alle Einkommensklassen hinweg, gaben rd.
29 Prozent der Befragten an, liber keine zusdtzliche Altersvorsorge
zu verfligen.

bzw. sie konnten mehrheitlich die darin enthaltenen Infor-
mationen nicht angeben.

Vor diesem Hintergrund kénnen ausschlieBlich die durch-
schnittlichen von den Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern selbst geleisteten Beitrdge (Eigenbeitrige)
analysiert werden. Diese liegen bei der betrieblichen Al-
tersversorgung (ohne ZOD) bei rund 108 Euro im Monat
(vgl. Tabelle D.3.8). Dies entspricht ca. 3,4 Prozent des
durchschnittlichen Bruttolohns. Bei der Zusatzversorgung
im offentlichen Dienst beliefen sich die durchschnittli-
chen Eigenbeitrdge auf mtl. rund 28 Euro bzw. auf einen
Eigenanteil von 1,1 Prozent des Bruttolohns.

Bei den befragten Riester-Versicherten betrug der durch-
schnittliche Eigenbeitrag monatlich rund 75 Euro; das
entspricht im Durchschnitt rund 2,8 Prozent des Brutto-
lohns. Bei den Riester-Vertragen ergibt sich der Gesamt-
beitrag, also der tatsachlich fiir das Alter eingezahlte Be-
trag, jedoch nicht nur aus den genannten Eigenbeitrdgen,
sondern auch aus den im Rahmen der staatlichen Forde-
rung gewéhrten Zulagen. Aufgrund der Fordersystematik
wird bei der Riester-Rente die ungekiirzte Zulage nur ge-
wihrt, wenn Eigenbeitrag und Zulage insgesamt 4 Pro-
zent der beitragspflichtigen Einnahmen betragen. Bei
einem Durchschnittsverdiener mit z. B. 30 000 Euro Jah-
resgehalt betragen die Eigenbeitrige aufgrund der gewéhr-
ten Grundzulage in Hohe von 154 Euro ca. 3,5 Prozent.
Kommen Kinderzulagen hinzu, fallt der Eigenbeitrag
deutlich niedriger aus, z. B. ist bei zwei Kinderzulagen
fiir nach 2007 geborene Kinder (300 Euro pro Kind) nur
noch ein Eigenbeitrag von 1,5 Prozent zu entrichten (bei
vor 2008 geborenen Kindern mit einer Kinderzulage von
185 Euro pro Kind 2,3 Prozent).



Drucksache 17/11741 -102 - Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode

Tabelle D.3.8

Hohe der durchschnittlichen Eigenbeitrige> der Befragten

BAV (ohne ZOD) Z0D Riester
- monatlich in Euro -
Gesamt 108,3 28,4 75,4
Manner 116,0 35,7 91,5
Frauen 96,5 24,3 59,4
Alte Lander 111,0 25,1 77,8
Neue Lander 92,4 41,5 66,0
- in % des Bruttolohns -
Gesamt 3,4 1,1 2,8
Manner 3.1 1,1 2,8
Frauen 3.9 1,0 2,8
Alte Lander 3.4 0,9 2,8
Neue Lander 3,5 1,5 3,0

Abbildung D.3.3

Hohe der mtl. Eigenbeitrige zur zusitzlichen Altersvorsorge nach dem Bruttolohn
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Die absolute Hohe der Eigenbeitrage liegt bei Ménnern
regelmiBig iiber den absoluten Betrdgen der Frauen. In
Relation zum Bruttolohn legen Frauen in der betriebli-
chen Altersversorgung (ohne ZOD) mit 3,9 Prozent hin-
gegen einen deutlich hoheren Anteil ihres Gehalts fiir die
Altersvorsorge zuriick als Ménner (3,1 Prozent). Bei den
Riester-Vorsorgenden ist der relative Eigenbeitrag der be-
fragten Ménner und Frauen im Durchschnitt etwa gleich
hoch. Eine regionale Differenzierung der Eigenbeitrige
verdeutlicht, dass in den neuen Lindern sowohl zur be-
trieblichen Altersversorgung als auch bei der Riester-Vor-
sorge ein hoherer Anteil des Bruttolohns fiir die Eigenbei-
trage aufwendet wird als in den alten Landern. Die
absoluten Durchschnittsbetrige sind allerdings in den al-
ten Landern bei der betrieblichen Altersversorgung (ohne
ZOD) und bei der Riester-Vorsorge hoher.

Besonders hervorzuheben ist, dass die befragten Beschaf-
tigten mit einem hoheren Bruttolohn einen geringen An-
teil ihres Bruttolohns fiir eine zusétzliche Altersvorsorge
aufwenden als Beschéftigte mit einem niedrigeren Brutto-
lohn (vgl. Abbildung D.3.3). Dies gilt insbesondere fiir
die betriebliche Altersversorgung (ohne ZOD), in welche
die Personen mit einem Bruttolohn von unter 1 500 Euro
mehr als 5,5 Prozent dieses Lohnes als Eigenbeitrag ein-
zahlen. Im Gegensatz hierzu liegt der entsprechende
durchschnittliche Eigenbeitrag der Personen mit einem
Bruttolohn von {iber 4 500 Euro unter 3 Prozent des je-
weiligen Bruttolohns. Auch bei den Beschiftigten mit ei-
nem Riester-Vertrag geht die relative Hohe des Eigenbei-
trags tendenziell mit einem steigenden Bruttolohn zuriick.
Die relative Vorsorgeleistung aus Eigenbeitrégen ist dem-
nach bei Geringverdienern grof3er als bei Beziehern hohe-
rer Einkommen.

4 Zusammenfassung

Grundsitzlich ist die nach zehn Jahren der staatlichen
Forderung erreichte Verbreitung der zusédtzlichen Alters-
vorsorge mit 19,6 Millionen Betriebsrentenanwartschaf-
ten und 15,6 Millionen Riester-Vertrdgen erfreulich. In
der letzten Dekade konnten deutliche Fortschritte erzielt
werden. Zudem lésst die Altersstruktur der aktuell Vor-
sorgenden vermuten, dass die Verbreitungsquote der zu-
satzlichen Altersvorsorge in den ndchsten Jahren schon
allein aus strukturellen Griinden weiter zunehmen wird.
Denn Jiingere verfiigen iiberdurchschnittlich haufig tiber
eine zusitzliche Altersvorsorge und die Alteren, bei
denen der Verbreitungsgrad der Riester-Vorsorge ver-
gleichsweise geringer ist, werden in den Ruhestand ein-
treten. Bezogen auf die Zahl der sozialversicherungs-
pflichtig Beschiftigten im Alter von 25 bis unter
65 Jahren diirften mittlerweile deutlich mehr als 70 Pro-
zent der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einen An-
spruch auf eine Zusatzrente aus der betrieblichen Alters-
versorgung oder aus einer Riester-Rente haben.

Gleichwohl wird deutlich, dass eine flichendeckende Ver-
breitung der zusitzlichen Altersvorsorge unter den sozial-
versicherungspflichtig Beschéftigten bisher nicht in vollem

Umfang erreicht ist. Insbesondere zeigte sich, dass weniger
gut gebildete Personen und Bezieher geringer Einkommen
noch zu wenig zusitzlich fiir das Alter vorsorgen.

Im Ubrigen gilt es, die Rahmenbedingungen fiir die staat-
lich geforderte private Altersvorsorge weiter zu verbes-
sern und notwendige Korrekturen vorzunehmen. Dazu
hat die Bundesregierung den Entwurf eines Altersvor-
sorge-Verbesserungsgesetzes beschlossen. Darin werden
zentrale Kritikpunkte beriicksichtigt, indem der Verbrau-
cherschutz gestirkt und weitere wirksame Anreize fiir
den Aufbau einer zusidtzlichen Altersvorsorge gesetzt
werden. Der Entwurf enthélt neben Regelungen zur Ein-
fithrung eines verpflichtenden Produktinformationsblattes
u.a. auch Vereinfachungen bei der Eigenheimrente
(,,Wohn-Riester) sowie steuerliche Verbesserungen bei
der Basis- (,,Riirup“-) Rente. Die wesentlichen Punkte im
Einzelnen:

— Bei einem Anbieterwechsel werden die Wechselkos-
ten beim Altanbieter auf 150 Euro gedeckelt und die
Abschluss- und Vertriebskosten beim neuen Anbieter
begrenzt, indem maximal 50 Prozent des geforderten
iibertragenen Kapitals bei der Berechnung der Ab-
schluss- und Vertriebskosten beim neuen Anbieter
berticksichtigt werden. Auflerdem sind die Sparer bei
einem Wechsel in Zukunft ausdriicklich iiber die
damit verbundenen moglichen Folgen zu informie-
ren.

— Neu ist auch eine besondere Informationsverpflichtung
vor Beginn der Auszahlungsphase. Sparer kdnnen sich
dann auf der Grundlage der zu diesem Zeitpunkt fest-
stehenden Auszahlungssumme und der kiinftigen Ver-
waltungskosten Vergleichsangebote fiir die Renten-
phase einholen und ggf. den Anbieter wechseln.

— Dariiber hinaus soll die Moglichkeit der Invaliditéts-
absicherung tliber Riester-Vertrige verbessert werden.

— Bei der Basisversorgung im Alter (wozu auch die Ba-
sisrente gehort) wird das steuerliche Abzugsvolumen
von 20 000 auf 24 000 Euro p. a. angehoben und die
steuerlich begiinstigte Absicherung der Berufs- und
Erwerbsunfahigkeit verbessert. Unter bestimmten Vo-
raussetzungen ist kiinftig eine reine Berufs- oder Er-
werbsunfahigkeits-Absicherung moglich.

— Die Eigenheimrente (,,Wohn-Riester) wird verein-
facht. So wird zum Beispiel eine jederzeitige Kapital-
entnahmemdglichkeit aus einem gefordertem Alters-
vorsorgevermdgen, z. B. einem Riester-Vertrag, fiir die
Bildung und Entschuldung von selbstgenutztem
Wohneigentum schon in der Ansparphase geschaffen.
Die jahrliche Erhohung des Wohnforderkontos wird
von 2 Prozent auf 1 Prozent reduziert was die spétere
(nachgelagerte) Besteuerung in der Auszahlungsphase
vermindert. AuBlerdem wird die Wohn-Riester-Forde-
rung auch fiir Aufwendungen fiir den behindertenge-
rechten oder barrierereduzierenden Umbau in oder an
einer Wohnung erdffnet.
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Dariiber hinaus soll die Beteiligung der Versicherten an
den Risikoiiberschiissen verbessert werden. Eine kon-
krete Regelung wird derzeit vom Bundesministerium der
Finanzen erarbeitet. Risikoiiberschiisse entstehen, wenn
die von den Versicherern vorsichtig kalkulierten Lebens-
erwartungen iiber den tatsdchlichen Lebenserwartungen

liegen und somit weniger Leistungen als vorhergesagt
ausgezahlt werden.

Die voranstehenden Maflnahmen leisten einen wesentli-
chen Beitrag, um die private Vorsorge fiir das Alter und
den Verbraucherschutz in diesem Bereich zu stirken.
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Teil E Entwicklung des Gesamtversorgungs-
niveaus

1 Einleitung

Der Gesetzgeber hat die Bundesregierung verpflichtet,
die zukiinftige Entwicklung des Gesamtversorgungs-
niveaus, also das Verhiltnis von Alterseinkiinften zu
Erwerbseinkiinften, fiir ,typische” Rentnerinnen und
Rentner (z. B. im Jahr 2020 und 2030; siche Beschlussemp-
fehlung; Bundestagsdrucksache 15/2678 vom 10. Mérz
2004) im Alterssicherungsbericht darzustellen. Geméf
§ 154 Absatz 2 Nummer 5 SGB VI soll iiber

»die Hohe des Gesamtversorgungsniveaus, das fiir typi-
sche Rentner einzelner Zugangsjahrgéinge unter Bertick-
sichtigung ergénzender Altersvorsorge in Form einer
Rente aus einem geforderten Altersvorsorgevertrag sowie
einer Rente aus der Anlage der Nettoeinkommenserhd-
hung aus den steuerfrei gestellten Beitrdgen zur gesetzli-
chen Rentenversicherung und der steuerlichen Belastung
ermittelt wird*

berichtet werden. Diese Vorschrift wurde mit dem RV-
Nachhaltigkeitsgesetz vom 21. Juli 2004 (BGBI. 1 S. 1791)
in den § 154 Absatz 2 SGB VI aufgenommen.

Hintergrund dafiir war einerseits, dass mit den Rentenre-
formen 2001 (AVmG/AVmEG) und den weiteren Mal3-
nahmen 2004 (RV-Nachhaltigkeitsgesetz) der kiinftige
Rentenanstieg geddmpft wurde, um die Finanzierung der
gesetzlichen Rentenversicherung nachhaltig zu sichern.
Anderseits wurde die Forderung der privaten Altersvor-
sorge eingefiihrt und die Forderung der betrieblichen Al-
tersvorsorge weiter verbessert. Das mit der Ddmpfung der
Rentenanpassungen verbundene Absinken des Renten-
niveaus soll so durch den Aufbau einer privaten und/oder
betrieblichen Altersvorsorge kompensiert werden.

Zudem erfolgt mit den Regelungen des Alterseinkiinfte-
gesetzes (AltEinkG) seit dem Jahr 2005 der langfristig
angelegte Ubergang auf die nachgelagerte Besteuerung
von Alterseinkiinften. Dadurch werden zukiinftig die Bei-
trdge zum Aufbau einer Basisversorgung im Alter (gesetz-
liche Rentenversicherung, berufssténdische Versorgung,
Alterssicherung der Landwirte, Basisrente) vollstindig
von der Besteuerung freigestellt, im Gegenzug die Alters-
bzw. Rentenleistungen voll besteuert. Der Umstieg auf
die nachgelagerte Besteuerung ist so ausgestaltet, dass
der steuerfrei zu stellende Anteil der Beitrdge ab 2005
sukzessive bis zum Jahr 2025 auf 100 Prozent ansteigt
und im Gegenzug der steuerlich zu erfassende Anteil der
Alterseinkiinfte bis zum Jahr 2040 auf 100 Prozent an-
wichst.

Diese rechtlichen Regelungen haben Einfluss auf die Ent-
wicklung des zukiinftigen Gesamtversorgungsniveaus
von Rentnerinnen und Rentnern. Die bis zum Jahr 2003
iibliche Betrachtung des auf die Entwicklung der gesetzli-
chen Rente beschriankten Nettorentenniveaus ist nicht
mehr hinreichend, da die Versorgungswirkungen der ge-
forderten betrieblichen und/oder privaten Altersvorsorge
damit nicht erfasst werden. Dartiber hinaus bewirkt der
langfristig angelegte Umstieg auf die nachgelagerte Be-

steuerung von Alterseinkiinften, dass sich die Nettoalters-
einkiinfte — bei identischer Bruttorente — zukiinftig je
nach Jahr des Rentenzugangs unterscheiden, weil die
Hohe der auf die Renteneinkiinfte zu zahlenden Steuern
vom Rentenzugangsjahr abhéngig ist.

Die Vorschrift des § 154 Absatz2 Nummer 5 SGB VI
sieht fiir die Berechnung des Gesamtversorgungsniveaus
im Alter die Beriicksichtigung folgender Renten vor:

— eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung,

— eine Rente aus einem geforderten Altersvorsorgever-
trag (Riester-Rente)

— sowie eine Rente, die sich ergibt, wenn die Einsparun-
gen aus der Steuerfreistellung der Beitrige zur gesetz-
lichen Rentenversicherung nach dem Alterseinkiinfte-
gesetz flir eine ergénzende Altersvorsorge angespart
werden (Privat-Rente).

Dariiber hinaus sind die Auswirkungen des Altersein-
kiinftegesetzes, also die langfristig auftretende Steuerbe-
lastung auf Alterseinkiinfte, abzubilden.

Das Gesamtversorgungsniveau soll fiir ,,typische* Rent-
nerinnen und Rentner berechnet werden, um den Einfluss
verschiedener (Erwerbs-)Biografien vor dem Hintergrund
der Reformmafnahmen auf die Einkommenssituation im
Alter aufzuzeigen. Entsprechend werden nachfolgend
Modellrechnungen fiir die Entwicklung des Gesamtver-
sorgungsniveaus dargelegt, die nach Hohe des Einkom-
mens wihrend der Erwerbsphase, Dauer der Erwerbs-
phase, Familienstand und Elternschaft differenzieren.
Dabei geht es nicht um die Berechnung moglichst vieler
Einzelfille, sondern darum, das Spektrum kiinftiger Ver-
dnderungen, die letztlich bei jedem Einzelfall individuell
verschieden sind, auf wesentliche Erkenntnisse zu ver-
dichten.

Um Modellrechnungen tiber die zukiinftige Entwicklung
des Gesamtversorgungsniveaus zu erstellen, muss eine
Vielzahl von Annahmen getroffen werden. Hinsichtlich
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung und der Ent-
wicklung der gesetzlichen Renten werden dabei die
Annahmen und Projektionen des Rentenversicherungsbe-
richts 2012 tibernommen. Dariiber hinaus sind Erwerbs-
verldufe fiir verschiedene Fallbeispiele zu definieren. Die
Fallbeispiele werden dabei so ausgewihlt, dass die Aus-
wirkungen wesentlicher biografischer Aspekte, wie z. B.
Einkommenshdhe oder Kindererziehung auf das Gesamt-
versorgungsniveau deutlich werden.

Die Berechnungen haben modellhaften Charakter, damit
die treibenden Einfliisse deutlich werden konnen und
nicht durch Einzelaspekte iiberlagert werden. Es handelt
sich also nicht um empirische Analysen und nicht um
Prognosen. Ferner ist zu beachten, dass die Analyse des
zukiinftigen Gesamtversorgungsniveaus — wie jede Pro-
jektion zukiinftiger Entwicklungen — aufgrund der An-
nahmensetzung zwangsldufig erheblichen Unsicherheiten
unterliegt und die Ergebnisse daher mit gebotener Vor-
sicht zu interpretieren sind.
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2 Definition der Modellfélle

Mit der Auswahl der Modellfille ist zu gewihrleisten,
dass die Entwicklung des Gesamtversorgungsniveaus auf
der einen Seite verschiedene Rentenhdhen beriicksichtigt
und auf der anderen Seite auch weitere biografische As-
pekte (Familienstand, Elternschaft) abgedeckt werden.
Gleichzeitig muss die Anzahl der Modellfdlle begrenzt
bleiben, um eine klare und {iibersichtliche Interpretation
der Ergebnisse zu ermdglichen. Daher werden wie in den
Alterssicherungsberichten 2005 und 2008 drei Modell-
falle fir Alleinstehende mit verschiedenen Einkommens-
hohen und weitere drei Félle mit Familienbezug (Kinder,
Ehe) definiert. Dariiber hinaus werden fiir die nach Ein-
kommenshohe differenzierten Modellfélle Varianten be-
ziiglich der Dauer der Erwerbstitigkeit festgelegt. Ergin-
zend wird in diesem Alterssicherungsbericht ein weiterer
Modellfall mit einem geringen Einkommen dargestellt,
um die Auswirkungen einer Hoherbewertung von Zeiten
ab 1992 mit geringem Verdienst aufzuzeigen.

Fiir die Berechnung des Gesamtversorgungsniveaus ist es
erforderlich, die Erwerbs- bzw. Lebensbiografien der ein-
zelnen Modellfille zu definieren. Nur so kdnnen

die Rentenanspriiche aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung

die Hohe der Beitrige zu einem geforderten Altersvor-
sorgevertrag und die daraus resultierende Rente sowie

Abbildung E.1

— die Ersparnis aus der Steuerfreistellung der Beitrdge
zur gesetzlichen Rentenversicherung und damit die
Hohe der Beitrdge zur Privat-Rente sowie die sich da-
raus ergebende Privat-Rente

bestimmt werden. Daher werden die Biografien der Mo-
dellfélle fiir den Zeitraum von 45 Jahren vor Rentenein-
tritt in Bezug auf Erwerbstatigkeit, Familienstand und El-
ternschaft im Sinne typischer Auspriagungen bestimmt.

Die Auswahl der Modellfdlle mit verschiedenen Einkom-
mens- und damit Rentenhohen erfolgt auch vor dem
Hintergrund einer statistischen Auswertung des Renten-
zugangs nach Rentenzahlbetragsklassen. Dabei ist zu be-
achten, dass im Rentenzugang viele ,,Kleinrenten* enthal-
ten sind, die sich aufgrund sehr kurzer Beitragszeiten in
der gesetzlichen Rentenversicherung ergeben. Urséchlich
hierfiir sind meist sehr kurze Erwerbsbiografien, wie sie
insbesondere bei Frauen hdufig auftreten oder durch ei-
nen Wechsel des Versicherungsstatus von der GRV in ein
anderes System wie etwa die Beamtenversorgung entste-
hen. In diesen Féllen hat die gesetzliche Rente allein hin-
sichtlich der Einkommenssituation im Alter keine Aussa-
gekraft. Wie die Abbildung E.1 zeigt, weist die Mehrheit
der Ménner des Rentenzugangs 2011 mehr als 35 Jahre an
Beitragszeiten (vollwertige und beitragsgeminderte Zei-
ten) auf. Bei Frauen féllt der hohe Anteil an Rentenzu-
gingen auf, die weniger als 10 Jahre Beitragszeiten
erreicht und daher nur sehr kurze Zeit Beitrdge zur Ren-
tenversicherung entrichtet haben. Diese Personengruppe
ist jedoch typischerweise im Alter nicht allein auf die ei-

Altersrentenzuginge differenziert nach Beitragszeiten
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gene GRV-Rente angewiesen (vgl. Teile B und C). Haufig
wird das Haushaltseinkommen dieser Personengruppe
durch hohere Versorgungsanspriiche des Ehepartners
(dessen eigene Rente bzw. Hinterbliebenenrente) ergénzt.
Auch werden kiinftig in vielen Fillen die eigenen GRV-
Renten durch die ausgeweitete Anrechnung von Kinder-
erziehungszeiten verbessert.

Um Verzerrungen durch ,,Kleinrenten* zu vermeiden, er-
folgt die Auswahl der Einkommenshohen auf der Basis
der Rentenzugénge, denen mindestens 35 Versicherungs-
jahre zugrunde liegen. In der Abbildung E.2 ist der Ren-
tenzugang mit mindestens 35 Versicherungsjahren nach
Rentenzahlbetragsklassen dargestellt.

Im Bereich des Niveaus einer Netto-Standardrente, die in
den alten Landern im Jahr 2011 bei rund 1 104 Euro/Mo-
nat und in den neuen Léandern bei rund 980 Euro/Monat
lag, also zwischen 900 Euro und 1 100 Euro/Monat, sind
fast 65 000 Personen im Jahr 2011 in eine Altersrente ge-
gangen. Daher wird als erster Modellfall eine Person defi-
niert, die nach 45 Jahren Beschiftigung mit Durch-
schnittsverdienst eine Standardrente erhélt.

Fir den Modellfall mit niedrigerem Einkommen wird
eine 45-jahrige Beschéftigung mit 2/3 des Durchschnitts-
verdienstes gewdhlt, aus der eine 2/3 Standardrente er-
wichst. Dies entspricht etwa einem Zahlbetrag im Be-
reich von 600 Euro bis 800 Euro im Monat, welcher mit

gut 75 000 Zugingen in 2011 ebenfalls stark vertreten ist.
Spiegelbildlich hierzu wird fiir den Fall eines hohen Ein-
kommens mit einem um 1/3 iiber dem Durchschnitt lie-
genden Verdienst gerechnet, also mit einer Rente, die im
Bereich von 1 200 Euro bis 1 500 Euro pro Monat liegt.

Die nach Einkommenshoéhe differenzierten Modellfille
werden durch jeweils zwei Varianten ergidnzt, um exem-
plarisch die Auswirkungen von Zeiten der Arbeitslosig-
keit und von Liicken in der Erwerbsbiografie auf das Ge-
samtversorgungsniveau aufzuzeigen.

Dariiber hinaus wird ein weiterer Modellfall mit gerin-
gem Einkommen analysiert, bei dem ein hélftiges Durch-
schnittseinkommen und eine Beitragszahlung von
45 Jahren unter Beriicksichtigung einer Hoherbewertung
unterstellt wird*©.

Neben den genannten Modellfdllen werden auch Fami-
lienfédlle untersucht, um den Einfluss von Unterbrechun-
gen der Erwerbsbiografie zur Kindererziehung auf das
Gesamtversorgungsniveau aufzuzeigen. Als ein Fall wird
eine allein erziehende Person mit zwei Kindern, die die
Kinder annahmegemaf3 im Alter von 28 und 31 geboren
hat, definiert.

46) Dabei wird eine Hoherbewertung von Beitragszeiten fiir die Jahre ab
1992 um 50 Prozent unterstellt.

Abbildung E.2

Altersrentenzuginge mit mindestens 35 Versicherungsjahren
nach Rentenzahlbetragsklassen
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Annahmegemif ist diese Person in der iiberwiegenden
Zeit erwerbstdtig mit einem Einkommen in Héhe von
80 Prozent des Durchschnittsverdienstes. Jeweils in den
drei Jahren nach Geburt der Kinder geht diese Person kei-
ner Erwerbstétigkeit nach. Bis zum zehnten Lebensjahr
des jlingeren Kindes wird eine Halbtagsbeschéftigung mit
40 Prozent des Durchschnittsverdienstes unterstellt. Diese
Definition der Biografie gewédhrleistet, dass der Einfluss
der rentenrechtlichen Beriicksichtigung von Kindererzie-
hungs- und Beriicksichtigungszeiten abgebildet wird.

Neben dem Modellfall , Allein erziehend* werden zwei
weitere Familienfille definiert: Zum einen wird das Ge-
samtversorgungsniveau fiir ein Ehepaar berechnet, welches
sich aus dem Modellfall ,,Durchschnittsverdienende* und
dem Modellfall ,,Allein erziehend* zusammensetzt. Zum
anderen wird ein Ehepaarfall mit zwei Kindern gebildet,
bei dem der erste Partner dem Modellfall ,,Durchschnitts-
verdienende entspricht und der zweite Partner eine fiir
lange Zeit unterbrochene Erwerbsbiografie aufweist. Fiir
den zweiten Partner wird unterstellt, dass von der Geburt
des ersten Kindes im Alter 28 bis zum Alter 49, also dem
Zeitpunkt, an dem das zweite Kind 18 Jahre alt ist (Ge-
burt im Alter 31), keiner Erwerbstitigkeit nachgegangen
wird. In den Jahren vor der Geburt des ersten Kindes und
ab Alter 49 wird eine Beschéftigung mit 50 Prozent des
Durchschnittsverdienstes angenommen.

Zusammenfassend lassen sich die Modellfille wie folgt
charakterisieren*”). Die Félle 1 bis 6 entsprechen denjeni-
gen, die bereits im Alterssicherungsbericht 2008 analy-
siert wurden:

Fall 1 Durchschnittsverdienende, alleinstehende Person
mit 45 Jahren abhéngiger Beschiftigung mit
Durchschnittsverdienst gemd3 Anlage I SGB VI
(entspricht einer Standardrente),

Fall 2 2/3-Verdienende, alleinstehende Person mit 45 Jah-
ren abhédngiger Beschéftigung mit einem Verdienst
in Hohe von 2/3 des Durchschnittsverdienstes,

Fall 3 Besserverdienende, alleinstehende Person mit
45 Jahren abhéngiger Beschéftigung mit einem
Verdienst in Héhe von 1 1/3 des Durchschnittsver-
dienstes,

Fall 4 Allein erziehend mit Erwerbstétigkeit, alleinste-
hende Person mit zwei Kindern und 39 Jahren ab-
hingiger Beschéftigung mit 80 Prozent des Durch-
schnittsverdienstes (sechs Jahre ,,Kindererziechung
ohne Beschiftigung®, danach 7 Jahre Halbtags-
Beschiftigung),

Fall 5 Ehepaar mit Erwerbstitigkeit, Kombination von
Fall 1 und Fall 4, Ehepaar mit zwei Kindern und
45 Jahren abhdngiger Beschiftigung mit Durch-
schnittsverdienst des ersten Partners und 39 Jahren
abhédngiger Beschiftigung mit 80 Prozent des
Durchschnittsverdienstes des zweiten Partners,

47 Vgl. auch Abschnitt ,,Methodische Hinweise*.

Fall 6 Ehepaar mit unterbrochener Erwerbstitigkeit,
Ehepaar mit zwei Kindern und 45 Jahren abhingi-
ger Beschiftigung mit Durchschnittsverdienst des
ersten Partners und 24 Jahren abhéngiger Beschaf-
tigung mit 50 Prozent des Durchschnittsverdiens-
tes des zweiten Partners.

Fall 7 Geringverdienende mit Hoherbewertung, alleinste-
hende Person mit 45 Jahren abhéngiger Beschafti-
gung mit einem Verdienst in Hohe von 50 Prozent
des Durchschnittsverdienstes und angenommener
Hoherbewertung von Zeiten ab 1992.

Fiir die Berechnung des Gesamtversorgungsniveaus miis-
sen weitere Annahmen getroffen werden, die fiir alle Mo-
dellfille gleichermaf3en gelten:

— Im Alter von 17 bis 19 Jahren bzw. bis zum Berufsein-
tritt treten annahmegeméal keine rentenrechtlich rele-
vanten Zeiten auf.

— In den Féllen mit Kindern wird beriicksichtigt, dass
die Rentenanspriiche aus Kindererziehungs- und Be-
riicksichtigungszeiten vom Jahr der Geburt der Kinder
abhéngig sind. Daher ergeben im Zeitablauf Geburten
nach 1991 eine verbesserte Bewertung der Kinderer-
ziehungszeiten und damit hohere Rentenanspriiche fiir
spitere Rentenzugangsjahrgénge. Die Kinder werden
annahmegemall im Alter von 28 bzw. 31 Jahren der
Frau geboren.

— Waihrend der gesamten Biografie wird der Mindestei-
genbeitrag, mindestens jedoch 60 Euro pro Jahr, in ei-
nen privaten Altersvorsorgevertrag (Riester-Rente)
eingezahlt. Der Gesamtbeitrag in den privaten Alters-
vorsorgevertrag (Mindesteigenbeitrag + Zulage) ent-
spricht damit 4 Prozent der maf3geblichen Einnahmen
(hier des i. d. R. Vorjahresbruttolohns).

— Die sich aus den Verdnderungen des Alterseinkiinfte-
gesetzes ergebende Steuerersparnis aus der Steuerfrei-
stellung der Beitrdge zur gesetzlichen Rentenversiche-
rung (RV-Beitrdge) wird angespart und in einen
privaten Rentenversicherungsvertrag eingezahlt. Da-
mit wird bei der Ermittlung des Gesamtversorgungsni-
veaus rechnerisch beriicksichtigt, dass die im Zeitver-
lauf zunehmende Besteuerung im Alter mit einer im
Zeitverlauf zunehmenden steuerlichen Entlastung in
der Erwerbsphase einhergeht.

— Zur Gewdhrleistung der Vergleichbarkeit im Zeitab-
lauf wird die Beitragsdauer in den einzelnen Modell-
féllen konstant gehalten. Der Renteneintritt erfolgt zur
jeweils giiltigen Regelaltersgrenze. Bei gleichem Be-
rufseinstiegsalter kdme es anderenfalls aufgrund der
Anhebung der Regelaltersgrenze zu langeren Erwerbs-
biografien und damit zu hoheren Rentenanwartschaf-
ten und entsprechend auch zu héheren Gesamtversor-
gungsniveaus im Zeitverlauf. Bei der Berechnung des
Gesamtversorgungsniveaus ist grundsétzlich von vor-
zeitigen Rentenzugédngen mit Abschldgen zu abstra-
hieren, da sich die lingere Rentenbezugsdauer bei der
Berechnung des Gesamtversorgungsniveaus nicht aus-
wirkt.
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3 Entwicklung des Gesamtversorgungs-
niveaus

Die Entwicklung des Gesamtversorgungsniveaus, wel-
ches die Alterseinkiinfte aus der gesetzlichen Rente, einer
Riester-Rente und einer Privat-Rente aus der Ersparnis
der Steuerfreistellung der RV-Beitrdge in Relation zum
Erwerbseinkommen setzt, wird nachfolgend zunichst fiir
die sechs Modellfédlle im Einzelnen und anschlieBend im
Vergleich dargestellt. Die Methodik und die Annahmen,
auf denen die Projektionen des Gesamtversorgungsni-
veaus basieren, sind am Ende von Teil E dargestellt.

Das Gesamtversorgungsniveau ist aufgrund der weiter
gefassten Definition nicht mit dem im Rentenversiche-
rungsbericht dokumentierten Sicherungsniveau vor Steu-
ern vergleichbar. Zum einen werden beim Gesamtversor-
gungsniveau neben der gesetzlichen Rente auch die
Riester-Rente und die Privat-Rente einbezogen. Zum an-
deren beriicksichtigt das Netto-Gesamtversorgungsniveau
— anders als das Sicherungsniveau vor Steuern — die auf
das Erwerbseinkommen und die Alterseinkiinfte zu zah-
lenden Steuern.

Modellfall 1 ,,Durchschnittsverdienende*

Das Brutto-Gesamtversorgungsniveau von Durchschnitts-
verdienenden, deren gesetzliche Rente einer Standard-
rente entspricht, betrdgt im Jahr 2012 47,4 Prozent und
ergibt sich aus der gesetzlichen Rente und einem geringen
Anteil einer Riester- und einer Privat-Rente (siehe Ta-
belle E.1). Fiir Rentenzugédnge im Jahr 2015 liegt das
Brutto-Gesamtversorgungsniveau aufgrund der ver-
gleichsweise starken Reduktion des Bruttorentenniveaus
der gesetzlichen Rentenversicherung leicht unter dem
Startwert. Ursache hierfiir ist der in den nichsten Jahren
noch anstehende Abbau des Ausgleichsbedarfs, mit dem
die unterbliebenen Rentenminderungen aus der ersten
Halfte des letzten Jahrzehnts nachgeholt werden. Bis zum
Jahr 2030 ergibt sich ein Anstieg des Brutto-Gesamtver-
sorgungsniveaus um 1,9 Prozentpunkte.

Dabei wird die gesetzliche Rente relativ an Bedeutung
verlieren, bis zum Jahr 2030 sinkt das Bruttorentenniveau
auf 40,6 Prozent. Dieser Riickgang wird vor allem durch
den Aufbau der Riester-Rente, aber auch durch die Pri-
vat-Rente iiberkompensiert.

Das Netto-Gesamtversorgungsniveau steigt bis zum Jahr
2030 von gegenwiértig 70,7 Prozent auf 72,8 Prozent an.
Die steigenden Ertrdge aus der Riester-Rente und der Pri-
vat-Rente {ibersteigen den Riickgang des Bruttorentenni-
veaus. Dieser Effekt ist im Hinblick auf das Netto-Ge-
samtversorgungsniveau grofler als die Belastungen aus
dem steigenden Anteil der zu versteuernden gesetzlichen
Rente. Wie bereits ausgefiihrt, sind diese Werte des
Netto-Gesamtversorgungsniveaus nicht mit der Entwick-
lung des Sicherungsniveaus vor Steuern vergleichbar,
welches bei derselben Fallkonstellation im Jahr 2012 bei
rund 49,6 Prozent liegt und geméaB § 154 Absatz 3 Satz 2
SGB VI bis zum Jahr 2030 nicht unter 43 Prozent sinken
darf.

Wird fiir den betrachteten Fall keine geschlossene Er-
werbsbiografie unterstellt, hat das Auswirkungen auf das
Gesamtversorgungsniveau. Aufgrund fehlender Beitrags-
zeiten im Falle einer rentenrechtlichen Liicke bzw. auf-
grund geringerer Entgeltpunkte im Falle der Arbeitslosig-
keit kommt es zu einem geringeren Rentenzahlbetrag und
gemessen an einem gleich hohen Nettoentgelt auch zu ei-
nem geringeren Gesamtversorgungsniveau. Die Tabelle E.2
zeigt exemplarisch die Auswirkungen auf das Gesamtver-
sorgungsniveau, wenn keine geschlossene Erwerbsbio-
grafie vorliegt, sondern eine fiinfjdhrige Arbeitslosigkeit
bzw. eine rentenrechtliche Liicke von 5 Jahren in der Bio-
grafie vorhanden sind.*®)

Das Brutto-Gesamtversorgungsniveau liegt im Jahr 2012
bei einer Arbeitslosigkeit von 5 Jahren mit 44,0 Prozent
rund 3,4 Prozentpunkte niedriger als bei einer geschlosse-
nen Erwerbsbiografie. Dieser Effekt ist unmittelbare

4% Vgl. hierzu die methodischen Hinweise in Abschnitt 5.

Tabelle E. 1
Gesamtversorgungsniveau: Modellfall 1 ,,Durchschnittsverdienende
Brutto- darunter aus Netto-
Renten- Gesamt- Gesamt-
zugangs- | versorgungs- Riester- Privat- versorgungs-
jahr niveau GRV Rente Rente niveau
% % % % %

2012 47.4 45,5 1,7 0,2 70,7
2015 47.4 44.6 2,4 0,4 70,1
2020 48,5 44,0 3,7 0,9 70,9
2025 48,8 42,3 4,9 1,6 71,8
2030 49,3 40,6 6,2 2,5 72,8
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Tabelle E.2

Variation der Erwerbsverlaufe fiir Modellfall 1 ,,Durchschnittsverdienende*

Brutto-Gesamtversorgungsniveau Netto-Gesamtversorgungsniveau
Renten- geschloss. 5 Jahre geschloss. 5 Jahre
zugangs- Erwerbs- Arbeits- 5 Jahre Erwerbs- Arbeits- 5 Jahre
jahr biografie losigkeit Licke biografie losigkeit Licke
% % % % %

2012 47,4 44,0 41,7 70,7 65,8 62,4

2015 47,4 43,2 41,4 70,1 64,3 61,8

2020 48,5 43,7 421 70,9 64,6 62,4

2025 48,8 441 42,5 71,8 65,5 63,4

2030 49,3 44,5 42,9 72,8 66,5 64,5

Folge der geringeren Beitragsleistung wéhrend der Phase
der Arbeitslosigkeit. Das Brutto-Gesamtversorgungsni-
veau geht im Zeitablauf leicht zuriick und erreicht im Jahr
2030 fast wieder den Ausgangswert. Im Gegensatz zur
geschlossenen Erwerbsbiografie ist hier jedoch kein An-
stieg zu beobachten. Dies ist Folge der im Vergleich zur
Vergangenheiten reduzierten Beitragsleistung wihrend
der Arbeitslosigkeit. Hinzu kommt, dass die Beitridge zur
Riester-Rente und zur Privat-Rente in dieser Zeit geringer
ausfallen, so dass die Ertrage aus der zusétzlichen Alters-
vorsorge niedriger sind. Gleichwohl steigt das Netto-Ge-
samtversorgungsniveau langfristig an, wenn auch nicht so
stark wie bei einer geschlossenen Erwerbsbiografie.

Eine Liicke in der Erwerbsbiografie fiihrt aufgrund der
Beitragsdquivalenz zwangsldufig zu einer geringeren
Rente als im Falle der Arbeitslosigkeit, weil bei einer Lii-
cke {iberhaupt keine Beitrage entrichtet werden und somit
keine Rentenanspriiche entstehen. Entsprechend liegt
auch das Netto-Gesamtversorgungsniveau bezogen auf
das gleiche Nettoentgelt deutlich niedriger als bei einer

Tabelle E.3

geschlossenen Erwerbsbiografie, insbesondere wenn wie
hier fiinf Jahre Beitrdge zur Riester-Rente und Privat-
Rente fehlen.

Diese Berechnungen zeigen zudem eine eingeschrinkte
Aussagekraft der Kennziffer Gesamtversorgungsniveau
bei unterbrochenen Erwerbskarrieren. Wegen der Bei-
tragsdquivalenz in der gesetzlichen Rentenversicherung
stehen die Leistungen im engen Zusammenhang mit den
gezahlten Beitrdgen. Ein niedriges Gesamtversorgungs-
niveau aufgrund einer unterbrochenen Erwerbsbiografie
ist somit nicht einer geringen Leistungsfahigkeit der ge-
setzlichen Rentenversicherung geschuldet, sondern die
Folge geringer Beitragsleistungen in der Versichertenbio-
grafie. Da die Rentenhohe von den durchschnittlichen
Entgelten aller Beitragsjahre abhingt, ist die Betrachtung
eines Gesamtversorgungsniveaus als Relation von Rente
zu einem Jahresentgelt umso weniger sachgerecht, je lan-
ger die Unterbrechung der Erwerbskarriere ist.

Wiirde, anders als im Methodenteil oben dargestellt, bei
dem Modellfall 1 ,,Durchschnittsverdienende® eine paral-

Modellfall 1 ,,Durchschnittsverdienende“ bei parallel zur Anhebung der Regelaltersgrenze
verlingerter Erwerbsbiografie

Brutto- darunter aus Netto-
Renten- Gesamt- Gesamt-
zugangs- | versorgungs- Riester- Privat- versorgungs-
jahr niveau GRV Rente Rente niveau
% % % % %

2012 47,4 45,6 1,7 0,2 70,8
2015 47,8 45,0 2,4 0,4 70,5
2020 49,2 44,7 3,7 0,9 71,8
2025 50,1 43,6 4,9 1,6 73,3
2030 51,1 42,4 6,2 2,5 75,0
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lel zur Anhebung der Regelaltersgrenze verlaufende Ver-
langerung der Erwerbsbiografie unterstellt, wiirde diese
bis zum Jahr 2030 von 45 Jahre auf 47 Jahre ansteigen.
Das Berufseinstiegsalter wire dann im Zeitablauf kon-
stant bei Alter 20. Unter dieser Annahme wiirden fiir zwei
Erwerbsjahre ldnger Beitrdge an die gesetzliche Renten-
versicherung gezahlt und damit ein hoherer Renten-
anspruch entstehen. Dies spiegelt sich in einem entspre-
chend hoherem Bruttorentenniveau im Jahr 2030 wider,
welches mit 42,4 Prozent rd. 1,8 Prozentpunkte hoher
ausfillt als bei der ansonsten unterstellten konstanten
Lénge der Erwerbsbiografie.

Da die Einzahlungsdauer in die Riester-Rente und die Pri-
vat-Rente aufgrund des Einzahlungsbeginns erst in den
Jahren 2002 bzw. 2005 durch diese Annahmenvariation
im Modell nicht tangiert wird, ergeben sich hier beziig-
lich der Bruttorentenniveaus keine Auswirkungen. Das
Netto-Gesamtversorgungsniveau féllt aufgrund der hohe-
ren Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung
mit 75,0 Prozent im Jahr 2030 {iber zwei Prozentpunkte
hoher aus.

Wie bereits bei der Variation des Modellfalls mit Liicken
in der Erwerbsbiografie zeigt sich auch hier der unmittel-
bare Zusammenhang zwischen gezahlten Beitrdgen und
Leistungen in der gesetzlichen Rentenversicherung.

Modellfall 2 ,,2/3-Verdienende*

Das Brutto-Gesamtversorgungsniveau von Personen, de-
ren Einkommen 2/3 eines Durchschnittsverdienenden
entspricht (siche Tabelle E.4), liegt im Jahr 2012 mit
50,4 Prozent deutlich hoher als bei Durchschnittsver-
dienenden. Ursache hierfiir ist, dass in der gesetzlichen
Rentenversicherung unter bestimmten Bedingungen Min-
destentgeltpunkte bei geringem Arbeitsentgelt (§ 262

SGB VI) gutgeschrieben werden*?). Da die Anrechnung
von Mindestentgeltpunkten bei geringem Arbeitsentgelt
nur fiir Zeiten bis zum Jahr 1991 erfolgt und mit einem
spiterem Rentenzugang immer weniger Zeiten vor dem
Jahr 1992 zuriickgelegt werden, sind die zusdtzlichen An-
wartschaften aus dieser Regelung im Zeitablauf riicklau-
fig. Dementsprechend néhert sich das Bruttorentenniveau
von Geringverdienenden im Zeitablauf dem Bruttorenten-
niveau von Durchschnittsverdienenden an.

Das Brutto-Gesamtversorgungsniveau fiir die Rentenzu-
ginge des Jahres 2030 erreicht vor diesem Hintergrund
nicht ganz den heutigen Wert. Dazu trdgt auch mit bei,
dass hier die Privat-Rente weniger zum Tragen kommt als
bei Durchschnittsverdienenden. Bei einem geringeren
Einkommen in der Erwerbsphase liegt der Grenzsteuer-
satz niedriger, so dass die Steuerersparnis aus der Steuer-
freistellung der RV-Beitrdge relativ geringer ausfallt.
Damit werden weniger Beitrdge in die Privat-Rente ein-
gezahlt, entsprechend fallen auch die Rentenzahlungen
niedriger aus.

Genau gegenteilig stellt sich die Entwicklung des Netto-
Gesamtversorgungsniveaus dar. Dieses steigt fiir 2/3-Ver-
dienende bis zum Jahr 2030 von gegenwirtig 69,3 Pro-
zent auf 70,5 Prozent an. Diese giinstigere Entwicklung
resultiert im Wesentlichen daraus, dass bei den sich hier
ergebenden niedrigeren absoluten Rentenhdhen nur ver-
gleichsweise geringe Steuern anfallen. Die dimpfende Wir-

49) Zusitzliche Entgeltpunkte bei geringem Arbeitsentgelt werden ge-
wahrt, wenn 35 Jahre mit rentenrechtlichen Zeiten vorhanden sind
und durch vollwertige Pflichtbeitrdge im Durchschnitt weniger als
0,75 Entgeltpunkte pro Jahr erworben wurden. In diesem Fall werden
die vollwertigen Pflichtbeitridge bis zum 31. Dezember 1991 mit dem
1,5 fachen des tatsdchlichen Durchschnittswerts bewertet, maximal
jedoch insgesamt mit 0,75 Entgeltpunkten pro Jahr.

Tabelle E.4
Gesamtversorgungsniveau: Modellfall 2 ,,2/3-Verdienende*
Brutto- darunter aus Netto-
Renten- Gesamt- Gesamt-
zugangs- | versorgungs- Riester- Privat- versorgungs-
jahr niveau GRV Rente Rente niveau
% % % % %

2012 50,4 48,6 1,7 0,1 69,3
2015 50,0 47,4 2,4 0,2 69,0
2020 50,3 46,0 3,7 0,6 70,3
2025 49,8 43,7 4,9 1,1 70,3
2030 49,4 41,4 6,2 1,8 70,5
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Tabelle E.5
Variation der Erwerbsverlaufe fiir Modellfall 2 ,,2/3-Verdienende*
Brutto-Gesamtwversorgungsniveau Netto-Gesamtversorgungsniveau
Renten- geschloss. 5 Jahre geschloss. 5 Jahre
zugangs- Erwerbs- Arbeits- 5 Jahre Erwerbs- Arbeits- 5 Jahre
jahr biografie losigkeit Licke biografie losigkeit Licke
% % % % %
2012 50,4 47,3 44,8 69,3 65,0 61,5
2015 50,0 46,0 44,0 69,0 63,5 60,7
2020 50,3 45,6 44,0 70,3 63,7 61,4
2025 49,8 45,2 43,5 70,3 64,4 62,0
2030 49,4 44.8 43,2 70,5 64,6 62,5

kung der Besteuerung von Alterseinkiinften auf das Netto-
Gesamtversorgungsniveau tritt im Modellfall 2 ,,2/3-Verdie-
nende* also nur sehr begrenzt auf.

Das Netto-Gesamtversorgungsniveau liegt in diesem Fall
im Jahr 2030 mit 70,5 Prozent niedriger als im Modellfall 1
,Durchschnittsverdienende™ (72,8 Prozent), wihrend sich
das Brutto-Gesamtversorgungsniveau nur geringfiigig unter-
scheidet. Der Unterschied bei der Nettobetrachtung resultiert
aus der niedrigeren Steuerbelastung von 2/3-Verdienenden
gegeniiber Durchschnittsverdienenden in Folge der Steu-
erprogression. Daher ist das Nettoentgelt beim 2/3-Ver-
dienenden im Vergleich zum Bruttoentgelt relativ hoher
als beim Durchschnittsverdienenden und entsprechend
auch die Relation von Rente und Nettoentgelt geringer.
Mit anderen Worten: Das niedrigere Netto-Gesamtversor-
gungsniveau liegt nicht an einer relativ niedrigeren Rente
sondern an dem relativ hohen Nettoentgelt aufgrund der
geringeren Steuerbelastung kleinerer Erwerbseinkom-
men.

Die Variation der Erwerbsverldufe im Hinblick auf Zeiten
der Arbeitslosigkeit und auf Liicken in der Erwerbsbio-
grafie zeigt wie bei Durchschnittsverdienenden, dass das
Gesamtversorgungsniveau bezogen auf das gleiche Netto-
entgelt geringer ausfallt. Weil im Jahr 2002 noch Renten-
anwartschaften aus den Mindestentgeltpunkten bei gerin-
gem Arbeitsentgelt in groBerem Umfang gewdhrt werden
als im Jahr 2030, zeigt sich aber auch hier eine entspre-
chend andere Entwicklung im Zeitverlauf als bei Durch-
schnittsverdienenden.

Modellfall 3 ,,Besserverdienende*

Die Entwicklung des Brutto-Gesamtversorgungsniveaus
von Besserverdienenden, deren Einkommen 1/3 iiber dem
von Durchschnittsverdienenden liegt, weist einen dhnli-

chen Verlauf wie das von Durchschnittsverdienenden auf
(siche Tabelle E.6). Ein Unterschied ergibt sich hier bei
der Privat-Rente, weil bei Besserverdienenden die Steuer-
ersparnis aus der Steuerfreistellung der RV-Beitrage auf-
grund des hoheren Einkommens deutlich grofer ausfillt.
Damit werden hohere Beitrdge geleistet, so dass die Er-
trdge aus der Privat-Rente im Zeitverlauf stirker ins Ge-
wicht fallen.

Das Netto-Gesamtversorgungsniveau fiir zukiinftige Ren-
tenzugangsjahrgénge bei Besserverdienenden, welches
mit 73,5 Prozent im Jahr 2012 relativ hoch ist, sinkt zu-
néchst leicht ab. Bis zum Jahr 2030 steigt das Netto-Ge-
samtversorgungsniveau dann auf 75,8 Prozent und liegt
damit 2,3 Prozentpunkte iiber dem Wert des Jahres 2012.
Das im Vergleich zu den anderen Fillen hohere Netto-Ge-
samtversorgungsniveau ist nicht einer héheren Rente son-
dern dem relativ geringeren Nettoentgelt in Folge der
stiarkeren Steuerbelastung hoher Erwerbseinkommen ge-
schuldet.

Wie bei den zuvor betrachteten Féllen zeigt sich auch hier
wieder der grundsitzlich gleiche Einfluss von unterbro-
chenen Erwerbsbiografien. Im Zeitablauf fithren Arbeits-
losigkeit und Liicken in der Erwerbsbiografie auch hier
zu einem niedrigeren Netto-Gesamtversorgungsniveau
bezogen auf das gleiche Nettoentgelt. Weil die Beitrige
an die Rentenversicherung wihrend des Bezugs von Ar-
beitslosengeld II nicht mehr in Abhéngigkeit des vorheri-
gen Einkommens sondern pauschal gezahlt werden, ist
die Differenz zwischen den wahrend der Beschiftigung
erworbenen Anwartschaften und den wihrend der Ar-
beitslosigkeit erworbenen Anwartschaften bei Besserver-
dienenden besonders grof3. Entsprechend fillt in diesem
Fall auch die ddmpfende Wirkung auf das Netto-Gesamt-
versorgungsniveau hdher aus.
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Tabelle E.6
Gesamtversorgungsniveau: Modellfall 3 ,,Besserverdienende“
Brutto- darunter aus Netto-
Renten- Gesamt- Gesamt-
zugangs- | versorgungs- Riester- Privat- versorgungs-
jahr niveau GRV Rente Rente niveau
% % % % %
2012 47,4 45,5 1,7 0,3 73,5
2015 47,6 44,6 2,4 0,5 72,7
2020 48,8 44,0 3,7 1,1 73,2
2025 49,2 42,3 4,9 2,0 74,3
2030 49,9 40,6 6,2 3.1 75,8
Tabelle E.7

Variation der Erwerbsverliufe fiir Modellfall 3 ,,Besserverdienende*

Brutto-Gesamtversorgungsniveau Netto-Gesamtversorgungsniveau
Renten- geschloss. 5 Jahre geschloss. 5 Jahre
zugangs- Erwerbs- Arbeits- 5 Jahre Erwerbs- Arbeits- 5 Jahre
jahr biografie losigkeit Licke biografie losigkeit Licke
% % % % % %

2012 47,4 44,0 41,8 73,5 68,5 65,4

2015 47,6 43,2 41,4 72,7 66,5 64,2

2020 48,8 43,9 42,3 73,2 66,6 64,5

2025 49,2 44 .4 42,8 74,3 67,7 65,6

2030 49,9 45,0 43,4 75,8 69,0 66,9

Modellfall 4 ,,Allein erziehend mit Erwerbstitigkeit*

Anders als bei den ersten drei Modellfillen, die aus-
schlieBlich nach der Einkommenshéhe differenziert sind,
wird im vierten Modellfall die Geburt zweier Kinder so-
wie eine Unterbrechung der Erwerbsbiografie fiir sechs
Jahre und eine Halbtagstétigkeit fiir weitere sieben Jahre
unterstellt. Dementsprechend weicht die Entwicklung des
Gesamtversorgungsniveaus dieses Modellfalls deutlich
von den ersten drei Modellfillen ab.

Das Brutto-Gesamtversorgungsniveau steigt von 41,9 Pro-
zent im Jahr 2012 um 7,3 Prozentpunkte bis zum Jahr
2030 deutlich an (sieche Tabelle E.8). Das Bruttorenten-
niveau aus der gesetzlichen Rentenversicherung sinkt zu-
néchst bis zum Jahr 2020, danach ergibt sich ein signifi-
kanter Anstieg. Ursache hierfiir ist die bessere Bewertung
von Kindererziehungszeiten durch eine hohere Entgelt-
punktzahl fiir Kinder, die nach 1991 geboren sind, und
die Anrechnung von Kinderberiicksichtigungszeiten ab
199259, Im vorliegenden Modellfall wirken diese Leis-

tungsverbesserungen der gesetzlichen Rentenversiche-
rung aufgrund des Zeitpunktes der Geburten bei einem
Rentenzugang im Jahr 2030 in vollem Umfang, so dass
dann insgesamt 6 Entgeltpunkte fiir Kindererziehungszei-
ten und noch einmal rund 1,9 Entgeltpunkte fiir Kinder-
beriicksichtigungszeiten gutgeschrieben werden.

Hinsichtlich der Riester-Rente zeigt sich, dass diese
Rente ein dhnliches Niveau wie bei den ersten drei Mo-
dellfillen erreicht, obwohl die Erwerbstitigkeit hier fiir

50) Kindbezogene Hoherbewertung niedriger Pflichtbeitrdge erhalten
Versicherte mit 25 Jahren an rentenrechtlichen Zeiten u. a. in der
Kindererziehungsphase vom 4. bis 10. Lebensjahr des Kindes. Dann
werden niedrige Pflichtbeitrdge auf das 1,5-fache hoher bewertet,
maximal bis zu 1,0 Entgeltpunkten. Ferner werden als Nachteilsaus-
gleich bei Mehrfacherziehung maximal 0,3333 Entgeltpunkte gutge-
schrieben, sofern mehrere Kinder unter 10 Jahren gleichzeitig erzo-
gen werden. Der Nachteilsausgleich wird ggf. mit der kindbezogenen
Hoherbewertung verrechnet. Diese Regelungen werden hier kurz
~Anrechnung von Kinderberiicksichtigungszeiten* genannt.
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Tabelle E.8

Gesamtversorgungsniveau: Modellfall 4 ,,Allein erziehend mit Erwerbstitigkeit*

Brutto- darunter aus Netto-
Renten- Gesamt- Gesamt-
zugangs- | versorgungs- Riester- Privat- versorgungs-
jahr niveau GRV Rente Rente niveau
% % % % %

2012 41,9 40,1 1,7 0,1 60,0
2015 42,2 39,6 2,4 0,3 60,7
2020 42,6 38,3 3,7 0,7 61,9
2025 45,0 38,8 4,9 1,3 65,6
2030 49,2 41,0 6,1 21 71,2

einige Jahre unterbrochen bzw. reduziert wird. Hier wir-
ken sich die Zulagen fiir Kinder positiv aus, wobei dieser
Effekt durch die Anhebung von 185 Euro auf 300 Euro
fiir Geburten ab 2008 fiir kiinftige Rentenzugidnge weiter
verstérkt wird.

Wie das Brutto-Gesamtversorgungsniveau steigt auch das
Netto-Gesamtversorgungsniveau flir zukiinftige Renten-
zugangsjahrgange deutlich von gegenwirtig 60,0 Prozent
auf 71,2 Prozent an. Dabei fillt der Anstieg nach dem
Jahr 2020 besonders stark aus, da dann diejenigen in
Rente gehen, fiir deren Kinder die verbesserte Bewertung
voll zum Tragen kommt.

Modellfall S ,,Ehepaar mit Erwerbstiitigkeit*

Der Modellfall 5 , Ehepaar mit Erwerbstétigkeit™ ist eine
Kombination aus Modellfall 1 ,,Durchschnittsverdie-
nende und Modellfall 4 ,,Allein erzichend mit Erwerbs-
tatigkeit™. Das Brutto-Gesamtversorgungsniveau liegt auf
mittlere Sicht nur geringfiigig tiber dem heutigen Niveau,
langfristig steigt es aber deutlich an, da sich die Anrechnung

von Kindererziehungs- und Kinderberiicksichtigungszeiten
positiv auf die Rentenanwartschaften der gesetzlichen Ren-
tenversicherung auswirken (siehe Tabelle E.9). Dadurch
fallt der Riickgang des Bruttorentenniveaus deutlich ge-
ringer aus als im Modellfall 1, so dass in Kombination
mit der Riester- und Privat-Rente fiir das Ehepaar ein si-
gnifikant steigendes Brutto-Gesamtversorgungsniveau zu
beobachten ist.

Hinsichtlich des Netto-Gesamtversorgungsniveaus zeigt
sich fiir alle zukiinftigen Rentenzugangsjahrginge eine
Steigerung, die sich langfristig aufgrund der hdheren
Leistungen aus Riester- und Privat-Rente beschleunigt.
Bis zum Jahr 2030 steigt das Netto-Gesamtversorgungs-
niveau auf 72,1 Prozent und liegt damit gut 6 Prozent-
punkte liber dem heutigen Wert.

Modellfall 6 ,,Ehepaar mit unterbrochener
Erwerbstiitigkeit*

Beim sechsten Modellfall wird wiederum ein Ehepaar ana-
lysiert. Hier wird unterstellt, dass der eine Partner dem Mo-

Tabelle E.9
Gesamtversorgungsniveau: Modellfall S ,,Ehepaar mit Erwerbstitigkeit“
Brutto- darunter aus Netto-
Renten- Gesamt- Gesamt-
zugangs- | versorgungs- Riester- Privat- versorgungs-
jahr niveau GRV Rente Rente niveau
% % % % %
2012 44,9 43,1 1,7 0,2 65,8
2015 45,1 42,4 2,4 0,3 66,2
2020 45,9 41,4 3,7 0,8 66,8
2025 471 40,8 4,9 1,5 68,9
2030 49,3 40,8 6,2 2,3 72,1
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Tabelle E.10

Gesamtversorgungsniveau: Modellfall 6 ,,Ehepaar mit unterbrochener Erwerbstitigkeit*

Brutto- darunter aus Netto-
Renten- Gesamt- Gesamt-
zugangs- | versorgungs- Riester- Privat- versorgungs-
jahr niveau GRV Rente Rente niveau
% % % % %

2012 42,6 40,8 1,7 0,1 60,1
2015 42,7 40,0 2,4 0,3 60,5
2020 43,9 39,6 3,7 0,6 63,1
2025 45,3 39,2 4,9 1,2 65,5
2030 47,7 39,8 6,1 1,8 68,9

dellfall 1 ,,Durchschnittsverdienende entspricht, der andere
Partner eine lang unterbrochene Erwerbsbiografie aufweist.
Annahmegemaf geht dieser Fall ab Geburt der Kinder fiir
21 Jahre keiner Erwerbstitigkeit nach und iibt sowohl vor,
als auch nach der Erziehungspause nur eine Halbtagstatig-
keit (50 Prozent des Durchschnittsverdienstes) aus.

Wie im Modellfall 5 zeigt sich auch hier, dass das Brutto-
Gesamtversorgungsniveau in den ndchsten Jahren nur
leicht ansteigt, fiir den Rentenzugang des Jahres 2030 aber
deutlich tiber dem heutigen Wert liegt (siche Tabelle E.10).
Da das Gesamteinkommen des Ehepaares wihrend der
Erwerbsphase vergleichsweise niedrig ist, fallt die Steuer-
ersparnis aus der Steuerfreistellung der Rentenversiche-
rungsbeitrige ebenfalls relativ niedrig aus, so dass sich
nur verhdltnisméBig geringe Leistungen aus der Privat-
Rente ergeben.

Das Netto-Gesamtversorgungsniveau betrigt gegenwér-
tig 60,1 Prozent und steigt zukiinftig deutlich an. Im Jahr
2030 betrigt es 68,9 Prozent und liegt damit 8,8 Prozent-
punkte hoher als heute. Aufgrund der unter steuerlichen
Gesichtspunkten niedrigen Alterseinkiinfte setzt die ef-

fektive Steuerbelastung der Renten erst sehr spét ein und
fallt dartiber hinaus sehr gering aus.

Modellfall 7 ,,Geringverdienende mit
Hoherbewertung*

Das Brutto-Gesamtversorgungsniveau eines Modellfalls,
dessen Einkommen 50 Prozent eines Durchschnittsver-
dienenden (siche Tabelle E.11) betrégt, liegt im Jahr 2012
mit 59,8 Prozent deutlich hoher als bei Durchschnittsver-
dienenden. Ursache hierfiir ist, dass in der gesetzlichen
Rentenversicherung unter bestimmten Bedingungen Min-
destentgeltpunkte bei geringem Arbeitsentgelt (§ 262
SGB VI) gutgeschrieben werden (vgl. Modellfall 2). Da
die Anrechnung von Mindestentgeltpunkten bei geringem
Arbeitsentgelt nur fiir Zeiten bis zum Jahr 1991 erfolgt
und mit einem spiterem Rentenzugang immer weniger
Zeiten vor dem Jahr 1992 zuriickgelegt werden, sind die
zusitzlichen Anwartschaften aus dieser Regelung im
Zeitablauf riickldufig. Dementsprechend ndhert sich das
Bruttorentenniveau von Geringverdienenden im Zeitab-
lauf dem Bruttorentenniveau von Durchschnittsverdie-
nenden an.

Tabelle E. 11

Gesamtversorgungsniveau: Modellfall 7 ,,Geringverdienende*

Brutto- darunter aus Netto-
Renten- Gesamt- Gesamt-
zugangs- | versorgungs- Riester- Privat- versorgungs-
jahr niveau GRV Rente Rente niveau
% % % % %

2012 59,8 58,1 1,7 0,0 76,4
2015 58,0 55,6 2,4 0,1 74,7
2020 56,3 52,3 3,7 0,4 73,5
2025 53,8 48,0 4,9 0,9 71,8
2030 51,5 43,8 6,2 1,5 70,2
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Tabelle E. 12

Gesamtversorgungsniveau Modellfall 7 ,,Geringverdienende
mit angenommener Hoherbewertung*

Brutto- darunter aus Netto-
Renten- Gesamt- Gesamt-
zugangs- | versorgungs- Riester- Privat- versorgungs-
jahr niveau GRV Rente Rente niveau
% % % % %

2012 59,8 58,1 1,7 0,0 76,4
2015 62,5 60,0 24 0,1 80,4
2020 62,9 58,8 3,7 0,4 82,0
2025 61,9 56,1 4,9 0,9 82,3
2030 60,9 53,2 6,2 1,5 81,7

Das Brutto-Gesamtversorgungsniveau sinkt dadurch im
Zeitablauf erheblich. Dazu tragt auch mit bei, dass hier
die Privat-Rente weniger zum Tragen kommt als bei
Durchschnittsverdienenden. Bei einem geringeren Ein-
kommen in der Erwerbsphase liegt der Grenzsteuersatz
niedriger, so dass die Steuerersparnis aus der Steuerfrei-
stellung der RV-Beitrige relativ geringer ausfillt. Damit
werden weniger Beitridge in die Privat-Rente eingezahlt,
entsprechend fallen auch die Rentenzahlungen niedriger
aus.

Insgesamt geht das Netto-Gesamtversorgungsniveau vor
diesem Hintergrund bis zum Jahr 2030 um gut 6 Prozent-
punkte auf 70,2 Prozent zuriick. Die angenommene Ho6-
herbewertung auch fiir Beitragszeiten ab 1992 konnte
rechnerisch eine solche Entwicklung verhindern. Die
Auswirkungen auf die Gesamtversorgung sind in der un-
ten stehenden Tabelle (E.12) dargestellt. Es zeigt sich,
dass das Brutto-Gesamtversorgungsniveau gehalten wer-
den kann und das Netto-Gesamtversorgungsniveau in die-
sem Fall gegeniiber heute sogar leicht ansteigt. Diese
Wirkung ergibt sich unmittelbar mit der Beriicksichtigung
der angenommenen Hoherbewertung von Zeiten ab 1992.

4 Zusammenfassung

Die Ergebnisse fiir die einzelnen Modellfélle zeigen, dass
das Netto-Gesamtversorgungsniveau in allen Fillen lang-
fristig steigt. Die Dampfung der Rentensteigerung und
der Einfluss des Ubergangs auf die nachgelagerte Be-
steuerung auf das Netto-Gesamtversorgungsniveau wird
kompensiert, wenn ein geforderter Altersvorsorgevertrag
bedient und die Steuerersparnis aus der Steuerfreistellung
der RV-Beitrdge fiir eine zusétzliche private Altersvor-
sorge verwendet wird.

Unterschiede in der Hohe des Netto-Gesamtversorgungs-
niveaus zwischen den ersten drei Fillen sind wegen der
Beitragsdquivalenz in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung weniger auf Unterschiede in der gesetzlichen Rente
sondern vielmehr auf Unterschiede in der Besteuerung
zurlickzufithren. So ist das Netto-Gesamtversorgungs-

niveau bei Modellfall 3 (Besserverdienende) deshalb am
hochsten, weil das Nettoentgelt wegen der Steuerpro-
gression stirker besteuert wird als bei niedrigeren Ein-
kommen. Je hoher das Einkommen in der Erwerbsphase,
umso niedriger das Nettoentgelt im Vergleich zur Netto-
rente und damit umso hoher das Gesamtversorgungs-
niveau. Dieser Zusammenhang tritt bei Modellfillen 2 und
7 (2/3-Verdienende und Geringverdienende) erst bei spite-
ren Rentenzugéngen deutlicher auf, da die iiber die Bei-
tragsdquivalenz hinausgehenden Mindestentgeltpunkte
bei geringem Arbeitsentgelt bei friitheren Rentenzugéngen
stirker wirken. Aus diesem Grund ist auch der Anstieg
des Netto-Gesamtversorgungsniveaus im Zeitverlauf we-
niger ausgeprégt als bei Modellfall 1 (Durchschnittsver-
dienende). Auch bei Modellfall 3 (Besserverdienende) ist
der Anstieg des Netto-Gesamtversorgungsniveaus im
Zeitverlauf etwas schwicher. Dies liegt an der zunehmen-
den Besteuerung der Renten aus der gesetzlichen Renten-
versicherung, die wegen der Progression umso stirker
wirkt, je hoher die Rente ist. Bei Modellfall 7 (Geringver-
dienende) ergibt sich ein deutlicher Anstieg des Netto-
Gesamtversorgungsniveaus aufgrund der Beriicksichti-
gung der angenommenen Hoherbewertung von Zeiten ab
1992 gegeniiber dem Basisjahr 2012.

Der deutlich hohere Anstieg der Netto-Gesamtversor-
gungsniveaus in den Modellfdllen 4 bis 6 ergibt sich in
erster Linie aus der verbesserten Anrechnung von Kinder-
erziehungs- und Kinderberiicksichtigungszeiten. Das
Netto-Gesamtversorgungsniveau liegt im Modellfall 4
gegenwartig aufgrund der Unterbrechung in der Erwerbs-
biografie noch deutlich unter den Werten fiir die Modell-
falle mit geschlossenen Erwerbsbiografien. Fiir den Ren-
tenzugangsjahrgang 2030 steigt das Niveau jedoch fast
auf den Wert an, der beim Modellfall 1 zu beobachten ist.
Im Modellfall 6, mit groBen Liicken in der Erwerbsbio-
grafie und geringem Einkommen, bleibt das Netto-Ge-
samtversorgungsniveau zwar unter demjenigen des Mo-
dellfalls 2, weist aber gleichwohl einen sehr hohen
Anstieg auf. Damit wird deutlich, dass die familienpoliti-
schen Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung
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Abbildung E.3

Netto-Gesamtversorgungsniveau der Modellfille im Uberblick

und die besondere Zulagenforderung fiir Kinder im Rah-
men der Riester-Rente negative Auswirkungen auf die
Versorgungssituation im Alter aufgrund von erziehungs-
bedingten Unterbrechungen in der Erwerbsbiografie
wirksam verhindern.

Die hier vorgenommene Berechnung eines Netto-Ge-
samtversorgungsniveaus ist insoweit abstrakt, als zwar
— zusétzlich zur sonst géngigen Betrachtung des Siche-
rungsniveaus vor Steuern — der Ubergang zur nachgela-
gerten Besteuerung berticksichtigt wird, die berechneten
Niveaus aber nur in Bezug auf das individuelle Einkom-
men bezogen sind und keine Aussagen iiber die tatséchli-
che Versorgungssituation erlauben, die nur unter Beriick-
sichtigung samtlicher Einkommen im Haushaltskontext
beurteilt werden kann. Gleichwohl zeigen die hier analy-
sierten Modellfdlle aber auch, dass das Versorgungsni-
veau ohne zusétzliche Altersvorsorge in den kommenden
Jahren deutlich zuriickgehen wird. Hier liegt insbeson-
dere fiir Geringverdienende ein erhebliches Risiko. Wird
in diesem Einkommensbereich nicht zusitzlich fiir das
Alter vorgesorgt, steigt das Risiko der Bediirftigkeit im
Alter stark an.

5 Methodische Hinweise

Annahmen und Methodik

Das (Netto-)Gesamtversorgungsniveau ist definiert als
(Netto-)Alterseinkiinfte im Jahr des Rentenzugangs (ab-
weichend von den empirischen Ergebnissen in Teil C die-

ses Berichts nur bestehend aus GRV-Rente, Riester-Rente
und Rente aus der Anlage der Steuerersparnis der Steuer-
freistellung der RV-Beitrige dividiert durch den jeweili-
gen (Netto-)Lohn desselben Kalenderjahres. Der Lohn
des letzten Beschéftigungsjahres vor Renteneintritt wird
dabei mit der durchschnittlichen Lohnsteigerung auf das
erste Jahr des Rentenbezugs fortgeschrieben. Von den
Bruttoeinkiinften werden die Sozialabgaben, die zu zah-
lenden Steuern und im Falle der Beschiftigung auch
sdmtliche Beitrdge zur zusétzlichen Altersvorsorge abge-
zogen.

Sozialbeitrige

Fiir die Berechnung der Sozialbeitrige wird die zukiinf-
tige Entwicklung der Beitragssitze gemill Rentenversi-
cherungsbericht 2012 (mittlere Variante) verwendet.

Geforderte erginzende Altersvorsorge
(Riester-Rente)

In allen Modellfdllen wird unterstellt, dass ab dem Jahr
2002 auf dem Altersvorsorgevertrag Beitrage in Hohe des
jeweiligen Mindesteigenbeitrags und der Zulage eingehen
werden. Dies bedeutet, dass z. B. ab dem Beitragsjahr
2008 4 Prozent der mafigeblichen Einnahmen (maximal
2 100 Euro) auf dem Vertrag eingehen (Eigenbeitrag +
Zulage). Fiir Zeiten ohne Erwerbstétigkeit wird als Eigen-
beitrag ein Betrag in Héhe von 60 Euro/Jahr zuziiglich
der ggf. filligen Zulage geleistet. Die eingezahlten Bei-
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trage (Eigenbeitrdge + Zulagen) werden iiber den gesam-
ten Zeitraum mit 4,0 Prozent verzinst und 10 Prozent der
eingezahlten Beitrige als Verwaltungskosten berticksich-
tigt. Das gesparte Kapital wird im Jahr des Rentenzu-
gangs entsprechend der Lebenserwartung geméif den
demografischen Annahmen des Rentenversicherungsbe-
richts 2012 dergestalt verrentet, dass sich fiir die Riester-
Rente im Auszahlungszeitraum die gleiche Dynamik
(jahrliche Anpassungen) wie bei der gesetzlichen Rente
ergibt. Dadurch bleibt der Anteil der Riester-Rente am
gesamten Alterseinkommen iiber die gesamte Rentenlauf-
zeit konstant. Ohne eine solche Dynamisierung in der
Auszahlungsphase wiirde die Riester-Rente wihrend der
Rentenbezugsphase einen immer geringeren Anteil am
gesamten Alterseinkommen ausmachen.

Rente aus der Anlage der Steuerersparnis durch das
Alterseinkiinftegesetz

Aufgrund der mit dem Alterseinkiinftegesetz vorgenom-
menen Anderungen werden die Altersleistungen aus einer
Basisversorgung im Alter (z. B. Renten aus der gesetzli-
chen Rentenversicherung) zukiinftig schrittweise von der
vorgelagerten auf die nachgelagerte Besteuerung umge-
stellt. Bei einem Rentenbeginn im Jahr 2012 wird auf Ba-
sis eines Besteuerungsanteils von 64 Prozent ein Steuer-
freibetrag ermittelt, der Jahr fiir Jahr gewédhrt wird. Bis
2020 steigt dieser Anteil fiir jeden neuen Rentenjahrgang
um zwei Prozentpunkte, danach um einen Prozentpunkt.
Die Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung un-
terliegen erst dann in vollem Umfang der Besteuerung,
wenn die jeweilige Leistung im Jahr 2040 oder spéter be-
ginnt. Gleichzeitig werden die Beitrdge zum Aufbau einer
Basisversorgung im Alter schrittweise stirker steuerfrei-
gestellt. Im Jahr 2012 betragt die Abzugsquote 74 Prozent
der Beitrdge. In den Folgejahren wird sie jéhrlich um
zwei Prozentpunkte ansteigen, bis im Jahr 2025 eine Be-
riicksichtigungsquote von 100 Prozent erreicht ist.

Die stirkere steuerliche Beriicksichtigung von Beitragen
zur gesetzlichen Rentenversicherung fiihrt dazu, dass Ar-
beitnehmer wihrend der Erwerbsphase steuerlich entlas-
tet und wihrend der Rentenbezugsphase steuerlich belas-
tet werden. Aus diesem Grund sieht § 154 Absatz 2
Nummer 5 SGB VI vor, in den Modellrechnungen zu
beriicksichtigen, dass eine Rente ,,aus der Anlage der
Nettoeinkommenserhohung aus den steuerfrei gestellten
Beitragen zur gesetzlichen Rentenversicherung und der
steuerlichen Belastung ermittelt wird*.

Dementsprechend wird die Entlastung aus der sukzessi-
ven Steuerfreistellung der RV-Beitridge bestimmt, indem
eine Vergleichsrechnung der zu zahlenden Steuern des
Arbeitnehmers einmal unter Beriicksichtigung der Steuer-
freistellung der RV-Beitrdge und einmal nach dem
Rechtsstand vor dem Alterseinkiinftegesetz, also ohne
Steuerfreistellung der RV-Beitrdge, durchgefiihrt wird.
Der Differenzbetrag (die Nettoeinkommenserhdhung)
wird in eine private Rentenversicherung eingezahlt, die
unter den gleichen Annahmen wie fiir die Riester-Rente,
also mit einer Nominal-Verzinsung von 4,0 Prozent,

10 Prozent Verwaltungskosten, Unisex-Tarif und Dyna-
misierung der Rentenzahlungen parallel zur gesetzlichen
Rentenversicherung berechnet wird. Fiir Rentenzugénge
im Jahr 2030 liegt die Steuerersparnis im Zeitraum von
2005 bis 2030 im Falle eines Durchschnittsverdienenden
im Durchschnitt bei 1,8 Prozent p. a. des jahrlichen Brut-
toeinkommens. Bei Geringverdienenden ist die Steuer-
ersparnis mit durchschnittlich 1,3 Prozent p.a. des
jéhrlichen Bruttoeinkommens geringer und bei Besser-
verdienenden mit durchschnittlich 2,2 Prozent p. a. des
jéhrlichen Bruttoeinkommens héher. Diese Unterschiede
ergeben sich aufgrund der Steuerprogression.

Steuern

Die zu zahlenden Steuern sowohl auf Einkiinfte aus un-
selbstindiger Beschéftigung als auch auf Alterseinkiinfte
werden gemél dem aktuell geltenden Steuerrecht (inklu-
sive des Gesetzes zum Abbau der kalten Progression) so-
wie der steuerrechtlich relevanten Tatbestinde Familien-
stand und Kinderzahl berechnet. Dabei wird unterstellt,
dass keine iiber die Pauschalen hinausgehenden Wer-
bungskosten oder sonstige Sonderausgaben anfallen.

Aufgrund der langfristigen Ubergangsregelungen des Al-
terseinkiinftegesetzes ist es erforderlich, dass die Steuern
differenziert nach dem Zeitpunkt des Rentenbezugs be-
rechnet werden. Bei einem Rentenzugang im Jahr 2005
betrdgt der Besteuerungsanteil 50 Prozent der gesetzli-
chen Rente. Auf dieser Basis wird dann ein Rentenfreibe-
trag ermittelt, der Jahr fiir Jahr gewéhrt wird. Bei einem
Rentenbeginn im Jahr 2012 betrdgt der Besteuerungs-
anteil, auf dessen Basis der Rentenfreibetrag ermittelt
wird, 64 Prozent. Bis zum Jahr 2020 steigt der Besteue-
rungsanteil fiir die jeweiligen Zugangsjahrgéinge schritt-
weise auf 80 Prozent und bis zum Jahr 2030 auf 90 Pro-
zent an.

Ebenso muss fiir die Bestimmung der Steuerentlastung
durch die Steuerfreistellung der RV-Beitrdge nach dem
Jahr der Entstehung der Einkiinfte aus unselbstindiger
Beschiftigung unterschieden werden. Denn die Steuer-
freistellung der RV-Beitrdge wird schrittweise angeho-
ben. Die innerhalb des geltenden Hochstbetrags von
20 000 Euro geleisteten Betrige werden mit 60 Prozent
im Jahr 2005 beriicksichtigt. Dieser Prozentsatz steigt je-
des Jahr um 2 Prozentpunkte an, so dass sich die Beriick-
sichtigungsquote im Jahr 2012 74 Prozent und im Jahr
2020 90 Prozent betrdgt. Im Jahr 2025 sind dann 100 Pro-
zent der Beitrdge zu beriicksichtigen.

Die Beitrige zur Riester-Rente werden geméaf den steuer-
rechtlichen Vorschriften vom zu versteuernden Ein-
kommen abgezogen. Sofern die daraus resultierende
Steuerentlastung die Zulagenforderung iibersteigt, wird
der Differenzbetrag von der errechneten Steuerschuld ab-
gezogen.

Vor dem Hintergrund, dass Lohne und Renten zukiinftig
weiter steigen werden, wiirde eine Besteuerung zukiinfti-
ger Lohne und Renten mit den Tarifen des Jahres 2014
auf der Basis nominaler Werte langfristig zu einer erheb-
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lichen ,kalten Progression” und damit zu einer Verzer-
rung der Ergebnisse fithren. Daher werden die zu zahlen-
den Steuern auf der Basis von Werten des Jahres 2015 mit
den Steuertarifen des Jahres 2014, aber unter Beriicksich-
tigung der steigenden Steuerfreistellung der Rentenversi-
cherungsbeitrdge bzw. des zu versteuernden Anteils der
Renten berechnet. Bei der Umbasierung der Nominal-
werte auf Werte des Jahres 2015 folgende ist ebenfalls be-
riicksichtigt, dass sich durch das in der Zukunft sinkende
Bruttorentenniveau eine relative geringere Progressions-
wirkung bei den Renten gegeniiber den Lohnen einstellen
wird. Dadurch wird gewédhrleistet, dass die relative Steu-
erbelastung — abgesehenen von den Effekten des Um-
stiegs auf die nachgelagerte Besteuerung — im Zeitablauf
in etwa konstant bleibt. Durch dynamische Lohne und
Renten bedingte Verzerrungen der Ergebnisse werden so
vermieden.

Spezifikation der Modellfille

Modellfall 1 — Durchschnittsverdienende: Alleinstehend,
45 Jahre abhingige Beschéftigung, Verdienst in Hohe von
100 Prozent des durchschnittlichen Versichertenentgelts
gemifB Anlage I SGB VI, keine Kinder, keine Unterbre-
chung der Erwerbsbiografie.

Modellfall 2 — 2/3-Verdienende: Alleinstehend, 45 Jahre
abhéngige Beschiftigung, Verdienst in Hohe von 2/3 des
durchschnittlichen Versichertenentgelts geméB Anlage I
SGB VI, keine Kinder, keine Unterbrechung der Er-
werbsbiografie.

Modellfall 3 — Besserverdienende: Alleinstehend, 45 Jahre
abhingige Beschiftigung, Verdienst in Hohe von 1 1/3 des
durchschnittlichen Versichertenentgelts geméll Anlage I
SGB VI, keine Kinder, keine Unterbrechung der Er-
werbsbiografie.

Variante: 5 Jahre Arbeitslosigkeit: Arbeitslos im Alter
von 55 bis 59 Jahren, 2 Jahre Bezug von Arbeitslosengeld
und 3 Jahre Bezug von Arbeitslosenhilfe bzw. Arbeitslo-
sengeld II.

Variante: 5 Jahre Liicke: Keine rentenrechtlichen Zeiten
im Alter von 55 bis 59 Jahren, keine Beitrdge zur Riester-
Rente oder Privat Rente wihrend der Liicke.

Modellfall 4 — Alleinerziehend mit Erwerbstitigkeit: Al-
leinstehend; zwei Kinder; insgesamt 39 Jahre abhingige
Beschiftigung, davon 32 Jahre mit 80 Prozent des Durch-
schnittsverdienstes und sieben Jahre mit 40 Prozent des
Durchschnittsverdienstes (Wiederaufnahme einer Halb-
tags-Beschiftigung, wenn das jiingere Kind drei Jahre alt
ist und einer Vollzeit-Beschiftigung, wenn das jlingere
Kind 10 Jahre alte ist); 6 Jahre Unterbrechung der Er-
werbsbiografie (jeweils drei Jahre nach Geburt der Kin-
der). Geburt der Kinder im Alter von 28 und 31 Jahren
der Frau.

Modellfall 5 — Ehepaar mit zwei Kindern und Erwerbsté-
tigkeit: Kombination aus Modellfall 1 und Modellfall 4;
Partner 1: 45 Jahre abhidngigen Beschéftigung mit Durch-
schnittsverdienst; Partner 2: Zwei Kinder und 39 Jahre
Beschiftigung, davon 32 Jahre mit Verdienst in Hohe von
80 Prozent und 7 Jahre mit 40 Prozent des durchschnittli-
chen Versichertenentgelts; Unterbrechung der Beschifti-
gung fiir 6 Jahre (jeweils drei Jahre nach Geburt der Kin-
der). Geburt der Kinder im Alter von 28 und 31 Jahren
der Frau.

Modellfall 6 — Ehepaar mit zwei Kindern und unterbro-
chener Erwerbstitigkeit: Partner 1 entspricht dem Mo-
dellfall 1: 45 Jahre abhidngigen Beschéftigung mit Durch-
schnittsverdienst; Partner 2: Zwei Kinder und 24 Jahre
Beschiftigung mit Verdienst in Héhe von 50 Prozent des
durchschnittlichen Versichertenentgelts; Unterbrechung
der Beschéftigung fiir 21 Jahre, von Geburt des ersten
Kindes bis zum 18. Lebensjahr des zweiten Kindes; Ge-
burt der Kinder im Alter von 28 und 31 Jahren der Frau.

Modellfall 7 — Geringverdienende: Alleinstehend, 45 Jahre
abhéngige Beschiftigung, Verdienst in Hohe von 50 Pro-
zent des durchschnittlichen Versichertenentgelts gemaf
Anlage I SGB VI, keine Kinder, keine Unterbrechung der
Erwerbsbiografie.
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Gutachten des Sozialbeirats zum Rentenversicherungsbericht 2012

und zum Alterssicherungsbericht 2012

. Vorbemerkungen

1. Der Sozialbeirat nimmt entsprechend seinem gesetz-
lichen Auftrag Stellung zum Rentenversicherungsbe-
richt 2012 der Bundesregierung sowie zum Alterssiche-
rungsbericht 2012.

2. Die Stellungnahme befasst sich zundchst mit den
Ausfithrungen des Rentenversicherungsberichts 2012, die
sich auf die zukiinftige Entwicklung der Rentenversiche-
rung beziehen. Die mittelfristigen Vorausberechnungen
bis 2016 und die Modellrechnungen fiir den kommenden
15-Jahres-Zeitraum werden dabei separat betrachtet. Da-
nach werden im Rentenversicherungsbericht behandelte
und weitere derzeit in der Diskussion befindliche renten-
politische Maflnahmen begutachtet. AnschlieBend wird
auf den ebenfalls vorgelegten Alterssicherungsbericht
2012 eingegangen, wobei der Sozialbeirat auch zur Er-
ginzungsfunktion der betrieblichen und privaten Alters-
vorsorge Stellung nimmt.

3. Dem Sozialbeirat standen fiir seine Beratungen der
Referentenentwurf des Rentenversicherungsberichts 2012
sowie der Referentenentwurf des Alterssicherungsbe-
richts 2012 zur Verfiigung. Der Sozialbeirat konnte sich
im Ubrigen auf ergiinzende Erliuterungen und Informa-
tionen von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Bun-
desministeriums fiir Arbeit und Soziales stiitzen.

Il Stellungnahme zu den mittelfristigen
Vorausberechnungen bis 2016

4. Die mittelfristigen Vorausberechnungen des Renten-
versicherungsberichts 2012 umfassen den Zeitraum der ak-
tuellen mittelfristigen Finanzplanung des Bundes vom Jahr
2012 bis zum Jahr 2016. Der Lohn- und Beschéftigungs-
entwicklung werden fiir diesen Zeitraum die Annahmen
des interministeriellen Arbeitskreises ,,Gesamtwirtschaftli-
che Vorausschitzungen® vom 17. Oktober 2012 zugrunde
gelegt. Die Projektion zur demografischen Entwicklung
basiert auf den Ergebnissen der 12. koordinierten Bevdl-
kerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesam-
tes.

5. Die giinstige gesamtwirtschaftliche Entwicklung der
vergangenen Jahre hat sich in diesem Jahr abgeschwicht
fortgesetzt. Entsprechend den Annahmen des interminis-
teriellen Arbeitskreises wird fiir das Jahr 2012 angenom-
men, dass die Zahl der Beschéftigten um 1,0 Prozent stei-
gen wird. Fiir das Jahr 2013 wird von einer weiteren
Beschiftigungszunahme von 0,2 Prozent ausgegangen.
Im verbleibenden Mittelfristzeitraum bis zum Jahr 2016
wird mit weiteren Zuwéchsen von 0,1 Prozent pro Jahr
gerechnet.

6. Die positive wirtschaftliche Entwicklung zeigt sich
auch in den Annahmen zur Entwicklung der Bruttolohne
und -gehélter je Arbeitnehmer. Fiir 2012 wird hier mit ei-
nem Zuwachs von 2,8 Prozent gegeniiber dem Vorjahr
gerechnet. Im Jahr 2013 wird mit 2,6 Prozent gegeniiber
2012 eine etwas geringere Steigerung der Bruttolohne
und -gehélter je Arbeitnehmer erwartet. Fiir den verblei-
benden mittelfristigen Zeitraum wird im Rentenversiche-
rungsbericht 2012 bis zum Jahr 2016 eine jéhrliche Zu-
nahme um 2,5 Prozent angenommen.

7. Die Vorausberechnungen des Rentenversicherungs-
berichts 2012 gehen grundsétzlich von dem geltenden
Rechtsstand aus. Entsprechend dem Vorgehen bei den Be-
richten fritherer Jahre werden dartiber hinaus auch solche
finanzwirksamen MafBinahmen beriicksichtigt, die sich be-
reits im Gesetzgebungsverfahren befinden. Dies bedeutet
fiir den diesjdhrigen Rentenversicherungsbericht zum ei-
nen die Beriicksichtigung der Kiirzung des allgemeinen
Bundeszuschusses um 1 Mrd. Euro im Jahr 2013 und
um jeweils 1,25 Mrd. Euro in den Jahren 2014 bis 2016,
wie sie im Entwurf zum Haushaltsbegleitgesetz 2013
(Bundestagsdrucksache 17/10588) vorgesehen ist. Zum
anderen wird die Festsetzung des Beitragssatzes zur all-
gemeinen Rentenversicherung auf 18,9 Prozent und des
Beitragssatzes zur knappschaftlichen Rentenversicherung
auf 25,1 Prozent zum 1. Januar 2013 beriicksichtigt, wie
sie im Beschluss des Deutschen Bundestages zum
Beitragssatzgesetz 2013 vom 25. Oktober 2012 enthalten
ist (siehe Bundestagsdrucksache 17/11175), das den Bun-
desrat in seiner Sitzung am 23. November 2012 passiert
hat.

8. In den vergangenen Jahren konnte die gesetzliche
Rentenversicherung jeweils mit einem Uberschuss ab-
schlieBen. Auch fiir das Jahr 2012 wird — so der Renten-
versicherungsbericht — mit einem Uberschuss in der all-
gemeinen Rentenversicherung gerechnet, der sich auf
rund 5,1 Mrd. Euro belaufen wird. Infolge der Beitrags-
satzabsenkung zu Beginn des kommenden Jahres auf
18,9 Prozent werden die Jahre ab 2013 mit Defiziten ab-
geschlossen werden, die sich bis 2015 auf Werte zwi-
schen rund 1,7 und rund 2,9 Mrd. Euro jéhrlich belaufen.
Im Jahr 2016, dem letzten Jahr des mittelfristigen Voraus-
berechnungszeitraums des Rentenversicherungsberichts
2012, wird in den Modellrechnungen mit einem Defizit
von knapp 4,3 Mrd. Euro gerechnet.

9. Die Nachhaltigkeitsriicklage wird Ende 2012 den
Modellrechnungen zufolge 29,4 Mrd. Euro betragen und
damit rund 5,3 Mrd. Euro iiber der Nachhaltigkeitsriicklage
zum 31. Dezember 2011 liegen. Ausgedriickt in Monats-
ausgaben wird die Nachhaltigkeitsriicklage damit von
1,42 zum Ende 2011 auf 1,69 zum Ende 2012 steigen.
Nach den Ergebnissen des Rentenversicherungsberichts
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2012 wird die Nachhaltigkeitsriicklage im mittelfristigen
Zeitraum auf rund 19,3 Mrd. Euro zum Jahresende 2016
zurlickgefiihrt. Dies entspricht dann 0,99 Monatsausga-
ben.

10. Der Sozialbeirat weist darauf hin, dass die darge-
stellte Entwicklung der Rentenfinanzen und der aktuellen
Rentenwerte Ergebnisse von Modellrechnungen sind, die
auf bestimmten Annahmen beruhen. Im Vergleich zu den
Annahmen im Rentenversicherungsbericht (vgl. Rn. 6)
nehmen die an der Gemeinschaftsdiagnose beteiligten
Wirtschaftsforschungsinstitute fiir die Jahre 2012 und
2013 eine Steigerung der Bruttolohne und -gehélter je Ar-
beitnehmer von jeweils 2,8 Prozent an. Der Sachverstédn-
digenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung geht in seinem aktuellen Gutachten 2012/13
fir das Jahr 2012 von einem Zuwachs von 2,6 Prozent
aus. Die dem Rentenversicherungsbericht zugrunde lie-
genden Annahmen zur Lohnentwicklung bewegen sich
damit fiir die Jahre 2012 und 2013 im Rahmen der allge-
meinen Einschédtzungen des Sachverstindigenrates und
der Wirtschaftsforschungsinstitute.

lll.  Stellungnahme zu den 15-jahrigen
Vorausberechnungen bis 2026

11. Die Darstellung der finanziellen Entwicklung der
allgemeinen Rentenversicherung im langfristigen Zeit-
raum bis zum Jahr 2026 erfolgt nach der gleichen Metho-
dik wie in den Vorjahren. Es werden drei Annahmen zur
Lohnentwicklung mit drei Annahmen zur Beschifti-
gungsentwicklung verkniipft, so dass sich insgesamt neun
Modellvarianten ergeben. Diese langfristigen Vorausbe-
rechnungen verstehen sich nicht als Prognosen unter al-
ternativen Annahmensétzen, sondern untersuchen die
Sensitivitit von Annahmeénderungen hinsichtlich der
kiinftigen wirtschaftlichen Entwicklung auf das verwen-
dete Rechenwerk. Sie verdeutlichen modellhaft, wie die
Entwicklung der Rentenfinanzen auf Variationen dieser
beiden besonders relevanten wirtschaftlichen Parameter
reagieren wiirde.

12. Die 6konomischen Grundannahmen der mittleren
Variante der langfristigen Modellrechnungen basieren auf
den von der ,,Kommission fiir die Nachhaltigkeit in der
Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme® im Jahr
2003 erarbeiteten Annahmen, die an die zwischenzeitlich
eingetretenen Entwicklungen angepasst wurden. In der
mittleren Variante setzen die langfristigen Vorausberech-
nungen auf den mittelfristigen Modellrechnungen auf.
Als mittlere Lohnvariante wird fiir die alten Lander ange-
nommen, dass die Bruttolohne und -gehélter je Arbeit-
nehmer im Jahr 2017 um 2,5 Prozent ansteigen. Fiir die
Jahre ab 2018 wird ein Lohnzuwachs von 2,8 Prozent un-
terstellt, der bis zum Jahr 2020 auf 3,0 Prozent jahrlich
ansteigt. Danach wird eine konstante Lohnentwicklung
von 3,0 Prozent pro Jahr zugrunde gelegt. Die untere Va-
riante der Lohnentwicklung liegt um einen Prozentpunkt
unter und die obere Variante um einen Prozentpunkt iiber
den Annahmen der mittleren Variante.

13. Fiir die neuen Lander werden ebenfalls drei Entgelt-
pfade gebildet. Dabei wird in allen drei Varianten fiir die

Berechnungen unterstellt, dass bis zum Jahr 2030 das
Lohnniveau der alten Lénder erreicht wird. Diese An-
nahme bedeutet, dass die jahresdurchschnittlichen Lohn-
zuwachsraten im Anschluss an den mittelfristigen Vor-
ausberechnungszeitraum zwischen 3,6 Prozent (untere
Variante), 4,6 Prozent (mittlere Variante) und 5,6 Prozent
(obere Variante) betragen.

14. Der Sozialbeirat beurteilt diese Annahme weiterhin
mit Skepsis. Er sieht keine hinreichende 6konomische
Grundlage fiir die unterstellte Annahme, dass die jéhrli-
che Entgeltsteigerung in den neuen Léndern iiber viele
Jahre hinweg die der alten Lander um mehr als einen Pro-
zentpunkt tibertrifft. Insofern erscheint auch eine Anglei-
chung des aktuellen Rentenwerts (Ost) an den aktuellen
Rentenwert bis 2025 wenig wahrscheinlich (vgl. Gutach-
ten des Sozialbeirats 2009, Bundestagsdrucksache 17/52
S. 75 f.). Sie ist lediglich als technische Setzung zu ver-
stehen. Wie der Rentenversicherungsbericht zutreffend
ausweist, beeinflussen die Annahmen zur Lohnanglei-
chung die kiinftige Beitragssatzentwicklung aber nur sehr
unwesentlich.

15. Hinsichtlich der langfristigen Beschiftigungsent-
wicklung werden die untere und die obere Variante da-
durch aus der mittleren Variante abgeleitet, dass ab dem
Jahr 2013 die Zuwachsraten der Beschiftigung der mittle-
ren Variante fiir die untere Variante um 0,5 Prozentpunkte
gemindert und fiir die obere Variante um 0,5 Prozent-
punkte erhoht werden. Nach 2017 bis zum Ende des Vor-
ausberechnungszeitraums im Jahr 2026 wird die Sprei-
zung wieder zuriickgefiihrt. Mit der Spreizung werden die
Auswirkungen verschiedener Verldufe der Beschifti-
gungsentwicklung auf die Finanzlage der Rentenversi-
cherung im Vorausberechnungszeitraum aufgezeigt.

16. Falls der Beitragssatz der gesetzlichen Rentenversi-
cherung in der mittleren Variante der Vorausberechnun-
gen des Rentenversicherungsberichts bis zum Jahr 2020
einen Wert von 20 Prozent oder bis zum Jahr 2030 einen
Wert von 22 Prozent iibersteigt, ist die Bundesregierung
gemil § 154 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 SGB VI ver-
pflichtet, den gesetzgebenden Korperschaften geeignete
MaBnahmen vorzuschlagen, um dies zu verhindern.

17. 1In der fiir die Einhaltung der gesetzlich vorgegebe-
nen Beitragssatzobergrenzen ausschlaggebenden mittle-
ren Variante der Modellrechnungen wird nach dem Ren-
tenversicherungsbericht 2012 die Beitragssatzobergrenze
fiir das Jahr 2020 von nicht mehr als 20 Prozent eingehal-
ten. Auch in fast allen anderen Varianten ist dies der Fall.
Nur in der Variante der Modellrechnung, die von einer
niedrigeren Beschiftigungsentwicklung in der unteren
Lohnvariante ausgeht, wird die Beitragssatzobergrenze
im Jahr 2020 verfehlt. In der mittleren Variante bleibt der
Beitragssatz von 18,9 Prozent infolge der Verstetigungs-
regel bis 2018 auf diesem Niveau. Im Jahr 2019 steigt der
Beitragssatz auf 19,3 Prozent, im Jahr 2020 auf 19,7 Pro-
zent an, und dann weiter bis auf 20,9 Prozent im Jahr
2026. Es wird somit bis zum Ende des Vorausberechnungs-
zeitraums die Beitragssatzobergrenze von hdochstens
22 Prozent gehalten. Diese Aussage trifft im Ubrigen auf
alle Varianten zu.
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18. Falls das Sicherungsniveau vor Steuern in der ge-
setzlichen Rentenversicherung in der mittleren Variante
der Vorausberechnungen des Rentenversicherungsbe-
richts bis zum Jahr 2020 einen Wert von 46 Prozent oder
bis zum Jahr 2030 einen Wert von 43 Prozent unterschrei-
tet, ist die Bundesregierung geméal} § 154 Absatz 3 Satz 1
Nummer 2 SGB VI ebenfalls verpflichtet, den gesetzge-
benden Korperschaften geeignete MaBnahmen vorzu-
schlagen, um dies zu verhindern. In der mittleren Variante
betrdgt das Sicherungsniveau vor Steuern 48,0 Prozent im
Jahr 2020 und 46,0 Prozent am Ende des Vorausberech-
nungszeitraums im Jahr 2026.

19. Der Sozialbeirat nimmt zur Kenntnis, dass sowohl
die Beitragssatzobergrenze als auch die Mindestsiche-
rungsniveaus nach den derzeitigen Modellrechnungen in
der mittleren Variante bis 2026 eingehalten werden. Auch
und gerade bei solch lidngerfristigen Betrachtungen ist je-
doch stets zu betonen, dass es sich um Modellrechnungen
handelt und die tatsdchliche Entwicklung von den zu-
kiinftigen gesetzlichen und 6konomischen Rahmenbedin-
gungen beeinflusst wird und daher abweichen kann.

IV. Die Anpassung der Renten
zum 1. Juli 2012

20. Die Renten in den alten Bundeslindern sind zum
1. Juli 2012 um 2,18 Prozent angepasst worden. Der ak-
tuelle Rentenwert betrdgt seitdem 28,07 Euro. Der An-
passung lag ein Anstieg der anpassungsrelevanten Brutto-
lohne und -gehélter je Arbeitnehmer im Jahr 2011
gegeniiber dem Jahr 2010 um 2,95 Prozent zu Grunde. Es
gab zwar in den Jahren 2010 und 2011 keine Verdnderung
des durchschnittlichen Beitragssatzes in der allgemeinen
Rentenversicherung, wohl aber einen Anstieg des Alters-
vorsorgeanteils im Jahr 2011 auf 3,5 gegeniiber 3,0 im
Jahr 2010, so dass sich hieraus ein den Anpassungssatz
ddmpfender Faktor von 0,9935 ergab. Der Nachhaltig-
keitsfaktor, der sich aus der Verdnderung des Verhiltnis-
ses von Rentnern zu Beitragszahlern ermittelt, war mit
1,0209 deutlich positiv und erhdhte somit den Anpas-
sungssatz. Auf dieser Basis hitte sich der bis zum
30. Juni 2012 maBgebende aktuelle Rentenwert ab dem
1. Juli 2012 von 27,47 Euro auf 28,68 Euro erhoht. Dies
hétte einem Anpassungssatz von 4,40 Prozent entspro-
chen. Seit 2011 ist jedoch der bei den Anpassungen seit
2005 aufgrund nicht realisierter Dampfungseffekte ent-
standene Ausgleichsbedarf abzubauen (§ 68a SGB VI).
Dies geschah 2012, indem der aktuelle Rentenwert nur
mit dem hélftigen Anpassungsfaktor von 1,0220 anzuhe-
ben war. Der bis Ende Juni 2011 maBgebende Wert er-
héhte sich somit zum 1. Juli 2012 von 27,47 Euro auf
»hur® 28,07 Euro. Dies entsprach einem Anpassungssatz
von 2,18 Prozent, da der aktuelle Rentenwert auf volle
Eurocent zu runden ist. Infolgedessen ist der Ausgleichs-
bedarf von 0,9715 auf 0,9929 gesunken; d. h., es sind
nach geltender Rechtslage bei den kiinftigen Anpassun-
gen noch 0,71 Anpassungsprozentpunkte einzusparen,
was nach den Modellrechnungen des Rentenversiche-
rungsberichts 2012 bei der Anpassung zum 1. Juli 2013
geschehen wird.

21. Der aktuelle Rentenwert (Ost) ist zum 1. Juli 2012
um 2,26 Prozent angepasst worden und betrdgt seitdem
24,92 Euro. Der Anpassung lag ein Anstieg der anpas-
sungsrelevanten Bruttoldhne und -gehilter je Arbeitneh-
mer in den neuen Bundeslédndern im Jahr 2011 gegeniiber
dem Jahr 2010 um 2,28 Prozent zu Grunde. Die anderen
Anpassungsfaktoren entsprachen denen fiir die Anpas-
sung des aktuellen Rentenwerts. Diese Faktoren hétten
fiir die Zeit ab 1. Juli 2012 einen aktuellen Rentenwert
(Ost) von 25,28 Euro ergeben. Doch war auch 2012 der
Ausgleichsbedarf (Ost) (§ 255a Absatz 4 Satz 1 SGB VI)
zu beriicksichtigen, so dass sich als neuer aktueller Ren-
tenwert (Ost) ,,nur” ein Betrag von 24,92 Euro ergab.
Dies entsprach einer Anpassung um 2,26 Prozent. Da der
Ausgleichsbedarf (Ost) vollig abgebaut werden konnte,
brauchte der Anpassungssatz nicht halbiert zu werden; es
blieben rund 61 Prozent des formelmaBigen Anpassungs-
satzes. Bei den nichsten Anpassungen ist somit kein Aus-
gleichsbedarf (Ost) mehr zu beriicksichtigen. Deshalb
wird 2013 die Anpassung des aktuellen Rentenwerts
(Ost) bei gleicher Lohnentwicklung hoher ausfallen als
die des aktuellen Rentenwerts. Derzeit betrdgt das Ver-
hiltnis von aktuellem Rentenwert (Ost) zu dem aktuellen
Rentenwert 88,78 Prozent.

V. Der Beitragssatz fiir 2013

22. Der Beitragssatz fiir 2013 wird — wie im Gesetz vor-
gesehen — von 19,6 Prozent auf 18,9 Prozent sinken. Da
die Nachhaltigkeitsriicklage Ende 2013 bei unverdnder-
tem Beitragssatz die Obergrenze des Korridors zwischen
0,2 und 1,5 Monatsausgaben voraussichtlich {iberschrit-
ten hétte, war der Beitragssatz so neu festzusetzen, dass
die Riicklage dem Betrag der Hochstnachhaltigkeitsriick-
lage voraussichtlich entspricht (§ 158 Absatz 1 und 2
SGB VI). Der Beitragssatz ist 2013 nach seiner Absen-
kung fiir 2012 von 19,9 Prozent auf 19,6 Prozent inner-
halb von zwei Jahren um einen Prozentpunkt gesunken.
Das Einsparvolumen betrug 2012 fiir Arbeitnehmer und
Arbeitgeber jeweils 1,3 Mrd. Euro, der Bundeszuschuss
sank um 0,55 Mrd. Euro. Infolge der Absenkung des Bei-
tragssatzes 2013 auf 18,9 Prozent werden Arbeitnehmer
und Arbeitgeber um weitere Rentenversicherungsbeitrige
in Hohe von jeweils 3,2 Mrd. Euro entlastet, der Bund bei
dem Bundeszuschuss um rund 1,3 Mrd. Euro.

23. Die gute Einnahmesituation der Rentenversicherung
ist vor allem das Ergebnis der guten gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung, insbesondere verbunden mit einem star-
ken Zuwachs an sozialversicherungspflichtiger Beschéfti-
gung. Infolgedessen ist die Nachhaltigkeitsriicklage von
1,7 Mrd. Euro (= 0,1 Monatsausgaben) am Jahresende
2005 auf rund 25 Mrd. Euro (=1,44 Monatsausgaben)
Ende Oktober 2012 gestiegen. Die Nachhaltigkeitsriick-
lage wird voraussichtlich Ende 2012 den Hoéchststand von
29,4 Mrd. Euro (= 1,69 Monatsausgaben) erreichen. Ende
des Jahres 2013 wiirde sie bei unverdndertem Beitrags-
satz die Obergrenze von 1,5 Monatsausgaben erneut
iiberschreiten, so dass die Voraussetzungen fiir die wei-
tere Absenkung des Beitragssatzes gegeben sind. Infolge
der Senkung des Beitragssatzes im Jahr 2013 um 0,7 Pro-
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zentpunkte wird der Rentenanpassungssatz zum 1. Juli
2014 um rund 0,9 Prozentpunkte héher ausfallen.

24, Der Beitragssatz von 18,9 Prozent kann nach heutigen
Annahmen bis 2018 auf dieser Hohe gehalten werden. 2019
wiirde er auf 19,3 Prozent ansteigen, 2020 auf 19,7 Prozent,
2026 lage er bereits bei 20,9 Prozent und 2030 bei 21,8 Pro-
zent. Die Nachhaltigkeitsriicklage wire im Jahr 2020 bis
auf 5,0 Mrd. Euro abgeschmolzen (= 0,22 Monatsausga-
ben). In mehreren Jahren nach 2020 lidge sie dicht an der
Untergrenze des Korridors von 0,2 Monatsausgaben, so
dass in diesen Jahren eine Inanspruchnahme der Bundes-
garantie zur Sicherstellung der unterjdhrigen Liquiditit
der Rentenversicherung nicht ausgeschlossen wire.

25. Durch die Senkung des Beitragssatzes ist in den
nichsten Jahren mit Defiziten der Rentenversicherung
und einem Abbau ihrer Nachhaltigkeitsriicklage zu rech-
nen. Diese Defizite werden von der Offentlichkeit vo-
raussichtlich kritisch beobachtet. Deshalb ist die Politik
aufgefordert klarzustellen, dass die Defizite und der Ab-
bau der Nachhaltigkeitsriicklage planméBig und politisch
gewollt sind.

26. Die Beitragssatzsenkung war umstritten. Im Bun-
desrat gab es in den Ausschiissen Widerstand (Bundes-
ratsdrucksache 509/1/12), der im Plenum allerdings keine
Mehrheit fand. Wegen der befiirchteten Schwierigkeiten
haben sich die Bundesregierung und der Bundestag dafiir
entschieden, den Beitragssatz ausnahmsweise durch Ge-
setz (Bundestagsdrucksachen 17/10743 und 17/11175)
festzulegen, und nicht wie im geltenden Recht vorgese-
hen durch eine Rechtsverordnung, die der Zustimmung
des Bundesrates bedarf.

27. Die Beitragssatzsenkung wurde von verschiedenen
Seiten abgelehnt. Die SPD forderte stattdessen den Auf-
bau eines ,,Demographie-Fonds®, mit dem der absehbare
Anstieg des Beitragssatzes Ende dieses bzw. Anfang des
néchsten Jahrzehnts infolge der demografischen Entwick-
lung abgemildert oder verzogert werden soll (Bundes-
tagsdrucksache 17/10775). Aus diesem Grunde hitte der
Beitragssatz 2013 und in den Folgejahren bei 19,6 Pro-
zent verbleiben sollen. Die Obergrenze des Korridors fiir
die Nachhaltigkeitsriicklage von 1,5 Monatsausgaben
hétte durch eine Anderung des § 158 SGB VI gestrichen
werden sollen, so dass sich die Riicklage ohne eine
Grenze nach oben hitte aufbauen konnen. Auf diese
Weise hitte der Beitragssatz bis 2025 stabil bei 19,6 Pro-
zent gehalten werden konnen, danach hétte er ansteigen
miissen und 2030 bei 21,9 Prozent gelegen. Der Vor-
schlag hitte dazu gefiihrt, dass die Nachhaltigkeitsriicklage
bei sonst unverdndertem Recht bis Anfang der 2020er
Jahre auf schitzungsweise rund 80 Mrd. Euro (rund
3,7 Monatsausgaben) angewachsen wire. Sie wére un-
mittelbar danach wieder abgeschmolzen, so dass sie im
Jahr 2026 wieder die Untergrenze der Nachhaltigkeits-
riicklage erreicht hitte.

28. Die Fraktion DIE LINKE forderte den Beitragssatz
nicht zu senken, sondern die Mittel fiir Leistungsverbes-
serungen zu nutzen (Bundestagsdrucksache 17/10779).
Auch die Gewerkschaften und die Sozialverbiande forder-

ten, dass statt der Beitragssatzsenkung mit den dadurch
verfiigbar gemachten Mitteln die Riicknahme von Refor-
men, wie der Anhebung der Altersgrenze und der Absen-
kung des Leistungsniveaus, finanziert werden sollte.

29. Auch im Sozialbeirat gibt es zur Frage, ob der Bei-
tragssatz auf 18,9 Prozent gesenkt oder bei 19,6 Prozent
beibehalten werden soll, unterschiedliche Auffassungen.
Die Gegner der Beitragssatzsenkung verweisen darauf,
dass ein Beitragssatz von 19,6 Prozent bei unverdandertem
Leistungsrecht bis zum Jahre 2025 hétte bestehen bleiben
konnen. Berechnungen auf gleicher Datenbasis, aber mit
einem stufenweisen Anstieg des Beitragssatzes um jéhr-
lich 0,2 Prozentpunkte bis zum Hochstwert von 22 Pro-
zent hétten darliber hinaus gezeigt, dass sich mit den
steigenden Einnahmen und den Zinsertrdgen auf den an-
wachsenden Kapitalbestand bis zum Jahre 2030 beachtli-
che Leistungsverbesserungen hitten finanzieren lassen.
Die Stabilisierung des Rentenniveaus und die deutliche
Verbesserung der Erwerbsminderungsrente seien drin-
gende sozialpolitische Aufgaben. Die Befiirworter einer
Beitragssatzsenkung beriefen sich auf die gesetzliche Re-
gelung, von der, um die Verldsslichkeit des Rentenrechts
nicht in Frage zu stellen, nicht abgewichen werden solle.
Auflerdem schiitze eine Beitragssatzsenkung die Renten-
versicherung vor Begehrlichkeiten der Politik, Bundeszu-
schiisse zu kiirzen oder mit zusétzlichen Beitragsmitteln
Leistungsverbesserungen vorzunehmen, die langfristig
die Finanzierbarkeit der Rentenversicherung gefihrden
wiirden. Da in der Vergangenheit Riicklagen der Sozial-
versicherung stets fiir neue Aufgaben verwendet wurden
oder zur Kiirzung von Bundesmitteln gefiihrt haben, sei
ein weiteres Anwachsen der Nachhaltigkeitsriicklage nur
eine theoretische Alternative. Aulerdem miissten renten-
nahe Jahrginge ohne die Beitragssatzsenkung im Unter-
schied zu anderen Kohorten wéhrend ihrer aktiven Versi-
cherungszeit insgesamt mehr Beitrdge leisten als zur
Finanzierung der laufenden Renten erforderlich ist.

30. Der Sozialbeirat ist sich aber einig dariiber, dass,
wenn die Festsetzung des Beitragssatzes fiir 2013 aus-
nahmsweise durch Gesetz erfolgt, dieses Gesetz auch
eine Anhebung der Mindestriicklage von 0,2 Monatsaus-
gaben auf etwa 0,4 Monatsausgaben hitte vorsehen sol-
len. Dies sollte baldmdglichst nachgeholt werden. Der
untere Wert des Korridors von 0,2 Monatsausgaben, bis
zu dem nach geltendem Recht die Nachhaltigkeitsriicklage
absinken kann, ohne dass durch eine Beitragssatzinderung
korrigierend eingegriffen werden muss, ist zu niedrig (vgl.
Sozialbeirat, Bundestagsdrucksache 17/7770, S. 77). Diese
Mindestriicklage kann — wie die Vergangenheit (Herbst
2005) gezeigt hat — bei einer unerwartet schwachen
Konjunktur trotz der Mdglichkeit, Raten des Bundeszu-
schusses vorzuziehen, die unterjédhrige Liquiditit der
Rentenversicherung nicht sicherstellen und eine Inan-
spruchnahme der Bundesgarantie nicht vermeiden. Dies
hatte Ende 2005, obwohl die Finanzierung der Renten zu
keinem Zeitpunkt gefdhrdet war und die Kredite des Bun-
des innerhalb weniger Tage zuriickgezahlt wurden, in der
offentlichen Wahrnehmung eine so negative Wirkung,
dass sich dies nicht wiederholen darf. Deshalb ist eine
Anhebung der Untergrenze des fiir die Nachhaltigkeits-
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riicklage bestimmten Korridors von 0,2 Monatsausgaben
aus Sicht des Sozialbeirats unverzichtbar.

31. Der Sozialbeirat ist sich auch einig in der Kritik daran,
dass der Bundeszuschuss im Jahr 2013 um 1 Mrd. Euro und
in den Jahren 2014 bis 2016 um jeweils 1,25 Mrd. Euro ge-
kiirzt werden soll; insgesamt sind es 4,75 Mrd. Euro. Dies
fiihrt 2013 zu einem um 0,1 Prozentpunkte héheren Bei-
tragssatz; er hitte ansonsten fiir 2013 18,8 Prozent betra-
gen konnen. Da die Fortschreibung des allgemeinen
Bundeszuschusses auch von der Entwicklung des Beitrags-
satzes zur Rentenversicherung abhéngt, mindert dies den
finanziellen Effekt dieser MaBnahme auf insgesamt
3,78 Mrd. Euro, um die sich der Bund zulasten der Renten-
versicherung und damit zulasten der Beitragszahler entlas-
tet. Fiir diese MaBinahme hielt man im Entwurf des Haus-
haltsbegleitgesetzes (Bundestagsdrucksache 17/10588,
S. 11) eine inhaltliche Begriindung nicht fiir notwendig.
Die Bundesregierung, die sich bei der Absenkung des
Beitragssatzes vor allem darauf berufen hat, dass sie die
Regeln des Rentenrechts einhélt, hétte gut daran getan,
auch bei dem Bundeszuschuss die Regeln einzuhalten.
Das Vertrauen darauf, dass der Bund dies in Zukunft tun
wird, hat durch diese MaBinahme Schaden genommen.

VI. Zur Bedeutung der Leistungsgerechtigkeit
in der gesetzlichen Rentenversicherung

1. Das Prinzip der Teilhabeaquivalenz

32. Die rentenpolitischen Diskussionen der letzten Mo-
nate nimmt der Sozialbeirat zum Anlass, auf die Bedeu-
tung der Leistungsgerechtigkeit als Prinzip und Vorgabe
fiir die gesetzliche Rentenversicherung hinzuweisen.
Leistung wird in diesem Zusammenhang im Sinne der
Zahlung von Beitridgen verstanden, die sich wiederum an
der Lohnhdhe bemisst, und die zu einer in Entgeltpunkten
gemessenen Rentenanwartschaft fiihrt. Dieses Aquiva-
lenzprinzip ist Ausfluss vor allem des fiir das Verhéltnis
von Beitrag und Rentenzahlung wichtigen allgemeinen
Gleichheitssatzes des Artikel 3 Absatz 1 Grundgesetz
(GG).

33. In der Rentenversicherung verbinden sich staatliche
und individuelle Verantwortung. Der Staat organisiert die
Vorsorge, der Einzelne betreibt sie. Das Mittel seiner Vor-
sorge ist der Beitrag, der in der Regel von ihm oder/und
als Lohnbestandteil fiir ihn durch seinen Arbeitgeber ge-
zahlt wird. Seine Hohe ist von dem individuellen Risiko
des Versicherten (z. B. Alter, Geschlecht, Gesundheitszu-
stand) unabhéngig. Wegen der Beitragsfinanzierung ist
die Rente keine Fiirsorge des Staates, sondern ein als Ei-
gentum geschiitzter Anspruch. Die Rentenversicherung
wahrt grundsitzlich — das Umlageverfahren éndert daran
nichts — die Aquivalenz von Beitrag und Rente. Der An-
teil des einzelnen Rentners an der Umverteilung héngt
vor allem von dem ab, was er zuvor zu ihr beigetragen
hat. So verbindet sich die intertemporale Umverteilung in
einer auch individuell gerechten Weise mit der interperso-
nalen Umverteilung.

34. Wegen der Beitragsfinanzierung ist die Leistungsge-
rechtigkeit ein fiir die Rentenversicherung zentraler As-

pekt. Sie findet ihren Ausdruck in der Berechnung der
Rente. Thre Hohe richtet sich — so das Gesetz — vor allem
nach der Hohe der wihrend des Versicherungslebens
durch Beitrdge versicherten Arbeitsentgelte und Arbeits-
einkommen (§ 63 Absatz 1 SGB VI). Der maf3igebende
individuelle Faktor ist die Summe der erzielten personli-
chen Entgeltpunkte (§ 63 Absatz 6 SGB VI). Fiir Bei-
tragszeiten werden Entgeltpunkte ermittelt, indem das
versicherte Arbeitsentgelt und Arbeitseinkommen durch
das Durchschnittsentgelt gemaf3 der Anlage 1 zum SGB VI
fiir dasselbe Jahr geteilt wird (§ 70 Absatz 1 Satz 1 SGB VI).
Daher ergibt die Versicherung eines Arbeitseinkommens
in Hohe des Durchschnittsentgelts einen vollen Entgelt-
punkt (§ 63 Absatz 2 SGB VI).

35. Ein Entgeltpunkt ist rentenrechtlich somit die Ge-
genleistung fiir den Durchschnittsbeitrag des jeweiligen
Jahres. Multipliziert mit dem aktuellen Rentenwert fiihrt
er seit der Anpassung 2012 in den alten Bundeslédndern zu
einer Monatsrente von 28,07 Euro. In den neuen Bundes-
landern entspricht ein Entgeltpunkt einer Monatsrente
von 24,92 Euro. Ein Euro Monatsrente ist 2013 bei einem
Beitragssatz von 18,9 Prozent und einem (vorldufigen)
jéhrlichen Durchschnittsentgelt in Hohe von 34 071 Euro
die Gegenleistung fiir einen jéhrlichen Beitrag von
229,41 Euro (in den neuen Léndern von 219,60 Euro).
Um einen Entgeltpunkt (= 28,07 Euro bzw. 24,92 Euro
monatlicher Rente [Ost]) zu erwerben, miissen 2013 Bei-
trige von 643942 Euro (bzw. 5472,50 Euro in den
neuen Bundesldndern) geleistet werden.

36. Zwischen der Hohe der Jahr fiir Jahr entrichteten
Beitrdge und der Zahl der fiir diese Jahre gutgeschriebe-
nen Entgeltpunkte besteht infolgedessen eine direkte Re-
lation. Zu welcher Rente die Entgeltpunkte fithren, hingt
von der Hohe des aktuellen Rentenwerts (§ 63 Absatz 6,
§ 68 SGB VI) ab. Er wird entsprechend der Entwicklung
der versicherten Entgelte unter Beriicksichtigung der Ent-
wicklung des Beitragssatzes zur allgemeinen Rentenver-
sicherung, des Altersvorsorgeanteils und des Nachhaltig-
keitsfaktors dynamisiert (§§ 65, 68 SGB VI). Die in der
Anpassung liegende besondere Art der Verzinsung ist Teil
der Aquivalenz zwischen Beitrag und Leistung. Dem
Prinzip der Aquivalenz kommt wegen der damit verbun-
denen Leistungsgerechtigkeit eine wichtige Bedeutung
fiir die Akzeptanz der Rentenversicherung zu; mit dem
Aquivalenzprinzip werden zudem wichtige Leistungs-
und Beitragsanreize verbunden.

37. Doch besteht zwischen der Summe der im Erwerbs-
leben gezahlten Beitrdge und der Hohe der Rente keine
direkte Aquivalenz. Grund dafiir sind insbesondere auch
die Verdnderungen in der Hohe des Beitragssatzes. Des-
halb gibt es in der Rentenversicherung eine ,,Anteilsge-
rechtigkeit oder — wie sie inzwischen auch von dem
BVerfG (E 122, 151 [181]) genannt wird — ,, Teilhabedqui-
valenz“. Sie hat zwei Seiten: den Anteil an der Aufbrin-
gung der Mittel und den Anteil an den Leistungen. Teil-
habedquivalenz bedeutet auf der Seite der Beitragszahler,
dass zur gleichen Zeit

— jeder Versicherte bei gleichem beitragspflichtigem
Einkommen an der Finanzierung der Renten in glei-
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cher Weise, d. h. mit einem gleich hohen Beitrag, be-
lastet ist, und

— jeder durch gleich hohe Beitrdge gleichwertige An-
rechte auf Leistungen (Entgeltpunkte) erwirbt.

Teilhabedquivalenz bedeutet auf der Seite der Leistungs-
empfinger, dass

— gleichwertige Anrechte auf Leistungen (Entgelt-
punkte) unabhéngig von der Zeit, der sie entstammen,
im Rentenfall zu gleichen Leistungen berechtigen,

— diese Leistungen die auf das Versicherungsleben bezo-
gene Relation widerspiegeln, in der der individuelle
Anteil des Versicherten an der Finanzierung der Ren-
ten zum durchschnittlichen Anteil aller Versicherten
an ihr stand, und

— diese Leistungen im Grundsatz, nicht jedoch in einer
verfassungsrechtlich festgeschriebenen Hohe an die
allgemeine Lohn- und Gehaltsentwicklung gekoppelt
sind (Verzinsung).

38. Die Teilhabedquivalenz fiihrt grundsétzlich inner-
halb einer Jahrgangskohorte bei durchgehender Versiche-
rung zu einer vollstindigen Aquivalenz zwischen Beitrag
und Leistung. Eine vollkommene Gleichbehandlung der
Beitragszahler und der Rentner in der fortdauernden zeit-
lichen Dimension, die einen gleichbleibenden Beitrags-
satz erfordern wiirde, kann wegen der immer wieder
auftretenden Verdnderungen im Bereich der gesellschaft-
lichen oder wirtschaftlichen Determinanten nicht erreicht
werden. Eine zeitunabhingige Gleichbehandlung von
Beitragszahlern und Rentnern wiirde zudem vorausset-
zen, dass sich das Rentenrecht nicht dndern wiirde. Das
Gegenteil ist hdufig der Fall. Eine Ausweitung oder eine
Kiirzung von Leistungen, letztere in bestimmten Fillen
mit den Besitz schiitzenden Ubergangsregelungen ver-
bunden, fithrt zwangslaufig zeitabhingig zu einer besse-
ren oder schlechteren ,,Rendite. Sie liegt nach Berech-
nungen der Deutschen Rentenversicherung Bund (2012)
unter Beriicksichtigung der schrittweisen Anhebung der
Regelaltersgrenze bei dem Rentenzugang 2012 fiir ledige
Mainner bei 3,2 Prozent und fiir Frauen und verheiratete
Mainner bei 3,8 Prozent, bei dem Zugang 2030 wohl nur
noch bei 3,0 Prozent bzw. 3,4 Prozent. Sie wird zwar sin-
ken, aber deutlich positiv bleiben.

2. Der soziale Ausgleich in der
Rentenversicherung

39. In der gesetzlichen Rentenversicherung vollzieht
sich ein sozialer Ausgleich von betrichtlichem Umfang.
Damit ist nicht der Risikoausgleich zwischen den nur
»Gefdhrdeten” und den bereits ,,Geschédigten* gemeint,
der jeder Versicherung wesensimmanent ist. Besonders
deutliche Beispiele hierfiir sind die Erwerbsminderungs-
renten oder die Hinterbliebenenrenten (einschlieBlich ggf.
der entsprechenden Zurechnungszeit). Der soziale Aus-
gleich in der Rentenversicherung geht dariiber hinaus.
Trotz unterschiedlicher Lebenserwartung werden Frauen
und Ménner gleich behandelt. Trotz unterschiedlicher Ri-
siken fiir eine Erwerbsminderung zahlen Gesunde und

Kranke den gleichen Beitrag. Gute und schlechte Risiken
werden mit einem gleichen Beitragssatz zu einer Pflicht-
versicherung zusammengefasst. In dieser weitgehenden
Wegtypisierung des individuellen Risikos und in der auch
deswegen notwendigen Auferlegung einer Versicherungs-
pflicht bestehen wesentliche Unterschiede zwischen einer
privaten und der sozialen Rentenversicherung.

40. Der Rentenversicherung wurde aber in der Vergan-
genheit eine Vielzahl gesamtgesellschaftlicher Aufgaben
tibertragen, die an sich von der Allgemeinheit zu finan-
zieren gewesen wiren. Beispiele dafiir gab und gibt es
zahlreiche: die Uberwilzung von Kriegsfolgelasten, von
Lasten der deutschen Einheit oder von Aufgaben des Fa-
milienlastenausgleichs. Im Ergebnis wurden dadurch
Leistungsanspriiche an die Rentenversicherung begriin-
det, denen keine addquate Beitragszahlung gegeniiber
stand. Die Frage war stets, ob das ,,Soziale* der Renten-
versicherung so weit reicht, dass auch die neue Aufgabe
darunter subsumiert werden kann.

41. Diese nicht beitragsgedeckten Leistungen werden,
folgt man jlingsten Untersuchungen (vgl. Reineke, DRV
2012, 1 ft)), zum groBten Teil, durch die Bundeszu-
schiisse ausgeglichen. Die Unterdeckung wird allerdings
langfristig abnehmen. Insgesamt stehen die nicht bei-
tragsgedeckten Leistungen daher weder dem Prinzip der
Teilhabedquivalenz in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung noch dem Eigentumsschutz der Renten entgegen.
Umgekehrt sind aber auch die Bundeszuschiisse keine
,,Staatliche Fiirsorge* zugunsten der Rentenversicherten.
Auch sie stehen weder dem Prinzip der Teilhabedquiva-
lenz in der Rentenversicherung noch dem Eigentums-
schutz der Renten entgegen.

3. Die Finanzierung nicht beitragsgedeckter
Leistungen durch Steuern

42. Werden nicht beitragsgedeckte Leistungen durch
Beitrdge finanziert, werden die zur Gewéhrleistung einer
Absicherung bei versicherungstypischen Risiken gezahl-
ten Mittel zu anderen Zwecken verwendet. Dies wire
ordnungspolitisch falsch. Es wiirde die Lastengleichheit
aller Biirger verletzen, weil Beamte, Selbstindige und
Personen, soweit sie Einkommen oberhalb der Beitrags-
bemessungsgrenze oder z. B. aus Vermogen beziehen,
von diesen Lasten freigestellt sind. AuBerdem werden
Beitrdge nicht wie Steuern mit insgesamt progressiver
Wirkung, sondern nach einem fiir alle gleichen Prozent-
satz erhoben. SchlieBlich wiére eine Beitragsfinanzierung
allgemein staatlicher Aufgaben arbeitsmarktpolitisch
kontraproduktiv, da einseitig die Arbeitskosten stirker
belastet wiirden. Daher ist der Sozialversicherungsbeitrag
kein geeignetes Mittel zur Finanzierung gesamtgesell-
schaftlicher Aufgaben. Er ist die Gegenleistung fiir den
Versicherungsschutz. Eine iiber den versicherungstypi-
schen Ausgleich hinausgehende Umverteilung ist gleich-
heitsgerecht nur iiber Steuern zu finanzieren. Die nicht
beitragsgedeckten Leistungen sind fiir den Charakter der
Rentenversicherung als Sozialversicherung nicht konsti-
tutiv. Weil sie das individuelle Risiko wegtypisiert, geht
ihr das ,,Soziale‘ nicht verloren.
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43. Dem Vorstehenden widerspricht nicht, dass der
Staat die Rentenversicherung als ,,Umverteilungsmittler*
einsetzt, um Versicherten in bestimmten Lebenssituatio-
nen (z. B. Kindererziehungszeiten; Zeiten der Arbeitslo-
sigkeit oder eines geringen sozialversicherten Einkom-
mens) Leistungen des sozialen Ausgleichs zukommen zu
lassen. Der Gesetzgeber sollte die Beriicksichtigung die-
ser Lebenssituationen aber stets systemgerecht ausgestal-
ten — z. B. indem er fiir dic Tatbestinde Beitrdge leistet
wie bei den Kindererziehungszeiten. Er muss zudem fiir
die Kosten dieses Ausgleichs aus Steuermitteln aufkom-
men.

VIl. Konsequenzen fiir die aktuelle
Rentendiskussion

1. Zur ,,Zuschuss-Rente*

44. Der Sozialbeirat hat bereits in seinem Gutachten 2011
die von dem Bundesarbeitsministerium fiir Arbeit und
Soziales damals vorgeschlagene ,,Zuschuss-Rente” kri-
tisch beurteilt (Bundestagsdrucksache 17/7770, S. 77 ff.).
Das Ministerium hat das Konzept zwischenzeitlich mehr
im Sinne einer ,,Rente nach Mindesteinkommen‘* iiberar-
beitet, allerdings ergdnzt um eine Kinderkomponente,
eine Priifung der Einkommen auch des Partners und eine
Deckelung des Zuschusses. Dennoch ist auch das neue
Konzept weitgehend auf Ablehnung gestoBen. Der ,,Koali-
tionsgipfel hat am 4. November 2012 stattdessen die
Umrisse einer allein durch Steuern finanzierten ,,Lebens-
leistungsrente* skizziert, allerdings im Ergebnis so offen,
dass iiber die inhaltliche Ausdeutung des Beschlusses bis
jetzt jedenfalls selbst bei den Beteiligten grofle Uneinig-
keit besteht. Wéhrend das Ministerium sich in seinen Pla-
nen zur ,,Zuschuss-Rente™ — nur jetzt unter anderem Na-
men — bestétigt sieht, verweisen Teilnehmer des Gipfels
darauf, dass eine Hoherbewertung der Renten beschlos-
sen worden sei, die knapp oberhalb der Grundsicherung
liege und damit — was sich aber so in der Formulierung
des Beschlusses nicht ausdriicklich findet — regional un-
terschiedlich hoch ausfallen kdnne.

45. Der Sozialbeirat bleibt bei seiner ausfiihrlichen Kri-
tik an der ,,Zuschuss-Rente“. So ist zweifelhaft, ob die
»Zuschuss-Rente wirklich zielgenau ist, um Altersarmut
einzuddimmen. Im Folgenden greift der Sozialbeirat die
Kritikpunkte wieder auf, die im Zusammenhang mit der
hohen Bedeutung des Aquivalenzprinzips stehen. Auch
lehnt er Pldne, Leistungen der Rentenversicherung je
nach Region oder Wohnort unterschiedlich hoch auszu-
zahlen, ab.

46. Das Aquivalenzprinzip der Rentenversicherung
ndhme, was sehr kritisch zu sehen ist, Schaden, wenn — wie
mit der vorgeschlagenen ,,Zuschuss-Rente und vergleich-
baren rentenpolitischen Konzepten vorgesehen — Leistun-
gen der Fiirsorge von den Rentenversicherungstriagern als
Rente ausgezahlt wiirden. Dass es sich nicht um eine Ver-
sicherungsleistung, sondern um eine Fiirsorgeleistung
handelt, ergibt sich aus der fehlenden Finanzierung dieser
Leistungen durch Beitrdge und insbesondere aus der
Einkommenspriifung im Haushaltszusammenhang. Dies
wiirde die steuerfinanzierte, fiirsorgerisch motivierte

Grundsicherung im Alter als Leistung der Sozialhilfe und
die beitragsfinanzierte Rente der Sozialversicherung ver-
mischen und die Unterschiede nivellieren. Zudem wére
fiir die Versicherten kaum mehr nachvollziehbar, welcher
Teil der Auszahlung der Rentenversicherung die Versi-
cherungsleistung darstellt und bei welchem Teil der Leis-
tung eine Einkommenspriifung vorgenommen werden
soll.

47. Besonders weit sollte die Nivellierung nach dem
BMAS-Vorschlag bei Versicherten mit Kindern gehen,
die Hochwertung sollte um 150 Prozent erfolgen. Dem-
nach sollten sie mit einem eigenen Rentenanspruch von
340 Euro eine Hochwertung von bis zu 510 Euro erhalten
konnen. Das wire im Jahr 2013 ein Beitragswert von
rund 117 000 Euro, die zulasten der Beitrags- und/oder
Steuerzahler zu finanzieren wéren. Dies wiegt auch des-
halb so schwer, weil die Voraussetzungen fiir die Hoch-
wertung um 150 Prozent so formuliert waren, dass sie
eine derart weitreichende Hochwertung nicht hinreichend
begriinden: Denn es sollte fiir die Hochwertung nur ein
Jahr Kindererzichung notwendig sein. Vor allem gibt es
bereits durch die Kindererzichungszeiten und durch die
Kinderberiicksichtigungszeiten zwei Instrumente, die Er-
ziehungsleistungen bei der Rentenberechnung honorie-
ren.

48. Es ist kein Gegenargument, dass schon heute der,
der Vorsorge unterldsst, trotzdem die Grundsicherung be-
anspruchen kann. Sie ist eine Leistung der Sozialhilfe, die
der Sicherung des sozio-kulturellen Existenzminimums
dient, und bei der auch sonst nicht danach gefragt wird,
warum jemand bediirftig ist. Die Sozialhilfe ist deshalb
subsididr, und es gibt wegen der Bediirftigkeitspriifung
Hemmschwellen, sie in Anspruch zu nehmen. Der Unter-
schied, der die Beitragszahlung rechtfertigt, liegt insoweit
nicht in der Hohe der Leistung, sondern in ihrer rechtli-
chen Qualitdt. Werden diese Qualititsunterschiede nivel-
liert, verliert die Beitragsverpflichtung einen Teil ihrer
Rechtfertigung. Eine Grundsicherung im Rentenrecht
will aber schon dadurch, dass die Rentenversicherung die
,,Zuschuss-Rente™ auszahlen wiirde, diese Nivellierung.
Auch konnte die ,,Zuschuss-Rente* die Entscheidung fiir
eine Teilzeitbeschiftigung begiinstigen. SchlieBlich be-
steht im Zuge weiterer Nivellierungstendenzen die Ge-
fahr, dass dann spéter die ,,Grundsicherungsrenten hoher
und die beitragsbezogenen Renten niedriger angepasst
werden. Auch unabhéngig davon wiirde eine (teilweise)
beitragsfinanzierte ,,Zuschuss-Rente* die Rendite fiir die-
jenigen, die Beitrdge zur Rentenversicherung entrichten,
sinken lassen.

49. Ordnungspolitisch wére es aus den genannten Griin-
den auch falsch, die ,,Zuschuss-Rente* — und sei es auch
nur teilweise — mit Beitrdgen zu finanzieren. Armutsbe-
kdmpfung hat nichts mit dem gewollten Ausgleich von
Versicherungsrisiken zu tun. Sie ist eine Aufgabe der All-
gemeinheit. Daher sind die entsprechenden Leistungen
voll aus Steuermitteln zu finanzieren — ein ,,Steueranteil
wire vollig unzureichend. Bereits in seinem letzten Gut-
achten hat der Sozialbeirat betont (Bundestagsdrucksache
17/7770, S. 82), dass es den Versicherten unzumutbar
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wire, die Nivellierung ihrer eigenen Vorsorge auch noch
mit eigenen Beitrdgen finanzieren zu miissen. Es ist gut,
dass der ,,Koalitionsgipfel“ dies genauso sah und be-
schlossen hat, dass die ,,Lebensleistungsrente®, sollte sie
denn kommen, ausschlieBlich aus Steuern finanziert wer-
den soll.

50. Dariiber hinaus ist zu beriicksichtigen, dass eine bei-
tragsfinanzierte Besserstellung einer besonderen Gruppe
von Rentnern mit geringem Einkommen wenig zielgenau
und mit teuren Fehlallokationen verbunden wére. Dies
liegt daran, dass die Rentenversicherung in der Regel nur
Lohne und Gehilter als Beitragsbasis beriicksichtigt,
nicht dagegen auch andere Einkommensarten, Einkom-
men unterhaltspflichtiger Dritter oder vorhandenes Ver-
mogen. Zudem kennt das Rentenversicherungsrecht im
Gegensatz zum Steuerrecht weder eine Progression des
Tarifs noch Grundfreibetrdge und viele andere dort mit
Blick auf eine mdglichst umfassende Bewertung der wirt-
schaftlichen Leistungsfahigkeit bestehenden Regelun-
gen. Insofern werden Beitrdge sehr viel weniger als Steu-
ern entsprechend der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit
aufgebracht. Daher birgt jede Beitragsfinanzierung von
armutsvermeidenden Elementen die Gefahr einer (ver-
mutlich unerwiinschten) Umverteilung ,,von unten nach
oben®. Besser ist es deshalb, eine Umverteilung nach
wirtschaftlicher Leistungsfahigkeit allein den hierfiir be-
stimmten und deutlich besser geeigneten Steuer- und
Transfersystemen zu iiberlassen.

2. Zur ,Lebensleistungsrente‘

51. Die von dem ,,Koalitionsgipfel*“ am 4. November 2012
beschlossene ,,Lebensleistungsrente” bedarf — wie von
Teilnehmern des ,,Gipfels* bereits eingerdumt wurde —
der Klarung ,,zahlreicher Details®. Bevor dies geschehen
ist, entzieht sich die anvisierte Neuregelung einer einge-
henden Analyse. Der Beschluss wiirde, so wie ihn einige
Teilnehmer des ,,Koalitionsgipfels“ deuten, zu einer Re-
gionalisierung von Leistungen der Rentenversicherung
fiihren. Zu einer solchen Regionalisierung kdme es, wenn
die Aufstockung der Rente fiir Niedrigverdiener durch ei-
nen Deckel begrenzt wiirde, der 10 bis 15 Euro oberhalb
des jeweils ortlich maflgebenden Grundsicherungssatzes
liegt. Dies hitte zur Folge, dass jemand in ,teuren®
Wohnorten eine hohere Rentengesamtleistung bekéme als
jemand, der in Stidten mit niedrigeren Wohnkosten lebt.

52. Eine solche Regionalisierung von Leistungen ist an-
gebracht, wenn es sich um Fiirsorgeleistungen handelt,
bei denen die Orientierung am tatsdchlichen Bedarf im
Vordergrund steht. Die Rentenversicherung gewihrt aber
keine Fiirsorgeleistungen. Deshalb ist in der Rentenversi-
cherung eine Regionalisierung bisher stets abgelehnt wor-
den. Sie scheitert bei beitragsfinanzierten Leistungen an
dem Aquivalenzprinzip als zwingender Folge des Gleich-
heitssatzes (Artikel 3 Absatz 1 GG). Deshalb ist es ausge-
schlossen, dass die Rentenversicherung ihren Versicher-
ten in ,,teuren Wohnorten aus Beitragsmitteln z. B. eine
»Ballungsraum-Zulage* zahlt. Eine Regionalisierung von
Leistungen der Rentenversicherung scheidet aber auch
dann aus, wenn diese — wie die anvisierte ,,Lebensleis-

tungsrente* — ausschlieflich steuerfinanziert sind und
diese Steuermittel wie die Bundeszuschiisse in die allge-
meine Finanzmasse der Rentenversicherung einflieen.
Auch dann gilt das rentenrechtliche Gleichbehandlungs-
gebot, das Differenzierungen nach dem Wohnort aus-
schliet. Der Anteil des einzelnen Rentners an dieser
Finanzmasse bestimmt sich nach seiner Vorleistung; wo
er wohnt, ist unerheblich. Etwas anderes ist nur dann
denkbar, wenn Rentenversicherungstriger fiir andere So-
zialleistungstrdger Leistungen auszahlen — in einigen
Bundesldndern war es z. B. das (Landes-) Blindengeld —
und diese Leistungen dann gesondert erstattet bekommt.

53. Die Diskussion um die regionalisiert ausgestaltete
,,Lebensleistungsrente” ist symptomatisch fiir die Pro-
bleme, die sich aus der Vermengung von Versicherungs-
und Fiirsorgeleistungen ergeben. Wihrend bei einer Aus-
gestaltung der Lebensleistungsrente als Fiirsorgeleistung
eine Orientierung am regional unterschiedlichen Bedarf
konsequent wiére, lassen sich Versicherungsleistungen
nicht regional unterschiedlich ausgestalten. Wiirde die
Rentenversicherung mit der Auszahlung einer regional
differenzierten Fiirsorgeleistung beauftragt, wire dies
nicht nur systemwidrig, es ergédbe sich auch eine Vielzahl
von zusidtzlichen Problemen. Hingewiesen sei z. B. auf
den notwendigen Aufbau von doppelten Verwaltungs-
strukturen, um die Einkommen des Antragsstellers und
seines Partners zu priifen. Uberdies miisste die Renten-
versicherung z. B. ihre Rentenbescheide stets regional
differenziert iiberpriifen und ggf. neu festsetzen, wenn
sich in den einzelnen Regionen die maB3geblichen Brutto-
bedarfe der Grundsicherung im Alter dndern, was zudem
weder gleichzeitig noch in gleicher Hohe geschieht. Die-
ser permanente und uniiberschaubare Anderungsbedarf
und der damit verbundene Verwaltungsaufwand wéren
nicht zu verantworten. Gegen den Vorschlag sprechen
auch Probleme, die sich bei dem Rechtsschutz stellen.
Miisste dann die Rentenversicherung in Prozessen vor
den Sozialgerichten die RechtmifBigkeit einer Neufestset-
zung des Grundsicherungssatzes vertreten? Eine weitere
Folge wire, dass bei jedem Umzug eines ,Lebensleis-
tungsrentners® in eine andere Stadt ebenfalls ein neuer
Rentenbescheid erlassen werden miisste. Was passiert,
wenn der Rentenversicherung ein solcher Umzug zu spit
gemeldet wird, wer kommt dafiir auf, wenn die Riickfor-
derung mangels Masse nicht durchgesetzt werden kann?
Aber auch die Bindung an den jeweils ortlich maf3geben-
den Grundsicherungssatz bringt zahlreiche Probleme mit
sich. Was ist z. B., wenn zwei ,,Lebensleistungsrentner
oder andere Personen in einer Haushaltsgemeinschaft le-
ben? Miissen dann auch bei der Rente die unterschiedli-
chen Regelbedarfsstufen beriicksichtigt werden? Fragen
liber Fragen!

54. Der Sozialbeirat iibt an der ,,Lebensleistungsrente*
nicht nur wegen ihrer Regionalisierung Kritik. Er lehnt
auch eine regional nicht differenzierte ,,Lebensleistungs-
rente” ab. Denn gegen sie sprechen im Wesentlichen die
gleichen Argumente, die der Sozialbeirat auch schon ge-
gen die ,,Zuschuss-Rente* vorgebracht hat.
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55. Im Ubrigen regt der Sozialbeirat an, den Begriff ,,Le-
bensleistungsrente* — wenn denn diese Leistung iiberhaupt
kommen sollte — zu {iberpriifen. Er suggeriert nicht nur,
dass dieser Rente eine besondere Lebensleistung zugrunde
liegt, sondern auch, dass eine entsprechende Lebensleis-
tung bei den herkdmmlichen Renten der gesetzlichen Ren-
tenversicherung fehlt. Dabei beruhen die herkémmlichen
Renten der gesetzlichen Rentenversicherung grundsétz-
lich alle auf einer zuvor erbrachten Lebensleistung, wie
sie insbesondere durch gezahlte Beitrdge fiir Zeiten von
Arbeit, der Kindererziehung oder der Pflege zum Aus-
druck kommt. Die ,,Lebensleistungsrente” soll dagegen
gerade an diejenigen geleistet werden, die diese Vorleis-
tungen nicht in diesem Umfang vorweisen konnen. Auch
der Fiirsorgecharakter der geplanten ,,Lebensleistungs-
rente®, wie er durch die vorgesehene Einkommensanrech-
nung zum Ausdruck kommt, passt nicht zu ihrem Namen.
So lasst sich z. B. kaum begriinden, warum eine ,,Lebens-
leistungsrente” denjenigen Versicherten, die zwar die
geforderte ,,Lebensleistung erbracht haben, aber etwa
aufgrund ausreichender eigener privater Vorsorge oder
aufgrund von Partnereinkommen nicht leistungsberech-
tigt sind, vorenthalten werden sollte, obwohl die Lebens-
leistung durch das im Ubrigen vorhandene Einkommen ja
nicht geschmilert wird. Auch das Leistungsvolumen der
»Lebensleistungsrente* passt nicht zu ihrem Namen. Es
erscheint unangemessen, wenn die geforderte Lebensleis-
tung von 40 Beitragsjahren in der Rentenversicherung
und vermutlich dhnlich langer privater Vorsorge mit einer
Aufstockung der Rente um 10 bis 15 Euro oberhalb der
Grundsicherung honoriert wiirde.

56. AuBerdem stehen der Aufwand der Rentenversiche-
rung fir die Priifung der Einkommens- und Vermdgens-
verhéltnisse der Versicherten aus dem Niedriglohnsektor
und — was nicht vergessen werden darf — ihrer Ehegatten/
Lebenspartner sowie anderer auskunftsverpflichteter Stel-
len und der Ertrag dieser Priifung, eine Erhohung der
Rente um 10 bis 15 Euro, in keinem Verhéltnis.

57. Der Sozialbeirat ist, auch wenn er die ,,Zuschuss-*
oder ,Lebensleistungsrente” ablehnt, der Auffassung,
dass die diesen Vorschldgen zugrunde liegende Diagnose
zutreffend ist. Das ,,Gerechtigkeitsproblem®, das diese
Vorschlédge 16sen wollen, stellt sich vor allem im Grundsi-
cherungsrecht, weil es Personen, obwohl sie langjihrig
gesetzlich und/oder privat vorgesorgt haben, im Alter ge-
nauso behandelt, wie Personen, die nicht fiir sich vorge-
sorgt haben. Eine Losung dieses Problems darf aber ge-
setzliche Renten und andere Alterseinkommen nicht
schlechter behandeln als Leistungen der privaten Vorsorge.
Doch auch eine Losung des Problems im Grundsiche-
rungsrecht wiirde letztlich nur an Symptomen kurieren.
Auch sie setzt — wie die ,,Zuschuss-“ oder ,,Lebensleis-
tungsrente* — erst an, wenn Altersarmut eingetreten ist, um
dann mit einer Fiirsorgeleistung zu helfen. Praventive Wirt-
schafts-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik miissen vielmehr
verhindern, dass Altersarmut tiberhaupt erst entsteht.

VIIl. Die weiteren Reformvorschlage
des Rentenpakets
58. Auch wenn es nicht zur ,,Zuschuss-* oder ,,Lebens-

leistungsrente” kommen sollte, sollten die in dem Refe-

rentenentwurf eines ,,Alterssicherungsstiarkungsgesetzes™
enthaltenen Vorschldge, die — abgesehen von der Frage
der Notwendigkeit einer Gegenfinanzierung — auf allge-
meine Zustimmung stoflen, noch in dieser Legislaturpe-
riode umgesetzt werden. Es kann und darf nicht sein, dass
diese Teile des ,,Rentenpakets” in ,,Geiselhaft“ genom-
men werden, um die Zustimmung zur ,,Zuschuss-“ oder
zur ,,Lebensleistungsrente zu ertrotzen. Ein ,,Alles-oder-
Nichts-Prinzip“ wére nicht akzeptabel und ginge zulasten
der Versicherten.

1. Die Reform der Erwerbsminderungsrenten

59. Zu diesen Vorschliagen zihlen die geplanten Verbesse-
rungen bei den Erwerbsminderungsrenten, die der Sozialbei-
rat bereits in seinem letzten Gutachten (Bundestagsdrucksa-
che 17/7770, S. 83) — jenseits der Finanzierungsfrage —
grundsitzlich begriifit hat. Es ist dies zum einen die Ver-
langerung der Zurechnungszeit um zwei Jahre auf das
vollendete 62. Lebensjahr. Es ist zum andern die neue Be-
rechnungsregel, wonach eine negative Einkommensent-
wicklung in den letzten vier Jahren vor Eintritt der
Erwerbsminderung unberiicksichtigt bleibt. Beide MaB-
nahmen sind dringend notwendig, um der Entwicklung
entgegenzuwirken, dass immer mehr Erwerbsminde-
rungsrentner ergidnzend auf Leistungen der Grundsiche-
rung angewiesen sind. Ein Teil des Sozialbeirats hélt es
fiir geboten, die damit verbundenen zusétzlichen Ausga-
ben zur Vermeidung hoherer Beitragssitze durch Leis-
tungsbeschrankungen an anderer Stelle gegenzufinanzie-
ren. Ein anderer Teil hdlt weitergehende Verbesserungen
der gesetzlichen Erwerbsminderungsrente fiir geboten,
um dem hohen Armutsrisiko dieser Personengruppe zu
begegnen.

2. Die Anderungen bei den Teilrenten und
Hinzuverdienstgrenzen

60. Nach den Vorschldgen zur Neuregelung der Teilren-
ten und Hinzuverdienstgrenzen sollen die fiir die Teil-
rente bisher vorgesehenen Stufen — ein Drittel, die Halfte
oder zwei Drittel — entfallen. Die Teilrente soll kiinftig in
jeder beliebig geringeren Hohe als die Vollrente in An-
spruch genommen werden konnen. Dementsprechend
werden die jetzigen, auf die bisherigen Stufen der Teilren-
ten abgestimmten starren Hinzuverdienstgrenzen durch
eine individuelle Hinzuverdienstgrenze ersetzt, die sich
an der hochsten Summe an Entgeltpunkten eines Kalen-
derjahres aus den letzten 15 Kalenderjahren orientiert. Die
Neuregelung konnte — worauf der Sozialbeirat schon in sei-
nem letzten Gutachten (Bundestagsdrucksache 17/7770,
S. 84) hingewiesen hat — verhindern, dass es wie nach
bisherigem Recht wegen der starren Hinzuverdienstgren-
zen zu einer unverhdltnisméfigen Kiirzung von Renten
kommen kann. Auflerdem konnte sie den Wechsel aus
dem Arbeitsleben in den Ruhestand flexibler gestalten.
Allerdings wéren noch weitergehende Verdanderungen in
diesem Bereich wiinschenswert.

3. Die Anpassung des Reha-Budgets

61. Der Sozialbeirat hat in seinem letzten Gutachten
(Bundestagsdrucksache 17/7770, S.86) die Forderung
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unterstiitzt, die demografische Entwicklung bei der An-
passung des Reha-Budgets nach § 220 SGB VI angemes-
sen zu beriicksichtigen. Er begriifit es daher, dass nach
dem Referentenentwurf eines ,,Alterssicherungsstirkungs-
gesetzes™ die jahrlichen Ausgaben fiir Leistungen der
Teilhabe bis 2050 — wie von ihm vorgeschlagen — mit ei-
ner ,,Demografiekomponente” fortgeschrieben werden
sollen. Dieser neue Faktor orientiert sich an der Verande-
rung der Bevolkerung im Alter von 45 bis 67 Jahren. Er
fiihrt gegeniiber geltendem Recht bis etwa 2023 zu einer
Erhohung des Ausgabevolumens, das danach wieder sin-
ken wird. Der Sozialbeirat geht davon aus, dass im Ver-
lauf der weiteren Entwicklung die neue Anpassungsrege-
lung immer wieder zeitnah darauthin tberpriift wird, ob
sie dem jeweiligen Reha-Bedarf noch angemessen Rech-
nung tragt.

IX. Der Alterssicherungsbericht 2012

62. Der Alterssicherungsbericht 2012 umfasst fiinf Teile
(A bis E). In Teil A werden die Leistungen der ganz oder
teilweise offentlich finanzierten Alterssicherungssysteme
in Deutschland sowie deren Finanzierung dargestellt. Die
Leistungen aus den Alterssicherungssystemen aus der
Sicht der Leistungsempfinger werden in Teil B behan-
delt. In Teil C werden zusitzlich zu den in Teil B darge-
stellten Einkommen weitere Einkiinfte beriicksichtigt,
wie beispielsweise Kapitalertrage, Zinseinkiinfte, Ein-
kiinfte aus Vermietung und Verpachtung und Renten aus
privaten Renten- und Lebensversicherungen. Die steuerli-
che Forderung und die Verbreitung der betrieblichen und
privaten Altersvorsorge werden in Teil D beschrieben.
Schlieflich werden in Teil E Modellrechnungen zur Ent-
wicklung des Gesamtversorgungsniveaus vorgestellt.

63. Die in Teil A dargestellten wichtigsten Alterssiche-
rungssysteme sind die gesetzliche Rentenversicherung,
die Beamtenversorgung, die zusitzliche Alters- und Hin-
terbliebenenversorgung fiir Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer im offentlichen Dienst, die Alterssicherung
der Landwirte sowie die Kiinstlersozialversicherung. Ne-
ben diesen Alterssicherungssystemen werden auch die
steuerfinanzierte Altersentschiddigung der Bundes- und
Landtagsabgeordneten sowie die Altersversorgung der
Regierungsmitglieder in Bund und Léndern dargestellt.
Auflerdem wird in einem Exkurs auf die berufsstindi-
schen Versorgungswerke eingegangen, die kein 6ffentlich
finanziertes System im Sinne des Berichtes sind, da sie
keine Zuschiisse aus Bundes- oder Landesmitteln erhal-
ten.

64. In Teil B des Alterssicherungsberichts werden die
Alterssicherungsleistungen dargestellt, die die 65-Jahri-
gen und Alteren aus Alterssicherungssystemen erhalten.
Die vorgestellten Ergebnisse beruhen auf einer Sonder-
auswertung der reprisentativen Erhebung ,,Alterssiche-
rung in Deutschland* (ASID) des Jahres 2011. Demnach
werden drei Viertel (75 Prozent) aller Brutto-Alterssiche-
rungsleistungen der ersten und zweiten Sdule von der ge-
setzlichen Rentenversicherung gezahlt. Den zweitgrofiten
Anteil hat die Beamtenversorgung mit 13 Prozent, gefolgt
von der betrieblichen Altersversorgung in der Privatwirt-

schaft mit sechs Prozent, der Zusatzversorgung im 6ffent-
lichen Dienst mit drei Prozent und der Alterssicherung
der Landwirte sowie den berufsstindischen Versorgungs-
werken mit jeweils ein Prozent des Gesamtleistungsvolu-
mens.

65. Bei den Alterssicherungsleistungen der ersten und
zweiten Sédule offenbart sich ein deutlicher Unterschied
zwischen alten und neuen Lidndern. Wihrend in den
neuen Léndern fast die gesamten (98 Prozent) Alterssi-
cherungsleistungen von der gesetzlichen Rentenversiche-
rung getragen werden, sind es in den alten Landern weni-
ger als drei Viertel (71 Prozent), da héufiger Leistungen
aus verschiedenen Systemen bezogen werden. Die Leis-
tungsanspriiche der Ménner beruhen hierbei weit tiber-
wiegend auf eigenen Anspriichen. Demgegeniiber weisen
Frauen geringere eigene Anspriiche auf. Allerdings erhal-
ten rund 38 Prozent der Frauen mit eigenen Anspriichen
zusitzlich eine Hinterbliebenenleistung, wahrend es bei
den Ménnern nur 5,5 Prozent sind.

66. In den alten Léndern betrug im Jahr 2011 die durch-
schnittliche Versichertenrente der gesetzlichen Rentenver-
sicherung an Bezieher/innen ab 65 Jahren rund 865 Euro
brutto im Monat und war somit geringer als in den neuen
Landern mit rund 979 Euro. Werden die durchschnittli-
chen Bruttoleistungen der eigenen und abgeleiteten An-
spriiche aus allen Alterssicherungssystemen beriicksich-
tigt, so ergaben sich in den alten Lindern mit rund
1 342 Euro hohere Alterssicherungsleistungen als in den
neuen Landern mit rund 1 167 Euro. Hierbei stellten sich
die Ménner in den alten Landern mit durchschnittlich
rund 1 749 Euro deutlich besser als Ménner in den neuen
Léndern (rd. 1 290 Euro). Demgegeniiber bezogen Frauen
in den neuen Landern mit rund 1 077 Euro eine geringfii-
gig hohere Gesamtalterssicherungsleistung als Frauen in
den alten Landern mit im Durchschnitt rund 1 012 Euro.

67. Im Teil C ,,Gesamteinkommenssituation“ werden
alle verfiigbaren Einkommen der Seniorinnen und Senio-
ren in die Analyse einbezogen. Es werden Einkommen
beriicksichtigt, die das biometrische Risiko der Langle-
bigkeit absichern, wie zum Beispiel die Rentenzahlungen
aus privaten Rentenversicherungen. Dariiber hinaus fliefit
auch Einkommen in die Betrachtung ein, deren Bezugs-
dauer nicht absehbar ist, wie beispielsweise Erwerbsein-
kiinfte, Einkiinfte aus Vermietung und Verpachtung und
Zinseinkiinfte sowie staatliche bedarfsabhingige Leistun-
gen (z. B. Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung, Wohngeld). Ausgenommen bleibt das Einkom-
menssubstitut der ersparten Miete bei selbst genutztem
Wohneigentum.

68. Einkommen, die ganz oder teilweise in Form einma-
liger Kapitalbetrige bezogen werden, werden erwéhnt,
aber nicht unmittelbar in die Berechnung der Altersein-
kommen einbezogen. Rund acht Prozent der Personen im
Alter iiber 65 Jahren haben im Jahr 2011 eine solche Leis-
tung erhalten. Dabei ist in den neuen Landern (6 Prozent)
die Bezieherquote niedriger als in den alten Léndern
(9 Prozent). Gleichzeitig sind die Auszahlungsbetrége in
den alten Léandern (rd. 48 385 Euro) im Durchschnitt



Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode

—203 -

Drucksache 17/11741

mehr als zweieinhalbmal so hoch wie in den neuen Lin-
dern (rd. 19 195 Euro).

69. Zusitzliche regelmédfige Einkommen sind in den
neuen Lindern ebenfalls weniger hiufig vorhanden als in
den alten Léndern. Insgesamt verfiigt etwa jeder Zweite
(47 Prozent) iiber zusitzliche Einkiinfte (alte Léander
49 Prozent; neue Lander 39 Prozent). Mehr als die Halfte
der Ehepaare (alte Lénder 59 Prozent; neue Lénder
48 Prozent), nicht aber der Alleinstehenden (alte Ladnder
47 Prozent; neue Lander 37 Prozent) erhilt ein zusitzli-
ches Einkommen neben den Alterssicherungsleistungen.
Deutliche Unterschiede ergeben sich auch hier in der
Hohe der zusidtzlichen Einkommen zwischen den alten
und neuen Léndern. So verfiigen Ehepaare in den alten
Landern mit rund 1 222 Euro im Durchschnitt {iber einen
etwa doppelt so hohen Betrag wie Ehepaare in den neuen
Léndern (584 Euro) an zusitzlichen regelmifBigen Ein-
kommen. Bei Alleinstehenden ist die Differenz zwischen
alten und neuen Lindern auf einem niedrigeren Niveau
dhnlich (alte Lander 476 Euro; neue Lander 226 Euro).

70. Werden alle Alterseinkommensarten beriicksichtigt,
so erreichen Ehepaare nach Abzug von Steuern und
Sozialabgaben ein durchschnittliches monatliches Netto-
gesamteinkommen von rund 2 433 Euro. Ehepaare in den
alten Landern erhalten mit rund 2 537 Euro gut ein Fiinf-
tel mehr als Ehepaare in den neuen Léandern (rund
2 019 Euro). Alleinstehende Ménner in den alten Landern
beziehen mit rund 1 615 Euro fast ein Viertel mehr als in
den neuen Léndern (rund 1 310 Euro). Bei den alleinste-
henden Frauen sind die Unterschiede deutlich geringer. In
den alten Léndern erhalten diese rund 1 310 Euro und in
den neuen Landern rund 1 219 Euro.

71. Die chemals Selbststdndigen erreichen ein Durch-
schnittseinkommen von 1430 Euro, das iiber dem der
ehemaligen Arbeiter und Angestellten mit 1250 Euro
liegt. Allerdings ist der Anteil der ehemals Selbststéndi-
gen an den Grundsicherungsempféngern mit rund 20 Pro-
zent deutlich hoher als der Anteil der Selbststéndigen an
den Senioren ohne Grundsicherungsbezug (10 Prozent).
Damit sind ehemals Selbststdndige in etwa doppelt so
héufig auf Leistungen der Grundsicherung im Alter ange-
wiesen wie ehemals abhédngig Beschiftigte (3,7 Prozent
gegeniiber 1,8 Prozent). Dies zeigt, dass die Altersein-
kommen von Selbststindigen sehr unterschiedlich sind
und sich neben vielen hohen Einkommen auch viele Per-
sonen mit niedrigen Einkommen finden (dazu Sozialbei-
rat, Bundestagsdrucksache 17/52, S. 78 ft.).

72. Der Teil D handelt von der ,,Steuerliche(n) Forderung
und (dem) Grad der Verbreitung von betrieblicher und pri-
vater Altersvorsorge®. Die Zahl der aktiven Anwartschaf-
ten in der betrieblichen Altersversorgung (BAV) hat sich
von rund 14,6 Millionen im Jahr 2001 auf 19,6 Millionen
im Jahr 2011 deutlich erhoht. Hierbei fallt fast der ge-
samte Zuwachs in den Bereich der Privatwirtschaft. Die
Zahl der aktiven Anwartschaften auf eine Betriebsrente in
der Privatwirtschaft hat sich zwischen 2001 und 2011 um
knapp 5 Millionen von 9,5 Millionen auf 14,4 Millionen
erhoht. Ein erheblicher Anteil des Zuwachses geht auf die

Entgeltumwandlung und damit auf arbeitnehmerfinan-
zierte betriebliche Altersversorgung — teilweise flankiert
durch tarifvertraglich geregelte Arbeitgeberbeitrige — zu-
riick. Jeweils knapp 30 Prozent der Betriebe bieten je-
weils entweder rein arbeitnehmer- oder rein arbeitgeber-
finanzierte betriebliche Altersversorgung an, der Rest
wird mischfinanziert. Zwischen den Jahren 2007 und
2009 ist aufgrund des gesamtwirtschaftlichen Umfelds,
insbesondere der Finanz- und Wirtschaftskrise, eine wei-
tere Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung nur
verhalten erfolgt. Seit 2009 ist wieder eine dynamischere
Entwicklung zu beobachten. Diese ist allerdings in erster
Linie auf den Anstieg der sozialversicherungspflichtig
Beschiftigten zuriickzufiihren. Insgesamt ist der Auf-
wuchs der Anwartschaften weitestgehend in den Jahren
2001 bis 2005 erfolgt und hat in den letzten Jahren deut-
lich an Dynamik verloren. Der prozentuale Anteil der Be-
schéftigten mit Anwartschaften aus der betrieblichen
Altersversorgung diirfte sich seit Mitte des letzten Jahr-
zehnts kaum mehr erhoht haben. Insgesamt diirften rund
60 Prozent der sozialversicherungspflichtigen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer Anwartschaften auf eine
spétere betriebliche Zusatzversorgung haben, wobei diese
Zahl wegen des Vorliegens von Mehrfachanwartschaften
mit erheblichen Unsicherheiten verbunden ist. Anderer-
seits sind in den 60 Prozent die sog. passiven Anwart-
schaften nicht enthalten. Die genannten 60 Prozent stel-
len daher nur einen Orientierungswert dar.

73. Auch im Bereich der Riester-Rente hat es eine kon-
tinuierliche Steigerung der Zahl der abgeschlossenen Ver-
trage gegeben. Seit dem letzten Alterssicherungsbericht
hat sich die Zahl der abgeschlossenen privaten Riester-
Vertrdge von rund 12,1 Millionen Ende 2008 auf rund
15,6 Millionen Mitte 2012 um knapp 3,5 Millionen er-
hoht. Allerdings sind auch hier aktuell nur noch geringe
Zuwichse bei der Anzahl der abgeschlossenen Riester-
Vertridge zu beobachten. Zudem ist zu beriicksichtigen,
dass rund ein Fiinftel der Riester-Vertrdge aktuell nicht
bespart wird (sog. ruhende Vertrige).

74. Mittlerweile diirften mehr als 71 Prozent der sozial-
versicherungspflichtig Beschéftigten im Alter von 25 bis
unter 65 Jahren einen Anspruch auf eine zusétzliche Al-
tersversorgung aus einer Riester-Rente und/oder aus der
betrieblichen Altersversorgung haben. Allerdings erfasst
der Alterssicherungsbericht die Verbreitung der ungefor-
derten privaten Altersvorsorge nicht. Es wird aber deut-
lich, dass eine flichendeckende Verbreitung der staatlich
geforderten zusétzlichen Altersvorsorge unter den sozial-
versicherungspflichtig Beschéftigten nicht erreicht ist.
Insbesondere muss aus den Zahlen des Berichts gefolgert
werden, dass weniger gut ausgebildete Personen und Be-
zieher geringer Einkommen zu wenig staatlich geforderte
Altersvorsorge betreiben, um die Rentenniveausenkung
auszugleichen. Bei den Beziehern von Einkommen zwi-
schen 2 500 und 3 500 Euro monatlich hat ein Viertel
keine betriebliche Altersversorgung oder eine Riester-
Rente. Hinzu kommt, dass die meisten Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer den jeweiligen Forderrahmen
nicht ausschdpfen.
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75. In Teil E , Entwicklung des Gesamtversorgungsni-
veaus™ wird entsprechend den Vorgaben des Gesetzes in
den Modellrechnungen unterstellt, dass neben den Leis-
tungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung auch
eine Riester-Rente bezogen wird. Dariiber hinaus ist dem
Gesetz nach in den Modellrechnungen anzunehmen, dass
Steuerersparnisse, die sich infolge der zunehmenden Ab-
zugsfahigkeit der Beitrdge flir die Alterssicherung im
Rahmen des Ubergangs auf die nachgelagerte Besteue-
rung ergeben, in vollem Umfang in eine weitere private
Rentenversicherung eingezahlt werden. Die Beitrdge zur
gesetzlichen Rentenversicherung werden bis zum Jahr
2025 schrittweise vollstédndig steuerbefreit. Im Gegenzug
steigt der steuerpflichtige Anteil der Renten bis zum Jahr
2040 sukzessive auf 100 Prozent an.

76. Die Modellberechnungen weisen aus, dass die Ab-
senkung des Rentenniveaus der gesetzlichen Rentenversi-
cherung durch den Aufbau der staatlich geforderten Al-
tersvorsorge und einer aus der Steuerfreistellung der
Rentenversicherungsbeitrige finanzierten privaten Rente
nicht nur kompensiert werden, sondern das Gesamtver-
sorgungsniveau im Zeitverlauf sogar ansteigen kann.
Dies gilt insbesondere fiir die Modellfille, die aufgrund
der unterstellten Biografien Kindererziehungs- und Be-
riicksichtigungszeiten umfassen. Hier ist eine deutliche
Erhohung des Gesamtversorgungsniveaus im Zeitablauf
zu beobachten. Hier zeigen sich die positiven Effekte aus
der verbesserten rentenrechtlichen Anerkennung der Er-
ziehungsleistung in der gesetzlichen Rentenversicherung
fiir Kinder, die ab 1992 geboren sind, und aus der beson-
deren Kinder-Zulagenforderung in der Riester-Rente.

77. Die Modellrechnungen zeigen aber auch, dass das
Gesamtversorgungsniveau des Modellfalls des Gering-
verdienenden mit 50 Prozent des Durchschnittsverdiens-
tes trotz zusitzlicher Vorsorge in den kommenden Jahr-
zehnten zuriickgehen wird. Ursédchlich hierfiir ist die
Befristung der sogenannten Rente nach Mindesteinkom-
men, die sich nur noch fiir Zeiten bis 1992 positiv auf die
Rentenhohe auswirkt. Bei einer angenommenen Fortset-
zung der Hoherbewertung wiirde laut den Berechnungen
das Netto-Gesamtversorgungsniveau dagegen — ebenso
wie in den meisten {ibrigen Féllen — sogar ansteigen.

78. Der Sozialbeirat weist darauf hin, dass die Berech-
nungen in Teil E auf eine Veranschaulichung abzielen, ob
und inwieweit die zukiinftige Niveaureduzierung der ge-
setzlichen Rentenversicherung durch zusétzliche Alters-
vorsorge ausgeglichen werden kann. Solche Berechnungen
konnen aber nicht als Prognose fiir zukiinftige Versor-
gungsniveaus interpretiert werden. Zu hinterfragen ist die
Annahme im Gesetz, dass die durch die ansteigende Steu-
erfreistellung der Beitrige zur Rentenversicherung ver-
fligbar gemachten Einkommen iiberhaupt oder gar voll-
stindig zu einem zusitzlichen Altersvorsorgesparen
verwendet werden.

79. Der Sozialbeirat erkennt an, dass die Bundesregie-
rung im Bereich der betrieblichen und privaten kapitalge-
deckten Altersvorsorge insbesondere durch die groB an-
gelegte Personenbefragung einen wichtigen Beitrag zur

Verbesserung der Datengrundlage in diesem Bereich ge-
leistet hat und damit den diesbeziiglichen Forderungen
des Sozialbeirats zum Alterssicherungsbericht 2008 weit-
gehend nachgekommen ist. Der Alterssicherungsbericht
2012 enthélt eine Fiille von Fakten und Informationen zur
Verbreitung der verschiedenen Alterssicherungssysteme
und zur Situation der iiber 64-Jihrigen. Er ist insoweit
eine unverzichtbare Basis fiir die rentenpolitischen
Diskussionen. Deshalb regt der Sozialbeirat an, zu iiberle-
gen, wie in kiinftigen Berichten auch auf die Situation der
60- bis unter 65-Jdhrigen und die der Erwerbsminde-
rungsrentner eingegangen werden kann.

X.  Zur Ergédnzungsfunktion der betrieblichen
und privaten Vorsorge

80. Im Zusammenhang mit den Ausfithrungen im Al-
terssicherungsbericht sieht der Sozialbeirat die Notwen-
digkeit, auf grundlegende Aspekte der zusétzlichen priva-
ten und betrieblichen Altersvorsorge einzugehen (vgl.
bereits Sozialbeirat, Bundestagsdrucksachen 17/7770,
S. 84 £.; 17/3900, S. 86). Die Rentenreformen der beiden
vergangenen Jahrzehnte hatten vorrangig das Ziel, den An-
stieg des Beitragssatzes der gesetzlichen Rentenversiche-
rung zu begrenzen. Um dies zu erreichen, wurde — neben
Ausweitungen der Bundeszuschiisse und einer Anhebung
der gesetzlichen Regelaltersgrenze — die Rentenanpas-
sungsformel mehrfach modifiziert. Bei Anwendung des
geltenden Rechts werden im Regelfall die Renten langsa-
mer wachsen als die Lohne und Gehélter der Beitragszah-
ler. In der Folge wird das Sicherungsniveau vor Steuern
— definiert als Verhéltnis der Standardrente mit 45 Ent-
geltpunkten zum Durchschnittsentgelt in der gesetzlichen
Rentenversicherung — ausweislich des diesem Gutachten
zugrunde liegenden Rentenversicherungsberichts 2012
bis zum Jahr 2026 von derzeit 49,6 Prozent auf 46,0 Pro-
zent sinken.

81. Es gilt zu hinterfragen, ob durch die verschiedenen
Formen der staatlich geforderten zusétzlichen Altersvor-
sorge das Ziel erreicht werden kann, die Niveauminde-
rung in der gesetzlichen Rentenversicherung auszuglei-
chen. Insbesondere mit Hilfe der Riester-Rente sollte es
—so die Absicht des damaligen Gesetzgebers — gelingen,
die Absenkung des Leistungsniveaus der gesetzlichen
Rentenversicherung zu kompensieren (vgl. § 154 Absatz 2
SGB VI). Zum einen betrifft dies die Frage nach der Ver-
breitung der betrieblichen und privaten Alterssicherung.
Zum anderen muss sichergestellt sein, dass die geforder-
ten Produkte so effektiv sind, dass sie die erwarteten Ver-
sorgungsliicken schlieBen (kdnnen).

82. Die Beschliisse zur Neuordnung der Alterssicherung
im Rahmen des Altersvermogens- und des Altersvermo-
gensergidnzungsgesetzes, die beide 2002 in Kraft traten,
umfassten gleichzeitig auch die (stufenweise) Einfiihrung
einer staatlich geforderten privaten Altersvorsorge in
Form der sog. Riester-Rente sowie einen erleichterten
Zugang zur betrieblichen Altersversorgung (insb. Rechts-
anspruch auf sozialabgabenfreie Entgeltumwandlung).
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Die Inanspruchnahme der vollstindigen Riester-Forde-
rung setzt seit 2008 Vorsorgebeitrige (einschlieflich der
Zulagen) von mindestens 4 Prozent des beitragspflichti-
gen Entgelts voraus. Der maximal forderfahige Vorsorge-
beitrag ist dabei seit Einfiihrung der Riester-Rente auf no-
minal 2.100 Euro pro Jahr gedeckelt. Die staatliche
Forderung besteht zum einen aus einkommensunabhingi-
gen Zulagen in Hohe von 154 Euro pro Jahr je Erwachse-
nen und 300 Euro je Kind (fiir bis Ende 2007 geborene
Kinder: 185 Euro). Zum anderen sind die Beitrdge und
die vor der Auszahlung erwirtschafteten Kapitalertrage
steuerfrei, wihrend die gesamte Rente als Einkommen zu
versteuern ist. Je nach Familiensituation, zu versteuern-
dem Einkommen und jeweiligem Steuersatz kann dabei
die Steuerersparnis groBer oder kleiner ausfallen als die
Zulagenforderung. Die Forderquote kann bei geringen

Einkommen und wenn Zulagen fiir Kinder bezogen wer-
den, die nach 2008 geboren wurden, iiber 90 Prozent be-
tragen. Allerdings liegt die Forderquote bei Alleinstehen-
den — gleich ob mit oder ohne Kinder — ab 25 000 Euro
Jahreseinkommen immer unter 50 Prozent. Im Unter-
schied zur gesetzlichen Rentenversicherung ist der Zu-
sammenhang zwischen der Beitragsleistung des Versi-
cherten und seinem Rentenanspruch bei der staatlich
geforderten Riester-Rente lockerer. Insbesondere bei
niedrigen Einkommen und zahlreichen forderberechtigten
Familienmitgliedern kann die Férderung in Relation zur
Riester-Vorsorgeleistung insgesamt sehr hoch ausfallen
(s. Schaubild). Auch die unterschiedliche Verzinsung der
Produkte fiihrt dazu, dass trotz gleich hoher und gleich-
zeitiger Beitragsleistung unterschiedlich hohe Leistungen
ausgezahlt werden.

Forderquoten™ der Riester-Rente
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1. Zur Verbreitung der betrieblichen und
privaten Vorsorge

83. Die Kompensation der Niveauabsenkung in der ge-
setzlichen Rentenversicherung setzt aber voraus, dass von
den Maoglichkeiten der betrieblichen und privaten Vor-
sorge auch Gebrauch gemacht wird. Nach dem neuen Al-
terssicherungsbericht sorgten nach dem Ergebnis einer
Personenbefragung im Jahr 2011 von den 25,1 Millionen
sozialversicherungspflichtig beschéftigten Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern im Alter zwischen 25 und 65 Jah-
ren fast 18 Millionen, das sind iiber 71 Prozent, im Rah-
men einer betrieblichen Altersversorgung und/oder einer
Riester-Rente fiir ihr Alter ergéinzend vor. Dabei ist zu be-
riicksichtigen, dass die Personenbefragung insbesondere
im Bereich der betrieblichen Altersversorgung eine Un-
tererfassung aufweisen diirfte. Nach der Arbeitgeber- und
Tragerbefragung verfiigen etwa 60 Prozent der Beschif-
tigten iiber Anwartschaften auf eine betriebliche Alters-
versorgung. Bei der Personenbefragung gaben dies hinge-
gen nur 56 Prozent bzw. 14 Millionen Beschéftigte an.

84. Des Weiteren gaben rund 35 Prozent an, laufende Bei-
trige in einen Riester-Vertrag einzuzahlen. Uber 20 Prozent
erwerben nach eigenen Angaben sowohl Anwartschaften
aus der betrieblichen Altersversorgung als auch aus ei-
nem Riester-Vertrag. Die Zahl der Riester-Vertriage insge-
samt ist bis zum Ende des 2. Quartals 2012 auf knapp
15,6 Millionen Vertrdge gestiegen, 2005 waren es
5,6 Millionen und 2010 14,4 Millionen. Die geforderte
Altersvorsorge wird also von vielen Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern genutzt.

85. Der Sozialbeirat weist aber darauf hin, dass nach
dem neuen Alterssicherungsbericht knapp 30 Prozent der
sozialversicherungspflichtig Beschéftigten keine ergéin-
zende betriebliche oder geforderte private Vorsorge be-
treiben. Es steht zu beflirchten, dass ein nicht unbetracht-
licher Teil dieses Personenkreises auch in anderer Form
keine nennenswerte ergdnzende Altersvorsorge betreibt.
Der Anteil derjenigen, die weder iiber aktive Anwart-
schaften der betrieblichen Altersversorgung noch iiber ei-
nen Riester-Vertrag verfiigen, ist bei Frauen und Ménnern
in etwa gleich. Der Anteil ist bei Personen ohne berufli-
chen Ausbildungsabschluss mit knapp 45 Prozent am
groften; er sinkt, je besser die berufliche Bildung ist, auf
rund 26 Prozent (Alterssicherungsbericht, Teil D 3.2).
Von den Personen mit Bruttolohnen unter 1 500 Euro im
Monat sind 42 Prozent ohne zusitzliche Altersvorsorge,
mit steigendem Einkommen sinkt der Anteil auf knapp
14 Prozent (ebd.). Jedoch liegt der Anteil der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer ohne staatlich geforderte
Vorsorge auch im mittleren Einkommensbereich — zwi-
schen 2 500 und 3 500 Euro monatlich — noch bei einem
Viertel. Nach wie vor héngt die Haufigkeit betrieblicher
Altersvorsorge von der Branche des Betriebes und der Zahl
seiner Mitarbeiter ab (Alterssicherungsbericht, Teil D 1.3).
Die Zahl der Riester-Vertriage ist zwar bis zuletzt gestie-
gen, doch scheint sich der Zuwachs in den letzten Jahren
zu verlangsamen (Alterssicherungsbericht, Teil D 2), zu-
dem wird ein Fiinftel der Riester-Vertrdge aktuell nicht
mehr bespart. Soweit ergéinzend Vorsorge betrieben wird,

liegen die durchschnittlichen Eigenbeitrage im Bereich der
betrieblichen Altersversorgung zwischen 3 und 4 Prozent
des Bruttolohns. Bei den Riester-Renten sind es 2,8 Pro-
zent. Von den Zulagenempfangern des Jahres 2008 schopf-
ten 70,2 Prozent die Zulagen zu mindestens 90 Prozent
aus, allerdings schopfte gleichzeitig ca. ein Fiinftel der
Zulagenempfinger die Zulagen zu maximal 70 Prozent
aus (vgl. Wels/Rieckhoff, RVaktuell 2012, S.284 ff.).
Diese Zahlen zeigen, dass es eine sowohl absolut als auch
prozentual grole Zahl von abhéngig Beschiftigten gibt,
die génzlich ohne ergéinzende staatlich geforderte Alters-
vorsorge sind, wobei dies besonders in den unteren Ein-
kommensklassen anzutreffen ist. In diesen Fillen wird
die Niveauminderung in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung durch die staatlich geférderte Vorsorge nicht ausge-
glichen.

86. Dies gilt, worauf der Sozialbeirat in seinen Gutach-
ten bereits mehrmals hingewiesen hat (Bundestagsdruck-
sachen 17/7770, S. 83; 17/3900, S. 86), besonders fiir die
Personen, die eine Rente wegen Erwerbsminderung be-
ziehen. Diese Renten werden wie alle Renten von der Ni-
veausenkung betroffen, bei ihnen gibt es aber — anders als
bei den Altersrenten — keine vergleichbaren Moglichkei-
ten, die Niveauminderung durch Leistungen der zusétzli-
chen Vorsorge auszugleichen. Von den dauerhaft und voll
erwerbsgeminderten Rentnerinnen und Rentnern bezogen
im Jahr 2011 rund 10,8 Prozent zusitzlich Leistungen der
Grundsicherung bei Erwerbsminderung. Das ist deutlich
hoher als bei den Versichertenrentnern insgesamt, die ei-
nen Anteil von etwas mehr als 2,2 Prozent aufweisen
(vgl. Statistische Amter des Bundes und der Linder, So-
ziale Mindestsicherung 2009, S.25). Es sind insgesamt
sogar fast 20 Prozent der Erwerbsminderungsrentenbe-
zieher, die flirsorgerische Leistungen (Alg II, Wohngeld
oder Grundsicherung nach SGB XII) erhalten.

87. Der Sozialbeirat wiederholt daher erneut seine Auf-
forderung an die Bundesregierung, durch die Ausgestal-
tung der staatlichen Forderung sowie vor allem durch die
Gestaltung der versicherungsrechtlichen Bedingungen die
Voraussetzungen dafiir zu schaffen, dass durch die Ver-
trige der privaten Vorsorge das Risiko der Erwerbsmin-
derung besser abgesichert werden kann. Er begriifit, dass
die Bundesregierung hierzu im Altersvorsorgeverbesse-
rungsgesetz erste Malnahmen ergriffen hat, die aber nicht
verhindern, dass Versicherungswillige an der Risikoprii-
fung scheitern konnen. Der Sozialbeirat weist aber darauf
hin, dass die im Bereich der gesetzlichen Rentenversiche-
rung geplanten Verbesserungen der Erwerbsminderungs-
renten dringlich sind und keinesfalls aufgeschoben wer-
den sollen (Rn. 59).

2. Zur Effektivitat der privaten Vorsorge

88. Die Berechnungen der Bundesregierung im Rahmen
des neuen Alterssicherungsberichts weisen fiir verschie-
dene Fille aus, dass, sofern von den Moglichkeiten der
privaten Vorsorge Gebrauch gemacht wird, es unter den
dabei getroffenen Annahmen durchaus moglich ist, die
Absenkung des Leistungsniveaus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung zu kompensieren. Dies setzt insbeson-
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dere voraus, dass nicht nur 4 Prozent des jeweiligen Ein-
kommens fiir die Riester-Vorsorge verwendet werden,
sondern dariiber hinaus die Steuerersparnis durch die stu-
fenweise groBer werdende steuerliche Freistellung der
Beitrdge zur gesetzlichen Rentenversicherung zur priva-
ten Altersvorsorge verwendet wird. Dabei wurden eine
jéhrliche nominale Verzinsung des individuellen Kapital-
stocks von 4 Prozent sowie ein pauschaler Abschlag fiir
die Abschluss- und Verwaltungskosten in Hohe von
10 Prozent der Beitrdge unterstellt. Dies sind aber Annah-
men, die in einer Reihe von Fillen in der Realitét nicht so
verwirklicht werden konnen, weil entweder die Kosten
hoher liegen oder die Verzinsung von 4 Prozent unter-
schritten wird.

89. Der Gesetzgeber gab als Ziel der Rentenreformen
der vergangenen zehn Jahre die Entlastung kiinftiger Ge-
nerationen an. Gemessen an der Rendite der Altersvor-
sorge verursachen die meisten Leistungseinschrinkungen
in der gesetzlichen Rentenversicherung fiir sich genom-
men eine voriibergehende Renditeminderung insbeson-
dere der aktuellen Beitragszahlergeneration, weil sie noch
vergleichsweise hohe Rentenniveaus zu finanzieren, sel-
ber aber nur noch geringere Leistungen zu erwarten hat.
Dieser Nachteil konnte iiber die Zeit iiberkompensiert
werden, wenn die Rendite der kapitalgedeckten Alters-
vorsorge hoher gewesen wire als die des umlagefinan-
zierten Systems, die sich letztlich vor allem aus der
Wachstumsrate der Lohnsumme ergibt. Voraussetzung
daftir ist, dass der Kapitalmarktzins im langfristigen
Durchschnitt oberhalb der Wachstumsrate einer Volks-
wirtschaft und — bei konstanter Lohnquote — auch iiber
der Wachstumsrate der Lohnsumme liegt.

90. Diese Annahme wurde insbesondere mit folgenden
Uberlegungen begriindet:

— Zum ersten sei eine dauerhaft iber dem Zins liegende
Wachstumsrate nur mit einer Okonomie vereinbar, in
der man sich praktisch unbegrenzt verschulden kann,
ohne dass der Verschuldungsgrad insgesamt steigen
wiirde.

— Zum zweiten begrenze die demografisch bedingt
schrumpfende Erwerbsbevdlkerung das Wachstum der
Lohnsumme, selbst wenn die Erwerbsquoten weiter
steigen.

— Zum dritten hinge die potenzielle Wachstumsrate ei-
ner Volkswirtschaft von der nationalen Bevolkerungs-
entwicklung ab, wohingegen der Marktzins an den in-
ternationalen Kapitalmérkten gebildet werde. Dies
erdffne die Moglichkeit, hohere Kapitalertridge in dy-
namischeren und weniger von der demografischen Al-
terung betroffenen Gesellschaften zu erwirtschaften.

91. Die jiingste Entwicklung an den Kapitalméarkten und
insbesondere das anhaltend sinkende Zinsniveau haben
jedoch verstéirkt Zweifel an der Effektivitdt einer kapital-
gedeckten Altersvorsorge aufkommen lassen. Hinzu
konnte eine zunehmende Desintegration der Finanz-
mirkte kommen, die sich im Anlegerverhalten unter an-

derem in einem ausgepragten ,,home bias“ niederschligt,
d. h. dass Kapital bevorzugt inldndischen Schuldnern zur
Verfligung gestellt wird (vgl. Feldstein-Horioka-Theorem).
Damit ginge aber ein flir die Kapitaldeckung angefiihrter
Vorteil, die internationale Risikostreuung, verloren. Unter
diesen Umstdnden wird es zunehmend fraglicher, ob das
Ziel einer Entlastung kiinftiger Generationen auf Kosten
einer Belastung heutiger Beitragszahler und Rentner tat-
sdchlich gelingen kann. Vor dem Hintergrund der aktuell
niedrigen Kapitalmarktrenditen ist die Riester-Rente in
die Kritik geraten. Aber auch andere — mehr oder weniger
staatlich geforderte — Vorsorgeprodukte leiden unter dem
aus Anlegersicht ungiinstigen Zinsumfeld.

92. Die Kiritik setzt dabei allerdings nicht vorrangig an
der niedrigen Brutto-Rendite an, unter der alle Anbieter
von Vorsorgeprodukten in dhnlicher Weise zu leiden ha-
ben, sondern an als iiberhoht betrachteten Abschluss- und
Verwaltungskosten sowie fiir die Versicherten nachteili-
gen Kalkulationsgrundlagen der Produktanbieter. Es wird
beflirchtet, dass ein (zu) groBer Teil der staatlichen Forde-
rung von den Anbietern der Riester-Produkte abgeschopft
wird. Dass eine staatliche Forderung im Ergebnis zwi-
schen Anbietern und Nachfragern aufgeteilt wird, ist
nicht iiberraschend. Als Ursachen fiir hohere Verwal-
tungskosten bei den Riester-Rentenvertrigen werden
z. B. hiufigere Anderungen der Eigenbeitrige durch Ein-
kommensschwankungen sowie eine grof3e Zahl von Mini-
Vertrdgen aufgrund des geringen Mindesteigenbeitrags
von 60 Euro pro Jahr angefiihrt. Davon abgesehen sind
hohere Kosten von geforderten Riester-Vertragen aus der
Sicht des Verbraucherschutzes und bei einer staatlichen
Forderung nur akzeptabel, wenn und soweit sie in der Sa-
che begriindet sind. Gleichzeitig miissen kostenbegriin-
dende Ursachen soweit wie moglich vermieden werden,
indem einfache biirokratische Abldufe geschaffen wer-
den.

93. Der Gesetzgeber muss zudem die Voraussetzungen
fiir eine Transparenz der Kosten und fiir eine Marktiiber-
sicht schaffen. Je vergleichbarer die Riester-Produkte und
je geringer der Aufwand, der zu diesem Vergleich not-
wendig ist, desto intensiver diirfte der Preiswettbewerb
zwischen den Anbietern ausfallen und desto schwieriger
diirfte es fallen, den Nachfragern die Beteiligung am Sub-
ventionsgewinn zu verwehren. Daher ist es zu begriif3en,
dass die Bundesregierung mit dem Entwurf eines Geset-
zes zur Verbesserung der steuerlichen Forderung der pri-
vaten Altersvorsorge einen Versuch unternimmt, die
Transparenz von Riester-Rentenprodukten insbesondere
durch die Vorgabe eines standardisierten Informations-
blattes zu erhohen. Allerdings hélt es der Sozialbeirat fiir
erforderlich, zu priifen, welche weiteren Maflnahmen zur
Verbesserung des Verbraucherschutzes ergriffen werden
konnen.

94. Je besser der Wettbewerb unter den Anbietern von
Riester-Rentenprodukten funktioniert, desto groBer ist die
Wahrscheinlichkeit, dass die staatliche Forderung der pri-
vaten Altersvorsorge ihren eigentlichen Adressaten, d. h.
die Privatvorsorge betreibenden Personen, tatsdchlich er-
reicht. Zu unterscheiden sind aber potenzielle Vorteile der
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Produktanbieter aufgrund eines unzureichenden Wettbe-
werbs von betriebswirtschaftlich notwendigen vorsichti-
gen Kalkulationen. Die Anbieter von Riester-Produkten
wenden — wie sonstige private Rentenversicherungen —
z. B. Sterbetafeln mit iiberdurchschnittlich langen Le-
benserwartungen an. Sie begriinden dies damit, dass wie
bei jeder auf Freiwilligkeit basierenden Versicherung
auch bei der Absicherung der Langlebigkeitsrisiken iiber
Riester-Rentenvertrdge damit gerechnet werden muss,
dass in erster Linie Personen mit relativ hoher Lebenser-
wartung zum Abschluss einer solchen Versicherung bereit
sein werden. Dagegen wiirden Personen, die aufgrund der
Kenntnis ihrer Familiengeschichte oder ihrer eigenen Le-
bensumstinde damit rechnen, nicht zu den besonders
Langlebigen zu zdhlen, eher zogern, eine private Renten-
versicherung abzuschliefen. Im Ergebnis sei mit einer
Konzentration von aus Sicht der Versicherung ,,ungiinsti-
ger“ Risiken unter den effektiven Nachfragern nach
Riester-Vertrdgen zu rechnen. Daher arbeiten die Versi-
cherungen mit Zuschldgen auf die Lebenserwartungen,
die sich aus den Sterbetafeln im Durchschnitt fiir die ge-
samte Gesellschaft ergeben. Allerdings diirfte sich durch
die inzwischen hohe Zahl der abgeschlossenen Riester-
Vertrdge mittlerweile der Selbstselektionseffekt reduziert
haben. Da die Entscheidung fiir oder gegen einen Riester-
Rentenvertrag in der Realitét aber nicht immer nach rein
wirtschaftlicher Rationalitit getroffen wird, und die Ver-
besserung mit Hilfe des beabsichtigten standardisierten
Informationsblattes nicht vollsténdig befriedigend sein
diirfte, ist der Staat als Regulierer gefragt. Hier gilt es, die
Regeln zur Verteilung von Risikogewinnen aus einer zu
vorsichtigen Kalkulation zwischen Versicherung und Ver-
sicherten einer stindigen Uberpriifung zu unterziehen.

95. Die Ergiinzungsfunktion der Riester-Rente hangt ent-
scheidend vom Zinsniveau ab. Sofern es iiber einen linge-
ren Zeitraum deutlich unter der im Alterssicherungsbericht
verwendeten Annahme fiir den Nominalzins, der derzeit
noch mit 4 Prozent angesetzt wird, bleiben sollte, sind die
im Alterssicherungsbericht ausgewiesenen Gesamtver-
sorgungsniveaus in der Zukunft nicht erreichbar. Bei An-
nahme eines um einen Prozentpunkt niedrigeren nomina-
len Zinssatzes von 3 Prozent wiirden die Beitrdge der
Riester-Rente und der aus Steuerersparnissen gespeisten
privaten Rentenversicherung zum Gesamtversorgungs-
niveau fiir den Rentenzugang des Jahres 2030 um fast
2 Prozentpunkte niedriger ausfallen. Bislang schien die
Annahme eines positiven Zins-Wachstumsdifferenzials
fiir eine konsistente Modellrechnung durchaus ange-
bracht, zumal sie mit den verwendeten Annahmen fiir die
Produktivitdts- und Lohnentwicklung kompatibel waren.
Die jlingsten Erfahrungen der Euro-Schulden-Krise mit
extrem niedrigen Zinssitzen fiir vermeintlich sichere Ka-
pitalanlagen indizieren indes Priifungsbedarf vor allem
auch fiir die Zukunft, ob und inwieweit diese Zinsent-
wicklung weiter unterstellt werden kann.

96. Empirischen Priifungsbedarf gibt es ebenfalls bei
den in den Modellrechnungen zum Gesamtversorgungs-
niveau angesetzten Kosten der Kapitalanlagen in Hohe
von 10 Prozent der Beitrdge. Bei manchen Vertrigen ist

dieser Wert offensichtlich héher, zumal wenn man auf3er-
dem die zeitliche Verteilung der einbehaltenen Kosten be-
ricksichtigt, was erhebliche Auswirkungen auf die
Gesamtrendite von Riester-Vertrdgen hat. Ein Verwal-
tungskostenanteil von 20 Prozent wiirde das Gesamtver-
sorgungsniveau fiir sich genommen beim Rentenzugang
des Jahres 2030 beispielsweise um rund 1 Prozentpunkt
niedriger ausfallen lassen.

97. Eine Uberschitzung des Versorgungsniveaus aus
den privaten Vorsorgeformen ergibt sich daraus, dass zu
deren Ermittlung auf die Lebenserwartungen zuriickge-
griffen wurde, die sich aus den Periodensterbetafeln erge-
ben. Dies gilt jedenfalls, wenn man die Erfahrung der
Vergangenheit zugrunde legt. Bei dieser Querschnittsbe-
trachtung werden die Sterbewahrscheinlichkeiten eines be-
trachteten Jahres auch fiir die Zukunft konstant fortge-
schrieben. Beispielsweise wird damit unterstellt, dass eine
heute 40-jahrige Person in 25 Jahren das gleiche Sterbe-
risiko aufweist wie eine heute 65-jahrige Person. Erfah-
rungsgemifl sinken jedoch die jahrgangsspezifischen
Sterbewahrscheinlichkeiten im Zeitablauf. Daher sind die
aus Querschnittdaten errechneten Lebenserwartungen
stets nach unten verzerrt und folglich die mit ihnen ermit-
telten monatlichen oder jéhrlichen Zahlbetrige einer
privaten Rentenversicherung iiberhoht. Generationenster-
betafeln werden aus Langsschnittdaten gewonnen und
vermeiden daher diesen Fehler. Sie sind allerdings erst
dann vollstindig auswertbar, wenn auch die letzte Person
eines Jahrgangs gestorben ist. Um dennoch Generatio-
nensterbetafeln zu bestimmen, sind Trendfortschreibun-
gen notwendig. Auf Basis der zuletzt vom Statistischen
Bundesamt verdffentlichen Generationensterbetafeln fiir
die Jahrgénge 1896 bis 2009 kann eine Abschitzung des
oben beschriebenen Fehlers vorgenommen werden. Er ist
umso grofer, je jiinger das betrachtete Alter ist. Fiir Neu-
geborene kann er sich auf bis zu 9 Jahre belaufen. Je wei-
ter das Lebensalter jedoch vorangeschritten ist und je we-
niger Restlebensjahre verbleiben, desto geringer wird
dieser statistische Fehler. Fiir 65-Jahrige belduft er sich
nur noch auf rund 1 Jahr. Die Uberschitzung des Gesamt-
versorgungsniveaus ist aus diesem Grund mit knapp ei-
nem halben Prozentpunkt iiberschaubar. Selbst wenn zur
Beriicksichtigung der adversen Selektion bei freiwilligen
Versicherungen ein weiteres Jahr im Sinne einer vorsich-
tigen Kalkulation hinzugerechnet wird, erhéht sich der
Fehler beim Gesamtversorgungsniveau um lediglich gut
einen halben Prozentpunkt.

98. Der Sozialbeirat regt an, dass das BMAS im Rah-
men seiner regelméfBigen Berichterstattung zur Entwick-
lung der Alterssicherung in Deutschland (Alterssiche-
rungsbericht) auch iiber die empirische Entwicklung von
Zinsen typischer Riester-Produkte und Abschluss- und
Verwaltungskosten berichtet und hieraus Schlussfolge-
rungen fiir die Modellrechnungen zum Gesamtversor-
gungsniveau zieht.

Berlin, 30. November 2012
Prof. Dr. Franz Ruland

Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstrale 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Kéln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de
ISSN 0722-8333



	Inhaltsverzeichnis
	Alterssicherungsbericht 2012
	Kurzfassung
	Einleitung
	Teil A Leistungen und Finanzierung der ganz oder teilweise öffentlich finanzierten Alterssicherungssysteme in Deutschland im Jahr 2011
	1 Öffentlich finanzierte Alterssicherungs- systeme in Deutschland
	2 Gesetzliche Rentenversicherung
	3 Versorgung der Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Richter sowie Berufssoldatinnen und -soldaten
	4 Zusätzliche Alters- und Hinterbliebenen- versorgung für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes
	5 Alterssicherung der Landwirte
	6 Künstlersozialversicherung
	7 Sonstige Alterssicherungssysteme
	8 Alterssicherungsleistungen nach dem Sozialbudget 2011

	Teil B Leistungen aus Alterssicherungs- systemen
	1 Leistungen im Überblick
	2 Eigene Leistungen
	3 Abgeleitete Leistungen
	4 Zusammentreffen verschiedener Alterssicherungsleistungen

	Teil C Gesamteinkommenssituation
	1 Höhe und Zusammensetzung der Einkommen im Überblick
	2 Einkommenskomponenten neben den Alterssicherungsleistungen
	3 Die wichtigsten Einkommensquellen im Alter
	4 Einkommenssituation nach verschiedenen Merkmalen
	5 Verteilung der Einkommen

	Teil D Steuerliche Förderung und Grad der Verbreitung von betrieblicher und privater Altersvorsorge
	1 Verbreitung der betrieblichen Alters- vorsorge
	2 Verbreitung der privaten Altersvorsorge (Riester-Renten)
	3 Verbreitung der zusätzlichen Alters- vorsorge insgesamt
	4 Zusammenfassung

	Teil E Entwicklung des Gesamtversorgungsniveaus
	1 Einleitung
	2 Definition der Modellfälle
	3 Entwicklung des Gesamtversorgungs- niveaus
	4 Zusammenfassung
	5 Methodische Hinweise

	Anhänge
	Gutachten des Sozialbeirats zum Rentenversicherungsbericht 2012 und zum Alterssicherungsbericht 2012
	I. Vorbemerkungen
	II. Stellungnahme zu den mittelfristigen Vorausberechnungen bis 2016
	III. Stellungnahme zu den 15-jährigen Vorausberechnungen bis 2026
	IV. Die Anpassung der Renten zum 1. Juli 2012
	V. Der Beitragssatz für 2013
	VI. Zur Bedeutung der Leistungsgerechtigkeit in der gesetzlichen Rentenversicherung
	VII. Konsequenzen für die aktuelle Rentendiskussion
	VIII. Die weiteren Reformvorschläge des Rentenpakets
	IX. Der Alterssicherungsbericht 2012
	X. Zur Ergänzungsfunktion der betrieblichen und privaten Vorsorge



